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Kinderbildungsgesetz
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Kinderforderungsgesetz

Kinderforderungsgesetz Sachsen-Anhalt

Gesetz Uiber Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung fiir Kinder
Kindertagesforderungsgesetz

Kindertagesbetreuungsgesetz Niedersachsen
Kindertagesbetreuungsgesetz Brandenburg
Kindertagesbetreuungsgesetz Baden-Wiirttemberg

Kindertagespflege

Kinder- und Jugendhilfegesetz in der Landesfassung Baden-Wirttemberg
Land Sachsen-Anhalt

Ministerium fir Arbeit, Soziales und Integration Sachsen-Anhalt
National Bureau of Economic Research

Eunice Kennedy Shriver National Institute of Child Health and Human Development
National Longitudinal Survey of Youth

Nationale Untersuchung zu Bildung, Betreuung und Erziehung in der frithen Kindheit
Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
Programme for International Student Assessment
Public-Private-Partnership

Peabody Picture Vocabulary Test-Revised

Praxisorientierte Ausbildung

Programme for International Student Assessment (OECD)

Sachsisches Finanzausgleichsgesetz

Sachsisches Gesetz zur Férderung von Kindern in Tageseinrichtungen
Sachsische Kindertageseinrichtungen- Finanzierungsverordnung
Sozialgesetzbuch

Sozialpadagogisches Fortbildungsinstitut Berlin-Brandenburg
Sozio-6konomisches Panel

Sprachférderung in Tageseinrichtungen fiir Kinder mit Zusatzbedarf
Sozialpadagogisches Fortbildungszentrum

Trends in International Mathematics and Science Study
Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz Berlin
Total-Quality-Management

Tagespflegeperson

Tarifvertrag fiir den Offentlichen Dienst

Umsatzsteuer

Verwaltungsverfahrensgesetz

Verwaltungsvorschrift

Vollzeitaquivalent
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Kurzfassung
Einleitung

Am 6. November 2014 haben sich die Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und die Fach-
ministerinnen und Fachminister der Lander auf einen Prozess zur Entwicklung gemeinsamer Qualitats-
ziele in der Kindertagesbetreuung geeinigt und ein Communiqué unterzeichnet, das die Grundlage fir
den weiteren Qualitatsprozess darstellt. Im Rahmen des Prozesses wurde eine Arbeitsgruppe " Friihe
Bildung weiterentwickeln und Finanzierung sichern” (AG Friihe Bildung) aus Vertretern/innen des Bun-
desministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, der Lander und der Kommunalen Spitzen-
verbande eingerichtet. Deren Aufgabe ist es, gemeinsame Zielperspektiven zu entwickeln und die Fi-
nanzierungsgrundlagen zu priifen sowie einen Entwurf fiir einen Zwischenbericht zu erarbeiten, der

Ende 2016 von Bund und Landern vorzulegen ist.

Als ein ,Baustein” der Arbeit der AG Friihe Bildung wurde vereinbart, dass durch das BMFSF)J eine
Expertise zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung vergeben werden soll. Diese Expertise soll in ei-
nen Zwischenbericht einflieBen, der Aussagen zu den ,gemeinsamen Handlungszielen zu den Hand-
lungsfeldern des Communiqués, den Kosten zur Umsetzung der Ziele sowie méglichen Finanzierungs-

grundlagen (mdgliche Finanzierungsbeteiligungen und Finanzierungswege) enthalt”.

Das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat das Fibs-Forschungsinstitut
fiir Bildungs- und Sozialokonomie mit der Durchfiihrung dieser Expertise beauftragt. Die nachfolgenden

Ausflihrungen fassen die zentralen Ergebnisse der Studie zusammen.
Aufgabenstellung und Zielsetzung der Expertise
Das Ziel bzw. der Inhalt der Expertise besteht in der Bearbeitung der folgenden Punkte:

1. Erarbeitung von Vorschlagen fiir eine angemessene Finanzierungsbeteiligung des Bundes im Ver-

gleich zur Finanzierung der Lander und Kommunen

2. Priifung der Machbarkeit und Kostenabschatzung der Umsetzung der verschiedenen Finanzierungs-

wege
3. Beschreibung der volkswirtschaftlichen Rendite guter Kindertagesbetreuung in Deutschland

Das Ziel der vorliegenden Studie besteht somit zum einen in einer strukturellen und 6konomischen
Analyse des Kinderbetreuungssystems und insbesondere seiner Finanzierung sowie in der Herausarbei-
tung potenzieller Umsetzungsoptionen fiir eine zukiinftige, erhohte dauerhafte Finanzierungsbeteili-
gung des Bundes an den Kinderbetreuungsausgaben von Landern und Kommunen. Zum anderen sind
Berechnungen bzw. Schatzungen zu den Kosten und insbesondere Ertragen von qualitatsverbessernden
MaBnahmen und der Verteilung dieser Ertrage auf die foderalen Ebenen, d.h. Bund, Lander und Kom-

munen, vorzunehmen.
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1. Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Deutschland — Uberblick diber die Lindersysteme

In allen Landern basieren die Regelungen zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung auf Landes-
gesetzen, die entweder konkret und detailliert bestimmen, welche Kosten in welchem Umfang von
wem (Land, Kreis, Gemeinde, Trager, Eltern) zu tragen sind, oder Grundsatze hinsichtlich der Zustan-
digkeiten festlegen und die spezifische Umsetzung den Kommunen iiberlassen. In der Praxis zeigen sich
dabei sehr unterschiedliche Ausgestaltungsformen.

Abbildung 1 zeigt stark vereinfacht die Komplexitat und Vielfalt der Regelungen; faktisch haben
keine zwei Lander identische Systemstrukturen. Noch am ehesten vergleichbar sind die Finanzierungs-
strukturen in den beiden Stadtstaaten Berlin und Hamburg, in denen die Eltern einen Kita-Gutschein
bzw. eine Kita-Card erhalten, auf der ihr Anspruch auf Kinderbetreuung niedergelegt ist und den sie an
den Einrichtungstrager tbergeben. Der Trager seinerseits erhalt im Gegenzug vom Land in Hamburg
bzw. (Stadt) Bezirk in Berlin die entsprechenden Geldbetrage — ggf. abziiglich der Elternbeitrage und
des Tragereigenanteils — erstattet.

» Pauschale Je Kind / Platz
L Globalzuwelsung / KFA
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Abbildung 1: Uberblicksdarstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Bundesléndern

In allen anderen Landern gibt es mehrere Finanzierungsstrange, die zudem haufig nebeneinander
stehen und unterschiedliche Altersgruppen oder Kostenarten betreffen. Die Zahlungen des Landes rich-
ten sich entweder an die Gemeinden und/oder den értlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe oder

an die Trager der Einrichtungen direkt. Unabhangig von diesen unterschiedlichen Geldempféngern las-
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sen sich vier Grundprinzipien der Landerzuweisungen identifizieren: Globalzuweisungen bzw. Ubertra-

gungen im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs, Pauschale Zuweisungen je Kind oder Platz,

nutzungs-/belegungsorientierte Zuweisungen je Kind sowie kostenbezogene Zuweisungen. Die Gut-

scheinregelungen entsprechen in weiten Teilen den Merkmalen der belegungsorientierten Zuweisung,

der Gutschein ist in diesem Kontext vor allem ein Medium der Mittelverteilung.’

1

18

Globalzuweisungen bzw. pauschale Ubertragungen an die Gemeinden als Grundlage der Finanzie-
rung der Kindertagesbetreuung im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs gibt es in Baden-
Wiirttemberg, Berlin, Bremen und Thiiringen, wobei sich die konkreten Zahlungen in Baden-W(irt-
temberg und Thiiringen — von einem kleinen Betrag in Thiiringen, der an die Kreise geht, abgesehen
— nach den gleichen (spezifisch kita-bezogenen) Kriterien richten, wie sie andere Landern zur ex-
pliziten Finanzierung der Kindertagesbetreuung verwenden.2 In Berlin und Bremen erfolgen die
Zuweisungen im Rahmen der allgemeinen Schliisselzuweisungen, aus denen die Stadtbezirke in
Berlin bzw. die Stadte Bremen und Bremerhaven die Kindertagesbetreuung finanzieren. Im Ubrigen
erhalten die Kommunen in allen sechzehn Landern einen Teil der Mittel, aus denen sich die Kinder-

tagesbetreuung finanzieren, liber Schliisselzuweisungen des Kommunalen Finanzausgleichs.

Pauschale Zuweisungen je Kind (in einem bestimmten Alter) oder Platz gibt es in unterschiedlichen
Auspragungen; sie werden in insgesamt acht Landern angewandt und richten sich dabei teils an
die Gemeinden und teils (ggf. zusatzlich) an die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe. Die
Bandbreite variiert von einem Pauschalbetrag je Kind im Alter von bis zu 12 Jahren in Brandenburg
bis hin zu Kosten, die — wie z.B. in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen — auf Basis vollzeit-

aquivalenter Kinderzahlen zugewiesen werden.

Belegungsorientierte Pauschalen je Kind oder Platz differenzieren — in Abgrenzung zu der vorheri-
gen Pauschale je Kind in einem bestimmten Alter bzw. Platz — nach dem Nutzungsumfang und/oder
kindbezogenen Merkmalen (z.B. Alter, Migrationshintergrund, Behinderung); d.h. es werden im
Unterschied zu den nachfolgenden kostenbezogenen Zuweisungen an die Kommunen bzw. ortli-
chen Trager nicht die Kosten des Tragers bei der Hohe der Zuweisung berlicksichtigt, sondern Pau-
schalbetrage transferiert. Im Detail gibt es unterschiedliche Auspragungen mit unterschiedlichen
Graden an Pauschalierung. Kita-Gutscheine sind eine Sonderform der belegungsorientierten Pau-

schalen.

Davon unbenommen ist, dass ein Kita-Gutschein als Instrument zur wettbewerblichen Strukturierung bzw. Steuerung
der Kindertagesbetreuung gesehen werden kann. Die Unterschiede zu anderen Formen der Mittelsteuerung sind aber
maoglicherweise gering (Dohmen 2003, 2010), die Wirkungen héngen stark vom jeweils betrachteten Aspekt, der be-
trachteten Zielgruppen sowie den Rahmenbedingungen ab (zuletzt Dohmen 2015).

Dariiber hinaus bzw. davon unabhangig gibt es in allen Landern globale Landeszuweisungen an die Kommunen, die
diesen — neben den eigenen Einnahmen — die Finanzierung der Kinderbetreuungsausgaben erst ermdglichen.
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Kostenbezogene Zuweisungen orientieren sich — auch bei den Zuweisungen an die Kommunen
bzw. ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe — an den tatsachlichen Kosten der einzelnen
Trager und ibernehmen i.d.R. einen bestimmten Anteil davon. Zum Teil wird ein Anteil der Perso-
nalkosten, zum Teil ein bestimmter Prozentsatz der Betriebs- oder Sachkosten und/oder der Inves-
titionskosten vom Land iibernommen. Fiir die Finanzierung der dariiberhinausgehenden Ausga-
ben(arten) sind dann die Gemeinden oder 6rtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zusténdig,

soweit diese nicht durch die Eltern und/oder die Trager der Einrichtungen zu tragen sind.

In der unmittelbaren Beziehung zwischen dem Land oder den Kommunen und den Tragern der Ein-

richtungen reduziert sich die Zahl der Auspragungen im Kern auf zwei Formen, die jeweils in rund der

Halfte der Lander praktiziert werden:

Bei belegungsorientierten Pauschalen je Kind oder Platz erhalten die Trager einen Pauschalbetrag,
der sich nach festgelegten Kriterien (u.a. Nutzungsdauer, Merkmale der Kinder) richtet und fiir alle
Trager gleich ist, sofern der Nutzungsumfang und ggf. die Merkmale des Kindes identisch sind.
Haufig Gbernehmen die Kommunen dabei den zum Landesanteil komplementédren Anteil an der
Pauschale, wobei es erhebliche Unterschiede beziiglich des Landes- bzw. Kommunalanteils an der
Gesamtfinanzierung gibt. Zu dieser Gruppe gehdren prinzipiell auch die beiden Gutscheinsysteme

in Berlin und Hamburg.3

Bei kostenbezogenen Zuwendungen lbernehmen die Gemeinden einen zur Landesfinanzierung
komplementaren Anteil der tatsachlichen Personal-, Betriebs- und/oder Investitionsausgaben der
einzelnen Trager. Es gibt dabei entweder konkrete Vorgaben des Landes zum Anteil der Kosten,
den die Kommunen tragen, oder aber die Lander (iberlassen die konkrete Regelung den Gemeinden
bzw. drtlichen Tragern in eigener Verantwortung. Es gibt dabei unterschiedliche Spezifika hinsicht-
lich der Vor- oder Nachrangigkeit gegenliber Tragereigenanteil und Elternbeitragen. In einigen Lan-
dern bzw. Gemeinden wird ein bestimmter Anteil festgelegt, den die 6ffentliche Hand tragt, und
die Trager und Eltern miissen die Differenz finanzieren; in anderen Landern wird formuliert, dass
die Gemeinde die nach Tragereigenanteil und Elternbeitragen noch verbleibenden Kosten ganz o-
der teilweise Gbernimmt, wobei ggf. die Eigenanteile der Trager und/oder der von den Eltern zu

finanzierende Anteil genau spezifiziert werden.

Die der Vollstandigkeit halber in der Abbildung 1 enthaltene dritte Form der Pauschalen je Kind

bzw. Platz umfasst pauschale Aufstockungen der Landeszuweisungen durch die Kommunen.

3 Der Vollstandigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass Hamburg trotz des prinzipiell pauschalen Entgelts die Mietkos-

ten teilweise gesondert und in Anlehnung an die tatsachlichen Kosten und dariiber hinaus Sonderzuweisungen fiir
kleine Einrichtungen in Ergdnzung zum Kita-Gutschein leistet, die deren hohere Overhead-Kosten beriicksichtigen.
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Es ist erganzend darauf hinzuweisen, dass die Darstellung zur Ausgestaltung der Finanzierung zwi-
schen Kommunen und Tragern insofern nicht vollumfassend ist, als einige Lander den Gemeinden die
konkrete Ausgestaltung (iberlassen, und ihnen daher auch keine Informationen zur konkreten Umset-

zung vorliegen.

Als weitere Finanziers sind die Trager sowie die Eltern zu nennen. Elternbeitrage gibt es in allen 16
Landern, wenn auch nicht unbedingt fiir alle Altersgruppen bzw. Nutzungsumfange. Fiir die Festlegung
der Héhe und Struktur sind i.d.R. entweder die Trager oder die Kommunen, ggf. im Zusammenspiel mit
Wohlfahrtsverbanden, zustandig. Explizite Landesregelungen gibt es nur in den beiden Stadtstaaten
Berlin und Hamburg, in einigen Landern macht das Land Vorgaben zu Umfang und ggf. Struktur der
Beitrage. In diesen Fallen wird spezifiziert, welche GréBen Einfluss auf die Hohe der Elternbeitrdge

nehmen konnen (z.B. Einkommen, Nutzungsumfang, Anzahl der Geschwister etc.).

Einige Lander haben die Elternbeitrage fiir bestimmte (Alters-) Gruppen bzw. Leistungsumfange
~abgeschafft”. Hier miissen Eltern Beitrage nur in den Fallen entrichten, in denen ihre Kinder nicht zu
der Altersgruppe zahlen, die von den Beitragen befreit ist, oder die Kita in einem groBeren Umfang in
Anspruch nimmt, als in den Regelungen zur Beitragsbefreiung festgelegt. Soweit die Eltern von Eltern-
beitragen freigestellt sind, kénnen die Lander den Kommunen bzw. Tragern die damit einhergehenden

Einnahmeausfalle erstatten, was aber nicht in allen Landern — in vollem Umfang — der Fall ist.

Explizit vorgesehen sind Tragereigenanteile in 12 der 16 Lander. Es gibt dabei zwei unterschiedliche
Grundprinzipien: in einer Reihe von Lander sind nur die freien Trager betroffen, in anderen gilt dies
auch fiir 6ffentliche Trager. Im letzten Fall ist aber zu berlicksichtigen, dass die entsprechenden Mittel
aus den kommunalen Haushalten kommen und insofern auch in den kommunalen Ausgaben fiir die
friihkindliche Bildung und Betreuung enthalten sind. D.h. faktisch miissen auch hier nur die freien und
sonstigen Trager einen Eigenanteil leisten, der nicht aus 6ffentlichen Kassen finanziert wird. Dariiber
hinaus konnen die Eigenanteile (formal) fiir alle Arten von Tragern gleich sein, oder aber nach Art —
und ggf. weiteren Kriterien — differieren. Zu guter Letzt ist zu bedenken, dass die Trager unter Umstan-
den implizit einen Eigenanteil zu finanzieren haben, wenn pauschale Zuweisungen ihre spezifischen
Kosten nicht vollumfanglich decken, z.B. weil Personal- oder Betriebskosten Uber die Pauschalbetrage

hinausgehen.

Aus Sicht des Trégers lassen sich somit Entgelt- und Zuwendungsfinanzierung unterscheiden. Bei
einem Entgeltmodell erfolgt die Zahlung auf der Grundlage festgelegter Pauschalen, die sich in der
Regel nach Nutzungsumfang und Kindesmerkmalen orientieren. Der Trager ist frei in allen Entschei-
dungen, die seine Geschaftspolitik betreffen, wobei er natiirlich auf die Kostendeckung achten muss.
Bei einer Zuwendungsfinanzierung determinieren — zumindest theoretisch — die tatsachlichen Kosten

des Tragers, abzliglich der Elternbeitrdge und des Trageranteils, die Zuweisung der 6ffentlichen Hand.
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Dies schlieBt allerdings nicht aus, dass die 6ffentlichen Finanziers bestimmte Eckwerte festlegen und/o-
der versuchen, Einfluss auf die Kostenstruktur oder die Hohe der Ausgaben zu nehmen.4 Aus Sicht der
Trager ist auch von Bedeutung, dass es in der Praxis — wie Abbildung 1 nur zum Teil konkret aufzeigen
kann — teilweise zu parallelen Zahlungsstromen mit den 6ffentlichen Finanziers kommen kann, bei de-
nen sie einen Teil der Zuweisungen direkt vom Land und einen anderen Teil von den Gemeinden und/o-

der ortlichen Tragern der offentlichen Jugendhilfe erhalten.

Mit dieser Ubersicht sind die wesentlichen Strukturen der Finanzierung der Kindertagesbetreuung
beschrieben; es ist der Vollstandigkeit halber darauf hinzuweisen, dass es weitere Regelungen gibt, die
sich entweder auf konkrete Forderprogramme der Lander (z.B. Sprachforderung, Verbesserung des Per-

sonalschlissels, Fortbildung etc.) oder auf bestimmte (,, Ausnahme-") Falle beziehen.
2. Entwicklung der Ausgaben fiir die Kindertagesbetreuung in Deutschland seit dem Jahr 2000

Vor dem Hintergrund der Fokussierung der Arbeit der AG Friihe Bildung auf die Kinder zwischen
Null Jahren bis zum Schuleintritt fasst Abbildung 21 die Entwicklung der Ausgaben fiir die Kinderbe-

treuung der null- bis sechsjahrigen Kinder, d.h. ohne den Hort, zusammen.>

Auf dieser Basis sind die Ausgaben fiir die Betreuung der Kinder bis zum Schuleintritt von 10,7 Mrd.
Euro im Jahr 2000 auf 23,8 Mrd. Euro im Jahr 2013 angestiegen. Auf Basis der in der Haushaltplanung
vorgesehenen Ansétze ist bis zum Jahr 2015 von einem weiteren Anstieg auf 26,9 Mrd. Euro auszuge-
hen. In diesem Kontext sind die 6ffentlichen Ausgaben von Bund, Landern und Kommunen von 8,1
Mrd. Euro im Jahr 2000 auf 18,2 Mrd. Euro im Jahr 2013 gewachsen. Bis 2015 ist von einem weiteren
Anstieg auf 20,5 Mrd. Euro auszugehen.

Schliisselt man diese 6ffentlichen Gesamtausgaben etwas weiter auf, dann haben sich die Ausgaben
der Lander in diesem Zeitraum von 3,5 Mrd. Euro (2000) auf 8,5 Mrd. Euro 2013 erh6ht und sollen, laut
Haushaltsplanung, bis 2015 weiter auf 9,7 Mrd. Euro ansteigen. Bei den Kommunen zeigt sich zunachst
ein Anstieg von 4,6 Mrd. Euro im Jahr 2000 auf 9,3 Mrd. im Jahr 2013. Fiir die beiden letzten Jahre
zeigen die vorliegenden Daten einen leichten Anstieg auf 9,9 (2014) bzw. 10,3 Mrd. Euro (2015).

4 Diese Form der Finanzierung wird bisweilen auch als Fehlbedarfsfinanzierung bezeichnet. Das bedeutet, dass ein nach
anderen Einnahmen noch verbleibender ,ungedeckter” Betrag iibernommen wird. Es erscheint auf den ersten Blick
zwar naheliegend, dass dies in allen Féllen gilt, in denen die Gemeinde einen bestimmten Kostenanteil Gibernimmt,
gleichwohl ist das zumindest nicht immer explizit formuliert.

5 Diese Daten wurden von der Arbeitsstelle fiir Kinder- und Jugendhilfestatistik der TU Dortmund berechnet. Dabei wiir-
den fiir die Jahre 2012 und 2013 die im Bildungsfinanzbericht (Statistisches Bundesamt 2015a, 2016a) fiir diese beiden
Jahre ausgewiesenen Daten zugrunde gelegt; fiir die verbleibenden Jahre bis einschlieBlich zum Jahr 2011 wurden die in
den Bildungsfinanzberichten fiir die Krippen und den Hort gemeinsam ausgewiesenen Betrdge um den Anteil der Hort-
kinder bereinigt. Fiir die Ausgaben des Bundes werden die Werte angesetzt, die in Tabelle 4.1.1-1 des Bildungsberichts
2015 (Statistisches Bundesamt 2015a) ausgewiesen werden.

21



Rechts neben den Saulen mit den Kerndaten der Finanzierung der Kinderbetreuung in Deutschland
ist flir den Zeitraum ab dem Jahr 2010 erganzend der (iber die modifizierte Verteilung der Umsatzsteuer
den Landern vom Bund (iberlassene Anteil an der Umsatzsteuer fiir die Beteiligung an den Betriebskos-
ten im Rahmen des U3-Ausbaus wiedergegeben. Dies zeigt, dass sich der Bund in den vergangenen
sechs Jahren in zunehmendem Umfang an den Kosten der Kindertagesbetreuung beteiligt hat. Konkret
ist der Uiber diesen Weg an die Lander umverteilte Betrag von 200 Mio. Euro (2010) auf zuletzt 845
Mio. Euro (2015) angestiegen. Wiirde man diesen Betrag zu den Ausgaben hinzuaddieren, beliefe sich
der Bundesanteil an der Finanzierung im Jahr 2015 auf 1,345 Mrd. Euro. Entsprechend wiirde sein
Anteil — bezogen auf die Ausgaben fiir die Kinder im Alter bis zum Schuleintritt — um vier Prozentpunkte
auf 6,6 % der offentlichen Ausgaben ansteigen, wahrend sich der Anteil der Lander um drei und der
der Kommunen um etwa einen Prozentpunkt verringern wiirde. Bezogen auf die 6ffentlichen und pri-

vaten Gesamtausgaben beliefe sich der Bundesanteil auf 5,0%.

Die im Kontext der Abschaffung des Betreuungsgeldes den Landern zusatzlich zur Verfiigung ge-
stellten Mittel firr die Kindertagesbetreuung, die ebenfalls (iber eine Modifikation der Umsatzsteueran-
teile realisiert wurde, wiirden — bei Zurechnung zum Bund — zu einer weiteren Erhéhung um bis zu 4
Prozentpunkte bezogen auf die 6ffentlichen Ausgaben fiihren. Die Anteile der Lander und Kommunen
wiirden sich wiederum um etwa drei bzw. einen Prozentpunkt verringern. Auch bei dieser Betrachtung
ist der Bund im Vergleich zu Landern und Kommunen allerdings nur unterproportional an den Ausgaben
beteiligt. Die Kommunen weisen den gréBten Anteil auf, gefolgt von den Landern.® Gemessen an den
offentlichen und privaten Gesamtausgaben beliefe sich der Bundesanteil auf bis zu 8 %, allerdings
abhangig davon, wie sich die Ausgaben fiir den friihkindlichen Bereich insgesamt sowie bei den einzel-

nen Finanzier in den kommenden Jahren entwickeln.

Da die privaten Finanzierungsanteile nicht in der auf der Jahresrechnungsstatistik basierenden Ta-
belle 4.1.1.-1 des Bildungsfinanzberichts 2015 (Statistisches Bundesamt 2015) enthalten sind, stehen
explizite, um die Horte bereinigte Werte nur fiir die Jahr 2012 und 2013 zur Verfliigung. Im Jahr 2012
beliefen sich die privaten Finanzierungsanteile — hierbei handelt es sich um die Elternbeitrage (ein-
schlieBlich der Beitrage fiir das Mittagessen bei freien Tragern) sowie die Eigenanteile der freien Trager
— laut Bildungsfinanzbericht auf 5,2 Mrd. Euro und in 2013 auf 5,6 Mrd. Euro. Der Prozentanteil dieser
beiden Jahre wird auch fiir die anderen Jahre zugrunde gelegt und als konstant unterstellt. Dement-
sprechend sind die privaten Ausgaben von 2,6 Mrd. Euro im Jahr 2000 auf 5,6 Mrd. Euro in 2013 an-

gestiegen und werden voraussichtlich bis zum Jahr 2015 auf 6,3 Mrd. steigen.

6 Bei den Ausgabenbetragen wie auch den Angaben zur Verteilung der Ausgaben auf die Finanziers sind die unterschiedli-
chen Abgrenzungen zu beachten, d.h. ob nur die Kinder im Alter bis zum Schuleintritt oder auch die Hortkinder betrach-
tet werden, die zu jeweils unterschiedlichen GréBenordnungen fiihren. Dies liegt daran, dass Bund, Lander und Kommu-
nen unterschiedlich an der Finanzierung der drei Teilbereiche beteiligt sind.
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Ausgaben fiir die Kindertagesbetreuung (einschl. Kindertagespflege), (ohne Ausgaben fiir
Schulkinder in Horten/Hortgruppen/altersgemischten Gruppen - geschatzt)
nach Finanzierungsebenen 2000 bis 2015 in Deutschland in Mrd. Euro

30
26,9 Zusammen
25,3
25 23,8 Privat:
22,4 63 Elternbeitrage +
20,7 56 Elternbeitrage fiir das
19,4 56 Mittagessen bei freien
20 52 Tragern + Eigenanteil
der freien Trager
gemaB
15 Bildungsfinanzbericht
Kommunen
10,7
Lander
10— ¢ .
[ Bund
5 .
0 -

2000 2005 2010 2011 2012 2013 2014 2015
(vorl. Ist)  (vorl. Ist) (Sall)
Daten fiir Bund, Lander und Kommunen sind Jahresrechnungsergebnisse der 6ffentlichen Haushalte aus dem Bildungsfinanzbericht 2015 Tabelle 4.1.1-1, reduziert um die geschétzen Ausgaben
fiir den Hort. Die privaten Anteil fiir das Jahr 2012 sind demBildungsfinanzbericht Tabelle 2.4.1 (Bildungsbudget) und fiir 2013 dem Bildungsbudget 2016 entnommen. Die retrospektiven und

prospektivenprivaten Anteile sind auf der Basis 2012/2013 geschatzt (aufgehellte Farben). Der Bund stellte beim U3-Ausbau von 2008 bis 2014 insgesamt 2,675 Mrd. Euro tber die Umverteilung
der Umsatzsteuerpunkte fiir die laufenden Betriebskostenzur Verfiigung. Ab 2015 stellter zur weiteren Férderung der Betriebskostender Kinderbetreuungsplatze dauerhaft 845 Mio. Euro bereit.

Abbildung 2: Ausgaben fiir die Kindertagesbetreuung (ohne Hort) fiir die Jahre 2000 bis 2015
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In den Landern zeigen sich erhebliche Unterschiede sowohl hinsichtlich der Ausgaben je Kind als
auch in der Lastverteilung zwischen 6ffentlichen und privaten Finanziers sowie zwischen Landern und
Kommunen. Hauptfinanzier des Kinderbetreuungssystems sind fast durchgangig die Kommunen, ihr
Anteil liegt — unter Einbeziehung der Ausgaben fiir die Hortbetreuung der Schulkinder’ — zwischen
36 % (Mecklenburg-Vorpommern) und 56 % (Hessen), gefolgt von den Landern, deren Finanzierungs-
anteil zwischen 20 % (Schleswig-Holstein und Hessen) und 43 % (Bayern) liegt. Ausgenommen hiervon
sind die Stadtstaaten, in denen es keine kommunalen Ebenen gibt bzw. diese nicht mit eigenen Mitteln
an der Finanzierung beteiligt sind. Hier tragen die Lander bis zu 92 % der Kosten (Hamburg). Der Bun-
desanteil liegt in den einzelnen Landern in aller Regel bei unter einem Prozent, geht vereinzelt aber
auch dariiber hinaus.

Die Elternbeitrage liegen zwischen 5 % in Bremen und Rheinland-Pfalz und 25 % in Mecklenburg-
Vorpommern. Zum Anteil der Trager liegen auf Landerebene keine offiziellen Informationen vor, die
Erhebung des Statistischen Bundesamtes (2012) ermdglicht keine landerspezifische Differenzierung.
Eigene Berechnungen im Rahmen dieser Studie kommen zu einem Finanzierungsanteil zwischen null
Prozent in Bayern, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt und 10 % im Saarland,
der sich ausschlieBlich auf den Anteil der freien Trager bezieht, da die Eigenanteile der kommunalen

Trager in allen Landern Bestandteil der kommunalen Ausgaben sind.

Seit 2008 haben sich die Finanzierungsanteile der Lander fast durchgangig erhéht und die der Kom-
munen verringert (Ausnahme ist in beiden Fallen Sachsen), da sich die Lander iiberproportional — im
Vergleich zur ihrem Anteil vor Beginn des U3-Ausbaus — am Ausbau beteiligt haben. Mit Ausnahme
von Sachsen und Sachsen-Anhalt ist auch der Anteil der Elternbeitrage in allen Landern riicklaufig.
Hingegen ist der kalkulatorische Eigenanteil der freien Trager in den meisten Landern angestiegen, was

daran liegt, dass sich der Anteil an Kindern erhoht hat, der in Einrichtungen von freien Tragern geht.

Die Ausgaben je Kind schwanken — auf Basis der , vereinfachten” Berechnungsformel, die die Aus-
gaben durch die Zahl der Kinder dividiert — zwischen 5.000 Euro in Mecklenburg-Vorpommern und
10.350 Euro im Saarland, wobei dieser letztgenannte Wert durch iiberproportional hohe Investitions-
ausgaben beeinflusst sein diirfte.8 Diese Werte beriicksichtigen aber die unterschiedlichen zeitlichen
Nutzungsumfange ebenso wenig wie die erheblichen Unterschiede bei den Nutzungsquoten bei den
unter Dreijahrigen sowie den Schulkindern und die damit verbundenen Unterschiede bei den (durch-

schnittlichen) Personalschliisseln. Eine entsprechend modifizierte Berechnung der Ausgaben je (voll-

7 Die landerspezifischen Daten der Jahresrechnungsstatistik ermdglichen keine Differenzierung der Ausgaben fiir die Kin-
dertagesbetreuung nach den drei Altersgruppen (unter Dreijéhrige, drei Jahre bis zum Schuleintritt und Schulkinder).

8 Die aktuellsten Daten zur Verteilung der Ausgaben auf Personal- und Betriebs- bzw. Sach- sowie Investitionskosten be-
ziehen sich auf das Jahr 2011; insofern kann dies nicht verifiziert werden.
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zeitaquivalentem) Kind fiihrt durchgangig zu geringeren Betragen; in Mecklenburg-Vorpommern wer-
den danach 4.100 Euro je vollzeitaquivalentem Kind ausgegeben, in Schleswig-Holstein 9.100 Euro. In
diesen Betragen spiegeln sich insbesondere auch die unterschiedlichen Personalschliissel zwischen den
Landern, die unterschiedliche Personalstruktur sowie das Gehaltsniveau etc., aber auch die unterschied-
lichen hohen investiven Aufwendungen wider. Fasst man die Kinderbetreuungsausgaben in den Lan-
dern anhand geeigneter Kennziffern zusammen, dann zeigt sich ein sehr differenziertes Bild: Einerseits
sind die Ausgaben je Kind in den ostdeutschen Landern erheblich niedriger als in den westdeutschen;
andererseits sind die Gesamtausgaben fiir das Kinderbetreuungssystem gemessen am Bruttoinlands-
produkt in Ostdeutschland deutlich héher als in Westdeutschland. Im Verhaltnis zur wirtschaftlichen
Situation der Lander zeigt sich, dass die Elternbeitrage, aber auch die Gesamtausgaben in Landern

hoher sind, die wirtschaftlich weniger leistungsfahig sind als in Landern mit einer besseren Situation.
3. Kosten und Ertrage qualitatssteigernder MaBnahmen im Kinderbetreuungssystem

Sowohl die Partizipation an friihkindlichen Bildungsangeboten als auch die Verbesserung der Qua-
litat von Kindertageseinrichtungen haben positive Effekte fiir das Kind sowie dariiber hinaus auf die

Eltern und die Beschaftigten in Kindertageseinrichtungen bzw. Tagespflege.

Der Nutzen des Kindes aus einer besseren Qualitat der Kindertagesbetreuung kann auf folgenden

Ebenen liegen:

Kurzfristig
— unmittelbarer Partizipationsnutzen (Umgang mit anderen Kindern, hoheres Selbstwertgefiihl etc.)
— hohere kognitive Leistungen,
— hohere non-kognitive Fahigkeiten, z.B. besseres Sozialverhalten, Empathie etc.
— bessere Gesundheit und Ernahrung

—  verbesserte Eltern-Kind-, insbesondere auch Mutter-Kind-Beziehung etc.

Mittelfristig

— evtl. friihere Einschulung (mehr vorzeitige und weniger verzdgerte Ubergénge)

— weniger Klassenwiederholungen,

— geringerer Verweis auf Sonder-/Férder- und Hauptschulen?

— geringeres Schulabbruchrisiko bzw. héhere Abschlusswahrscheinlichkeit

—  kiirzere Verweildauer im Bildungssystem (bezogen auf den gleichen Schulabschluss)

— héhere Ubergangswahrscheinlichkeit auf weiterfiihrende Bildungseinrichtungen und damit verbun-
den eine durchschnittlich Iangere Verweildauer im Bildungssystem bis zum Erreichen héherer Ab-

schliisse

9 Letzteres gilt unter der Voraussetzung, dass es im jeweiligen Bundesland noch Hauptschulen gibt.
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— besseres soziales Verhalten

schnellerer Ubergang in Ausbildung bzw. Studium bzw. hohere Ubergangsquoten, insbesondere in
(duale) Ausbildung

Langfristig
—  frlihere Einkommenserzielung
— hoheres Erwerbseinkommen (netto)
— geringeres Arbeitslosigkeits- und Sozialleistungsrisiko
— eine hohere Arbeitsproduktivitat
— geringere Kriminalitatsraten
— groBeres Erwerbspersonenpotenzial und héheres Qualifikationsniveau

— bessere Gesundheit, langere Lebenserwartung

Im Hinblick auf die Effekte einer hoherwertigeren Qualitat der Kindertagesbetreuung auf die Kinder
ist zu differenzieren zwischen Effekten, die sich (grundlegend) aus der Teilnahme an Kindertagesbe-
treuung ergeben, und Effekten, die dariiber hinaus durch hochwertige Bildungs- und Erziehungspro-
zesse erzielt werden konnen. In der Literatur zeigen insbesondere internationale, zunehmend aber auch
deutsche Studien die positiven Effekte friihkindlicher Bildung und Betreuung. Diese Studien belegen
fast durchgangig, dass sich die in der Auflistung dargestellten Effekte beobachten lassen; Unterschiede
gibt es dabei hinsichtlich der Starke der Wirkungen sowie hinsichtlich der Nachhaltigkeit, d.h. bis zu
welchem Zeitpunkt im Lebensverlauf sich diese Effekte nachweisen lassen bzw. ob sie sich lber die

Jahre abschwachen oder gar verstarken.

Weitgehend unstrittig sind dabei kurzfristige Effekte durch die Teilnahme an friihkindlicher Bildung
und Betreuung auf die Kompetenzen im numerischen und sprachlichen Bereich sowie den Ubergang in
die Schule. Hier ist einerseits auf den selteneren Verweis auf Forderschulen und andererseits auf gerin-
gere Riickstellungsraten hinzuweisen. Wahrend der Schulzeit lassen sich geringere Wiederholungs- und
Abbrecherquoten ebenso beobachten wie hohere Abschlussquoten und hoherwertige Schulabschliisse.
In den internationalen Studien werden regelmaBig hohere Ubergangsquoten in die High School und in
das College berichtet, gerade bezogen auf Kinder und Jugendliche aus benachteiligten Familien. Des
Weiteren werden hohere Erwerbs- und geringere Arbeitslosenquoten ebenso berichtet wie héhere Ein-
kommen und damit im Umkehrschluss auch geringerer Sozialleistungsbezug. Auch die Zahl an Teena-
ger-Schwangerschaften und die Kriminalitatsraten sind geringer. Einige US-amerikanische Studien be-
obachten diese Wirkungen mittlerweile bis zum Alter von 40 Jahren. Wahrend sich einige Effekte im
Zeitablauf in einigen Studien weiter verstarken, z.B. auf Bildungs- und Ausbildungsabschliisse, Erwerbs-
beteiligung und Einkommen, zeigen andere abnehmende Divergenzen, z.B. hinsichtlich der 1Q-Werte.

Unterschiede zwischen verschiedenen Studien zeigen sich hinsichtlich der Starke der Effekte, sie hdngen
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von vielen Einflussfaktoren ab, wie z.B. Dauer, Qualitat der Kinderbetreuung, zeitlicher Umfang und/o-
der Zielgruppe. Diese Effekte sind fiir die aktuelle Situation in Deutschland insofern von Bedeutung, als
einerseits die Partizipation von Kindern aus bildungsbenachteiligten Familien im U3-Bereich unterpro-
portional ist und auch bei den Drei- bis Sechsjahrigen trotz durchgéngig sehr hoher Partizipationsraten
eher Kinder aus diesen Familien unterreprasentiert sind. Dies gilt insbesondere fiir Kinder aus Familien
mit Migrationshintergrund (Konsortium Bildungsbericht 2016).

Mit Blick auf die Wirkungen der besseren Qualitat der Kindertagesbetreuung sind ausschlieBlich die
Wirkungsunterschiede zwischen einer (sehr) guten und einer weniger guten Einrichtung relevant und
nicht die Effekte, die sich bei Kindern generell beobachten lassen, die in Kindertagesbetreuung sind
bzw. waren. Zu beachten ist dabei auch, dass sozio-okonomische und andere Einflussfaktoren ,kon-
trolliert” werden miissen; d.h. sie miissen sozusagen aus den Bruttoeffekten herausgerechnet werden.
Die Beriicksichtigung solcher Einflussfaktoren ist erforderlich, da Kinder, deren Eltern ein hoheres Bil-
dungsniveau haben, in der Regel andere Ausgangsvoraussetzungen mitbringen und somit im Durch-
schnitt ein hoheres Kompetenzniveau haben; bliebe dies unberiicksichtigt, wiirden die Effekte des Be-

suchs von (qualitativ hdherwertigen) Kindertageseinrichtungen iiberschatzt.

Konkrete Effekte der Kinderbetreuungsqualitat auf den Bildungsweg von Kindern lassen sich z.B.
wiederum beim Ubergang von der Kindertagesbetreuung in die Schule beobachten. Kinder, die in qua-
litativ hochwertigeren Einrichtungen waren, werden noch etwas seltener zuriickgestellt, als andere Kin-
der; gleichwohl gilt auch, dass Kinder, die mindestens zwei Jahre lang in Kindertagesbetreuung waren,
seltener zuriickgestellt werden. Auch werden nochmals geringere Anteile an Ubertritten in Férder- und
Hauptschulen sowie hohere Ubergangsquoten in das Gymnasium ebenso beobachtet, wie geringere
Quoten von Sitzenbleibern, Schulabbrecher/innen etc. Im Ergebnis lasst sich somit das allgemeine Bil-
dungs- und Berufsabschlussniveau (weiter) erhdhen, wodurch die Einkommen steigen, die Arbeitslo-
senquoten weiter sinken und sich grundsatzlich die Erwerbsneigung erhéht.10 Diese Unterschiede ha-

ben Auswirkungen bis ins Rentenalter.

Aus diesen Wirkungen auf die Kinder resultieren in unterschiedlichem Umfang Effekte auf die 6f-
fentlichen Haushalte, die mittel- und insbesondere langfristig zu héheren Steuer- und Sozialversiche-
rungseinnahmen und geringeren Sozialausgaben fiihren. Es soll aber nicht (ibersehen werden, dass
aufgrund der verlangerten Verweildauer im Bildungssystem und der héheren Beteiligung an, fiir die
offentlichen Haushalte kostenintensiveren Bildungswegen, die Kosten zunéchst ansteigen konnen; dies

hangt davon ab, welche Effekte im Einzelnen zu beobachten sind bzw. betrachtet werden.

10 Die héhere Erwerbsneigung bzw. Partizipation am Arbeitsmarkt betrifft insbesondere die beruflich Qualifizierten im Ver-
haltnis zu den Un- und Geringqualifizierten (siehe etwa Dohmen 2015a).
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Die empirische Literatur kommt nur in wenigen Fallen zu statistisch eindeutigen Ergebnissen, die —
einen konkreten Wirkungszusammenhang dahingehend nachweisen, dass ,eine Qualitatssteigerung
um 10 % zu Veranderungen beim Ubergangsverhalten um X % fiihrt”. Daher sind eigene Simulations-

berechnungen vorzunehmen, die in ein allgemeines Berechnungsmodell Gibertragen werden kénnen.

Im Einzelnen wurden drei Varianten berechnet, bei denen unterschiedlich kostenintensive MaBnah-
men unterstellt wurden. Zu jeder der drei Varianten wurden drei Szenarien mit unterschiedlichen Ef-

fektstarken berechnet, die sich auf unterschiedliche Aspekte beziehen:

— veréandertes Ubergangsverhalten von der Primar- in die weiterfiihrenden Schulen, insbesondere hin-
sichtlich eines geringeren Ubergangs in Férder- und Hauptschulen bzw. eines erhéhten Ubergangs

in Realschulen und in begrenztem Umfang auf das Gymnasium11,
— Verringerungen der Klassenwiederholungsraten

— Verringerte Abbruch- bzw. erhéhte Abschlussquoten am Ende der Sekundarstufe I, Sekundarstufe II

sowie in der Berufsausbildung bzw. im Studium
— Geringere Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung.

Tabelle 1 gibt die zusammengefassten Ergebnisse ausgewahlter Berechnungen wieder; sie zeigt die
Bandbreite der Ertragsraten, die sich ergeben, wenn unterschiedlich kostenintensive MaBnahmen zur
Verbesserung der Qualitat betrachtet werden. Konkret wurden Mehrkosten von 3,1, 5,7 bzw. 11,4 Mrd.
Euro angenommen, die sich an den Kosten konkreter MaBnahmen, wie etwa Verbesserungen des Per-
sonalschliissels orientieren. Hinsichtlich der Effektstarken wird davon ausgegangen, dass unterschied-
liche Mehrkosten ihrerseits zu unterschiedlich starken Effekten auf die Kompetenzentwicklung der Kin-
der und anschlieBend auf den weiteren Bildungs- und Lebensverlauf fiihren. Konkret wurden die Bei-
spiele so ausgewahlt, dass bei MaBnahmen, die mit geringeren Kosten verbunden sind, moderate Ef-

fektstarken und bei sehr kostenintensiven MaBnahmen starke Effekte angenommen wurden. 12

Geht man, wie in Variante 1a) von moderaten Effekten bei moderaten Kosten (3,1 Mrd. Euro) aus,
dann ergeben sich Bruttoertrdge von insgesamt 26,8 Mrd. Euro, von denen 17,7 Mrd. Euro auf die

Sozialversicherungen und 8,9 Mrd. Euro, insbesondere in Form hoherer Steuereinnahmen, auf die Haus-

1 7u beachten ist dabei, dass die verstrkte Zusammenlegung von Haupt- und Realschulen, die Dynamik der Veranderung

des Ubergangsverhaltens verringert.

Wiirde man ein anderes Vorgehen wahlen, dann waren MaBnahmen, die mit geringen Kosten verbunden sind, scheinbar
mit extrem hohen Ertragen oder kostenintensive MaBnahmen mit sehr geringen Ertrdgen verbunden. Dies ist zwar nicht
ausgeschlossen, steht aber, soweit ersichtlich, weder in Einklang mit der empirischen Literatur noch erscheint dies aus
methodischen Uberlegungen plausibel.

12
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halte von Bund, Lander und Kommunen entfallen. Darliber hinaus zeigen sich Einsparungen im Bil-
dungswesen'3 sowie bei den Hilfen zur Erziehung in Héhe von 85 bzw. 33 Mio. Euro. Somit ergeben
sich Nettoertrage von 23,6 Mrd. Euro, sofern die Sozialversicherungen berlicksichtigt werden, und von
5,3 Mrd. Euro in den offentlichen Haushalten von Bund, Lander und Kommunen. Demzufolge betragt
die Bruttorendite 11,8%, wenn auch die Sozialversicherungen berticksichtigt werden, und die Nettor-
endite, die sich ausschlieBlich auf die offentlichen Haushalte von Bund, Landern und Kommunen be-
zieht, 3,0%.

Var. 1a: Kosten +3,1 Mrd. Euro |Var. 2b: Kosten +5,7 Mrd. Euro |Var. 3c: Kosten +11,4 Mrd. Euro
Zusammenfassende Ubersicht iiber die Veranderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten:
fiskalischen Effekte qualitatssteigernder  |Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +25%
MaBnahmen in der frihkindlichen Bildung |HzE-Quote:-1% HzE-Quote: -2% HzE-Quote: -5%
Ubergang Ausbildung: +2,5% Ubergang Ausbildung: +5% Ubergang Ausbildung: +10%

Gesamtinvestitionen (in Mio.) 3.100 5.700 11.400
Bruttoertrdage 26.796 51.208 104.593
darunter Steuereinnahmen 8.935 17.199 36.504
darunter Sozialversicherungseinnahmen 17.742 33.756 67.390
Mehreinnahmen (+)/Einsparungen (-) -86 -187 -534
im Bildungssystem
Einsparungen bei den Hilfen zur Erziehung 33 66 165
UberschuB/Nettoertrage 23.618 45,519 93.194
UberschuB/Nettoertrige 5.251 10.603 23.289
(ohne Sozialversicherungen)
Bruttorendite p.a.
(offentl. Haushalte + Sozialversicherungen) 11,79% 12,87% 13,80%

darunter 6ffentliche Haushalte 3,95% 4,34% 4,85%

darunter Sozialversicherungen 7,84% 8,52% 8,95%
Nettorendite 6ffentliche Haushalte p.a.
(exkl. Sozialversicherungen) 2,96% 3,28% 3,54%

Quelle: Berechnungen des FiBS

Tabelle 1: Zusammenfassung ausgewahlter Ergebnisse der Simulationsrechnungen zu den Kosten und
Ertrdgen unterschiedlicher qualitativer Verbesserungen

Die in Variante 2 zugrunde gelegte mittlere Effektstarke fiihrt dazu, dass sich die fiskalischen Ge-
samtertrage auf 51,2 Mrd. Euro summieren, darunter knapp 33,8 Mrd. Euro fiir die Sozialversicherun-
gen und 17,2 Mrd. Euro fiir die 6ffentlichen Haushalte. Einsparungen im Bildungswesen und bei den
Hilfen zur Erziehung tragen zusammen gut 250 Mio. Euro bei. Aus diesen Betragen errechnet sich, im
Verhaltnis zu dem angenommenen Mehrkosten von 5,7 Mrd. Euro, eine Bruttorendite von 12,9% bzw.
eine Nettorendite von 3,3%. Deutlich héher sind die Gesamtertrage mit 104,6 Mrd. Euro in der dritten
Variante; sie verteilen sich wiederum zu etwa zwei Drittel (67,4 Mrd. Euro) auf die Sozialversicherungen

und zu einem Drittel (36,5 Mrd. Euro) auf Steuereinnahmen. Die Einsparungen im Bildungswesen und

13 Die Effekte auf Mehrausgaben oder Einsparungen im Bildungswesen hangen stark von den Annahmen ab. Je gréBer der
Ubergang auf die allgemeinbildende Sekundarstufe Il und anschlieBend auf die Hochschule, desto eher ist von Kosten-
steigerungen im Bildungswesen auszugehen.
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bei den Hilfen zur Erziehung betragen insgesamt 700 Mio. Euro. Mit 13,8% bzw. 3,54% sind sowohl
die Brutto- als auch die Nettorendite etwas hoher als bei den anderen Varianten.

Es ist allerdings zu beachten, dass Bund, Lander und Kommunen sehr unterschiedlich an den Kosten,
wie anschlieBend auch an den Mehreinnahmen und Minderausgaben partizipieren. Tabelle 2 erganzt
daher die vorhergehende Darstellung, in dem die auf die drei féderalen Ebenen entfallenden Kosten

und Ertrage differenziert ausgewiesen werden. 14

Var. 1a: Kosten +3,1 Mrd. Euro |Var. 2b: Kosten +5,7 Mrd. Euro (Var. 3c: Kosten +11,4 Mrd. Euro
Zusammenfassende Ubersicht iiber die Veréanderungen bei Effekten: Veréanderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten:
fiskalischen Effekte qualitatssteigernder |Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +25%
MaBnahmen in der friihkindlichen Bildung |HzE-Quote: -1% HzE-Quote: -2% HzE-Quote: -5%
Ubergang Ausbildung: +2,5% Ubergang Ausbildung: +5% Ubergang Ausbildung: +10%
Fiskalische Effekte insgesamt
Mehrkosten insgesamt 3.100 5.700 11.400
darunter Bund 78 146 292
Lander 1.256 2.338 4.677
Kommunen 1.766 3.215 6.431
Mehreinnahmen/Einsparungen insgesamt 9.035 17.518 35.934
darunter Bund 3.768 7.254 15.622
Lander 3.237 6.325 12.813
Kommunen 2.029 3.938 7.499
Verhaltnis von Ertragen zu Kosten insgesamt] 2,91 3,07 3,15
Bund 48,01 49,64 53,44
Lander 2,58 2,7 2,74
Kommunen 1,15 1,22 1,17

Quelle: Berechnungen des FiBS

Tabelle 2: Verteilung der Rendite auf Bund, Lander und Kommunen

Wahrend der Bund aufgrund seines geringen Finanzierungsanteils von rund 2% jeweils relative ge-
ringe Mehrkosten tragt, die zwischen 80 und 300 Mio. Euro liegen, sind die zusatzlichen Ausgaben bei
Landern und Kommunen deutlich hoher. Die Lander missten von den Kosten fiir qualitative Verbesse-
rungen insgesamt zwischen 1,3 bis 4,7 Mrd. Euro finanzieren und die Kommunen 1,8 bis 6,4 Mrd. Euro.
Demgegentiber entfallt der groBte Anteil der Ertrdge mit 3,8 bis 15,6 Mrd. Euro auf den Bund, wéhrend
die Lander zwischen 3,2 und 12,8 Mrd. Euro an Mehreinnahmen und Einsparungen erzielen. In den
kommunalen Haushalten zeigen sich mit Mehreinnahmen und Minderausgaben von insgesamt 2,0 bis
7.5 Mrd. die geringsten Effekte.!> Stellt man diesen Mehrkosten die jeweiligen Ertrage gegeniiber,
dann bekommt der Bund fiir jeden investierten Euro zwischen 48 und 53 Euro zuriick, wahrend es bei

den Kommunen zwischen 1,15 und 1,22 Euro und bei den Landern zwischen 2,58 und 2,74 Euro sind.

14 Bei den hier vorgenommenen Berechnungen zu den Kosten und Ertragen der drei foderalen Ebenen ist zu beachten,
dass diese — insbesondere bei den Kommunen — sehr sensitiv auf die Kostenverteilung im Bereich der friihkindlichen
Bildung reagieren. Die Berechnungen basieren auf den Gesamtausgaben fiir die friihkindliche Bildung (einschlieBlich
Hort). Angesichts der unterschiedlichen Berechnungsmethodik (siehe hierzu die Ausfiihrungen in Kapitel 3.1) kann nicht
ausgeschlossen werden, dass der Finanzierungsanteil der Kommunen bezogen auf das Alter der Kinder bis zum Schul-
eintritt niedriger ist, als sich dies auf Basis der Gesamtverteilung ergibt. In diesem Fall wéren die tatsachlichen Ertrage
der Kommunen héher als hier ausgewiesen. Auch die Annahmen zu den Effekten auf die Hilfen zur Erziehung sind als
eher moderat anzusehen. Dies gilt insbesondere, wenn durch einen weiteren quantitativen Ausbau bei den unter Drei-
jahrigen verstarkt Kinder aus bildungsbenachteiligten Familien friiher erreicht wiirden.

15 Im Rahmen der Berechnungen wird dabei aber bereits berlicksichtigt, dass die Kommunen in aller Regel iiber den Kom-
munalen Finanzausgleich unmittelbar am Einkommensteueraufkommen der Lander partizipieren.
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Ergdnzend zu diesem qualitatssteigernden Ausbau wurden in einer weiteren Berechnung die fiska-
lischen Effekte eines weiteren quantitativen Ausbaus des U3-Bereichs auf 50% untersucht. Davon aus-
gehend, dass die Mehrkosten von insgesamt 6,4 Mrd. Euro zu jeweils einem Drittel von Bund, Landern
und Kommunen getragen werden, belaufen sich die zusatzlichen Ausgaben jeweils auf 2,13 Mrd. Euro.
In einem mittleren Szenario fiihren diese Investitionen zu Mehreinnahmen von 7,3 Mrd. Euro beim Bund
und von 6,4 bzw. 4,0 Mrd. Euro bei Landern und Kommunen. Aufgrund dieser deutlich veranderten
Kostenverteilung zeigen sich auch erheblich veranderte Kosten-Ertrags-Relationen von 1: 3,43 beim
Bund, 1: 2,98 bei den Landern und 1 : 1,85 bei den Kommunen. 16

Zusammenfassend zeigen die Berechnungsergebnisse sehr deutlich, dass die Sozialversicherungen
die groBten NutznieBer von Qualitatsverbesserungen sind, und zwar auch dann, wenn beriicksichtigt
wird, dass zusatzliche Einzahlungen in die Rentenversicherung zusétzliche Rentenanspriiche bedingen.
Im Vergleich der 6ffentlichen Ebenen ist der Bund der groBte NutznieBer, mit deutlichem Abstand ge-
folgt von den Landern und den Kommunen. Méchte man die Ertragsraten von Bund, Landern und Kom-
munen einander angleichen, dann ware der Bundesanteil an der Finanzierung bei einem qualitativen
Ausbau auf 35 bis 40 % anzuheben und der kommunale Anteil auf 23 % zu reduzieren. Beim quanti-
tativen Ausbau ware ein Anteil des Bundes von 38 % angemessen, der kommunale Anteil sollte 24 %

betragen. Der Landeranteil sollte dem des Bundes entsprechen.

Darliber hinaus kann ein qualitativer Ausbau der Kinderbetreuung zu erhéhter Erwerbsbeteiligung
der Eltern, insbesondere der Miitter, sowie bei Personen fiihren, die — aufgrund des qualitatsbedingten
Personalaufwuchses, z.B. bei Verbesserungen des Personalschliissels — zusétzlich in Kindertagesein-
richtungen bzw. in der Kindertagespflege beschaftigt werden. Durch die Beschaftigungseffekte beim
Betreuungspersonal erhoht sich die Nettorendite der 6ffentlichen Haushalte um etwa einen weiteren
Prozentpunkt, allerdings abhangig von der Starke des Beschaftigungsaufwuchses. Die méglichen zu-
satzlichen Beschaftigungseffekte bei den Eltern, insbesondere den Miittern, sind bei qualitatssteigern-
den MaBnahmen im Vergleich dazu, wahrscheinlich moderat, sodass auf erganzende Berechnungen
verzichtet wird. Die damit verbundenen fiskalischen Effekte bewegen sich in einer GréBenordnung von

bis zu 0,5 Prozentpunkte.

16 Die in dieser Studie ermittelten Ertrdge des quantitativen Ausbaus sind geringer als die in friiheren Studien (Dohmen
2011; Dohmen/Henke 2011) ermittelten. Dies hat unterschiedliche Ursachen: Hier ist zum einen auf die veranderte
Schulstruktur hinzuweisen. Die Einfiihrung von (Integrierten) Sekundar- und Mittelschulen in den meisten Bundeslan-
dern und die damit verbundene (teilweise) Abschaffung von Haupt- und Realschulen fiihrt zu einer geringeren Dynamik
bei den Effekten. Kompetenzsteigerungen fiihren auf dieser Ebene nicht mehr zu héheren Ubergangsquoten auf Real-
schulen, die mit deutlich geringeren Ausgaben je Schiiler/in verbunden sind als Hauptschulen. Zudem sind zurzeit die
Arbeitslosenquoten geringer und die Erwerbsquoten héher.
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4. Optionen fiir eine nachhaltige Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Kindertagesbetreu-
ung

Die Verbesserung der Qualitat der frithkindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung ist mit zusatz-
lichen Kosten verbunden, deren Hohe sich daran bemisst, welche MaBnahmen konkret angegangen
werden. Es stellt sich daher die Frage, wer diese Mehrkosten in welchem Umfang finanzieren soll und
wie eine daraus eventuell resultierende, dauerhaft erhhte Bundesbeteiligung realisiert werden kann.
Diese dauerhaft hohere Bundesbeteiligung sollte, neben den zwingenden verfassungsrechtlichen Vor-
gaben, administrativ umsetzbar sein. Ferner sollte eine Zweckbindung der Mittel ebenso gewahrleistet
sein, wie eine Verteilung der Mittel auf die Lander, durch die diese prinzipiell in die Lage versetzt wer-
den, dass sie Qualitatsverbesserungen in einem vergleichbaren (finanziellen) Umfang realisieren kén-
nen, d.h. einzelne Lander sollten nicht Giberproportional mehr oder weniger umsetzen kdénnen als an-
dere. Des Weiteren sollte die Regelung den Landern ermdglichen, eigene Prioritaten bei der Qualitéts-

verbesserung zu setzen, z.B. unter Beriicksichtigung des bisher Erreichten.

Ausgangspunkt der Analysen ist die bisherige Praxis, mittels derer sich der Bund neben der Projekt-
forderung sowohl durch die Einrichtung eines Sondervermdgens temporar an den investiven Ausgaben
zum U3-Ausbau als auch dauerhaft durch eine modifizierte Umsatzsteuerverteilung zugunsten der Lan-
der an den (hoheren) Betriebskosten beteiligt. Die letztgenannte Mdglichkeit besteht grundsatzlich
auch im Hinblick auf eine zukiinftig ggf. erhohte dauerhafte Bundesbeteiligung an MaBnahmen zur
Verbesserung der padagogischen oder strukturellen Qualitat in Kindertageseinrichtungen und/oder in
der Kindertagespflege. Allerdings sind die Lander in der Verwendung der Umsatzsteuermehreinnahmen
frei, sodass keine Zweckbindung dieser Mittel zugunsten des Kindertagesbetreuungsbereichs gegeben
ist. Dies konnte gegen dieses Instrument sprechen. Kritisch konnte ferner gesehen werden, dass die
Orientierung der Umsatzsteuerverteilung zwischen den Landern auf der Basis der Bevélkerungszahlen
erfolgt, wodurch es zu einer Mittelverteilung kommen kann, die das bisherige Engagement der Lander

und Kommunen nicht widerspiegelt bzw. die zukiinftigen Méglichkeiten unterschiedlich beeinflusst.

Zusétzliche Umsatzsteuereinnahmen fithren zunachst zu einer Steigerung der (finanziellen) Leis-
tungsfahigkeit der Lander, denen — ohne erganzende MaBnahmen — nur eine begrenzt verbesserte
(finanzielle) Leistungsfahigkeit der Kommunen in dem Umfang gegeniibersteht, in dem die Kommunen
iber den Kommunalen Finanzausgleich automatisch an den hoheren Umsatzsteuereinnahmen der Lan-
der partizipieren. Dies fiihrt dazu, dass entweder der Landesanteil an den Kinderbetreuungsausgaben
oder die Leistungsfahigkeit der Kommunen Uber weitere allgemeine Schliisselzuweisungen im Rahmen
des Kommunalen Finanzausgleichs erhoht werden misste. Ersteres miisste durch Veranderungen bei
den Finanzierungsregelungen zwischen Land und Kommunen unterfiittert werden, d.h. die Regularien
zur Verteilung der Landesmittel auf die Kommunen oder ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe

missen modifiziert werden. Auf welchem Weg dies umgesetzt werden kann, hangt von der Struktur
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sowie den konkreten Wegen der Landesfinanzierung ab. Die Optionen reichen von einer Erhdhung der
pauschal, z.B. je Kind in einem bestimmten Alter, an die Kommunen verteilten Betrage bis hin zur
Neuspezifikation des von Land bzw. Kommunen zu finanzierenden Anteils an bestimmten Ausgaben-

arten.

Wahrend eine Umsatzsteuerneuverteilung mit einem geringen Umsetzungsaufwand im Verhaltnis
von Bund und Landern verbunden ist, die lediglich eine ggf. an den zusatzlich zu erwartenden Kosten
der Qualitatsverbesserungen orientierte Neuverteilung der Umsatzsteuer zugunsten der Lander erfor-
dert, wiirde in den Landern ein i.d.R. erheblicher politischer bzw. administrativer Folgeaufwand entste-
hen. Ein Vorteil dieses Verfahrens ist darin zu sehen, dass die Lander flexibel auf unterschiedliche Er-
fordernisse bzw. Handlungsprioritdten im Hinblick auf die angestrebten MaBnahmen zur Qualitatsstei-
gerung reagieren konnen, allerdings hat der Bund diesbeziiglich keine weitergehenden Einflussmég-
lichkeiten. Als besondere Nachteile einer modifizierten Umsatzsteuerverteilung sind somit die man-
gelnde Zweckbindung und ggf. die nicht am bisherigen Engagement oder den zukiinftigen Handlungs-

prioritdten ausgerichtete Mittelverteilung zwischen den Landern zu nennen.

Alternativ kommen eine Bundesstiftung zur Verbesserung der Qualitat in der Kindertagesbetreuung,
ein Kita-Fonds oder ein Finanzierungsplafond mit Zielvereinbarungen infrage. Alle drei Optionen sind
nach den Analysen der vorliegenden Studie jedoch nur dann vorzuziehen, wenn sie entweder eine an-
dere, starker am bisherigem (finanziellen) Engagement oder den zukiinftigen (qualitatsbezogenen) Fi-
nanzierungsbedarfen des Kinderbetreuungssystems orientierte Mittelverteilung zwischen den Landern
und eine Zweckbindung der Mittel zugunsten der angestrebten Qualitatsverbesserung ermoglichen.
Eine Verteilung der Bundesmittel an die Lander, die diesen Anforderungen entspricht, lasst sich z.B.
durch eine Orientierung an den 6ffentlichen Kinderbetreuungsausgaben von Landern und Kommunen
erreichen. Ein gleichmaBiger Finanzierungsanteil des Bundes wiirde alle Lander im Verhéltnis zu deren
offentlichen Ausgaben unterstiitzen und ihnen dadurch einen — relativ gesehen — vergleichbaren qua-
litativen Ausbau ermdglichen. Auf dieser Basis ware das Kriterium der Fairness der Mittelverteilung

ebenso erfiillt wie das Kriterium der Zweckbindung.

Die beiden erstgenannten Optionen, Stiftung oder Fonds, erfordern die Griindung einer neuen Or-
ganisation, die vom Bund mit einem Verhandlungsmandat, ausreichenden Vollmachten sowie einem
entsprechenden Budget ausgestattet und von den Landern als Verhandlungspartner akzeptiert werden
muss. Uber die Errichtung einer Stiftung und eines Stiftungsvermégens kénnten zweckbezogen Mittel
zur qualitativen Weiterentwicklung der Kindertagesbetreuung eingesetzt werden. Entweder miisste das
Stiftungsvermdgen dabei so hoch sein, dass die jahrlichen ,Bundes”-Zuschiisse aus den Zinsertragen
dieses Stiftungsvermdgens finanziert werden konnten, oder es sind laufende Zuschiisse in einer Gro-

Benordnung erforderlich, die die angedachte Ko-Finanzierung der QualitdtsmalBnahmen der Lander er-
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moglichen. Ersteres diirfte an den damit verbundenen finanziellen GréBenordnungen scheitern; ange-
sichts des derzeitig sehr niedrigen Zinsniveaus ware fiir laufende Ertrage von z.B. einer Milliarde Euro
ein Stiftungsvermdgen von 50 bis 100 Mrd. Euro erforderlich. Bei einer laufenden Finanzierung aus dem
Bundeshaushalt ergibt sich sein wesentlicher Mehrwert dadurch, dass eine Stiftung zur Verbesserung
der Qualitat der Kindertagesbetreuung angesichts der geringeren jahrlichen Betrage eher umsetzbar
ist. Die Grlindung einer entsprechenden Organisation fiihrt aufgrund der damit verbundenen AuBen-

wirkung zu einem deutlichen Signal.

Auch der Kita-Fonds wiirde eine jahrliche Ausstattung mit entsprechenden Finanzmitteln erfordern.
Im Kitafonds nach dem Modell von Sell (2014) wiirde der Bund in einen Fonds einzahlen — stellvertre-
tend auch fiir die Sozialversicherungen —, dessen Mittel dann in einem zweiten Schritt auf Landerfonds
verteilt wiirden. Das Fonds-Modell wiirde eine zweckgebundene Mittelvergabe ermdglichen, bediirfte
aber auch einer verfassungsrechtlich tragbaren Grundlage. Soweit der Bund auch die Finanzierungsan-
teile fiir die Sozialversicherungen mitlibernehmen soll, misste sein Anteil deutlich (iber die oben be-
schrieben GréBenordnung von knapp 40 % hinausgehen. Da nicht ersichtlich ist, wie eine Einbeziehung
der Sozialversicherungen anders realisiert werden kann, als durch eine entsprechend erhohte Bundes-
finanzierung, wiirde dies dazu fiihren, dass der Bund (iber die Halfte der Ausgaben fiir die Kinderbe-
treuung Gibernehmen miisste. Zudem miisste der Fonds auf eine verfassungsrechtlich tragfahige Grund-
lage gestellt werden. Aber auch dariiber hinaus ist der administrative Aufwand zur Umsetzung dieses

Konzepts deutlich hoher als bei der Stiftung oder dem anschlieBend beschriebenen Ansatz.

Demgegentiber scheint ein Finanzierungsplafond mit Zielvereinbarungen ein geeigneter und prinzi-
piell einfach umsetzbarer Weg zu sein, indem er etwa durch eine Stiftung zur Verbesserung der Qualitat
der Kindertagesbetreuung auf eine verfassungsrechtlich tragbare Grundlage gestellt wird. In diesem
Fall wiirden die Lander Anrechte (Verfiigungs- oder Ziehungsrechte) auf ein vom Bund, anhand eines
festgelegten Verteilungsschliissels, determiniertes Finanzvolumen erhalten, auf das sie unter bestimm-
ten Voraussetzungen — z.B. MaBnahmen werden zusatzlich durchgefiihrt und in einem bestimmten
Umfang aus eigenen Mitteln ko-finanziert — zugreifen konnen, um die vereinbarten QualitatsmaBnah-
men anteilig zu finanzieren. Ein ahnliches Verfahren ist, soweit ersichtlich, vom Grundsatz her auch
bereits bei der Finanzierung des U3-Ausbaus angewandt worden. Verfassungsrechtlich konnte dies re-
alisiert werden, da sich der Bund an den investiven Kosten der Kindertagesbetreuung beteiligen darf.
Demgegentiiber muss die rechtliche Grundlage fiir die dauerhafte Finanzierung der Betriebskosten durch
eine Regelung auBerhalb der Umsatzsteuer durch eine geeignete, verfassungskonforme Gesetzesrege-
lung geschaffen werden. An dieser Stelle kdnnte die Einrichtung einer , Stiftung zur Férderung der Qua-
litat frihkindlicher Bildung” verfassungsrechtlich ein Ansatzpunkt sein. Durch die Verzahnung von Stif-
tung und Finanzierungsplafond mit Zielvereinbarungen konnten die administrativen Mehrkosten in en-

gen Grenzen gehalten werden.

34



www.fibs.eu

Ein grundsatzlich anderer Weg fiir eine zweckgerichtete Mittelweitergabe ware ein Geldleistungs-
gesetz, durch das den Eltern die Mehrkosten qualitativ hochwertiger — (iber dem Durchschnitts- oder
Ausgangsniveau liegender — Kindertagesbetreuung erstattet wiirden. Die formalen Anforderungen
bzw. Voraussetzungen einer solchen Regelung scheinen aber vergleichsweise hoch: Erstens miissten
von den Einrichtungen einzuhaltende Qualitatsstandards definiert werden, die sich einerseits an bun-
desweiten Vorgaben orientieren, andererseits aber auch einen Entwicklungsspielraum erméglichen, da
nicht zu erwarten ist, dass es sprunghafte Verbesserungen in den Einrichtungen geben wird. Zweitens
miissten die vollen Zusatzkosten finanziert werden, sofern die Lander nicht unabhangig vom Geldleis-
tungsgesetz oder im Rahmen der Finanzverteilung zwischen Bund und Lander eine Ko-Finanzierung
Ubernehmen, die dann aber den im Land geltenden Finanzierungsstrukturen und Finanzierungsrege-
lungen folgen wiirden. Drittens missten entweder die Eltern in Vorleistung treten oder es miisste eine
Art Gutschein im Sinne des Nachweises der Kosteniibernahme im Rahmen des Geldleistungsgesetzes
ausgestellt werden, auf dem der konkrete Umfang der Anspruchsberechtigung bzw. der Umfang der
Kosteniibernahme vermerkt sind. Dies diirfte aber fiir jeden Einzelfall unterschiedlich sein, woraus ein
ausgesprochen hoher Administrationsaufwand resultiert. Die damit verbundenen Kosten diirften bei
deutlich Gber 10 %, mdglicherweise auch 15 % der lber das Geldleistungsgesetz ausgeschiitteten Be-
trage liegen. Viertens missten die Regelungen kompatibel mit den sehr unterschiedlichen Finanzie-
rungsmodalitdten der Lander und den unterschiedlichen Rahmenbedingungen der einzelnen Einrich-

tungen sein etc. Vor diesem Hintergrund ist ein Geldleistungsgesetz nicht zu empfehlen.

Die Kinder- oder Familienkasse kann in diesem Kontext zum einen eine konkrete Form der Umset-
zung eines Geldleistungsgesetzes sein, die die im vorhergehenden Abschnitt beschriebenen grundsatz-
lichen Anforderungen nicht Giberwindet und daher keinen eigenstandigen Mehrwert bietet. Zum ande-
ren konnte die Familienkasse die Basis fiir eine Erstattung der qualitatsbezogenen Mehrkosten (iber
das Kindergeld sein, sollten die Qualitatskosten iber hohere Elternbeitrdge finanziert werden. Dies
wiirde aber ebenfalls Einzelfallpriifungen auf der Grundlage der im Kontext des Geldleistungsgesetzes
beschriebenen Anforderungen bedeuten oder es ware als Pauschalregelung umzusetzen, wodurch aber
die Zweckbindung bzw. Zielgenauigkeit der Mittelverwendung nicht gewdahrleistet ist. Insofern ist hier-
von ebenso abzuraten wie von einer Ausweitung der steuerlichen Regelungen zur Absetzbarkeit der
Kinderbetreuungskosten. Denkbar ware hier eine Ausweitung der steuerlichen Absetzbarkeit auf qua-

litatsbedingte Mehrkosten in Erganzung zu den ,allgemeinen” Kinderbetreuungskosten gewesen.

Der qualitdtsorientierte Ausbau des friihkindlichen Bildungs- und Erziehungssystem ist mit erhebli-
chem zusatzlichem Finanzaufwand verbunden, dessen — alleinige — Finanzierung iber die 6ffentliche
Hand angesichts der vielfaltigen Herausforderungen (u.a. Unterbringung/Qualifizierung von Fliichtlin-

gen, Investitionen in die Infrastruktur, qualitativer und/oder quantitativer Ausbau in anderen Bildungs-
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bereichen etc.) sowie der ab 2020 geltenden Schuldenbremse (iber die éffentlichen Haushalte méglich-
erweise nur in begrenztem Umfang realisiert werden kann. In einem weiteren Schritt wurde daher der
Frage nach zusatzlichen Finanzierungsquellen nachgegangen. In der politischen Diskussion wurde wie-
derholt die Einfiihrung eines Bildungs-Soli gefordert, der entweder als genereller Aufschlag auf die Ein-
kommen- und ggf. Kérperschaftsteuer oder erst nach Uberschreiten bestimmter Einkommensschwellen,
z.B. einem zu versteuernden Einkommen von 125.000 Euro bzw. 250.000 Euro bei Zusammenveranlag-
ten zu zahlen ware. Das Einnahmepotenzial wird im ersten Fall auf ca. 2 Mrd. Euro taxiert, im zweiten
Fall ware es deutlich geringer. Jenseits dieser allgemeinen Eckpunkte scheint es keine weitergehenden

Analysen zu geben.

Als Nachteil sind im ersten Fall, einer allgemeinen Regelung, insbesondere die zusatzliche Belastung
auch von Steuerzahler/innen mit geringen Einkiinften sowie die Doppelbelastung von Eltern anzusehen,
deren Kinder in Kindertagesbetreuung sind. Sie missten zugleich auch die Elternbeitrdge entrichten;
dieses Problem tritt auch im zweiten Fall hoherer Einkommensgrenzen auf. Ein Bildungs-Soli ware vor
diesem Hintergrund vermutlich nur realisierbar, wenn gleichzeitig die Elternbeitrage verringert bzw.

abgeschafft wiirden, wodurch sich das Einnahmepotenzial aber entsprechend verringern wiirde.

Mit Blick auf die erheblichen Ertrage, die qualitatsverbessernde MaBnahmen in der friihkindlichen
Bildung fiir die 6ffentlichen Haushalte wie insbesondere die Sozialversicherungskassen nach sich ziehen
wiirden, kdme — wie generell zur Finanzierung von zusatzlichen Investitionen in den Bildungsbereich —
unterstiitzend zur Finanzierung der damit verbundenen Ausgaben aus den offentlichen Haushalten
selbst, ein Education Investment Fund in Betracht, der durch private Geldgeber ((Lebens-)Versicherun-
gen, Kapitalgesellschaften, Stiftungen, Privatpersonen) finanziert wird und die Bildungsinvestitionen
vorfinanziert. Im Gegenzug konnte der Fonds mit einem bestimmten Anteil, z.B. 25 %, 35 % oder 50 %
an den fiskalischen Ertrdgen aus den hoheren Bildungsinvestitionen beteiligt werden. Aus Sicht der
offentlichen Hand ware ein wesentlicher Vorteil, dass tber diesen Weg risikolos weitere Investitionen
in friihkindliche Bildung erméglicht werden konnten und der Fonds ausschlieBlich im Erfolgsfalle — und
in Abhangigkeit vom Erfolg — anteilig an den fiskalischen Ertragen beteiligt werden miisste. Der zent-
rale Nachteil bei friihkindlicher Bildung ist der lange Anlagehorizont, da erst nach 15 bis 20 Jahren mit
fiskalischen Ertragen in nennenswerter GréBenordnung zu rechnen ist; dies ware insbesondere fiir (Le-
bens-) Versicherungen und — die in Deutschland allerdings nicht operierenden — Pensionsfonds interes-

sant.
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1. Einleitung, Aufgabenstellung und Zielsetzung

Am 6. November 2014 haben sich die Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und die Fach-
ministerinnen und Fachminister der Lander auf einen Prozess zur Entwicklung gemeinsamer Qualitats-
ziele in der Kindertagesbetreuung geeinigt und ein Communiqué unterzeichnet, das die Grundlage fir
den weiteren Qualitatsprozess darstellt. Im Rahmen des Prozesses wurde eine Arbeitsgruppe , Friihe
Bildung weiterentwickeln und Finanzierung sichern” aus Vertretern und Vertreterinnen des Bundesmi-
nisteriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, der Lander und der Kommunalen Spitzenverbénde
eingerichtet. Deren Aufgabe ist es, gemeinsame Zielperspektiven zu entwickeln und die Finanzierungs-
grundlagen zu priifen sowie einen Entwurf fiir einen Zwischenbericht zu erarbeiten, der Ende 2016 von

Bund und Landern vorzulegen ist.

Als ein ,Baustein” der Arbeit der AG Friihe Bildung wurde vereinbart, dass durch das BMFSFJ eine
Expertise zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung vergeben werden soll. Diese Expertise soll in ei-
nen Zwischenbericht einflieBen, der Aussagen zu den gemeinsamen Handlungszielen zu den Hand-
lungsfeldern des Communiqués, den Kosten zur Umsetzung der Ziele sowie méglichen Finanzierungs-

grundlagen (mdgliche Finanzierungsbeteiligungen und Finanzierungswege) enthalten soll.

Das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat das FiBS Forschungsinstitut
fiir Bildungs- und Sozialokonomie mit der Durchfiihrung dieser Expertise beauftragt. Der vorliegende

Bericht dokumentiert die Ergebnisse der Studie.
Aufgabenstellung und Zielsetzung der Expertise

Das Ziel bzw. der Inhalt der Expertise besteht in der Bearbeitung der folgenden Punkte:

1. Erarbeitung von Vorschlagen fiir eine angemessene Finanzierungsbeteiligung des Bundes im Ver-

gleich zur Finanzierung der Lander und Kommunen

2. Priifung der Machbarkeit und Kostenabschatzung der Umsetzung der verschiedenen Finanzierungs-
wege

3. Beschreibung der volkswirtschaftlichen Rendite guter Kindertagesbetreuung in Deutschland

4. Berechnung bzw. Abschatzung von Kosten fiir bestimmte, von der AG Friithe Bildung identifizierte

Handlungsziele/UmsetzungsmaBnahmen (qualitative Weiterentwicklung).

Das Ziel der vorliegenden Studie besteht somit zum einen in einer strukturellen und 6konomischen
Analyse des Kinderbetreuungssystems und insbesondere seiner Finanzierung sowie in der Herausarbei-
tung potenzieller Umsetzungsoptionen fiir eine zukiinftige und dauerhafte Finanzierungsbeteiligung
des Bundes an den Kinderbetreuungsausgaben. Zum anderen besteht die Aufgabe in der Berechnung

der Kosten sowie vor allem in der grundlegenden Abschétzung der Ertrdge von qualitatsverbessernden
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MaBnahmen und der Verteilung dieser Ertrage auf die foderalen Ebenen, d.h. Bund, Lander und Kom-

munen.

Vor diesem Hintergrund beginnt der vorliegende Bericht mit einer Ubersicht iiber die Finanzierung
der Kindertagesbetreuungssysteme in den Landern (siehe Kapitel 2). Kapitel 3 betrachtet die Entwick-
lung der Kinderbetreuungsausgaben seit Beginn des Jahrtausends. Kapitel 4 geht anschlieBend der
Frage nach, welche Ertrdge mit einem quantitativen und insbesondere qualitativen Ausbau des Kinder-
betreuungssystems verbunden waren und welche Folgen sich daraus fiir die Finanzierungsverteilung
ergeben (konnen). Vor diesem Hintergrund diskutiert und analysiert Kapitel 5, in welcher Form eine
weitergehende, dauerhafte Bundesbeteiligung zur Unterstiitzung der Lander bei der Verbesserung der
Qualitat in der Kindertagesbetreuung aus ékonomischer Sicht erfolgen kann. Ein parallel erstelltes Gut-
achten von Professor Joachim Wieland untersucht die rechtlichen Umsetzungsmdéglichkeiten, sodass im

vorliegenden Gutachten daran angeschlossen bzw. darauf aufgebaut wird.

Im Anhang (Kapitel 6) werden neben weitergehenden und vertiefenden Ausarbeitungen zu den Ka-
piteln 2 bis 5 (siehe hierzu im Einzelnen die Kapitel 6.1 bis 6.4) auch die Ergebnisse der erganzend
durchgefiihrten Kostenberechnungen zu ausgewahlten qualitatssteigernden MaBnahmen (siehe Kapi-
tel 6.5) dargestellt.

Wir bedanken uns bei den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesministeriums fir die Unterstiit-
zung wahrend der Studie sowie den sechzehn Landerministerien fiir das Engagement wahrend der Vor-
bereitung und Durchfiihrung der Befragung zu den Finanzierungssystemen in den Landern. Unser Dank
gilt auch Herrn Dr. Matthias Schilling und seinen Mitarbeiter/innen von der Arbeitsstelle Kinder- und
Jugendhilfestatistik der Technischen Universitat Dortmund fir die Bereitstellung von spezifischen Daten
zur Kinder- und Jugendhilfestatistik. Ebenso danken wir Herrn Harald Eichstadt und seinen Kollegen
vom Referat Bildungsfinanzen des Statistischen Bundesamtes fiir die Zurverfiigungstellung detaillierte-
rer Daten aus der Bildungsfinanzstatistik sowie fiir die Erlauterung der Details dieser Daten. Unser Dank
geht auch an die Personen und Organisationen, die uns fiir die weiteren Interviews, insbesondere im
Rahmen der erganzend durchgefiihrten Kostenberechnungen ausgewahlter MaBnahmen, zur Verfii-
gung gestanden haben. Auf eine konkrete Nennung muss leider verzichtet werden, da dadurch Riick-

schliisse auf die Einrichtung und deren Geschaftspolitik bzw. Wirtschaftsplanung mdglich waren.
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2. Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Landern — eine strukturierte
Ubersicht

2.1 Einleitung

Im Mittelpunkt des folgenden Kapitels steht die Frage: Wie kommt das Geld an die Kita bzw. das
Kind? Dies heiBt in eine konkretere Fragestellung iibersetzt: Welche Wege nimmt das Geld, bis es vom
Land bei den Tragern ankommt und welche anderen Finanziers sind mit welchen Anteilen bzw. welchen

Finanzierungsformen daran beteiligt?

Auch nach Jahrzehnten der Kindertagesbetreuung sowie fast zehn Jahre nach dem Krippengipfel
2007, auf dem der Ausbau des U3-Bereichs zwischen Bund und Landern einvernehmlich beschlossen
wurde, liegen keine ausreichenden Informationen vor, um die Frage nach der Finanzierung der Kinder-
tagesbetreuung in Deutschland auf der Basis einer Literaturstudie zu beantworten. Landeriibergreifend
liegen nur sehr wenige strukturierte und vergleichbare Informationen vor. Hier ist insbesondere die
Ubersicht auf dem Bildungsserver des Landes Brandenburg zu nennen, die wesentliche Eckpunkte der
Finanzierungssysteme erfasst und anhand verschiedener Finanzierungskomponenten bzw. Ausgaben-
arten darstellt. Sie enthélt jedoch kaum Informationen zu den Finanzbeziehungen zwischen den Lan-
dern und den Kreisen und kreisfreien Stadten und/oder den ortlichen Tragern der 6ffentlichen Jugend-
hilfe. Zudem ist sie — in Freizeit entstanden und gepflegt — nicht mehr auf dem aktuellen Stand. Es
fehlen somit Basisinformationen, um an spaterer Stelle in dieser Studie der Frage nachzugehen, in wel-
cher Form eine Bundesférderung oder eine Bundesbeteiligung an der Finanzierung der Kindertagesbe-

treuung umgesetzt werden kénnte.

Aus diesem Grund wurde im Rahmen der vorliegenden Studie eine Online-Befragung in den zustan-
digen Ministerien der sechzehn Lander durchgefiihrt, die im Wesentlichen der Beantwortung der Frage
diente, ,in welcher Form, in welcher Hohe bzw. nach welchen Kriterien und an wen sich die Zahlungen
des Landes sowie der nachfolgenden Ebene/Institutionen richten?” 17 Die daraus resultierenden Infor-
mationen und Daten wurden anschlieBend ausgewertet und in zwei unterschiedlichen Formen zusam-

mengefasst. Zum einen wurden Landerportraits erstellt, '8 die einen kompakten Uberblick tiber die Fi-

17" Es waren einerseits geschlossene Fragen, bei denen die vorgegebenen Antworten nur angekreuzt werden mussten; an-
dererseits wurden erganzende textliche Informationen zur genauen Ausgestaltung sowie zu erganzenden Angaben erbe-
ten. Grundlage des Fragebogens war zum einen eine Recherche, in die auch die eigenen Erfahrungen mit Finanzierungs-
systemen in unterschiedlichen Bildungsbereichen, einschlieBlich der friihkindlichen Bildung und Erziehung, eingeflossen
sind. Zum anderen wurde der Fragebogen mit ausgewahlten Vertreter/innen der AG Friihe Bildung diskutiert und an-
schlieBend in einer Vorphase erprobt.

18 Diese Landerportraits wurden nach der Erstellung durch das FiBS noch einmal mit den Landern riickgekoppelt, um si-
cherzugehen, dass die aufbereiteten Informationen korrekt wiedergegeben sind. Die nachfolgende Darstellung der Lan-
derfinanzierungssysteme enthalt die von den Landern durchgesehenen und ggf. entsprechend erganzten Fassungen.
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nanzierungsstrukturen und -regelungen in den einzelnen Landern geben; sie sind in Kapitel 2.2 wieder-
gegeben. Zum anderen wurden die Finanzierungssysteme anhand der jeweiligen Finanzierungsstruktu-

ren und -wege erganzend systematisch und vergleichend betrachtet (siehe Kapitel 2.3).

Die nachfolgenden Abschnitte bieten somit die erste landeriibergreifend strukturierte und verglei-

chende Ubersicht zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Deutschland.

2.2 Die Finanzierungssysteme der 16 Lander im Portrait

Die Finanzierung der Kindertagesbetreuung wird in allen sechzehn Landern durch Landesgesetze
spezifiziert, die entweder konkret bestimmen, welche Kosten in welchem Umfang von wem zu tragen
sind oder regeln, wer fiir welche Aufgaben zustandig ist und die spezifische Umsetzung den Kommunen
bzw. Jugendamtern iberlassen. In der Praxis zeigen sich dabei, wie die folgenden Abschnitte noch
eingehender zeigen werden, sehr unterschiedliche Ausgestaltungsformen. Die Zahlungen des Landes
kénnen sich an die Landkreise und kreisfreien Stadte und/oder Gemeinden ebenso richten wie an die
ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe oder die Trager der Einrichtungen. Auf einer zweiten Ebene
stehen, vor allem in den Flachenlandern, Finanzierungsregelungen auf kommunaler Ebene, die entwe-
der auf den Landesregelungen basieren, diese komplementar erganzen und so ein einheitliches Finan-
zierungsmodell ergeben oder aber eigenstandige Regelungen vornehmen, die sich teilweise an den
Landesregelungen orientieren und teilweise davon unabhangig die Finanzierung der Kindertageshe-

treuung regeln.

Dariiber hinaus sind in allen Landern die Eltern iiber Elternbeitrage und in fast allen Landern auch
die Trager mit Eigenanteilen an der Finanzierung beteiligt. Erfragt wurde zudem, wie die Finanzierung
der Kindertagespflege im Land und die Nutzung von Einrichtungen in anderen Kommunen als der
Wohnsitzkommune geregelt sind und wie die Bundesmittel an die Kommunen und/oder Trager weiter-
gereicht werden. Die folgenden Landerportraits sind strukturell grundsatzlich einheitlich aufgebaut und

umfassen die folgenden Fragestellungen bzw. Finanzierungsebenen:

— Die konkrete Ausgestaltung der Zuweisungen des Landes (Kommunen, értliche Trager der 6ffentli-

chen Jugendhilfe und Trager der Einrichtungen)

— Die Ausgestaltung der weiteren Zuweisungen auf kommunaler Ebene, sei es vom Kreis oder den

ortlichen Tragern der 6ffentlichen Jugendhilfe an die Gemeinden und/oder Trager der Einrichtungen
— Die Regelungen zur Férderung der Kindertagespflege
— Die Finanzierung interkommunaler Kindertagesbetreuung

— Die Weiterreichung der Bundesmittel
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Aufgrund der unterschiedlichen Regelungen und Strukturen in den Landern kann es zu Abweichun-
gen bzw. Aufweichungen dieser Basisstruktur kommen. Die in den Landerportraits dargestellten Finan-
zierungswege und -regelungen werden anschlieBend tbergreifend und strukturierend ausgewertet und

zusammengefasst.

2.2.1 Baden-Wiirttemberg

In Baden-Wiirttemberg sind das Land, die Stadt- und Landkreise, die Gemeinden? sowie die Eltern

und u.U. die (nicht-6ffentlichen) Trager20 an der Finanzierung beteiligt.
1. Die Landeszuweisungen

Die Zuweisungen des Landes nach dem Finanzausgleichsgesetz (FAG) werden differenziert nach
Kindergarten und U3-Bereich geleistet. Die Gemeinden erhalten die Kindergartenférderung und Zuwei-
sungen fiir in Kindertageseinrichtungen betreute Kinder unter drei Jahren. Den Zuweisungsbetrag flr

die Kindertagespflege erhalten ausschlieBlich die Stadt- und Landkreise.

Die Kindergartenférderung nach § 29 b FAG betragt 529 Mio. Euro pro Jahr. Die FAG-Zuweisungen
zum Ausgleich der Kindergartenlasten werden an die Gemeinden nach der Zahl der in ihrem Gebiet in
Tageseinrichtungen betreuten Kinder, die das dritte, aber noch nicht das siebte Lebensjahr vollendet
haben, verteilt. Die Zahl der Kinder wird je nach wochentlicher Betreuungszeit unterschiedlich gewertet
(finf verschiedene Wertungen2). So errechnet sich fiir die Zuweisungen im Jahr 2016 z.B. ein Betrag
von rund 2.440 Euro fiir ein Kind mit einer wochentlichen Betreuungszeit von mehr als 44 Stunden, von
rund 2.200 Euro bei einer wochentlichen Betreuungszeit von mehr als 39 bis zu 44 Stunden, von rund
1.950 Euro bei mehr als 34 bis zu 39 Stunden von rund 1.470 Euro bei mehr als 29 bis zu 34 Stunden,

und von rund 980 Euro bei bis zu 29 Stunden.

Mit Blick auf die Forderung der Betreuung der Kinder unter drei Jahren tragt das Land unter Einbe-
ziehung der Bundesmittel zur Betriebskostenforderung insgesamt 68 % der Betriebsausgaben (§ 29 c

FAG).22 Die Zuweisungen nach § 29 ¢ FAG, die an die Gemeinden gehen, betragen nach den derzeit

19 Unter den Begriff ,Gemeinden” im Sinne der Gemeindeordnung Baden-Wirttemberg fallen neben den Gemeinden auch

die Stadtkreise und GroBen Kreisstadte sowie Gemeinden mit dem Recht, die Bezeichnung ,Stadt” zu fiihren.
20

21

Es werden dazu nur die Regelungen auf Landesebene bzw. die landesrechtlichen Vorgaben betrachtet.

Die Gewichtung gestaltet sich wie folgt: Faktor 0,4 bei einer wochentlichen Betreuungsdauer von bis zu 29 Stunden im
vorangegangenen Jahr, bei einer wichentlichen Betreuungsdauer von mehr als 29 bis zu 34 Stunden 0,6-fach, bei mehr
als 34 bis zu 39 Stunden 0,8-fach, bei mehr als 39 bis zu 44 Stunden 0,9-fach, und bei mehr als 44 Stunden 1-fach (siehe
§ 29b FAG Baden-Wiirttemberg).

22 Nach § 29 c Abs. 1 FAG erfolgte bis einschlieBlich 2013 die Forderung des Landes fiir die Kleinkindbetreuung auf Basis
eines festgelegten Jahresbetrags (Festbetrag), der um die auf das Land entfallenden Mittel des Bundes erh6ht wurde. Ab
dem Jahr 2014 wurde die Betriebsausgabenforderung nach § 29 ¢ FAG umgestellt. Seit 2014 tragt das Land unter Einbe-
ziehung der Bundesmittel zur Betriebskostenférderung 68 % der Betriebsausgaben der Kleinkindbetreuung.
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vorlaufigen Zahlen im Jahr 2016 rund 724 Mio. Euro fiir in Kindertageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege betreute Kinder unter drei Jahren.23 Davon entfallen nach der Zahl der in Kindertageseinrich-
tungen betreuten U3-Kinder und deren Betreuungsumfang rund 673 Mio. Euro auf Zuweisungen an die
Gemeinden. Die Zahl der betreuten Kinder wird je nach wochentlicher Betreuungszeit (nach der Kinder-
und Jugendhilfestatistik des dem jeweiligen Finanzausgleichsjahr vorangegangenen Jahres) unter-
schiedlich gewertet (sechs verschiedene Wertungen). Nach den derzeit vorlaufigen Zahlen werden im
Jahr 2016 fiir ein in einer Kindertageseinrichtung betreutes U3-Kind mit einer wéchentlichen Betreu-
ungszeit von mehr als 44 Stunden rund 12.840 Euro gezahlt, bei mehr als 39 bis zu 44 Stunden rund
11.560 Euro, bei mehr als 34 bis zu 39 Stunden rund 10.270 Euro, bei mehr als 29 bis zu 34 Stunden
rund 8.990 Euro, bei mehr als 15 bis zu 29 Stunden rund 6.420 Euro und bei bis zu 15 Stunden rund
3.850 Euro.24 Die Mittel nach § 29 ¢ FAG sind zweckgebunden fiir die Forderung der Kleinkindbetreu-

ung zu verwenden.
2. Zuweisungen der Gemeinden bzw. (kreisangehdrigen) Stadte an die Trager

Der Kostenanteil, den alle Gemeinden mindestens ibernehmen miissen, ist fiir alle Trager gleich.
Freie und privat-gewerbliche Trager von Kindertageseinrichtungen im Sinne des Kindertagesbetreu-
ungsgesetzes (KiTaG BW) haben einen landesgesetzlichen Anspruch auf eine Mindestférderung durch
die Standortgemeinde. Trager von Einrichtungen oder Gruppen der Kleinkindbetreuung (Krippen), die
in die Bedarfsplanung aufgenommen sind, erhalten von der Standortgemeinde einen Zuschuss in Héhe
von mindestens 68 % der Betriebsausgaben (§ 8 Absatz 3 KiTaG BW). Trager von Kindergarten und
altersgemischten Gruppen, die in die Bedarfsplanung aufgenommen sind, erhalten von der Standort-
gemeinde einen Zuschuss in Hohe von mindestens 63 % der Betriebsausgaben (§ 8 Absatz 2 Satz 1
KiTaG BW).

Fur Trager von Kindergarten und altersgemischten Gruppen ist eine erhéhte Forderung speziell fiir
die Personalausgaben vorgesehen, die auf einer verpflichtenden Erh6hung des Mindestpersonalschliis-
sels beruhen, der zur Erreichung der Zielsetzungen des Orientierungsplans fiir Erziehung und Bildung
dient (§ 8 Absatz 2 Satz 2 und 3 KiTaG BW). Trager von Einrichtungen oder Gruppen, die nicht in die
Bedarfsplanung aufgenommen sind, erhalten fiir jeden belegten Platz von der Standortgemeinde einen
Zuschuss mindestens in Hohe des sich je Kind entsprechend der Betreuungszeit nach §§ 29 b und 29 c
des Finanzausgleichsgesetzes im Vorjahr ergebenden Betrags (§ 8 Absatz 4 KiTaG BW). Der Mindest-
forderanspruch ist in § 8 KiTaG BW geregelt.

23 Die Zuweisungen an die Gemeinden sowie die Stadt- und Landkreise werden verteilt nach der Zahl der in Kitas und in
Kindertagespflege betreuten Kinder, die im Marz des Vorjahres das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet hatten (§ 29c¢
Abs. 4 FAG).

24 Die Gewichtungsfaktoren differieren zwischen der Betreuung unter Dreijahriger in Kindertageseinrichtungen und in der
Kindertagespflege. Die Differenz liegt bei etwa 27 %, variiert aber leicht in Abhangigkeit vom Betreuungsumfang.
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3. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Der interkommunale Kostenausgleich fiir auswartige Kinder in Kitas ist in § 8a KiTaG BW geregelt.
Die Standortgemeinde hat fiir auswartige Kinder bis zum Schuleintritt in Kindertagesbetreuung, die in
die Bedarfsplanung aufgenommen sind, einen Anspruch auf Kostenausgleich gegeniiber der Wohnsitz-
gemeinde des betreuten Kindes. Fiir jedes auswartige Kind unter drei Jahren errechnet sich der Kosten-
ausgleich aus 75 % der auf das auswartige Kind entfallenden Betriebskosten, abziiglich der sich ent-
sprechend der Betreuungszeit nach § 29 c Abs. 2 FAG im Vorjahr ergebenden Zuweisung. Der Kosten-
ausgleich wird hochstens bis zu den der Standortgemeinde tatsachlich entstehenden Kosten gewahrt.
Fir jedes auswartige Kind vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt errechnet sich der
Kostenausgleich aus den 63 % der auf dieses Kind entfallenden Betriebskosten abziglich der sich ent-
sprechend der Betreuungszeit nach § 29 b Abs. 2 FAG im Vorjahr ergebenden Zuweisung. Die Wohn-

sitzgemeinde und die Standortgemeinde kdnnen abweichende Regelungen vereinbaren.

4. Finanzierung der Kindertagespflege

Das Land fordert nach § 29 ¢ FAG die Betriebsausgaben der Kleinkindbetreuung nicht nur in Kinder-
tageseinrichtungen, sondern auch in Kindertagespflege. Das Land tragt unter Einbeziehung der Bun-
desmittel zur Betriebskostenfdrderung 68 % der Betriebsausgaben. Die Zuweisungen an die Stadt- und
Landkreise nach der Zahl der in ihrem Gebiet in Kindertagespflege betreuten unter Dreijahrigen und
deren Betreuungsumfang belaufen sich auf rund 51 Mio. Euro. Die Landkreise leiten die Zuweisungen
unverziglich anteilig an die nach § 5 LKJHG zu &rtlichen Tragern bestimmten (derzeit zwei) kreisange-

horigen Gemeinden weiter (§ 29 ¢ Abs. 3 zweitletzter Satz FAG).

Zudem fordert das Land die Vorbereitung, Qualifizierung und Fortbildung von Tagespflegepersonen
nach der VwV Kindertagespflege mit 2,3 Mio. Euro im Jahr 2016. In § 8b KiTaG ist die Férderung der
Kindertagespflege geregelt: (1) Fir die Férderung der Kindertagespflege im Sinne dieses Gesetzes sind
die Landkreise, die Stadtkreise und die nach § 5 Kinder- und Jugendhilfegesetz fiir Baden-W(irttemberg
zu ortlichen Tragern bestimmten kreisangehdrigen Gemeinden als 6rtliche Trager der 6ffentlichen Ju-
gendhilfe zustandig. (2) Eine laufende Geldleistung nach § 23 SGB VIII wird von den értlichen Tragern
der 6ffentlichen Jugendhilfe an die Tagespflegeperson fiir ein von ihr betreutes Kind gewahrt, fiir das
ein Betreuungsbedarf im Sinne von § 24 in Verbindung mit § 24 a SGB VIII festgestellt ist. MaBgebend
hierfiir sind die in den jeweils geltenden Empfehlungen des Landkreistags Baden-Wiirttemberg, des
Stadtetags Baden-Wirttemberg sowie des Kommunalverbands fiir Jugend und Soziales Baden-Wiirt-
temberg fiir die entsprechenden Betreuungszeiten festgesetzten Betrdge. (3) Fiir die Betreuung von
Kindern unter drei Jahren sind bei der Bemessung der Kostenbeteiligung der Personensorgeberechtig-
ten die Zuweisungen nach § 29 ¢ FAG zu beriicksichtigen. (4) Der ortliche Trager der 6ffentlichen Ju-

gendhilfe hat fiir die in Kindertagespflege nach Absatz 2 auswarts betreuten Kinder unter drei Jahren
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einen Anspruch auf Kostenausgleich gegentiber dem ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, in
dessen Bereich das Kind betreut wird, in Hohe der fiir das Kind im laufenden Jahr gewahrten Zuweisung
nach § 29 c FAG. Die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe kdnnen eine von Satz 1 abweichende

Regelung vereinbaren.
5. Weiterleitung der Bundesmittel

Seit dem Jahr 2014 tragt das Land unter Einbeziehung der Bundesmittel zur Betriebskostenforde-
rung 68 % der Betriebsausgaben der Kleinkindbetreuung (§ 29 c FAG). Die Zuweisungen fiir die Férde-
rung der Kleinkindbetreuung an die Kommunen betragen nach den derzeit vorlaufigen Zahlen im Jahr
2016 rund 724 Mio. Euro. Zuvor war in § 29 c Abs. 1 FAG je die Hohe des Jahresbetrags an Landesmit-
teln (Festbetrag) fiir die Forderung der Kleinkindbetreuung geregelt, der sich um die auf das Land ent-

fallenden Mittel des Bundes zur Betriebskostenforderung erhohte.

Die Umsetzung der Investitionsprogramme des Bundes , Kinderbetreuungsfinanzierung” ist in der
VwV Investitionen Kleinkindbetreuung geregelt. Zuwendungsempfanger ist bei Vorliegen der sonstigen
Voraussetzungen derjenige, der die Kosten der InvestitionsmaRnahme zu tragen hat. Zuschusse fur
InvestitionsmaBnahmen kénnen bewilligt werden fiir die Forderung 1. von Kindertageseinrichtungen
an die a) Gemeinden, Zweckverbande und &ffentliche Trager der Jugendhilfe, b) Trager der freien Ju-
gendhilfe im Sinne des § 75 SGB VIII, c) Betriebe und sonstige Trager, 2. der Kindertagespflege an die
a) 0.g. Trager oder Tagespflegepersonen, wenn Kindertagespflege in anderen geeigneten Rdumen nach
Nummer 1.2 Buchstabe a der VwV Kindertagespflege angeboten wird, b) Trager der freien Jugendhilfe
nach Nummer 2.4 VwV Kindertagespflege und c) Tagespflegepersonen, die Kindertagespflege in ihrem

Haushalt leisten.
6. Elternbeitrage

In Baden-Wiirttemberg sind die Trager fiir die Festlegung der Elternbeitrage zustandig, die auch an
diese entrichtet werden. Zu den Ausgestaltungskriterien liegen dementsprechend keine weiteren Infor-

mationen vor.
Informationen zu den Beitragen fiir das Mittagessen liegen dem Land nicht vor.
7. Eigenanteile der Trager

Auf Landesebene liegen keine Informationen vor, ob und in welchem Umfang die (nicht-6ffentli-

chen) Trager durch einen Eigenanteil an der Finanzierung beteiligt sind.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Baden-Wiirttemberg zusammen:
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~ Liss

Baden-Wiirttemberg
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-

Tragereigenfinanzierung
Landesfinanzierung
Kommunalfinanzierung

Land Baden-Warttemberg

Pauschale je Kind im Atter von 3 bis unter
7 Jahren, nach Betreuungszeit gewichtet

Iweckgebundene Zuweisung in Hohe von 68 % der Betriehskosten,
Verteilung auf Basis der Zahl der unter dreijahrigen Kinder nach Betreuungsumfang (Basis Vorvorjahr)

Bedarfsplan aufgenommenen
Einrichtungen, Zuschuss je Platz fir
nicht in den Plan aufgenommene

Vorvorjahr) fir in den Bedarfsplan
aufgenommene Einrichtungen,
ZTuschuss je Platz fiir nicht in den Plan
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(zwedkgebunden)
Gemeinde Stadt- und Landkreise
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Laufende Geldleistungen an Tagespflegeperson,
Farderung der fachlichen Begleitung

Einrichtungen (Basis Vorvorjahr)
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|

| Eigenanteil: Landesseitig keine Differenzierung |

Kindertagespflege Person / Trager

Abbildung 3: Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Baden-Wiirttemberg

2.2.2 Bayern

In Bayern sind von 6ffentlicher Seite das Land und die Gemeinden sowie die kreisfreien und kreis-
angehdrigen Stadte an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligt; dartiber hinaus tragen die
Eltern und die Trager der Einrichtungen einen Teil der Kosten. Bei der Finanzierung der Kindertages-
pflege sind zudem die drtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe involviert.

1. Die Landeszuweisungen

In Bayern richten sich die Zahlungen des Landes nach den Zahlungen der Gemeinden sowie der
kreisfreien und kreisangehdrigen Stadte. Die Férderung erfolgt kindbezogen und errechnet sich aus
dem Basiswert, einem Gewichtungsfaktor und dem Buchungszeitfaktor: Basiswert (RechengréBe zur
Einbeziehung von Tarifsteigerungen, derzeit 1.029,26 Euro fiir Tagespflege, 1.084,23 Euro fiir Kita) x
Gewichtungsfaktor (Betreuungsaufwand z.B. fiir Kinder 3-6 Jahre 1,0, U3 2,0, fiir Kinder mit Behinde-
rung 4,5) x Buchungszeitfaktor (Betreuungszeit der Kinder z.B. 2,0 bei 8 Stunden Buchung taglich).

Hinzu kommen weitere, einseitig staatliche Leistungen im System (Beitragszuschuss ca. 128 Mio.
Euro p.a., Qualitatsbonus ca. 60 Mio. Euro p.a.), die im System KiBiG.web Uber die Gemeinden an die
Trager durchgereicht werden.
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2. Zuweisungen der Gemeinden bzw. (kreisangehdrigen) Stadte an die Trager der Einrichtungen

Die Leistung der Gemeinde an einen freien oder sonstigen Trager ist doppelt so hoch wie die Lan-
desforderung, die quasi mit dem Gemeindeanteil durchgereicht wird. Die freien und sonstigen Trager
haben einen Anspruch auf eine kindbezogene Férderung gegen die jeweilige Gemeinde, in der sich das
Kind aufhalt. Die Gemeinde refinanziert sich beim Freistaat Bayern und tragt dadurch die Halfte der

Gesamtforderkosten.

Die Forderhéhe wird immer gleich ermittelt: Basiswert x Gewichtungsfaktor (z.B. fiir ein Kind U3
2,0, fiir Kinder mit Behinderung 4,5) x Buchungszeitfaktor (z.B. 2,0 bei 8 Stunden Buchung taglich).

3. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Der Trager hat einen Férderungsanspruch gegen die Aufenthaltsgemeinde. Nimmt also eine Einrich-
tung in einer Gemeinde Kinder aus einer anderen Gemeinde auf, hat sie einen entsprechenden kindbe-

zogenen Forderanspruch gegen die Wohnsitzgemeinde.
4. Finanzierung der Kindertagespflege

In Bayern zahlt der ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe ein Tagespflegeentgelt an die Tages-
pflegepersonen (TPP). Kreisfreie Stadte bzw. Landkreise kdnnen sich beim Freistaat, wiederum kindbe-
zogen, mit einem einheitlichen Gewichtungsfaktor von 1,3 refinanzieren. Diese Forderung ist jedoch

abhangig von weiteren Voraussetzungen, z.B. der Zahlung eines Qualitatsbonus’ an die TPP.

Seit 1. Januar 2013 kann auch die GroBtagespflege optional wie eine Kindertageseinrichtung finan-
ziert werden. In diesem Fall erfolgt die Forderung analog wie z.B. beim Kindergarten, allerdings mit
einem einheitlichen Gewichtungsfaktor von 1,3. Anders als bei den Kindertageseinrichtungen erfolgt
die staatliche Forderung bei der GroBtagespflege unmittelbar an die Gemeinde bzw. kreisfreie und
kreisangehorige Stadt, die ihrerseits an die GroBtagespflege leistet. Daneben haben die Tagespflege-

personen Anspruch auf Tagespflegeentgelte vom Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe.
5. Weiterleitung der Bundesmittel

Die vom Bund im Rahmen des Gesetzes zur Férderung von Kindern unter drei Jahren in Kinderta-
geseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderférderungsgesetz — KifoG) fir den Ausbau der Be-
treuungsangebote fiir Kinder unter drei Jahren zur Verfiigung gestellten Mittel in Hohe von rund 130
Mio. Euro p.a. werden in voller Hohe an die Kommunen weitergegeben. Daneben wird ein Teil der

Investitionskosten fiir neu geschaffene Platze fiir unter Dreijahrige aus KifoG-Mitteln bestritten.
6. Elternbeitrage

Die Elternbeitrage werden in Bayern vom Trager der Einrichtung festgelegt und werden auch an

diesen gezahlt; weitergehende Informationen liegen daher nicht vor.
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In Bayern ist der Elternbeitrag zwar nicht abgeschafft worden, weil die Trager diesen Beitrag fest-
setzen, aber es gibt seit dem Jahr 2012 einen Beitragszuschuss von derzeit 100 Euro fiir Kinder im
letzten Kindergartenjahr, was faktisch in der iiberwiegenden Zahl der Falle zur Beitragsfreiheit fiihrt.
Durch diese Regelung hat sich der Landeszuschuss um 65 Mio. Euro (2012) bzw. rund 128 Mio. Euro
(2016ff.) erhoht.

7. Eigenfinanzierung der Trager

Ein Finanzierungsanteil der Trager ist in Bayern nicht explizit verankert, kann aber dann anfallen,
wenn deren Kosten (iber die von Land und Kommune jeweils zur Hélfte getragene Pauschale sowie die

Elternbeitrdge hinausgehen.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Bayern zusammen:

:l.@ &  Elternbeltrage
Bayem &  Tragerelgenfinanzierung
¥ Landesfinanzierung
» Kommunalfinanzierung
T
Land Bayern
_ - Pauschale Zuweisung je Kind Pauschale Zuweisung je Kind
Pauschale Zuweisung je Kind inkl. U3-Faktor von 2,0 inkl. KTP-Faktor von 13
Gemeinden und (kreisfreie, kreisangehorige) Stadte |0rtlithe Trager der dffentlichen Jugendhilfe”
| o - - 1 -
Pauschale Zuweisung je Kind nach Nutzungsumfang (Buchungszeitfaktor),
Behinderung gewichtet: Verdopplung der Landesfarderung
] [ ] L J
- L L]
[ [ L]
: : : * Anmerkun: Gilt fiir Tagespflage,
nicht aber fir GroBtagespflege.
. . S Dewetsx v
. L ®  Yindertagessinrichtung behandelt.
- [} L]
- v ¥ pJ
v v v

| Eigenantil: nicht definiert |

Abbildung 4: Schematisierte Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Bayern

2.2.3 Berlin

Das Land Berlin ist als Stadtstaat eine Einheitsgemeinde mit einer zweistufigen Verwaltung (Haupt-
und Bezirksverwaltung). Die Berliner Bezirke sind Selbstverwaltungseinheiten ohne eigene Rechtsper-
sonlichkeit. Sie erhalten von der Hauptverwaltung (Senat) einen Pauschalbetrag (bezirkliche Global-
summenzuweisung), der auch den Aufwand fiir die Finanzierung der Kindertagesbetreuung umfasst.
Neben dem Land Berlin beteiligen sich die Eltern und die Trager der Einrichtungen an der Finanzierung
des Kinderbetreuungssystems.
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1. Die Landesfinanzierung

Die Finanzierung erfolgt durch das zustandige Jugendamt (iber das Kita-Gutscheinsystem fiir das
jeweilige Kind, bezogen auf die Art und Dauer des im Gutschein festgestellten Bedarfs, ggf. zuziiglich
besonderer Zuschlage fiir die Férderung von Kindern mit Behinderung, von Kindern nichtdeutscher Her-
kunftssprache und von Kindern, die in Wohngebieten mit sozial benachteiligenden Bedingungen leben.
Den Gutschein erhalten die Eltern auf Antrag fiir die Betreuung ihrer Kinder vom értlich zustandigen

Jugendamt.

Fir die Feststellung eines Bedarfs bzw. Betreuungsumfangs, der tiber den Halbtags- bzw. Teilzeit-
anspruch hinausgeht, ist die Arbeitszeit der Eltern zuziiglich der Wegezeiten oder andere, begriindende
Anforderungen aus Ausbildung, Studium o.a. entscheidend. Ein maBgeblicher Bedarf kann sich auch
aus anderen padagogischen, familidren oder sozialen Griinden ergeben. Es erfolgt eine Zuordnung in

eine der folgenden vier Stufen:

1. Halbtagsfoérderung (mindestens vier Stunden bis héchstens fiinf Stunden taglich)
2. Teilzeitforderung (liber flinf Stunden bis hochstens sieben Stunden téglich)

3. Ganztagsforderung (liber sieben Stunden bis hochstens neun Stunden téglich)

4. erweiterte Ganztagsforderung (iiber neun Stunden taglich), wobei eine Forderung von mindestens

elf Stunden durch den Trager regelméaBig sichergestellt ist2>

In den letzten drei Jahren vor dem Beginn der regelmaBigen Schulpflicht besteht ein Teilzeitan-
spruch, d.h. von fiinf bis sieben Stunden pro Tag (§ 5 KitaF6G Berlin). Fiir Kinder, die das zweite Le-
bensjahr vollendet haben, liegt regelmaBig ein Bedarf zumindest fiir eine Teilzeitforderung in einer

Tageseinrichtung vor, wenn die Forderung fiir die sprachliche Integration erforderlich ist.
2. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Innerhalb Berlins gibt es keine interkommunalen Finanzierungsregelungen. Allerdings gibt es zwi-
schen Berlin und Brandenburg einen im Staatsvertrag geregelten Ausgleich, sofern die Landesgrenzen
tberschritten werden. Dies gilt also fiir Kinder, die in Brandenburg wohnen, aber eine Kita in Berlin

besuchen, und umgekehrt.
3. Finanzierung der Kindertagespflege

Die Geldleistungen in der Kindertagespflege sind durch Ausfiihrungsvorschriften geregelt. Die Aus-

zahlung erfolgt durch die bei den Bezirken angesiedelten Jugendamter an die Tagespflegepersonen.

25 |n den drei letztgenannten Forderungsumféngen ist ein Mittagessen im Betreuungsumfang enthalten; bei einer Halb-
tagsforderung kann dies der Fall sein.
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Elternbeitrage sind Bestandteil dieser Zahlungen. Die Eltern zahlen direkt an die Jugendamter. Die Kin-

dertagespflege ist in das Gutscheinsystem eingebunden.

Bei der Kindertagespflege gibt es von den Kindertageseinrichtungen abweichende Betreuungsum-
fange. Kindertagespflege wird angeboten als 1. Halbtagsforderung bei einem Betreuungsumfang von
bis zu 100 Stunden monatlich, 2. Teilzeitférderung bei einem Betreuungsumfang von mehr als 100 bis
hochstens 140 Stunden monatlich, 3. Ganztagsforderung bei einem Betreuungsumfang von mehr als
140 bis hochstens 180 Stunden monatlich, 4. erweiterte Ganztagsforderung bei einem Betreuungsum-

fang von (iber 180 Stunden monatlich und 5. erganzende Kindertagespflege im Sinne von Absatz 4.
4. Weiterleitung der Bundesmittel

Bundesmittel erhalten kénnen die Kita-Eigenbetriebe des Landes Berlin und freie Trager der Jugend-
hilfe bezogen auf den Platzausbau in Kindertageseinrichtungen sowie die Jugendamter der Bezirke fiir
den Platzausbau in der offentlich finanzierten Kindertagespflege. Grundsatzlich handelt es sich um eine
Zuwendungsfinanzierung auf Basis einer Forderrichtlinie, in der Verfahren und Kriterien festgelegt sind.
Steuereinnahmen (Umsatzsteuerverteilung) stehen grundsatzlich dem gesamten Haushalt ohne Zweck-
bindung zur Verfligung. Die Verwendung des rechnerischen Berliner Anteils erfolgt durch Beriicksichti-

gung im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung.
5. Elternbeitrage

Die Elternbeitrage stehen in Berlin auf einer gesetzlichen Grundlage; sie sind im Tagesbetreuungs-
kostenbeteiligungsgesetz (TKBG) festgelegt. Die konkrete Hohe richtet sich nach Einkommen, wochent-
lichem Nutzungsumfang sowie der Rangzahl des Kindes. Empfanger sind die Trager. In der Kinderta-

gespflege zahlen die Eltern ihren gesetzlichen Kostenbeitrag direkt an das Jugendamt.

Berlin gehort zu den Landern, in denen die Elternbeitrage partiell abgeschafft wurden: Im Jahr 2007
wurden die Beitrage fiir das letzte Kita-Jahr abgeschafft, 2011 fiir das vorletzte und 2013 fiir das dritt-
letzte Kita-Jahr. Anfang dieses Jahres hat die regierende Koalition aus SPD und CDU die vollstandige
Abschaffung der Kita-Beitrage auch im Krippenbereich in ihre Planungen aufgenommen. In Schritten
wird die Beitragsfreiheit fiir alle Kinder am 1.8.2018 erreicht. Ende April wurde dies vom Abgeordne-
tenhaus beschlossen. Informationen zum Umfang der Kompensation liegen nicht vor. Der Beitrag fiir
das Mittagessen belauft sich auf 23 Euro monatlich und wird nicht von der Abschaffung der Elternbei-

trage umfasst.
6. Eigenfinanzierung der Trager

Der Eigenfinanzierungsanteil der Trager ist den vorliegenden Informationen zufolge fiir alle Trager-

arten gleich; laut der Rahmenvereinbarung des Landes mit den freien Tragern betragt er 7 % der — an
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anderer Stelle niher definierten — Betriebskosten.26 Da jedoch gleichzeitig eine pauschalierte Festset-
zung von Eckwerten fiir die Finanzierung erfolgt, ist nicht auszuschlieBen, dass der tatsachliche Finan-

zierungsanteil unterschiedlich ist.

Ausgenommen von der 6ffentlichen Finanzierung sind grundsatzlich privat-gewerbliche Trager. In-

formationen zum Umfang der Eigenbeteiligung liegen nicht vor.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Berlin zusammen:

-E H » Elternbeltrage
Berlin &  Tragerelgenfinanzierung
#  landesfinanzierung
» Kommunalfinanzierung

Land Berlin

Globalzuweisungen an die Bezirke (analog zu Gemeinden)

|

Bezirke (analog zu Gemeinden)
[

Gutschein an die Eltern

-

‘l (AR R R R RN
;

-

Trager Kindertagespflege Person / Trdger

Eigenanteil: 7% |

Abbildung 5: Schematisierte Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Berlin

2.2.4 Brandenburg

In Brandenburg sind neben dem Land zunachst die bei den Kreisen und kreisfreien Stadten angesie-
delten ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe und nachfolgend auch die Gemeinden und kreisan-
gehdrigen Stadte an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligt; dariiber hinaus tragen die

Eltern und die Trager der Einrichtungen einen Teil der Kosten.

26 | der Rahmenvereinbarung heiBt es dazu: ,Die Gesamtkosten nach Absatz 1, die dem Trager durch den Betrieb seiner
Tageseinrichtungen entstehen, werden in einer Héhe von 93 % durch eine Kostenerstattung des Landes Berlin abziglich
der kindbezogenen Festsetzung der Kostenbeteiligung nach dem Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz (TKBG) er-
stattet.” (§ 4 Abs. 2 der Rahmenvereinbarung).
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1. Die Landeszuweisungen

Die Finanzierung der Kindertagesbetreuung des Landes Brandenburg an die ortlichen Trager der
offentlichen Jugendhilfe besteht aus mehreren Saulen. Zum einen gibt es einen Gesamtlandeszuschuss,
der zweijahrlich fortgeschrieben und nach der Zahl der Kinder bis zum vollendeten 12. Lebensjahr ver-

teilt wird. Insgesamt wurden nach diesem Verfahren im Jahr 2015 192 Mio. Euro verteilt.

Daneben gibt es die (konnexitdtsbedingte) Zahlung fiir kompensatorische Sprachférderung und fiir
die Gewahrung eines Bestandsschutzes zur Weiterbetreuung von Kleinkindern, deren Anspruchsgrund-
lage entfallen ist. Hierflir wurden im Jahr 2015 insgesamt 5,8 Mio. Euro ausgegeben und nach der Zahl

der Kinder und ihres Sozialstatus' verteilt.

Dariiber hinaus werden noch Mittel ausgereicht, die zur Finanzierung der Personalmehrkosten durch
die Personalschliisselverbesserungen dienen. Die im Jahr 2015 verausgabten 62,2 Mio. Euro wurden
anhand des konkreten Stellenmehrbedarfs sowie der jeweiligen Personalkosten an die zustandigen ort-
lichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, die bei den Kreisen und kreisfreien Stadten angesiedelt sind,

verteilt.

Als Ausgleich fiir den U3-Ausbau werden ab dem Jahr 2016 Mittel des Landes iiber die 6rtlichen
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe an die Standort-Gemeinden weitergeleitet. Fiir die Jahre 2013 bis
2015 ist das ein Betrag von 34 Mio. Euro.

2. Zuweisungen der ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe an die Trager der Einrichtungen

Der ortliche Trager der &ffentlichen Jugendhilfe tragt 88,6 % der Kosten des padagogischen Perso-
nals bei den Krippen, 85,2 % bei den Kindergarten und 84 % bei den Horten. In den Zuweisungen fiir
die Kindergarten sind die Tragerkosten fiir die Verbesserung des Personalschliissels enthalten. Daneben

werden die Mittel fiir Sprachférderung und Bestandsschutz sowie den U3-Ausbau ausgereicht.
3. Zuweisungen der Gemeinden bzw. (kreisangehdrigen) Stadte an die Tréger der Einrichtungen

Die (Standort-) Gemeinden und (kreisangehdrigen) Stadte tragen die Kosten fiir die Grundstiicke,
Gebaude und deren Erhaltung sowie den Fehlbedarf der ,erforderlichen” Kindertageseinrichtungen.
Soweit die kreisangehdrigen Gemeinden eine 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung mit ihrem Kreis ge-
schlossen haben, konnen sie die Leistungsverpflichtung fiir die Erfiillung der Kindertagesbetreuungs-
aufgaben iibernehmen. In diesen Vertragen sind dann auch die finanziellen Folgen aus dieser Zustan-

digkeit zu regeln.
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4. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Fir die Betreuung von Kindern aus anderen Gemeinden bzw. Kreisen kénnen diese einen Kosten-

ausgleich verlangen.2?
5. Finanzierung der Kindertagespflege

In Brandenburg gibt es keine gesonderte Landesforderung fiir die Tagespflege, da sich die Férderung
des Landes nicht auf das konkrete Angebot bezieht, sondern der ortliche Trager der offentlichen Ju-
gendhilfe als Basiszuschuss einen Pauschalbetrag erhalt, der sich an der Zahl der Kinder im Alter von
bis zu 12 Jahren orientiert (siehe oben). Der ortliche Trager ist fiir die Finanzierung der Kindertages-
pflege zustandig. In der Ausgestaltung der bundes- und landesrechtlichen Regelungen ist der ortliche

Trager frei.
6. Weiterleitung der Bundesmittel

Die Frage nach einer ,Weiterleitung” ist fiir Brandenburg systemfremd, und es gibt deshalb (iber
den gesetzlich vorgesehenen Zuschuss keine weitere Férderung der Kommunen. Das Land erhalt die
Bundesmittel (Umsatzsteuerpunkte) als eigene Einnahmen. Die zusatzlichen Kosten fiir die Ausweitung
des U3-Bereichs werden nach Konnexitdtsgrundsatzen berechnet und vollstandig den Kommunen er-
stattet. Dazu und fiir die Kompensation weiterer Erh6hungen der Férderungen, z.B. wegen des steigen-
den Versorgungsgrads, sind zusétzliche Landesmittel eingesetzt worden. Der dafiir nétige finanzielle

Spielraum ist durch die Umsatzsteuerpunkte geschaffen bzw. gestarkt worden.
Hinsichtlich der Investitionsmittel gelten die Bundesvorgaben. Die Mittel werden vom Land verteilt.
7. Elternbeitrage

Der ortliche Trager ist auch fiir die Festlegung und Vereinnahmung der Elternbeitrdge fiir Kinderta-
geseinrichtungen und Kindertagespflege zustandig. Es werden die Elternbeitrage auf der Grundlage der
abstrakten Regelungen im KitaG vom Einrichtungstréger festgelegt und erhoben. Uber die Grundsatze
der Hohe und Staffelung ist zwischen Einrichtungstrager und dem ortlichen Trager der 6ffentlichen Ju-

gendhilfe Einvernehmen herzustellen.
8. Eigenfinanzierung der Trager

Ein Finanzierungsanteil der Trager ergibt sich aus der Differenz zwischen den nicht gedeckten Zu-
schiissen des ortlichen Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe und (bei erforderlichen Einrichtungen) der

Standortgemeinde sowie den Elternbeitragen, die vom Trager festgesetzt werden.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Brandenburg zusammen:

27 Des Weiteren sind auch andere Mechanismen zu beriicksichtigen, wie der Kommunale Finanzausgleich, die Kreisumlage
etc.
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Abbildung 6: Schematisierte Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Brandenburg

2.2.5 Bremen

In Bremen erfolgt die 6ffentliche Finanzierung durch das Land, die beiden Stadte Bremen und Bre-

merhaven; ferner sind die Eltern und die Trager an der Finanzierung beteiligt.
1. Die Landeszuweisungen

Das Land weist die Haushaltsmittel den Stadten Bremen und Bremerhaven zu, die Gremien der bei-
den Stadte (Bremische Biirgerschaft, Stadtverordnetenversammlung Bremerhaven) entscheiden (iber
die Verteilung der Mittel bezogen auf die verschiedenen Aufgabenbereiche. In Bremen heiBt die hier
relevante Produktgruppe: , Allgemeine Bewilligungen fiir Kinderbetreuung”, die in einer weiteren Un-
terteilung auf verschiedene Haushaltsstellen die Mittel z. B. freie Trager, betriebsnahe Betreuung, Kin-
dertagespflege zuordnet. Die Finanzierung der Trager erfolgt in Abhangigkeit von der Art des Tragers.

— Freie Trager mit Finanzierung tber einen sogenannten Referenzwert: Im Rahmen einer Fehlbedarfs-
finanzierung zahlt die Stadt Bremen an die Trager eine Zuwendung, deren Obergrenze sich aus der
Anzahl der betreuten Kinder, dem Betreuungsumfang und dem Alter der Kinder (0 bis unter 3 Jahre,
3 bis 6 Jahre bzw. Schuleintritt, Schulkinder) ergibt. Beriicksichtigt werden die fiir den Kita-Betrieb
notwendigen Ausgaben fiir Personal und Sachmittel, zusatzlich werden entweder Mieten oder bei
Eigentum ggf. Kapitaldienste anerkannt.

— Betriebsnahe Férderung: Pro Kind wird eine Pauschale fiir Betriebskosten und fiir Miete an die Tra-
ger gezahlt.
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— Elternvereine: Auf Basis einer Richtlinie werden pauschale Zuschiisse in Abhéngigkeit von Alter der
Kinder (0 bis unter 3 Jahre, 3 bis 6 Jahre bzw. Schuleintritt, Schulkinder), Anzahl der Gruppen und
Betreuungsumfang gezahlt.

— Offentliche Einrichtungen: Die Férderung des offentlichen Tragers erfolgt auf der Grundlage eines
abgestimmten Wirtschaftsplans des kommunalen Eigenbetriebs (fiir das gesamte Aufgabenspekt-

rum).

Von den Ausgaben werden die Einnahmen aus Elternbeitragen und Spenden sowie die Eigenleistung
des Tragers abgezogen; fiir Trager, die ein Betriebsgebaude mieten, erhoht sich der Zuwendungsbedarf
um die Miete. Der Kostenerstattungsanteil differiert nach Tragerart; der Trageranteil soll angemessen

sein (siehe hierzu weiter unten).
2. Finanzierung der Kindertagespflege

Auf Basis der Landesrichtlinie zur Forderung und Betreuung von Kindern durch Kindertagespflege-
personen und entsprechender Verwaltungsvorschriften wird im Land Bremen (Bremen und Bremer-

haven) eine Geldleistung zur Anerkennung der Forderleistung und eine Sachkostenpauschale gezahlt.

Der Betrag zur Anerkennung der Forderleistung wird je Stunde und Kind gezahlt, die Hohe ist ab-
hangig von der Qualifikation der Tagespflegeperson. Die Sachkostenpauschale ist von der Betreuungs-
zeit und dem Betreuungsort (Haushalt der Eltern, Tagespflegeperson, extern angemietete Raume) ab-

hangig.
3. Weiterleitung der Bundesmittel

Die Bundesmittel werden vom Land an die Stadte/Kommunen Bremen und Bremerhaven weiterge-
leitet. In Bremen erfolgt nach Auswertung der Ausbaubedarfe und einem Interessenbekundungsverfah-
ren eine Auswahl der am Ausbau zu beteiligenden Trager. Diese erhalten nach Vorlage der Antragsun-

terlagen Zuwendungen aus den Bundesmitteln fiir Bau und Ausstattung.
4. Elternbeitrage

Fir die Festlegung der Elternbeitrage sind im Land Bremen die ortlichen Gesetzgeber der Stadtge-
meinden (Biirgerschaft der Stadtgemeinde Bremen und Stadtverordnetenversammlung der Stadtge-
meinde Bremerhaven) zustandig. Diese erlassen in unregelmaBigen Abstdnden Ortsgesetze mit jeweils
unterschiedlichen Regelungsinhalten, in Bremen fiir die Kindertageseinrichtungen, in Bremerhaven dar-
tber hinaus auch gesondert fiir die Kindertagespflege. Die jeweiligen einheitlichen Beitrage fiir Einrich-
tungen in offentlicher und freier Tragerschaft werden in der Stadtgemeinde Bremen durch die Trager

selbst eingezogen; im Ubrigen geschieht dies durch die beiden Trager der ffentlichen Jugendhilfe.

In der Stadtgemeinde Bremerhaven erfolgt eine Staffelung der Beitrage nach dem Umfang der Kin-
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dertagesforderung, in der Stadtgemeinde Bremen dariiber hinaus nach sozialen Kriterien wie Einkom-

men, HaushaltsgroBe, Geschwister und Sozialleistungsbeziige.
5. Eigenfinanzierung der Trager

Die Beteiligung der Trager an den Kosten soll angemessen sein (§ 18 BremKTG). Sie sollen sowohl
der Art und Bedeutung der jeweiligen Tageseinrichtungen als auch der Leistungsfahigkeit der Trager
entsprechen. Das Nahere Uber die Voraussetzungen, die Art, die Hohe und das Verfahren der Zuwen-
dungen zu den Ausgaben fiir den Bau und die Ausstattung, zu den laufenden Ausgaben einer Tages-
einrichtung und zu den Eigenleistungen der Trager regeln die Stadtgemeinden nach Anhérung der

freien Trager. Konkret werden folgende Regelungen praktiziert:

— Freie Trager mit Finanzierung iiber einen sogenannten Referenzwert: Gemal § 74 SGB VIll und § 18
BremKTG soll die Eigenleistung des Tragers angemessen sein. Die Hohe soll der Bedeutung und der
Leistungsfahigkeit des Tragers entsprechen. Auf dieser Grundlage erfolgt eine Einzelfallpriifung und
-festlegung.

— Betriebsnahe Forderung: Grundlage der Finanzierung ist das PPP (Public-Private-Partnership), ein
Trageranteil ist danach nicht vorgesehen, in einigen Féllen aber doch Praxis als Ausgleich einer
Unterfinanzierung.

— Elternvereine: Laut Richtlinie sind die nicht durch die Zuschiisse gedeckten Ausgaben durch einen

Eigenanteil des Tragers und durch Elternbeitrage zu decken.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Bremen zusammen:

-E #  Elternbeltrage
Bremen #  Tragerelgenfinanzierung
Landesfinanzierung
» Kommunalfinanzierumng
Kindergarten U3 Kindertagespflege
Land Bremen
|
| an die Stad |
Stadtgemeinden (Bremen, Bremerhaven™**)
- - - *
| Fehlbedarfsfinanzierung™ | | Pauschale Zuweisung™ | | Kostenorientierte Zuweisung ™ | Qualrﬁkatmnsahhanglp
w L] L] Fo g je Stunde und Kind,
e Lt e Sachkostenpauschale*®
[ ] L] L]
- - -

Freie Triger Betriebsnahe Trager Offentliche Trager Ta!le"PﬂegePeMﬂ
g und Elternvereine (Eigenbetriebe)

»angemessene« Eigenanteile differenziert nach Art des Tragers™

Anmerkungen: * Stadt Bremen, ** Stadt Bremerhaven hat eigene Regelungen

Abbildung 7: Schematisierte Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Bremen

55




2.2.6 Hamburg

In Hamburg sind nur das Land und die Eltern an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung betei-

ligt.
1. Die Landeszuweisungen

Im Stadtstaat Hamburg flieBen die 6ffentlichen Zuschiisse indirekt, d.h. iber Gutscheine, die an die
Eltern ausgegeben werden, an den Trager. Der Wert des Gutscheins ergibt sich aus dem bewilligten
zeitlichen Betreuungsumfang sowie dem Alter und ggf. der Behinderung des Kindes. Die Eltern kdnnen
den Gutschein nach ihren eigenen Bediirfnissen und Vorstellungen bei einer der iiber 1.000 am Ham-
burger Kita-Gutscheinsystem teilnehmenden Kindertageseinrichtungen einldsen. Fiir den Trager ist der
Gutschein mit einem Zahlungsanspruch auf Erstattung der Betreuungskosten abziiglich des von den
Eltern direkt an den Trager zu entrichtenden Elternbeitrags gegen die Familienbehérde verbunden. Die
Erstattung der Betreuungskosten erfolgt dabei mit einem pauschalierten Leistungsentgelt. In diesem
Leistungsentgelt werden die Kosten fiir das padagogische Personal und die Sachkosten, einschlieBlich
der Verpflegungs- und Reinigungskosten, sowie generell auch fiir die gebaudebezogenen Kosten flir
alle Trager in gleicher Hohe beriicksichtigt. Die Gebaudekostenpauschale ist so bemessen, dass die
Kosten fiir Miete, Abschreibung, Fremdkapital sowie Instandhaltung refinanziert sind. Alle Trager im
Kita-Gutschein-System konnen daher eigenstandig Anmietungen und die notwendigen Investitionen in
Gebaude und Grundstiicke vornehmen. Teilweise, insbesondere bei den alteren Kindertageseinrichtun-
gen, erfolgt eine individualisierte Gebaudekostenrefinanzierung (siehe Kita-Rahmenvereinbarung zwi-
schen Hamburg und den Tragern). Dartiber hinaus erhalten kleine Einrichtungen mit 10 bis 50 Kindern

einen gesonderten Zuschuss fir eine zusatzliche Leitungsausstattung.

Sog. Kita-Plus-Kitas28 erhalten, z.B. zur Starkung der alltagsintegrierten Sprachbildung, eine zusétz-
liche Personalausstattung von 12 % bezogen auf das Erziehungspersonal. Einrichtungen, die die Vo-
raussetzung als Kita-Plus-Kita nicht erfiillen, aber einen tiberdurchschnittlich hohen Anteil von Kindern

mit nichtdeutscher Familiensprache aufweisen, erhalten eine zusétzliche Personalausstattung von 4 %.

Der Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz fiir Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum
Schuleintritt umfasst eine Betreuung im Umfang von fiinf Stunden taglich. Abhangig vom individuellen
Bedarf der Familien, aufgrund von Berufstétigkeit und Aushildung der Eltern oder eines sozial oder
padagogisch bedingten Bedarfes des Kindes kénnen auf dem Gutschein Betreuungszeiten im Umfang

von bis zu 12 Stunden téglich festgelegt werden.

28 Tageseinrichtungen mit einem tberdurchschnittlich hohen Anteil an Kindern aus einkommensschwachen Familien, aus
Familien mit einer nichtdeutschen Familiensprache und von Kindern mit einem dringlichen, sozial bedingten oder pada-
gogischen Forderbedarf sollen sich zu ,Kita-Plus-Kitas” weiterentwickeln, die sich in besonderer Weise durch die Um-
setzung des Konzeptes einer inklusiven Bildung, eine fachlich qualifizierte Sprachférderung und Elternarbeit sowie eine
gute Vernetzung im Sozialraum auszeichnen.
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2. Finanzierung der Kindertagespflege

Die Finanzierung der Kindertagespflege erfolgt in weiten Teilen nach ahnlichen Prinzipien wie die
der Kindertageseinrichtungen. Die Verglitung erfolgt auf der Grundlage des Nutzungsumfangs sowie
der Qualifikation der Tagespflegeperson; es gibt daneben eine Sachkostenpauschale sowie eine antei-

lige Erstattung von Vorsorgeaufwendungen (vgl. Hamburger Kindertagespflegeverordnung29).
3. Weiterleitung der Bundesmittel

Hamburg hat im Rahmen der Krippenausbauprogramme seit 2008 die vom Bund bereitgestellten
Investitionsfordermittel an die Trager der Kindertageseinrichtungen weitergeleitet, sofern deren Inves-
titionsvorhaben im Zuwendungsweg gefordert wurden. Um eine Doppelfinanzierung zu vermeiden,
wurden in diesen Fallen jedoch die an die Trager laufend gezahlten Gebaudekostenpauschalen entspre-

chend abgesenkt.

Hamburg hat die Betriebskostenbeteiligung des Bundes, die den Landern im Wege eines erhohten
Anteils am Umsatzsteueraufkommen bereitgestellt wurde, als Beitrag zum notwendigen quantitativen
Ausbau der Hamburger Kindertagesbetreuung genutzt. Dariiber hinaus ist vorgesehen, die Bundesmit-
tel kiinftig auch zur weiteren Verbesserung der Betreuungsqualitdt in den Hamburger Kindertagesein-

richtungen einzusetzen.

Ziel ist es, mittelfristig in den Hamburger Kindertageseinrichtungen eine Verbesserung der Fach-
kraft-Kind-Relation im Krippenbereich auf 1:4 sowie im Elementarbereich auf 1:10 zu erreichen. Diese

Qualitatsverbesserung wird im Rahmen eines mehrjahrigen Prozesses schrittweise umgesetzt.

Die bislang umgesetzte Bundesbeteiligung wird jedoch nur einen kleinen Teil der fiir die Hamburger
Kindertagesbetreuung notwendigen Ressourcen, einschlieBlich des bereits mit den Tragern vereinbar-

ten Qualitatsausbaus, abdecken.
4. Elternbeitrage

Hamburg gehort zu den wenigen Landern, in denen die Elternbeitrdge durch das Land selbst fest-
gelegt werden. lhre Hohe ist von Einkommen, Betreuungsdauer sowie sonstigen Kriterien, z.B. der An-

zahl der Familienmitglieder, abhangig. Empfanger der Elternbeitrage sind die Trager der Einrichtungen.

In Hamburg wurde im Jahr 2009 eine taglich fiinfstiindige Betreuungsdauer fiir das letzte Kita-Jahr
vor der Einschulung von Elternbeitragen freigestellt; im Jahr 2014 folgten alle anderen Jahrgange; d.h.
eine taglich fiinfstiindige Betreuungsdauer ist fiir alle Kinder beitragsfrei. Die Beitragssenkungen wer-
den durch entsprechende Erhéhungen des 6ffentlichen Zuschusses ausgeglichen. Anders als in anderen

Landern ist das Mittagessen in den Kindertageseinrichtungen fiir die Eltern zudem kostenfrei.

29 http://lwww.hamburg.de/fachinformationen/rechtliche-grundlagen/
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5. Eigenfinanzierung der Trager

Ein Eigenanteil der Trager ist nicht vorgesehen; die Finanzierung soll ausschlieBlich iiber das Entgelt

des Landes und die Elternbeitrage erfolgen.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Hamburg zusammen:

(abziiglich des direkt an die Kita zu zahlenden Elternbeitrags)

-ﬁl #  Elternbeltrage

Hamb urg &  Tragereigenfinanzierung
» Landesfinanzierung
» Kommunalfinanzierung

Land Hamburg
[ | |
Nutzungsbezogene Pauschalvergiitung,
Kind-/Nutzungsbezogene Pauschale an Trager, abhangig von der Qualifikation der

Tagespflegeperson (abziiglich des direkt

an die KTP zu zahlenden Elternbeitrags)

Gutschein an die Eltern |

v { R..

Trager |

ot N

Tagespflegeperson

Abbildung 8: Schematisierte Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Hamburg

2.2.7 Hessen

In Hessen sind von offentlicher Seite das Land und die Gemeinden involviert, zudem tragen die

Eltern und die Tréger der Einrichtungen einen Teil der Kosten.
1. Die Landeszuweisungen

Das Land richtet seine Zahlungen an die Gemeinden und (kreisangehdrigen) Stadte sowie an die

Trager der Einrichtungen.

Das Land erstattet den Gemeinden die Einnahmeausfalle, die sich aus der Beitragsfreistellung erge-

ben. Hierzu wird eine Pauschale pro Kind gemaB Bevélkerungsstatistik gezahlt.

Die nutzungs- bzw. bedarfsabhangigen Pauschalen, die die Trager direkt vom Land erhalten, bezie-
hen sich auf die Nutzungsdauer, das Alter des Kindes, den Migrationsstatus sowie einen eventuellen
Behinderungsstatus des Kindes. Die Grundpauschale betragt fiir jedes in einer Tageseinrichtung ver-
traglich oder satzungsgemaB aufgenommene Kind bis zum vollendeten dritten Lebensjahr bei einer
wochentlichen Betreuungszeit von bis zu 25 Stunden 2.070 Euro, bei mehr als 25 bis zu 35 Stunden
3.100 Euro und bei mehr als 35 Stunden 4.130 Euro (alle Betrage pro Jahr).

58



www.fibs.eu

Vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt belduft sich die Grundpauschale fiir einen
offentlichen Trager bei einer wochentlichen Betreuungszeit von bis zu 25 Stunden auf 330 Euro, bei
mehr als 25 bis zu 35 Stunden auf 440 Euro und bei mehr als 35 Stunden auf 580 Euro. Fir einen
freigemeinniitzigen oder sonstigen geeigneten Trager belauft sich die Grundpauschale bei einer wo-
chentlichen Betreuungszeit von bis zu 25 Stunden auf 500 Euro, bei mehr als 25 bis zu 35 Stunden auf

660 Euro sowie bei mehr als 35 Stunden auf 880 Euro.

Es werden dariiber hinaus weitere Pauschalen nach § 32 Abs. 3 bis 6 HKJGB geleistet. Diese bezie-
hen sich auf die Orientierung am Hessischen Bildungs- und Erziehungsplan (100 Euro je Kind) sowie
auf Einrichtungen, in denen mindestens 22 % der Kinder entweder einen Migrationshintergrund haben
oder fir die der ortliche Trager die Teilnahme- bzw. Kostenbeitrage iibernimmt (390 Euro zusatzlich je

Kind). Bei einer Behinderung des Kindes erhoht sich die Grundpauschale um 2.340 Euro p.a.
Ferner erhalten kleine (eingruppige) Einrichtungen eine um 5.500 Euro erhohte Zuweisung.

Das Land beteiligt sich zudem mit bis zu 50 % an Investitionskosten (Bau-, Umbau- und Ausstat-
tungskosten), sofern diese zum Ausbau oder zur Sicherung der Kapazitdten bestimmt sind. Diese Lan-
desbeteiligung ist nach § 32d HKJGB auf InvestitionsmaBnahmen mit einem Gesamtvolumen von bis
zu 50.000 Euro beschrankt.

2. Die Zuweisungen der Gemeinden und Stadte an die Trager

Zu den direkten Zahlungen der Gemeinden an die Trager liegen dem Land keine Informationen vor,

da es sich um eine Aufgabe in der originaren Zustandigkeit der Stadte und Gemeinden handelt.
3. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Besucht ein Kind eine Tageseinrichtung mit Standort auBerhalb seiner Wohngemeinde, leistet die
Wohngemeinde der Standortgemeinde hierflir einen angemessenen Kostenausgleich. Dabei ist ein Drit-
tel der Kosten als Elternbeitrage sowie fiir die Landesférderung abzuziehen (§ 28 HKJGB). Die Regelung
zum Verfahren der Kostenberechnung gilt im Ubrigen, soweit nicht auf értlicher Ebene eine andere

Vereinbarung besteht.

4. Finanzierung der Kindertagespflege

Die Landesférderung fiir die Kindertagespflege wird an den ortlichen Tragern der &ffentlichen Ju-
gendhilfe gewahrt. Sie erfolgt, wie auch die Finanzierung der Kindertageseinrichtungen, in Form von
Festbetragen, die sich nach der wochentlichen Nutzungsdauer richten (§ 32a HKJGB). Die értliche Tra-
ger der offentlichen Jugendhilfe leiten die Mittel an die Tagespflegepersonen weiter oder rechnen sie,
bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen, auf die von ihnen gewahrte laufende Geldleistung
an. Die Betrage sind mit 1.200 bis 3.000 Euro bei den unter Dreijéhrigen bzw. 160 bis 220 Euro bei den
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Drei- bis Sechsjahrigen niedriger als bei den Kindertageseinrichtungen. Ferner gibt es keine Zuschlage
fir die o.g. Faktoren, d.h. die Teilnahme am Bildungs- und Erziehungsplan etc.

5. Weiterleitung der Bundesmittel

Die Mittel wurden und werden im Rahmen verschiedener Fordertatbestande im Rahmen der U3-

Forderung weitergegeben.
6. Elternbeitrage

Die Elternbeitrage werden in Hessen durch die Gemeinden und Stédte festgelegt und von den Ein-
richtungstragern vereinnahmt, was auch fiir die Beitrage zum Mittagessen gilt. Das HKJG regelt, dass
Teilnahme- oder Kostenbeitrage festgesetzt werden konnen, die nach Einkommensgruppen und Zahl

der Kinder oder der Familienangehdrigen gestaffelt werden konnen (31 HKJGB).

In Hessen wurden die Elternbeitrdge im Jahr 2007 fiir das letzte Kita-Jahr abgeschafft. Informatio-
nen zum Umfang der Kostenerstattung liegen nicht vor; allerdings erhalten die Gemeinden hierfiir Kom-

pensationszahlungen (siehe oben).
7. Eigenfinanzierung der Trager
Dem Land liegen keine Informationen zur Tragereigenfinanzierung vor.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Hessen zusammen:

Elternbeltrage
Tragerelgenfinanzierung
Landesfinanzlerung
Kommunalfinanzierung

:l.@ Hessen

LI )

cnsegr m

Land Hessen

| | |
. : Festbetragsfinanzierung (abhangig von Alter,
Nur Kompensation Freistellung MNutzungsumfang, gof. auch Behinderungs-, Nutzungsbezogene Pauschalvergiitung

Elternbeitrage letztes Kiga-Jahr Migrations- bzw. SGB VIII-Status)

Beteiligung (50 %) an den baulichen
Investitionskosten

Ortlicher Trager der dffentlichen Jugendhllfe|
o .
) .
keine Angaben, -

da in Zustandigkeit der Gemeinden :
L]

. keine Angaben
.
[
L]
[ = T =
[
4 M -
v

[ ety

| Eigenanteil: differiert |

Abbildung 9: Schematische Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Hessen
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2.2.8 Mecklenburg-Vorpommern

In Mecklenburg-Vorpommern sind sowohl das Land, die Landkreise und kreisfreien Stadte als auch
die Gemeinden mit eigenen Mitteln an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligt sowie fer-

ner die Eltern.
1. Die Landeszuweisungen

Das Land richtet seine Zahlungen an die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, die auf Ebene

der Landkreise und kreisfreien Stadte angesiedelt sind.

Das Land beteiligt sich gemaB § 18 Abs. 2 Kindertagesforderungsgesetz (KiféG M-V) an den allge-
meinen Kosten der Forderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege
(Grundforderung). Es gewahrt den ortlichen Tragern der 6ffentlichen Jugendhilfe eine Zuweisung fiir
jeden in Vollzeitdquivalente (VZA) umgerechneten Platz, unabhangig von der Art der Férderung (Krippe,
Kita, Hort, Kindertagespflege). Im Jahr 2016 betrégt die Zuweisung pro in VZA umgerechnetem Platz
1.361,70 Euro (dieser Betrag steigert sich jahrlich um 2 %). Insgesamt betragen die Ausgaben des Lan-
des im Jahr 2016 fiir die Grundférderung 123,2 Mio. Euro.

Das Land stellt seit dem Jahr 2011 jahrlich zusatzliche Mittel zur Verbesserung des Personalschliis-
sels von 1 zu 18 auf inzwischen (ab dem 1. August 2015) 1 zu 15 und zur Erhéhung des Zeitumfangs
fir mittelbare padagogische Arbeit im Kindergarten von 2,5 auf 5 Wochenstunden zur Verfligung. Ab
dem Jahr 2016 zahlt das Land gemaB § 18 Abs. 3 KifoG M-V jahrlich dafiir Mittel in Hohe von 32,9
Mio. Euro an den ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe. Die Verteilung der Mittel erfolgt eben-
falls nach der in VZA umgerechneten Zahl der belegten Platze fiir Kinder in Kindertageseinrichtungen

ab dem dritten Lebensjahr bis zum Eintritt in die Schule.

Des Weiteren werden jahrlich 5 Mio. Euro entsprechend dem Bedarf der Kinder im Kindergarten fiir
MaBnahmen der gezielten individuellen Forderung an den ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe

gezahlt.

Zur altersbezogenen Forderung: Nach § 18 Abs. 4 KifoG M-V stellt das Land zur zusatzlichen Forde-
rung von Kindern unter drei Jahren jahrlich erganzende Finanzmittel in Héhe von 1,5 Mio. Euro dem
ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zur Verfligung. Dariiber hinaus stellt das Land dem ortli-
chen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe jahrlich 610.000 Euro fiir eine bedarfsgerechte Forderung der
unter einjahrigen Kinder zur Verfiigung. Die Verteilung der Mittel erfolgt nach der Zahl der in Vollzeit-
aquivalente umgerechneten Zahl der belegten Platze fiir unter dreijahrige Kinder in Kindertageseinrich-

tungen und in Kindertagespflege.
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Nach § 18 Abs. 6 Kif6G M-V stellt das Land jahrlich Mittel in Hohe von 2,2 Mio. Euro zur Verfligung
fiir die Finanzierung der Fach- und Praxisberatung. Die Verteilung der Mittel erfolgt nach VZA der be-

legten Platze fiir Kinder in Kindertageseinrichtungen (Krippe, Kindergarten, Hort).

Weitere Pauschale fiir Kosten der Verpflegung: Das Land gewahrt gemaB § 18 Abs. 7 Kif6G M-V
den ortlichen Tragern der 6ffentlichen Jugendhilfe fiir Kinder bis zu deren Eintritt in die Schule jahrlich
eine Zuweisung in Hohe von 7 Mio. Euro fiir die Teilnahme derjenigen Kinder an der Verpflegung, fiir
die der értliche Trager der éffentlichen Jugendhilfe gemaB § 21 Abs. 6 Kif6G M-V zur Ubernahme des
Elternbeitrages ganz oder teilweise verpflichtet ist. Die Zuweisung wird nur dann gewahrt, wenn der
ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe keinen Kostenbetrag fiir ersparte Aufwendungen des haus-
lichen Lebensunterhaltes erhebt. Grundlage fiir die Verteilung sind die Kosten, die den ortlichen Tragern
der offentlichen Jugendhilfe bei der Ubernahme des Elternbetrages gemaB § 21 Abs. 6 Kif6G M-V fiir

das vorvergangene Jahr entstanden sind.

Das Land gewahrt gemalB § 21 Absatz 5 und 5a Kif6G M-V eine anteilige Entlastung von den Eltern-

beitragen fiir

1. Eltern von Kindern im Alter bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres in Kindertageseinrichtungen
pro Kind monatlich bis zu 100 Euro bei einer Ganztagsforderung, bis zu 60 Euro bei einer Teilzeit-
forderung und bis zu 40 Euro bei einer Halbtagsforderung; in Kindertagespflege pro Kind monatlich
bis zu 40 Euro bei einer Ganztagsférderung, bis zu 24 Euro bei einer Teilzeitférderung und bis zu 16

Euro bei einer Halbtagsforderung.

2. Eltern von Kindern im letzten Jahr vor dem voraussichtlichen Eintritt in die Schule: in Kindertages-
einrichtungen und Kindertagespflege pro Kind monatlich bis zu 80 Euro bei einer Ganztagsférde-

rung, bis zu 48 Euro bei einer Teilzeitférderung und bis zu 32 Euro bei einer Halbtagsforderung.

Das Land gewahrt gemaB § 18 Abs. 13-15 Kif6G M-V den 6rtlichen Tragern der offentlichen Jugend-
hilfe jahrlich Zuweisungen fiir die Elternentlastung in der tatsachlich bendtigten Hohe. Bei der Berech-
nung werden die belegten Platze entsprechend dem Forderumfang (ganztags, Teilzeit, halbtags) be-

ricksichtigt.
Das Land stellt dariiber hinaus folgende Mittel jahrlich zur Verfiigung fiir

1. die anteilige Finanzierung der Qualitatsentwicklung und -sicherung in Héhe von 400.000 Euro (§ 18
Abs. 10 Kif6G M-V)

2. die Umsetzung der Bildungskonzeption einschlieBlich der Férderung von Projekten in Hohe von 1,1
Mio. Euro (§ 18 Abs. 11 KifoG M-V)

3. Modellvorhaben in Hohe von 200.000 Euro (§ 18 Abs. 12 KifoG M-V)
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Die Mittel fir Qualitatsentwicklung und -sicherung werden vom Land zur anteiligen Finanzierung

von zielgerichteten Forschungsvorhaben vergeben.

Die Mittel fiir die Umsetzung der Bildungskonzeption betragen nach § 7 Abs. 2 Friihkindliche Bil-
dungsverordnung (FriihKiBiVO M-V) jahrlich 800.000 Euro. Nach § 9 Nr. 1 in Verbindung mit §§ 10 und
11 FriihKiBiVO M-V werden davon Mittel in Hohe von 700.000 Euro fiir die Fort- und Weiterbildung der
Fachkrafte in Kindertageseinrichtungen und Tagespflegepersonen zur Arbeit mit der Bildungskonzep-
tion verwendet. Grundlage fiir die Verteilung dieser Mittel ist die Anzahl der in VZA umgerechneten
belegten Platze des jeweiligen ortlichen Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe. Die Mittel werden an die
ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe ausgezahlt. Diese leiten die Finanzmittel umgehend an die
Trager von Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen weiter. Die verbleibenden 100.000
Euro werden nach § 9 Nr. 2 FriihKiBiVO M-V fiir die Einfiihrung, Veréffentlichung und Weiterentwick-
lung der Bildungskonzeption, insbesondere fiir Druckkosten, Finanzierung von Fachtagungen und Kon-

sultationseinrichtungen verwendet. Die Mittel werden direkt vom Land vergeben.

Die Mittel fir die Férderung von Projekten betragen nach § 7 Nr. 3 FrihKiBivVO M-V jahrlich 300.000
Euro. Das Land vergibt die Finanzmittel auf Antrag der Projekttrager, sofern ein erhebliches Landesin-

teresse an der Durchfiihrung der Modellprojekte besteht.

Die Mittel fir die Modellvorhaben nach § 18 Abs. 12 KifoG M-V werden direkt vom Landesamt fiir

Gesundheit und Soziales an die Trager der Modellvorhaben ausgezahlt.
2. Zuweisungen der ortlichen Trager

Die Landkreise und kreisfreien Stadte als ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe steuern die
Hohe der Grundforderung des Landes. Sie legen damit den Landesanteil an den Platzkosten jeweils fiir
die Krippe, den Kindergarten und den Hort fiir Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege fest.
An diesem festgelegten Betrag beteiligen sich die Landkreise und kreisfreien Stadte gemaB § 19 Abs. 1
Kif6G M-V in Hohe von 28,8 %. Die Landkreise und kreisfreien Stadte zahlen die Zuweisungen an die

Trager der Kindertageseinrichtungen aus.
3. Zuweisungen der Gemeinden und (kreisangehdrigen) Stadte

Von dem nach Landes- und Kreiszuschuss noch verbleibenden Finanzierungsbedarf werden gemaB
§ 20 Kif6G M-V mindestens 50 % von der Wohnsitzgemeinde getragen, jedoch ohne die Kosten der
Verpflegung nach § 10 Absatz 1a Kif6G M-V.

4. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Bei Inanspruchnahme einer Kindertageseinrichtung oder einer Tagespflegeperson, die nicht im Ge-
biet der Wohnsitzgemeinde liegt, hat die Wohnsitzgemeinde den gemeindlichen Anteil der Kinderta-

geseinrichtung oder der Tagespflegeperson zu iibernehmen.
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Nach § 22 KifoG M-V gilt bei Inanspruchnahme einer Kindertageseinrichtung oder Tagespflegeper-
son auBerhalb des Zustandigkeitsbereichs des ortlichen Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe, in dem
das Kind seinen gewohnlichen Aufenthalt hat, der in der Vereinbarung nach § 16 fiir die gewdhlte
Kindertageseinrichtung oder fiir die gewahlte Tagespflegeperson bestimmte Anteil des ortlichen Tra-
gers der offentlichen Jugendhilfe an der Finanzierung der Entgelte auch fiir den zustandigen ortlichen
Trager der o6ffentlichen Jugendhilfe, in dessen Bereich das Kind seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat.
Die Finanzierungsbeteiligung ist jedoch begrenzt auf den durchschnittlich entstehenden Entgeltanteil

im eigenen Zustandigkeitsbereich.
5. Finanzierung der Kindertagespflege

Die Forderung des Landes fiir Kinder in Kindertagespflege unterscheidet sich nicht von der in Kin-

dertageseinrichtungen.

Dariiber hinaus stellt das Land nach § 18 Abs. 5 Kif6G M-V anteilig jahrlich 50.000 Euro fiir Fort-
und Weiterbildung der Tagespflegepersonen zur Verfiigung. Die Verteilung der Mittel erfolgt nach VZA
der belegten Platze in Kindertagespflege.

6. Weiterleitung der Bundesmittel

Die Mittel des Bundes zum Investitionsprogramm ,Kinderbetreuungsfinanzierung” 2015-2018
werden dem Erstempfanger, d.h. den Landkreisen und kreisfreien Stadten, bewilligt. Der Erstempfanger
bewilligt die Mittel an den Trager der Kindertageseinrichtung oder an die Gemeinde. Die Basis fiir die
Verteilung der Mittel an die Erstempfanger ist folgendermaBen: Die Halfte der Mittel wird auf Basis der
Anzahl der betreuten Kinder unter drei Jahren (Territorialprinzip) zum Stichtag 1. Marz 2014 verteilt,
die andere Halfte wird auf Basis der Kinder in der Altersgruppe unter drei Jahren mit Stichtag
31.12.2013 verteilt.

7. Elternbeitrage

Die Trager von Kindertageseinrichtungen oder die Tagespflegepersonen legen gemal § 21 Abs. 2
KifoG M-V gemeinsam mit der Gemeinde, in der die Férderung erfolgt, den durchschnittlichen Eltern-
beitrag je in Anspruch genommenen Platz fest. Die Festlegungen bediirfen der vorherigen Zustimmung
des ortlichen Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe. Die értlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
miissen die Elternbeitrage nach § 90 SGB VIII durch Satzung sozialvertraglich staffeln. Empfanger der

Elternbeitrage sind die Kindertageseinrichtungen selbst.

Soweit der Finanzierungsbedarf in einer Kindertageseinrichtung und in der Kindertagespflege nach
§ 2 Kif6G M-V nicht vom Land, dem jeweiligen 6rtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe nach § 19
Abs. 1 und 2 KiféG M-V und der Gemeinde, in der das Kind seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat, ge-
deckt wird, haben gemaB § 21 Abs. 1 KifoG M-V die Eltern ihn zu tragen. Der Finanzierungsbedarf nach
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Satz 1 umfasst die Kosten fiir die Verpflegung nach § 10 Abs. 1a (Elternbeitrag). Dabei sind die Kosten
fiir die Verpflegung insgesamt und die Kosten der Mittagsverpflegung gesondert in der Abrechnung

des Elternbeitrages zu beziffern.

Soweit der értliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe gemaB § 21 Abs. 6 Kif6G M-V zur Ubernahme
des Elternbeitrages ganz oder teilweise verpflichtet ist, gewahrt das Land gemal § 18 Abs. 7 Kif6G M-
V den ortlichen Tragern der o6ffentlichen Jugendhilfe fiir Kinder bis zu deren Eintritt in die Schule jahrlich
eine Zuweisung in Hohe von 7 Mio. Euro fiir die Teilnahme dieser Kinder an der Verpflegung (siehe
oben). Ferner unterstiitzt das Land BeitragsermaBigungen fiir Eltern von Kindern im Alter bis zur Voll-
endung des dritten Lebensjahres in Kindertageseinrichtungen sowie von Kindern im letzten Jahr vor
dem voraussichtlichen Eintritt in die Schule (siehe unter Ziffer 1 die Regelung zur anteiligen Elternent-
lastung von Elternbeitragen nach § 21 Absatz 5 und 5a Kif6G M-V).

Es gibt keinen einheitlichen Elternbeitrag fiir das Mittagessen. Die Eltern tragen die Kosten fiir die

Verpflegung wahrend der gesamten Betreuungszeit.
8. Eigenfinanzierung der Trager

Nach § 17 Abs. 2 Kif6G M-V konnen sich die Trager von Kindertageseinrichtungen durch nicht refi-
nanzierbare Eigenanteile an den Kosten ihrer Einrichtung beteiligen. Eine zwingende Eigenbeteiligung

der Trager ist nicht vorgesehen.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur in Mecklenburg-Vorpommern zusammen:

Elternbeltrage
Tragerelgenfinanzierung
Landesfinanzierung
Kommunalfinanzierung

:l-ﬁl Mecklenburg-Vorpommern

“-.Eae

Kindergarten U3 Kindertagespflege

Land Mecklenburg-Vorpommern

Grundfarderung von 1.361,70 Euro je vollzeitaquivalenterm Kind (2016), Qualitits- und Einzelfarderung in Hohe von insgesamt 89,4 Mio. Euro
(inkl. Bundesmittel), Fardermittel zur Verbesserung der Fachkraft-Kind-Relation sowie weitere Mittel, z. B. zur spezifischen Forderung im U3-Bereich

| Ortlicher Trager der dffentlichen Jugendhilfe
Landkreise / kreisfreie Stadte : :
. -
) ; Mittel in Héhe von 1 Mio. Euro an bt
50% der nach Landes- und Kreisanteil - - [ ]
noch verbleibenden Kosten 28,8 % der Landespauschale annd'lmngslyageﬁ_Hod\sd\ulen_ .
rojekttrager -
L [
L] [
L] .
. .
L] -
! T
. [}
v il -
v hd
[indertagespriege person / rager|

Abbildung 10: Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Mecklenburg-Vorpommern
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2.2.9 Niedersachsen

In Niedersachsen sind von 6ffentlicher Seite das Land, die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugend-
hilfe, die auf Ebene der Kreise und Gemeinden angesiedelt sind, sowie sonstige 6ffentliche Finanziers

beteiligt, ferner die Eltern und freien Trager.
1. Die Landeszuweisungen

Das Land Niedersachsen gewahrt den Tragern eine Finanzhilfe fiir Personalausgaben in Héhe von
20 % fiir das gesetzlich vorgeschriebene Personal in Kindergarten- und Hortgruppen (§ 16 Gesetz liber
Tageseinrichtungen fiir Kinder (KiTaG)) und in Hohe von 52 % als Zuschuss zu den Personal- und Sach-
ausgaben fiir das gesetzlich vorgeschriebene Personal in Krippengruppen (§ 16a KiTaG). Zusatzlich ge-
wahrt das Land eine Finanzhilfe in Héhe von 100 % fiir eine dritte Betreuungskraft in Krippengruppen
mit mindestens elf belegten Platzen (§ 16a KiTaG). In integrativen Krippen- und Kindergartengruppen
wird dariiber hinaus fiir eine sozialpddagogische Fachkraft ein um 25 % erhdhter Finanzhilfesatz ge-
wahrt. Die Finanzhilfe wird pauschaliert und nach Qualifikation der Fachkrafte gestaffelt gewahrt. Im
Jahr 2014 wurden Ist-Ausgaben in Hohe von 393,5 Mio. Euro geleistet. Im Jahr 2016 betragt der Haus-
haltsansatz 476,0 Mio. Euro.

2. Die Zuweisungen der ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe

Zur Finanzierung der Einrichtungen durch die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe liegen
dem Land keine Informationen vor, da die Kreise und kreisfreien Stadte bzw. Gemeinden, in deren

Zustandigkeitsbereich die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe liegen, hieriiber entscheiden.
3. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Es besteht keine Landesregelung zum interkommunalen Kostenausgleich. Die Arbeitsgemeinschaft
der kommunalen Spitzenverbande Niedersachsens und die Arbeitsgemeinschaft der Jugendamter der
Lander Niedersachsen und Bremen haben ,Gemeinsame Empfehlungen lber Ausgleichszahlungen fiir
die Aufnahme gemeindefremder Kinder” herausgegeben. Eine Verbindlichkeit fir die Anwendung die-

ser Empfehlungen besteht jedoch nicht.
4. Finanzierung der Kindertagespflege

Zurzeit bestehen Fordergrundsatze, nach denen die ortlichen Trager der offentlichen Kinder- und
Jugendhilfe einen Zuschuss zu den geleisteten Betreuungsstunden pro Kindertagespflegeperson (er-
hohter Zuschuss fiir U3) und einen Zuschuss fiir die fachliche Beratung und Begleitung sowie Fortbil-
dung und Qualifizierung aller Kindertagespflegepersonen erhalten. Diese Fordergrundsatze sollen zum

kommenden Kindergartenjahr durch eine entsprechende Forderrichtlinie abgeldst werden.
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5. Weiterleitung der Bundesmittel

Im Rahmen des Investitionsprogramms , Kinderbetreuungsfinanzierung” 2008-2013 wurden die
Bundesmittel (plus anteilig die Landesmittel) nach festgelegten Kontingenten der értlichen Trager der
offentlichen Kinder- und Jugendhilfe an die Kommunen in Form von Zuwendungen verteilt. Im Rahmen
der Investitionsprogramme , Kinderbetreuungsfinanzierung” 2013-2014 und 2015-2018 wurden bzw.

werden die Bundesmittel (plus anteilig die Landesmittel) nach Bedarf an die Kommunen verteilt.

Die dem Land durch den Bund (iber einen hoheren Anteil an der Umsatzsteuer zur Verfligung ge-
stellten Mittel fir die anteilige Finanzierung des KiF6G (Betriebskosten) flieBen in die Finanzhilfe des

Landes ein und werden insofern in voller Hohe an die Trager der Kindertagesstatten weitergeleitet.
6. Elternbeitrage

Die Elternbeitrage werden in Niedersachsen durch die Kreise, Gemeinden und Stadte festgelegt;
Empfanger sind die Trager. In Niedersachsen wurden die Elternbeitrdge im Jahr 2007 fiir das letzte Kita-

Jahr abgeschafft; Informationen zum Umfang der Kostenerstattung liegen nicht vor.

Die Beitrage zum Mittagessen sind nicht durch Landesrecht geregelt und daher nicht bekannt.
7. Eigenfinanzierung der Trager

Dem Land liegen zur Eigenfinanzierung durch die Trager keine Informationen vor.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Niedersachsen zusammen:

. L Elternbeltrage
:l.@ Niedersachsen ®  Tragereigenfinanzizrung
» Landesfinanzierung
» Kommunalfinanzierung
Land Niedersachsen
| | |
Kompensation Freistellung Elternbeitrage Anteilsfinanzierung 20 % (03-Bereich) bzw. Zuschuss zu Betreuungsstunden
letztes Kiga-Jahr 52 % (U3-Bereich) bezogen auf das gesetzlich je Pflegekraft
erforderliche Personal
I 100%-Finanzierung fiir 3. Kraft U3 (ggf) I
|0n:|lcher Trager der dffentlichen Jugendhilfe |

0 L

keine Angaben, da Regelung :

» u
keine Angaben, . keine Angaben,
da Regelung durch : da Regelung durch
die Kreise bzw. - die Kreise bzw.
Gemeinden - Gemeinden
[
4 Y v 4
v
[ o]

| Eigenanteil: differiert |

Abbildung 11: Schematische Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Niedersachsen
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2.2.10 Nordrhein-Westfalen

In Nordrhein-Westfalen erfolgt die Finanzierung der Kindertagesbetreuung von offentlicher Seite
durch das Land und die 6rtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe. Ortliche Trager der 6ffentlichen
Jugendhilfe sind die insgesamt 186 Jugendamter sowohl auf Ebene der Kreise und kreisfreien Stadte
als auch der Gemeinden und (kreisangehdrigen) Stadte. Darliber hinaus tragen auch Eltern und Trager
der Einrichtungen einen Teil der Kosten.

1. Die Zuweisungen des Landes

Die Zuweisungen des Landes richten sich an die Jugendémter, die als ortlicher Trager der 6ffentli-
chen Jugendhilfe fungieren. In Nordrhein-Westfalen erfolgt die Finanzierung der Kindertageseinrich-
tungen im Wesentlichen (iber Kindpauschalen. Dariiber hinaus gibt es Zuschiisse zu den Kaltmieten
sowie weitere Zuschisse fiir eingruppige Einrichtungen und Waldkindergartengruppen. Seit 2011 wird
dieses System der paritatischen Finanzierung erganzt durch weitere Zuschiisse, die ausschlieBlich vom
Land finanziert werden (zusatzliche U3-Pauschale, Verfligungspauschale, pauschalierte Zuschiisse fiir
Kindertageseinrichtungen mit einem hohen Anteil an Kindern mit besonderen Forderbedarfen (plus-
KITA) und einem hohen Anteil von Kindern mit besonderen Sprachférderbedarfen (zusatzliche Sprach-
fordermittel)).

Die Hohe der Kindpauschale richtet sich nach Gruppenformen und Betreuungszeiten. In der Grup-
penform | (GF I) werden Kinder im Alter von zwei Jahren bis zum Schuleintritt betreut, in der Gruppen-
form I U3-Kinder und in Gruppenform Il Kinder im Alter ab drei Jahren. Kinder mit Behinderung werden

mit erhohten Pauschalen finanziert. Es ergibt sich danach folgende Tabelle:

Betreuungszeit GFI | GFn | GFN
a) 25 Stunden €4.759,79 €9.812,91 €3.512,93
b) 35 Stunden €6.377,95 €13.166,53 €4.689,50
¢) 45 Stunden €8.179,29 €16.886,51 €7.515,71
Kinder mit Behinderung €16.413,25
Kinder mit Behinderung in GF llc, d.h. bei 45 Stunden €18.886,51

Stand: Kindergartenjahr 2015/16
Quelle: Angaben des Ministeriums fiir Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport des Landes
Nordrhein-Westfalen
Die Summe der Zuweisungen des Landes zu den Kindpauschalen liegt im Kindergartenjahr 2015/16

voraussichtlich bei rund 1,53 Mrd. Euro. Die weiteren Zuschiisse gliedern sich wie folgt:

— Verfiigungspauschale: Das Land gewahrt dem Jugendamt zur Weiterleitung an die Einrichtungstra-
ger einen zusatzlichen Zuschuss, der sich nach der Anzahl der Gruppen in der Einrichtung richtet.
Das Land gewahrt hierfiir im Kindergartenjahr 2015/2016 insgesamt rund 56 Mio. Euro.

— plusKITA — fiir Einrichtungen mit einem hohen Anteil von Kindern mit besonderem Unterstiitzungs-

bedarf: Das Land stellt den Jugendamtern zur Weiterleitung an plusKITAs pro Kindergartenjahr 45
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Mio. Euro zur Verfiigung. VerteilmaBstab ist die Anzahl der Kinder im Jugendamtsbezirk unter sie-
ben Jahren in Familien mit Leistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB Il im

Verhaltnis zur landesweiten Gesamtzahl der entsprechenden Kinder.

— Landeszuschuss fiir zusatzlichen Sprachférderbedarf: Das Land gewahrt den Jugendamtern im Kin-
dergartenjahr einen Betrag von insgesamt 25 Mio. Euro zur Weiterleitung an die Einrichtungen. Der
Anteil des Jugendamtes ergibt sich jeweils zur Halfte aus der Anzahl der Kinder im Jugendamtsbezirk
unter sieben Jahren in Familien mit Leistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts und der
Anzahl der Kinder im Jugendamtsbezirk in Kindertageseinrichtungen, in deren Familien nicht vor-
rangig Deutsch gesprochen wird, im Verhaltnis zu der landesweiten Gesamtzahl der entsprechenden
Kinder.

— Das Land zahlt dariiber hinaus fiir jedes am Stichtag 01.03. betreute U3-Kind eine zusatzliche U3-
Pauschale, die nach Betreuungszeit variiert: 25 Stunden — 1.400 Euro; 35 Stunden — 1.800 Euro; 45
Stunden — 2.200 Euro. Die Gesamtausgaben des Landes fiir diese Pauschale liegen im Kindergar-
tenjahr 2015/2016 bei rund 161,2 Mio. Euro.

Der Landeszuschuss fiir Mieten, eingruppige Einrichtungen und Waldkindergartengruppen wird vo-
raussichtlich bei rund 51,2 Mio. Euro liegen. Dies entspricht einem Finanzierungsanteil von durch-
schnittlich rund 34,7 % an der Finanzierung der Mieten und zusatzlichen Zuschiisse fiir eingruppige

Einrichtungen und Waldkindergartengruppen.

Hinzukommt ein erheblicher Betrag fiir den Belastungsausgleich des Landes an die Jugendamter fiir

die Umsetzung des U3-Rechtsanspruchs (Konnexitat).
2. Zuweisungen der ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe an die Trager der Einrichtungen

Nordrhein-Westfalen zahlt zu den Landern, in denen es direkte Zahlungen der 6rtlichen Trager der
offentlichen Jugendhilfe an die Trager der Einrichtungen gibt, wobei auf die Anzahl der Kinder sowie
deren Merkmale rekurriert wird. Konkret hangt die Férderung von der taglichen bzw. wochentlichen
Nutzungsdauer und dem Alter der Kinder sowie ggf. dem Behinderungsstatus als drittem Kriterium ab.
Da die ortlichen Trager bzw. die regionalen Ebenen, denen sie zugeordnet sind, die Kriterien oft in
eigener Verantwortung festlegen kénnen, liegen die entsprechenden Informationen auf Landesebene

oft nicht vor.
3. Interkommunale Finanzierungsregelungen

In Nordrhein-Westfalen kann das Jugendamt der aufnehmenden Kommune einen Kostenausgleich
vom Wohnsitzjugendamt verlangen, wenn Kinder in einer Kindertageseinrichtung betreut werden, die
nicht im Jugendamtsbezirk des Wohnsitzes des Kindes liegt. Der Ausgleich betragt 40 % der Kindpau-

schale, sofern die Jugendamter keine andere Vereinbarung treffen (§21d KiBiz).
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4. Finanzierung der Kindertagespflege

Das Land zahlt dem Jugendamt fiir jedes Kind bis zum Schuleintritt in der Kindertagespflege einen
jahrlichen Zuschuss von 758 Euro, soweit kein Zuschuss fiir die Betreuung in einer Kindertageseinrich-

tung gewahrt wird. Voraussetzung ist eine Bestétigung des Jugendamtes, dass die Tagespflegeperson
1. (ber eine Erlaubnis nach § 43 SGB VIII verfligt, und

2. das Kind regelmaBig mindestens 15 Stunden pro Woche und langer als drei Monate betreuen will,
und

3. eine Qualifikation im Sinne von § 17 Abs. 2 KiBiz nachweisen kann, ggf. eine Zusatzqualifikation

fiir die Betreuung von Kindern mit Behinderung, und

4. fir Ausfallzeiten der Tagespflegeperson eine gleichermal3en geeignete Betreuung durch transpa-

rente Regelung des Jugendamtes sichergestellt wird, und
5. die laufende Geldleistung nach § 23 Abs. 2 und Abs. 2a SGB VIII erfolgt.

Firr die Regelung der dariiber hinaus bzw. weitergehenden Finanzierung ist das Jugendamt bzw. die
zustandige Kommune verantwortlich.

5. Weitergabe der Bundesmittel an Jugendamter und/oder Tréger der Einrichtungen

Nach dem BAG-JH erhalten die Jugendamter seit dem Kindergartenjahr 2011/2012 fiir die ein- und
zweijahrigen Kinder zusatzlich einen Belastungsausgleich, mit dem der kommunale Finanzierungsanteil
an den Kindpauschalen vom Land (ibernommen wird. Bis auf die Trageranteile und die Elternbeitrage
obliegt die Finanzierung dieser U3-Platze damit dem Land. In diese Finanzierung flieBen die durch einen

erhohten Anteil an der Umsatzsteuer geleisteten Bundesmittel fiir laufende Kosten ein.
6. Elternbeitrage

In Nordrhein-Westfalen sind seit 2006 die Jugendamter fiir die Festlequng der Elternbeitrdge zu-
standig, das Land hat lediglich Rahmenvorschriften erlassen. Demnach ist bei der Ausgestaltung eine
soziale Staffelung vorzusehen und die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Eltern sowie die Betreu-
ungszeit zu beriicksichtigen. Zudem ist ausdriicklich geregelt, dass Geschwisterregelungen (ErmaBi-
gung) getroffen werden kénnen.

Die Elternbeitrage werden in Nordrhein-Westfalen von den Jugendéamtern erhoben.

In Nordrhein-Westfalen ist das letzte Kindergartenjahr vor der Einschulung in vollem Umfang bei-
tragsfrei. Die Landesausgaben an die Jugendamter fiir die Kompensation der Einnahmeausfalle lagen
im Jahr 2015 bei rund 155 Mio. Euro.
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In Nordrhein-Westfalen sind die Trager fiir die Festsetzung und Erhebung der Beitrage fiir das Mit-

tagessen zustandig.

7. Eigenfinanzierung der Trager

In Nordrhein-Westfalen tragen kirchliche Trager 12 %, andere freie Trager 9 %, Elterninitiativen 4 %

und kommunale Trager 21 % der Kindpauschalen.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Nordrhein-Westfalen zusammen:

. L Elternbeltrage
:l.@ Nordrhein-Westfalen &  Tragerelgenfinanzierung
* Landesfinanzierung
» Kommunalfinanzierung
Weitere Zuschisse
Kind ten /U3 ausschlieBlich landesfinanziert _IIIII'IE Belastungsausgleich anlugendanﬂer|
Land Nordrhein-Westfalen
[ 1 [ [] : []
a) Landesanteil an Kindpauschale ) . :
(gewichtet nach Betreuungszeit, a) Pauschalbetrag je U3-Kind o
Altersgruppe sowie ggf. Behinderung) (gewichtet nach Betreuungsumfang) Pauschalbetra Belastungsausgleich fiir U3-Ausbau,
i . e Kind 9 Belastungsausgleich fiir
b) Landesanteil an Zuschiissen zu b) Verfiigungspauschale, plusKITA, ! Eltenbeitragsfreiheit
Mlett_an,WaId.klndE.rgémengruppen, Sprachfarderung
eingruppigen Einrichtungen
Jugendamt (Ortlicher Trager der tffentlichen Jugendhilfe) | | Jugendamt
LI | » L +
a) Zuschuss zu Kind-Pauschalen, : R ’ : keine Angabe
b} Zuschuss zu Mieten, . . H
Wakindrgrenguppen nd : I
eingruppigen Einrichtungen L] .
- - -
v ¥ v A 4
I R | o]

Eigenanteil: 4 - 21 % nach Tragergruppenzugehdrigkeit

Abbildung 12: Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Nordrhein-Westfalen

2.2.11

Rheinland-Pfalz

In Rheinland-Pfalz sind von &ffentlicher Seite das Land, die Kommunen als értliche Trager der 6f-

fentlichen Jugendhilfe (Jugendamt) sowie die Stadte und Gemeinden als kommunale Trager von Ein-

richtungen beteiligt. Die Kommunen sollen sich, sofern sie nicht selbst Trager einer Einrichtung sind, im

Rahmen ihrer Finanzkraft an der Finanzierung der in ihrem Einzugsbereich liegenden Kita eines freien

Tragers beteiligen. Zudem sind die Eltern und die freien Trager beteiligt.30

30 Dariiber hinaus wird auch auf die Rolle der Betriebe und Unternehmen verwiesen, die an der Finanzierung beteiligt sind,
wenn sie selbst eine Kita als Trager unterhalten oder wenn sie Pldtze in einer Kita belegen. In diesem Fall werden Ver-
einbarungen vor Ort mit dem Trager des Jugendamtes getroffen, von denen das Land keine Kenntnis hat.
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1. Die Landeszuweisungen

Die Finanzierung der Kindertagesbetreuung des Landes besteht in Rheinland-Pfalz aus mehreren
Komponenten: Zunachst werden die Ist-Personalkosten prozentual geférdert, wobei zwischen 6ffentli-
chen und freien Tragern sowie der Gruppenform unterschieden wird. Je nach Angebotsform (Krippen-
gruppe, altersgemischte Gruppe, Kindergartengruppe, Teilzeit- bzw. Ganztagsangebot) betragt der An-
teil des Landes bei kommunalen Tragern zwischen 27,5 % und 45 % sowie bei freien Tragern zwischen
30 % und 45 %. Die héchste Forderung wird gewahrt fiir Krippengruppen, gefolgt von altersgemischten
Gruppen; die geringste Forderung von Seiten des Landes erhalten die kommunalen Kindergartengrup-

pen in Teilzeit. Eine Erstattung fiir weitere Betriebskosten ist nicht vorgesehen.

Daneben gibt es durch das Land Kindpauschalen, die der Erstattung der ausgefallenen Kosten bei
den Kommunen durch die Beitragsfreiheit dienen. Konkret wird der entfallende Elternbeitrag fiir jedes
Kind ab dem vollendeten zweiten Lebensjahr im Kindergarten an die Jugendamter erstattet und zwar
als jugendamtsspezifische Pauschale (41 Jugendamter) fiir einen Teilzeit- und einen Ganztagsplatz, d.h.
es gibt insgesamt 82 unterschiedliche Pauschalen. Eltern werden damit seit 2010 um durchschnittlich
ca. 800 Euro im Jahr entlastet. Die Erstattungsleistung des Landes an die Kommunen wird jeweils der

tariflichen Entwicklung entsprechend angepasst.

Um den Krippenausbau anzuregen, werden seit 2006 pauschale Betrage (Betreuungsbonus) fiir je-
des zweijahrige Kind gewahrt, das am 31.12. eines Jahres betreut wird. Die Pauschale betragt
1.000 Euro pro Kind, wenn der Anteil in der drtlichen Kommune tiber 10 % liegt, und erhoht sich fir
jedes weitere betreute Kind auf 2.050 Euro bei einer Betreuungsquote von Uber 40 %. Diese Betrage
gehen an den Trager der Einrichtung (45 %), das Jugendamt (25 %) und dienen der Verstarkung der

allgemeinen Finanzzuweisungen des Landes (30 %).

Des Weiteren gibt es spezifische Budgets fiir zusatzliche Sprachférderung, fiir Fortbildung nach ei-
nem Landesfortbildungs-Curriculum und ferner fiir Kindertageseinrichtungen, die in Sozialrdumen mit
besonderem Entwicklungsbedarf liegen. Gesonderte Programme zur Frderung von Investitionskosten

fir Bau und Ausstattung sehen Pauschalen je Gruppe und Kind vor.

2. Zuweisungen der ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe bzw. Gemeinden an die Trager der
Einrichtungen

Die durch Eigenleistung des Tragers, Zuweisungen des Landes und Elternbeitrage nicht gedeckten
Personalkosten eines Kita-Tragers werden durch den ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe (Ju-
gendamt) ausgeglichen. Neben den unter Ziffer 1 beschriebenen Finanzierungsstrangen bestehen viel-
faltige bilaterale Vereinbarungen zwischen Kommunen und freien Tragern zur Entlastung des Trager-

anteils, ber die das Land keine Kenntnisse hat.
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3. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Fiir Belegplatze von Betrieben oder 6ffentlichen Einrichtungen, die von Kindern mit einem Wohnsitz
in Rheinland-Pfalz auBerhalb des Jugendamtshezirks genutzt werden, kann das Jugendamt beim Land
Zuweisungen zur Erstattung der von ihm anteilig getragenen Personalkosten beantragen. Es bestehen
weitere interkommunale Regelungen, seien es z. B. Beteiligungen liber Kreisumlage, bilaterale Verein-
barungen zur Beteiligung von Gemeinden ohne eigene Tragerschaft einer Kita oder bzgl. Ubernahmen

von Kosten fiir Gastkinder, tiber die das Land keine Kenntnisse hat.
4. Finanzierung der Kindertagespflege

Es gibt in Rheinland-Pfalz dem Grunde nach keine Férderung der Kindertagespflege. Allerdings wird
die Qualifizierung von Kindertagespfleger/innen geférdert. Eine geringe Férderung gibt es insofern, als
die am 31.12. eines Jahres betreuten Zweijahrigen auch dann bei den Bonuszahlungen (siehe oben)

beriicksichtigt werden, wenn sie in Kindertagespflege betreut werden.
5. Weiterleitung der Bundesmittel

Die Bundesmittel werden vollstandig zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung eingesetzt.
6. Elternbeitrage

Rheinland-Pfalz gehort zu den Landern, die die Elternbeitrage teilweise abgeschafft haben. Mit der
Abschaffung der Beitrage fiir das Regelangebot im letzten Kita-Jahr im Jahr 2006 war Rheinland-Pfalz
das erste Land, das sich in diese Richtung bewegt hat. In den Folgejahren wurde die Beitragsfreiheit
sukzessive vom letzten Kindergartenjahr bis zum vollendeten zweiten Lebensjahr ausgeweitet. Die Bei-
tragsfreiheit bezieht sich sowohl auf einen Teilzeit- wie einen Ganztagsplatz. Die Kompensationszah-
lungen beliefen sich im Jahr 2016 auf 122 Mio. Euro.

Elternbeitrage flr Kinder unter zwei Jahren, in Krippen- oder Hortangeboten sind in Rheinland-Pfalz
durch die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe in Abstimmung mit den Wohlfahrtsverbanden
festzulegen. Bei der Festsetzung der Beitrage sind Einkommen und Kinderzahl zu ber{icksichtigen. Das
Land ist insofern an der Festlegung der Elternbeitrage beteiligt, als es die Beitragsfreiheit beschlossen
hat. In Rheinland-Pfalz sind die ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe die Empfanger der Eltern-

beitrage und nicht die Trager; letztere erheben diese.

Informationen zu den Regelungen hinsichtlich der Elternbeitrage fiir das Mittagessen liegen dem

Land nicht vor; sie sind von der Freistellung der Elternbeitrdge nicht umfasst.
7. Eigenfinanzierung der Trager

Der Trager einer Einrichtung hat einen festgelegten Anteil an den Personalkosten sowie die {ibrigen

Betriebskosten zu erbringen. Der Trageranteil an den Personalkosten ist fiir freie Trager und kommunale
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Trager je nach Angebotsform (Krippengruppe, altersgemischte Gruppe, Kindergartengruppe, Teilzeit-
bzw. Ganztagsangebot) unterschiedlich. Er betragt bei kommunalen Tragern zwischen 5 % und 15 %,

bei freien Tragern zwischen 5 % und 12,5 %.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Rheinland-Pfalz zusammen:

Elternbeltrage
Tragerelgenfinanzierung
Landesfinanzierung
Kommunalfinanzierung

:l-@ Rheinland-Pfalz

-—a.Ee

| wsergarten | atersgemisaterppen _ § 3| cncertagesprege |
Land Rheinland-Pfalz

] n n ] n
a) Ist-Kostenorientiert bis zu 50% der Personalkosten (differenziert nach Tragerart, Alter, Gruppenform)
b) Erstattung der Einnahmeausfalle fir Beitragsfreiheit
) Sprach-, Fortbildungs-, Sozialraumfarderung
d) Investitionskosten

Dem Grunde nach keine strukturelle
Farderung durch das Land,
aber Forderung der Qualifizierung

W |
Pauschalbetrag je 2-jahrigem Kind
(gewichtet nach Versorgungsgrad),
geht teilweise an drtliche Trager und
teilweise an Trager der Einrichtung
|
| Jugendamt (Ortlicher Trager der dffentlichen Jugendhilfe) |

| ]
keine Angaben, “ keine Angaben,

da Regelung durch die Kreise bzw. da Regelungen auf kommunaler
Gemeinden bilateral erfolgt

{ Ebene festgelegt werden
e e e

| Eigenanteil: abhangig von Art des Tragers und Angebotsform |

Qoovossee

Abbildung 13: Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Rheinland-Pfalz

2.2.12 Saarland

Im Saarland sind seitens der 6ffentlichen Hand das Land, die ortlichen Trager der 6ffentlichen Ju-
gendhilfe sowie die Gemeinden an der Finanzierung beteiligt; von privater Seite die Trager der Einrich-

tungen und die Eltern.
1. Die Landeszuweisungen

Das Land richtet seine Zahlungen unmittelbar an die Trager der Einrichtungen, wobei sich die Fi-
nanzierung auf 29 % der Personalkosten bezieht. Die Trager erhalten dabei monatliche Abschlagszah-
lungen entsprechend der Kosten des Vorvorjahres, zuziiglich erwarteter Lohnsteigerungen. Sie belegen
mit Verwendungsnachweis die Kosten des Vorjahres. Es erfolgt anschlieBend eine Abrechnung, bei der
die Kosten mit den geleisteten Vorauszahlungen verrechnet werden, sodass sich entweder eine Nach-
zahlung oder eine Riickforderung ergeben kann. Bei der Vorauszahlung werden die festgestellten und
festgesetzten Kosten des Vorjahres i.d.R. um 6 % Lohnsteigerung erhdht und fiir das Folgejahr neu

festgesetzt. Entsprechend werden auch die zukiinftigen Vorauszahlungen fiir das Folgejahr berechnet.
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2. Zuweisungen der drtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe und der Gemeinden

Die sechs Kreise und der Regionalverband Saarbriicken als ortliche Trager der 6ffentlichen Jugend-
hilfe erhalten eine Durchschrift und richten sich mit ihrer Forderung nach der berechneten Férderung
des Landes (nachgewiesene Kosten des Vorjahres plus Lohnsteigerung). Die Kreise ibernehmen 36 %
der Personalkosten. Die Sitzgemeinde beteiligt sich lediglich an den Sachkosten pauschal in Héhe von

60 %; dabei gelten 15 % der anerkannten Personalkosten als angemessene Sachkosten.
3. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Gesetzlich ist dies als direkter Ausgleich vorgesehen und méglich; die meisten Kommunen machen

davon aufgrund der hohen Verwaltungskosten keinen Gebrauch.
4. Finanzierung der Kindertagespflege

Die Jugendamter zahlen an die Tagespflegeperson bei einer ganztagigen Betreuung im Umfang von
35 Wochenstunden oder mehr je Kind 500 Euro im Monat. Davon (ibernehmen die Eltern 300 Euro
(vergleichbar mit einem Krippenbeitrag) und das Land als Zuschuss an den Kreis bzw. den Regionalver-
band Saarbriicken ebenfalls 100 Euro. Die Landesbeteiligung wird derzeit erst ab einer wéchentlichen
Betreuungszeit von 10 Stunden gewahrt und dann in Hohe von 28,33 Euro pro Monat. Die Erhdhung
erfolgt in 5-Stunden-Stufen bis zur Hochstgrenze von 35 Wochenstunden und 100 Euro. Die Finanzie-

rung bei anderen Altersgruppen liegt in der Verantwortung der Jugendamter.
5. Weiterleitung der Bundesmittel

Das Land hat im Zuge der Forderung der Betriebskosten durch die Neuverteilung der Umsatzsteuer
den Trageranteil an den Personalkosten von urspriinglich 15 % auf 10 % gesenkt und gleichzeitig den
Landesanteil von 25 auf 29 % erhoht. Auch die Landesbeteiligung bei der Tagespflege finanziert sich

aus den Bundesmitteln.

Die Bundesmittel aus den Investitionsprogrammen sind als Erganzung bzw. Ersatz der Landesmittel
in die Finanzierung eines Teils der beantragten MaBnahmen eingeflossen. Um die angestrebte Ausbau-
quote von 35 % zu erreichen, hat das Land mehr Mittel eingesetzt, als ausschlieBlich zum Abruf der
Bundesmittel erforderlich gewesen waren. Die Bezuschussung der Investitionskosten differenziert zwi-

schen Krippen und Kindergarten sowie nach Art des Bautragers (freier oder kommunaler Trager):

Investitionszuschiisse Land Kreis Kommune | Trager
Kommunale Krippen 40% 30% 30%

Freie Krippen 40% 20% 20% | 20%
Kommunale Kindergarten 30% 30% 40%

Freie Kindergarten 30% 20% 20% | 30%

Je nach Art der InvestitionsmaBnahme gibt es eine Deckelung der Héhe der Landesbeteiligung.
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6. Elternbeitrage

Die Elternbeitrage werden vom Trager festgelegt, der auch der Empfanger der Beitragszahlungen
ist. Bei der Festlegung ist zu beachten, dass die Summe der Elternbeitrage nicht hoher als 25 % der
anerkannten Personalkosten betragen darf. Ferner ist der Beitrag bei mehreren Kindern einer Familie

in Kindertageseinrichtungen um jeweils 25 % zu reduzieren.

Im Saarland wurde bereits im Jahr 2004 eine Beitragsbefreiung bzw. -reduzierung im letzten Kin-
dergartenjahr eingefiihrt, die nach einem Drei-Stufen-Modell erfolgt: Je nach Hohe des Familienein-
kommens gilt eine Befreiung vom Elternbeitrag, die halftige Reduzierung oder die Zahlung des vollen
Beitrags. Die Berechnung und die Erstattung erfolgen durch die Jugendamter; das Land refinanziert

diese Kosten der Jugendamter. Informationen zur Hohe der Erstattung liegen nicht vor.

Zur Hohe der Elternbeitrage fiir das Mittagessen gibt es keine konkreten Informationen, da dies sehr

unterschiedlich ist.
7. Eigenfinanzierung der Trager

Der Eigenanteil ist grundsatzlich fiir alle Trager gleich und betragt 10 % der Personal- und 40 % der
Sachkosten; bei Investitionskosten ist der Eigenanteil von kommunalen Tragern mit 40 % héher als der

der freien Trager mit 30 %.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Saarland zusammen:

-E‘ #  clternbeitrage
Saarland ®  Tragereigenfinanzierung
. Landesfinanzierung
¥ Kommunalfinanzierung
s m
Land Saarland
| | |
B ] L 100 Eura/Manat je Kind
Kompensation fir Elternbeitragsfreiheit | (bei E-stindiger Betreuung)
I | Kostenabhangige Fnanzierung (29 % der Personalkosten) |
n n -
| 60 % der Sachkosten | | 36 % der Personalkosten | -
.
BT
- |
Beitrage seit 2004 firr L] keine Angaben,
letztes Kiga-lahr abgeschafit ® | da Regelung durch
759 — : die Kreise bzw.
<25 % der 300 Euro Gemeinde
Personalkosten durchschnittlich : EmemndEn
4 “ v 3
v v
T
| Eigenanteil: 10 % der Personal- und 40 % der Sach- sowie 30 % bzw. 40 % der Investitionskosten |

Abbildung 14: Schematische Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung im Saarland
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2.2.13 Sachsen

In Sachsen sind einerseits das Land, die auf Ebene der Kreise und kreisfreien Stadte angesiedelten
ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe und die Gemeinden sowie andererseits die Eltern und Tra-

ger an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligt.
1. Landeszuweisungen an die Landkreise und kreisfreien Stadte

Empfanger der Landeszuweisungen sind in Sachsen die Landkreise fiir die Investitionskostenzu-
schiisse und die Gemeinden fiir die Betriebskostenzuschusse, wobei auch die Betriebskostenzuschiisse
tber die Landkreise an die Gemeinden ausgezahlt werden. Die kreisfreien Stadte erhalten die Investiti-
ons- und die Betriebskostenzuschiisse vom Land (iber die Landesdirektion. Das Land bewilligt die Zu-
schiisse an kreisangehdrige Gemeinden nicht selbst; als Bewilligungsbehérden sind die Landkreise ein-
gesetzt, die das Geld vom Land zur Verfliigung gestellt bekommen. Fiir kreisfreie Stadte ist die Landes-

direktion (Landesbehdrde) Bewilligungsbehdrde.

Die Zuschiisse werden i.d.R. als Pauschale je betreutem Kind ausgereicht; teilweise bezieht sich dies
ausschlieBlich auf den Bereich U3, teilweise auf alle Altersgruppen. Im laufenden Jahr betragt die Jah-
resbetriebskostenpauschale, unabhédngig von der Betreuungsart (Krippe, Kindergarten, Hort, Tages-
pflege), je (fiktiv) neunstiindig betreutem Kind 2.085 Euro pro Jahr. Dieser Betrag erhoht sich am
1.9.2016 auf 2.165 Euro, steigt am 1.9.2017 auf 2.295 Euro und am 1.9.2018 auf 2.455 Euro. Stichtag
zur Kinderzahlung ist jeweils der 1. April des Vorjahres. Fiir behinderte Kinder mit Anspruch auf Ein-

gliederungshilfe wird jeweils die doppelte Pauschale gezahlt.

Die Gesamthdhe der investiven Mittel kann nicht angegeben werden, da sie sich nach der Art und
Herkunft der Mittel (Bund, Land, Rechtsgrundlage) richtet. Fiir die Kita-Invest-Richtlinie stehen 2016
reine Landesmittel im Umfang von 10 Mio. Euro zur Verfligung. Es gibt aber noch andere Infrastruktur-

pakete und das SachsFAG, iiber die Kita-Investitionen forderbar sind.

Der Landesbetriebskostenzuschuss 2016 betragt insgesamt 505,9 Mio. Euro. Hinzu kommen
2,4 Mio. Euro, die die Landesdirektion direkt an private Trager von Kindertageseinrichtungen bewilligt,

die nicht in die Bedarfsplanung der ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe aufgenommen sind.
2. Zuweisungen der Landkreise an die (kreisangehérigen) Gemeinden und Stédte

Die Landkreise als ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe bewilligen die Landesbetriebskosten-
zuschiisse als Pauschale je neunstiindig betreutem Kind an die Gemeinden, leisten hier aber keinen
Anteil aus eigenen Mitteln. An den Betriebskosten der Kindertagesbetreuung sind sie nur durch die
Ubernahme von Elternbeitrdgen nach § 90 Abs. 3 und 4 SGB VIII und die Erstattung von Beitragsab-

senkungen fiir Alleinerziehende und Familien mit mehreren betreuten Kindern (Umfang 2014: 99,8 Mio.
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Euro) beteiligt. Die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sind die Erstempfanger fiir die Landes-
investitionszuschiisse, die sie als Pauschale je betreutem Kind unter drei Jahren oder unter elf Jahren
erhalten. Sie bewilligen diese zusammen mit einem eigenen Anteil nach unterschiedlichen Modi — teil-

weise pauschal, teilweise nach ausgewahlten Projekten — weiter an die Kita-Trager.3!
3. Direkte Zuweisungen der Gemeinden an die Trager der Einrichtungen

Die Gemeinden tragen die nicht durch Elternbeitrage gedeckten erforderlichen Personal- und Sach-
kosten eigener Einrichtungen und von Einrichtungen freier Trager (dort abziiglich Eigenanteil des Tra-
gers) aus dem Landeszuschuss und eigenen Mitteln. Der Gemeindeanteil (inklusive dem Eigenanteil
freier Trager, der i.d.R. sehr gering ausfallt) betrug im Jahr 2014 588 Mio. Euro. AuBerdem erhalten die

freien Trager investive Zuschiisse.

Grundlage der Zahlung der Betriebskostenzuschiisse ist der Abschluss einer Finanzierungsvereinba-
rung zwischen Gemeinde und freiem Tréager. Freie Trager haben Anspruch auf Erstattung der erforder-
lichen Personal- und Sachkosten, soweit diese nicht durch Elternbeitrdge und Eigenanteil des Tragers
gedeckt sind. Regelungen zur Erforderlichkeit von Personal- und Sachkosten werden in der Vereinba-

rung getroffen. Darliber hinaus werden die Investitionszuschiisse nach Kosten erstattet.
4. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Es ist fir die Fremdbetreuung von der Wohngemeinde ein pauschaler monatlicher Gemeindeanteil
an die Betreuungsgemeinde zu zahlen. Die Hohe entspricht dem aktuellen landesdurchschnittlichen
Gemeindeanteil nach Betreuungsart und -zeit, festgelegt in § 3 SachsKitaFinVO. AuBerdem ist, wenn
ein Kind die Betreuungsgemeinde wechselt, der monatliche, eingehende Landeszuschuss von der das
Kind abgebenden Gemeinde an die neue Betreuungsgemeinde weiterzureichen, solange, bis diese

selbst den Landeszuschuss fiir das Kind bekommt.
5. Finanzierung der Kindertagespflege

Fir Kinder in Kindertagespflege erhalt die Standortgemeinde den pauschalen, betreuungsartunab-
hangigen Betriebskostenlandeszuschuss je (fiktiv) neun Stunden lang betreutem Kind nach § 18 Sachs-
KitaG. Die Standortgemeinde schlieBt mit der Tagespflegeperson eine Finanzierungsvereinbarung ab
(§ 14 Abs. 6 SachsKitaG). Die laufende Geldleistung an die Tagespflegeperson und weitere Kosten wer-
den durch Elternbeitrag, Landeszuschuss und Gemeindeanteil gedeckt. Der Elternbeitrag soll dem El-
ternbeitrag fiir einen altersentsprechenden Einrichtungsplatz vergleichbar sein. Diese Regelungen gel-

ten nur fir Tagespflege nach § 3 Abs. 3 SachsKitaG, die die Gemeinde in eigener Verantwortung statt

31 Die kreisfreien Stadte sind an der Betriebskostenfinanzierung direkt beteiligt, da sie als Gemeinde selbst Kita-Trager sind
und auch die freien Trager finanzieren.
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Kitapldtzen anbietet. Vom ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe angebotene Tagespflege finan-

ziert dieser allein nach den Vorgaben des SGB VIII.
6. Weiterleitung der Bundesmittel

Die Bundesmittel zur Forderung von Investitionen fiir unter Dreijahrige wurden nach Anzahl der
betreuten Kinder unter drei Jahren auf die Landkreise und kreisfreien Stadte als ortliche Trager der
offentlichen Jugendhilfe verteilt. Von dort wurden sie an Kita-Trager nach unterschiedlichen Modi wei-

terverteilt (kindbezogen oder projektbezogen).

Die Bundesbetriebskostenzuschiisse nach Artikel 2 des Kinderférderungsgesetzes vom 15.12.2008
und Artikel 3 des Gesetzes zur zusatzlichen Férderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrich-
tungen und Kindertagespflege vom 15.02.2013 sind im Landeszuschuss nach § 18 SachsKitaG enthal-
ten. Die Bundesbetriebskostenzuschiisse, die wegen des Wegfalls des Betreuungsgeldes in den Jahren
2016 bis 2018 ausgezahlt werden, erhalten die Gemeinden zusatzlich ausgezahlt nach Artikel 6 des
(Landes-) Gesetzes zur Starkung der kommunalen Investitionskraft vom 16.12.2015. Die Verteilung er-

folgt pauschal nach der Anzahl der Kinder, die (fiktiv) neun Stunden betreut werden.
7. Elternbeitrage

Die Elternbeitrage werden in Sachsen durch die Gemeinden (kreisangehdrige Gemeinden und kreis-

freie Stadte) festgelegt und von den Tragern vereinnahmt.

Bemessungsgrundlage fiir den Elternbeitrag sind die zuletzt bekannt gemachten gemeindedurch-
schnittlichen und jahresdurchschnittlichen Personal- und Sachkosten des Platzes nach Einrichtungsart
und Betreuungszeit (Krippe, Kindergarten, Hort). Von diesen Kosten sollen mindestens 20 % und héchs-
tens 30 % (bei Krippen hochstens 23 %) als ,ungekiirzter” Elternbeitrag erhoben werden. Den Erhe-
bungsanteil innerhalb dieses Rahmens legt die Gemeinde, in Abstimmung mit Tragern und ortlichen
Tragern der offentlichen Jugendhilfe, fest. Von diesem (ungekiirzten) Elternbeitrag sind von der Ge-
meinde Absenkungen fiir Alleinerziehende und Eltern mit mehreren gleichzeitig betreuten Kindern fest-

zulegen. Der Elternbeitrag fiir die Tagespflege entspricht dem Elternbeitrag fiir die Krippe.
Informationen zur Hohe der Beitrage fiir das Mittagessen liegen nicht vor.
8. Eigenfinanzierung der Trager

Der Eigenanteil des Tragers ist abhangig von der Leistungsfahigkeit des Tragers. Die genaue Hohe
wird in einer Finanzierungsvereinbarung zwischen Gemeinde und freiem Trager festgelegt und fallt
i.d.R. sehr gering aus (0 % bis 5 %).

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Sachsen zusammen:
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Abbildung 15: Schematische Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Sachsen

2.2.14 Sachsen-Anhalt

In Sachsen-Anhalt sind sowohl das Land als auch die értlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
sowie die Kreise und Gemeinden von offentlicher Seite an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung

beteiligt, daneben auch die Eltern, nicht jedoch die Trager.
1. Die Landeszuweisungen

Die Zahlungen des Landes an die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe richten sich in der
Hohe fiir jedes betreute Kind in einer bestimmten Altersgruppe nach § 12 Abs. 2 und Abs. 3 KiFOG LSA.
Seit 1.1.2016 betragt die monatliche Pauschale fiir Kinder unter drei Jahren 210,04 Euro, fiir Kinder von
drei Jahren bis Beginn der Schulpflicht 124,21 Euro und fiir Schulkinder 59,27 Euro (§ 12 Abs. 2 KiF6G
LSA). Im Rahmen der derzeit in der Vorbereitung befindlichen Novellierung des KiF6G LSA werden sich
die genannten Betrdge auf 224,78 und 132,94 bzw. 63,44 Euro erhdhen.

Nach § 12 Abs. 3 KiFOG LSA tragt das Land die Kosten, die aufgrund der Ausweitung des Anspruches
auf ganztagige Betreuung fiir Kinder und fiir die Verbesserung des Mindestpersonalschliissels entste-
hen. Die damit verbundenen Betrage belaufen sich derzeit fiir Kinder unter drei Jahren auf 109,61 Euro
(ab2017: 117,21 Euro) je Kind und fiir Kinder von drei Jahren bis zum Beginn der Schulpflicht auf 39,67
Euro (ab 2017: 42,54 Euro).
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Durch die 0.g. beabsichtigte Novellierung des KiF6G LSA im Jahr 2016 wird das Land den ortlichen
Tragern der 6ffentlichen Jugendhilfe 20,5 Mio. Euro im Jahr 2017 und 23,1 Mio. Euro im Jahr 2018 zur
Finanzierung des verbleibenden Finanzbedarfs nach § 12 fiir die Betreuung von Kindern unter drei Jah-

ren zusatzlich zur Verfiigung stellen.
2. Zuweisungen der ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe

Die Finanzierung der Trager durch den ortlichen Trager richtet sich grundlegend nach § 12a KiF6G
LSA iVm § 3 FinanzBeteiligVO und § 3 Abs. 2 FinanzBeteiligvVO. Danach leiten die értlichen Trager der
offentlichen Jugendhilfe zum einen die ihnen vom Land gewdéhrten Zuweisungen an die Trager von
Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen weiter. Zum anderen leisten sie darliber hinaus aus eigenen
Mitteln einen Beitrag in Hohe von 53 % der auf sie entfallenden Zuweisungen des Landes gemaB § 12
Abs. 2 KifoG LSA.

Der ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe hat das Verfahren der Weiterleitung einheitlich zu

regeln und 6ffentlich bekannt zu machen.
3. Zuweisungen der Gemeinden bzw. (kreisangehdrigen) Stadte

Die Zahlungen der Gemeinden an die Trager erfolgen in Sachsen-Anhalt gemaB § 3 Abs. 3 Finanz-
BeteiligVO. Grundlage der Zahlung ist im Einvernehmen mit den Gemeinden gemaB § 11a Abs. 1 KiF6G
LSA die Vereinbarung (iber den Betrieb der Tageseinrichtungen zwischen dem ortlichen Trager der 6f-
fentlichen Jugendhilfe und den Tragern von Tageseinrichtungen.32 Der Anteil der Gemeinde betrégt
nach § 12 KiF6G LSA mindestens 50 % der nach Anrechnung der Landespauschale sowie des Ergan-

zungsbetrags der ortlichen Trager noch verbleibenden Kosten.
4. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Nach § 12 ¢ KiF6G LSA konnen die betroffenen Kommunen eine Vereinbarung lber die Kostentra-

gung schlieBen.
5. Finanzierung der Kindertagespflege

Die Tagespflege ist in § 6 KiFOG LSA geregelt. Die Landesfinanzierung an die értlichen Trager der
offentlichen Jugendhilfe differenziert nicht zwischen Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege,
d.h. es werden auch hierfiir die 0.g. Pauschalbetrage gezahlt; dies gilt entsprechend auch fiir die Zu-
weisungen der ortlichen Trager an die Gemeinden. Die Gemeinden haben wie fiir die Kindertagesein-

richtungen auch entsprechende Regelungen fiir die Tagespflege zu erlassen.

32 Bis zum 31. Dezember 2014 hatten die Gemeinden die Maglichkeit, einen Eigenanteil des freien Tragers von bis zu 5 %
der Sachkosten in Abzug zu bringen.
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6. Weiterleitung der Bundesmittel

Die Auswahl der MaBnahmen und die Bewilligungen erfolgen durch die 11 Landkreise und 3 kreis-
freien Stadte; hierzu hat das Ministerium fiir Arbeit, Soziales und Integration (MS) mit diesen Zuwen-
dungsvertrage geschlossen. Die Aufteilung der Bundesmittel auf die Landkreise und kreisfreien Stadte

erfolgt auf der Grundlage der aktuellen Statistik zur Anzahl der betreuten Kinder.
7. Elternbeitrage

Die Elternbeitrage werden in Sachsen-Anhalt durch die Gemeinden festgelegt, wobei die Staffelung
stundenweise nach Betreuungszeiten erfolgen soll. Die konkreten Festsetzungen sind unterschiedlich
und erfolgen auf der Grundlage gemeindlicher Satzungen.33 Ferner ist eine Geschwisterregelung fiir
zwei oder mehr Kinder gemaB § 13 Abs. 4 und 5 KiF6G LSA vorzusehen. Danach darf der gesamte
Kostenbeitrag fiir Familien mit einem Kindergeldanspruch fiir zwei oder mehr Kinder, die gleichzeitig
in Tageseinrichtungen oder Tagespflegestellen gefordert und betreut werden, 160 % des Kostenbeitra-
ges, der fiir das alteste Kind zu entrichten ist, nicht ibersteigen. Schulkinder bleiben bei der Festsetzung
der Hohe des Kostenbeitrages unberlicksichtigt. Die ggf. entgehenden Einnahmen werden durch das

Land erstattet.

Empfanger der Elternbeitrage sind grundsatzlich die Gemeinden, die diese Zustandigkeit jedoch an

die Trager der Einrichtungen tibertragen kénnen.

Nach § 13 Abs. 6 KiF6G LSA tragen die Eltern auch die Verpflegungskosten, ohne dass diese der
Hohe nach im Einzelnen bekannt sind.

8. Eigenfinanzierung der Trager

Nach Angaben der Landesregierung sind die Trager in Sachsen-Anhalt nicht an der Finanzierung
beteiligt.34

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Sachsen-Anhalt zusammen:

33 Gesetzlich gemaB § 13 Abs. 1 Satz 2 KiF6G LSA ist lediglich vorgegeben, dass die Kostenbeitrdge nach der Anzahl der
vereinbarten Betreuungsstunden zu staffeln sind. Nicht alle Gemeinden nehmen eine durchgangige stundenweise Staf-
felung vor, z.B. 4, 6, 8 oder 10 Stunden.

34 Siehe hierzu auch die vorhergehende FuBnote 32.
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Abbildung 16: Schematische Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Sachsen-An-
halt

2.2.15 Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein sind von &ffentlicher Seite das Land, die 6rtlichen Trager der 6ffentlichen Ju-
gendhilfe sowie die Kreise und Gemeinden/kreisangehdrigen Stadte an der Finanzierung der Kinderta-
gesbetreuung beteiligt. Dariiber hinaus tragen auch die Eltern und die Trager der Einrichtungen einen
Teil der Kosten.

1. Die Landeszuweisungen

Die Landesmittel werden in Schleswig-Holstein an die ortlichen Trager der éffentlichen Jugendhilfe,
die auf Ebene der Kreise und kreisfreien Stadte angesiedelt sind, geleistet. Diese erhalten pro betreutem
Kind im Alter von drei Jahren bis zum Schuleintritt 643 Euro jahrlich, pro betreutem unter dreijahrigem
Kind 2.329 Euro jahrlich, sowie pro betreutem U3-Kind oberhalb der Ausbauquote von 14,5 % zusatz-
lich 1.985 Euro jahrlich (Konnexitatsausgleich). Ferner werden pro betreutem iiber dreijahrigem Kind
67 Euro jahrlich fiir Sprachbildung gezahlt. Diese Betrage summieren sich fiir Giber Dreijahrige auf 70
Mio. Euro, fiir unter Dreijahrige auf 54,24 Mio. Euro, fiir den Konnexitatsausgleich auf 43,74 Mio. Euro
und fiir Sprachbildung auf 6,0 Mio. Euro. Insgesamt belaufen sich diese Betrage auf knapp 175 Mio.
Euro.

Geht die Betreuungszeit iiber sieben Stunden hinaus, wird fiir die betreuten U3- und U3-Kinder

jeweils ein Aufschlag von 350 Euro jahrlich geleistet, ebenso wie ein weiterer Aufschlag von 300 Euro
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jahrlich fir Kinder aus tiberwiegend nicht Deutsch sprechenden Familien. Die Aufschlage sind jeweils

in den oben genannten Gesamtbetragen enthalten.

Die Pauschalen variieren von Jahr zu Jahr, da die betreuten Kinder laut Jugendhilfestatistik des ver-

gangenen Jahres als Rechengrundlage dienen und die Gesamtférdersummen gedeckelt sind.
2. Zuweisungen der drtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe und der Gemeinden

Schleswig-Holstein nutzt sehr unterschiedliche Formen der Zuweisungen zwischen den ortlichen
Tragern der 6ffentlichen Jugendhilfe und den Gemeinden und (kreisangehdrigen) Stadten. Es gibt eine
Kombination von pauschalen Zuweisungen je Kind sowie sonstigen Pauschalen auf der einen Seite und
eine Orientierung an den Kosten bzw. der Belegung des Vorjahres und den tatsachlichen Kosten des
laufenden Jahres auf der anderen Seite. Weitergehende Informationen hinsichtlich der Details der Re-
gelungen sind jedoch nicht verfiigbar, da die Kommunen in eigener Zustandigkeit entscheiden, nach
welchen Kriterien sie die Landesférderung an die Trager von Kinderbetreuungseinrichtungen weiterlei-
ten und welche Erganzungsforderung sie leisten. Es misste somit eine Erhebung bei den ortlichen Tra-

gern der o6ffentlichen Jugendhilfe durchgefiihrt werden.
3. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Nach §25a KiTaG Schleswig-Holstein hat die Standortgemeinde einen Anspruch auf Erstattung der
Kosten gegeniiber der Wohngemeinde, wenn ein Kind eine Kindertagesstatte auBerhalb seiner Wohn-
gemeinde besucht und in der Wohngemeinde zum Zeitpunkt des gewiinschten Aufnahmetermins kein

bedarfsgerechter Platz zur Verfligung steht.
4. Finanzierung der Kindertagespflege

Das Land zahlt in Schleswig-Holstein Zuschiisse nur fiir die Betreuung bei Tagesmiittern in Festan-

stellung bei einem Trager.
5. Elternbeitrage

In Schleswig-Holstein sind die Trager der Einrichtungen in Zusammenarbeit mit dem jeweiligen ort-
lichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe fiir die Festlegung der Elternbeitrdge zusténdig. Die Einrich-
tungstrager sind die Empfanger der Beitrdge. Genauere Informationen zur Ausgestaltung sowie zur

Gesamthohe der Beitragseinnahmen liegen nicht vor.
6. Eigenfinanzierung der Trager

Die Eigenfinanzierung der Trager ergibt sich aus den Festlegungen auf Ebene der Gemeinden; daher

liegen dem Land keine (ibergreifenden Informationen hierzu vor.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Schleswig-Holstein zusammen:
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Abbildung 17: Schematische Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Schleswig-
Holstein

2.2.16 Thiiringen

In Thiiringen sind das Land, die kreisangehdrigen Gemeinden, die kreisangehdrigen Stadte, die
kreisfreien Stadte und die Landkreise an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligt. Darliber

hinaus tragen die Eltern und die Trager der Einrichtungen einen Teil der Kosten.
1. Die Landeszuweisungen

Das Land beteiligt sich in Thiiringen ausschlieBlich tiber den Kommunalen Finanzausgleich (KFA) an
der Finanzierung der Kindertagesbetreuung. Der KFA dient dazu, den Kommunen eine insgesamt an-
gemessene Finanzausstattung zur Verfligung zu stellen, damit diese ihre Aufgaben erfiillen kénnen.
Dies bezieht sich nicht nur auf Aufgaben des (ibertragenen Wirkungskreises, sondern auch auf Aufga-

ben des eigenen Wirkungskreises, zu denen die Kinderbetreuung gehort.

Die Landesmittel werden im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs iiber steuerkraftabhangige
Schliisselzuweisungen und steuerkraftunabhangige Sonderlastenausgleiche ausgereicht. In den steuer-
kraftabhangigen Schliisselzuweisungen ist fiir die Aufgabe der Kindertagesbetreuung im Jahr 2016 ein
Betrag in Hohe von rund 70 Mio. Euro enthalten. Uber die steuerkraftunabhangigen Sonderlastenaus-
gleiche werden den Kommunen insgesamt 231 Mio. Euro fiir die Aufgabe der Kindertagesbetreuung

zugewiesen. Dieser Betrag setzt sich aus mehreren Pauschalen zusammen, die jeweils unterschiedliche
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Gewichtungsansatze verfolgen: Die Landespauschalen fiir die Betriebskosten betragen nach der Haus-
haltsplanung 2016 voraussichtlich rund Euro 208 Mio., 18 Mio. Euro an investiven Zuschiissen (Pau-
schale), rund 3 Mio. Euro fiir Fortbildung (Pauschale) sowie rund 2 Mio. Euro fiir Kinder mit erhdhtem

Forderbedarf (Pauschale).

Uber diese im KFA enthaltenen Mittel hinaus werden weitere rund 7 Mio. Euro als Kosteniibernahme
flir Vergiitungsleistungen von Berufspraktikant/innen im Bereich Sozialpadagogik (Erzieher/innen) vom
Land getragen. Im Saldo wiirde sich das Land im Jahr 2016 mit rund 308 Mio. Euro an der Kita-Finan-

zierung beteiligen.

Die bereits im vorhergehenden Abschnitt beschriebenen Leistungen des Landes fiir die Betriebskos-
ten werden je Kind und im Rahmen einer altersabhéangigen Staffelung der Zuschussbetrage an die Kom-
munen und im Bereich der Kindertagespflege auch an die Landkreise ausgereicht. Sie belaufen sich fiir
die Altersgruppe null bis 1 Jahr auf 170 Euro pro Monat und Kind, fiir 1- bis 3-jahrige Kinder auf 290
Euro pro Monat und Kind, fiir 3- bis 6,5-jahrige Kinder auf 140 Euro pro Monat und Kind sowie bei
Hortkindern auf 50 Euro pro Monat und Kind. Ferner gibt es einen erhohten Férderbedarf von 50 Euro
pro Monat fiir 0,675 % der Kinder im Alter von bis zu zwei Jahren, fiir 2,5 % der Kinder zwischen zwei
und drei Jahren sowie fiir 4,5 % der Kinder zwischen drei und sechs Jahren. Des Weiteren werden
pauschal 30 Euro p.a. fiir jedes Kind zwischen einem und sechs Jahren sowie 1.000 Euro p.a. fiir jedes

jahrlich neugeborene Kind gezahlt.
2. Zuweisungen der Kommunen an die Trager der Einrichtungen

Bei den direkten Zahlungen der Kommunen an die Trager der Einrichtungen werden die erforderli-
chen und nicht durch Eigenanteil des Tragers oder Elternbeitrage gedeckten Betriebskosten von den
Kommunen iibernommen. Die Hohe und das Verfahren der Erstattung ist zwischen Kommune und Tra-

ger vertraglich zu vereinbaren.
3. Interkommunale Finanzierungsregelungen

Es gibt in Thiiringen einen Kostenausgleich zwischen der Wohnsitz-Kommune und der Kommune,

in der die Kita besucht wird.
4. Finanzierung der Kindertagespflege

Die Finanzierung der Tagespflege im Verhaltnis zwischen dem Land und den Kommunen unterschei-
det sich nicht von der der Kindertageseinrichtungen, da die Kinderbetreuung grundsatzlich tiber den
Kommunalen Finanzausgleich geregelt ist. Fiir die Regelungen und die Erbringung von Geldleistungen
an die Tagespflegeperson sind daher die Jugendamter zustandig; allerdings wird die Hohe vom Land
einheitlich festgesetzt. Die Hohe der landeseinheitlich festgelegten Geldleistung stellen sich bei einer

Ganztagsbetreuung von neun Stunden pro Tag wie folgt dar:
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— Die Erstattung des Sachaufwandes 170 Euro pro Kind und Monat (bei Nachweis hoherer Kosten
wird Giber eine Offnungsklausel gewahrleistet, dass dieser erstattet wird)

— Betrag zur Anerkennung der Forderleistung 2,53 Euro je Kind und Stunde

— die nachgewiesenen Aufwendungen zur Unfallversicherung

— die halftige Erstattung der nachgewiesenen Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung
und

— die halftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer Kranken- und Pflegversicherung.
5. Elternbeitrage

Die Zustandigkeit flir die Festlegung der Elternbeitrage liegt in Thiiringen auf unterschiedlichen Ebe-
nen; es sind sowohl die Kreise und kreisfreien Stadte, die Gemeinden und (kreisangehdrigen) Stadte

sowie die Einrichtungstrager involviert, die gleichzeitig auch die Empfanger der Beitrage sind.
6. Eigenfinanzierung der Trager

In Thiringen sind die freien Trager mit eigenen Finanzierungsanteilen beteiligt. Die Gemeinden sind
nach den vom Thiiringer Verfassungsgerichtshof aufgestellten Grundsatzen ebenfalls verpflichtet, ei-
gene Haushaltsmittel (z.B. aus eigenen Steuereinnahmen) zur Finanzierung der Kindertagesstétten ein-
zusetzen.

Die folgende Ubersicht fasst die Finanzierungsstruktur im Land Thiiringen zusammen:

Elternbeltrage
Tragereigenfinanzierung
Landesfinanzierung
Kommunalfinanzierung

:l.@ Thiiringen

- hEa.

Kindergarten u3 Kindertagespflege

Land Thiringen

Globalzuweisungen (KFA) |

1) Schlisselzuweisungen
2} Pauschalen je Kind (U3-Kita, 03)
3) Zweckgebundene Zuweisungen
(Investitionen, Forthildung, erhahter
Farderbedarf etc.)
4} 1.000 Euro je Neugeborenem

Kreise, kreisfreie Stadte [ 3 .1. [E R TN N .' | Ortlicher Trager der tffentlichen Jugendhilfe
"

Kostenabhangige Knmmunalg. Regelungen,
Zuwendungen aber Betrage werden

(Fehlbedarfsfinanzierung) wvom Land festgesetzt
L
-
[
-
» Fehlbedarfsfinanzierung
-
L]

h 4

T

| Eigenanteil: nur bei freien Tragem |

Abbildung 18: Schematische Darstellung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in Thiiringen
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2.3 Eine strukturierte Ubersicht und Zusammenfassung der éffentlichen Finanzierung der
Kindertagesbetreuungssysteme in den Landern

In den vorhergehenden Kapiteln wurden die Finanzierungsstrukturen der Kindertagesbetreuung fiir
jedes der sechzehn Bundeldnder einzeln dargestellt. In diesem und den folgenden Abschnitten werden
die Darstellungen der Landerportraits bzw. der Finanzierungssysteme in den Landern systematisch ana-

lysiert und zusammenfassend bzw. vergleichend dargestellt.3

2.3.1 Offentliche Finanzierung der Kindertagesbetreuung

Abbildung 19 fasst die Komplexitat und Vielfalt der Regelungen ,auf einen Blick zusammen” —
Abbildung 20 erganzt diese Darstellung durch eine ausdifferenziertere und komplexere Betrachtungs-
weise, die den tatsachlichen Strukturen in den Landern und damit auch den Unterschieden zwischen
den Landern etwas gerechter wird. Durch diese Darstellungsweise wird deutlich, dass faktisch keine
zwei Lander identische Systemstrukturen haben. Die noch am ehesten vergleichbaren Finanzierungs-
strukturen haben die beiden Stadtstaaten Berlin und Hamburg, in denen die Eltern einen Kita-Gutschein
bzw. eine Kita-Card erhalten, auf dem ihr Anspruch niedergelegt ist und den sie an den Einrichtungs-
trager Ubergeben. Der Trager seinerseits erhdlt im Gegenzug vom Land bzw. Stadtbezirk in Berlin die

damit verbundenen Geldbetrage erstattet.

In allen anderen Landern gibt es mehrere Finanzierungsstrange gleichzeitig, wobei sich die Zahlun-
gen des Landes in aller Regel entweder an die Trager, die Gemeinden und/oder an den ortlichen Trager
der 6ffentlichen Jugendhilfe richten; in Einzelféllen gehen Finanzmittel zudem an die Landkreise bzw.
kreisfreien Stadte. Trotz dieser unterschiedlichen Geldempfanger lassen sich vier Grundprinzipien der
Landerzuweisungen identifizieren: Globalzuweisungen bzw. Ubertragungen (Schliisselzuweisungen) im
Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs, pauschale Zuweisungen je Kind oder Platz, nutzungsori-

entierte Pauschalzuweisungen je Kind oder Platz sowie kostenbezogene Zuweisungen.

Die weitere Strukturierung der Finanzierungssysteme erfolgt anhand dieser Grundprinzipien, auch
wenn diese nicht immer trennscharf sind bzw. bisweilen auch nebeneinanderstehen und, zum Beispiel,
im einem Land mehrere Formen auf unterschiedliche Altersgruppen oder Arten von Tragern angewandt
werden. Auch ist die bei den beiden Gutscheinmodellen in Berlin und Hamburg genutzte Form der
pauschalen nutzungs- oder belegungsbezogenen Pauschale vom Prinzip her vergleichbar mit den Zu-

weisungen, wie sie etwa in Bayern verwendet werden.

35 Die Kindertagespflege wird in diesem Abschnitt nur dann miterfasst, wenn deren Férderregelungen denen der Kinderta-
geseinrichtungen entsprechen und es keine Sonderregelungen gibt, was jedoch in vielen Landern der Fall ist (siehe
hierzu ausfiihrlicher Kapitel 2.3.2).
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Abbildung 19: Uberblick Giber die Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Bundeslandern

Die folgenden Absatze fassen die in Abbildung 19 und Abbildung 20 — im Rahmen des Mdglichen

bzw. Vertretbaren — vereinfacht bzw. differenziert dargestellten Finanzierungsstrukturen zusammen,

wobei danach unterschieden wird, ob sich die Regelungen auf die Finanzbeziehung zwischen dem Land

und den Kommunen, differenziert nach Gemeinde36, értlichem Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe und

Trager der Einrichtungen einerseits, und zwischen Kommune und Trager der Einrichtungen andererseits

beziehen.

36

Globalzuweisungen bzw. pauschale Ubertragungen (Schliisselzuweisungen) an die Gemeinden im
Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs gibt es in insgesamt vier Landern (Baden-Wiirttemberg,
Berlin, Bremen und Thiringen), wobei die Finanzierung der Kindertagesbetreuung nur in Baden-
Wiirttemberg und Thiiringen explizit im KFA geregelt ist. In Berlin und Bremen wird sie hingegen
implizit praktiziert wird, da die Stadtbezirke in Berlin und die Stadtgemeinden Bremen und Bremer-

haven Schllisselzuweisungen vom Land erhalten, aus denen sie — neben allen anderen Aufgaben —

Die hier vorgenommene Strukturierung bewegt sich zwischen dem Ziel einer mdglichst transparenten und zusammen-
fassenden (vereinfachenden) Ubersicht auf der einen Seite und einer mdglichst groBen Prazision andererseits. Aus die-
sem Grund kénnen bergreifende Begriffe nicht immer, d.h. fiir jedes einzelne Land und zum Teil auch fiir unterschiedli-
che Finanzierungsstrome alle Feinheiten gleichermaBen erfassen. So stehen die Begriffe Kreis und kreisfreie Stadt bzw.
Gemeinde und kreisangehdrige Stadt tblicherweise auf einer jeweils gleichen Ebene. In Abbildung 19 und Abbildung 20
gilt dies nicht durchgéngig, da Finanzierungsstrome unterschiedlich geregelt sind, je nachdem, ob sie sich an Kreise oder
kreisfreie Stadte richten (z.B. in Sachsen), da die kreisfreien Stadte zugleich Trager der Einrichtungen sein knnen, Kreise
aber nicht. Auch wird der Begriff Gemeinde offenbar vereinzelt anders abgegrenzt (siehe FuBnote 19 zu Baden-Wiirt-
temberg). Solche Differenzierungen kdnnen aber in einer solchen, vereinfachenden Grafik nicht abgebildet werden.
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auch die Kindertagesbetreuung finanzieren miissen. In der Folge werden auch die explizit auf die
Kindertagesbetreuung bezogenen Finanzierungsbeitrage des KFA in Baden-Wiirttemberg und Thii-
ringen37 nicht zweckgebunden fiir die Kindertagesbetreuung zugewiesen, sondern kénnen von den

Kommunen auch anderweitig genutzt werden.38

In Baden-Wiirttemberg und Thiiringen richten sich die konkreten Zahlungen — von einem kleinen
Betrag in Thiiringen abgesehen, der an die Kreise geht — nach vergleichbaren (kita- bzw. nutzungs-
bezogenen) Kriterien, wie sie die Finanzierungsregularien in den anderen Landern zur expliziten

Finanzierung des Kinderbetreuungssystem vorsehen.

Dariiber hinaus bzw. davon unabhéngig gibt es — allerdings vom Grundsatz her unabhangig von der
Finanzierung der Kindertagesbetreuung — in allen Landern Schliisselzuweisungen oder Globalzu-
schiisse im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs. Diese dienen zur Finanzierung der kommu-
nalen Ausgaben und kompensieren, dass den Kommunen keine ausreichenden Einnahmen aus an-
deren Quellen, insbesondere (eigenen) Steuereinnahmen, zur Verfligung stehen (Zimmermann
2009).

— Pauschale Zuweisungen je Kind (in einem bestimmten Alter) oder (belegtem) Platz3? gibt es in un-
terschiedlichen Auspragungen; sie werden in insgesamt acht Landern angewandt. Die entsprechen-
den Betrage richten sich in zwei Fallen, Sachsen und Thiringen, an die Gemeinden und in sechs
Landern (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein) (ggf. zusétzlich) an die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe. Wahrend
Brandenburg einen Pauschalbetrag von derzeit etwa 800 Euro je Kind im Alter von bis zu 11 Jahren
zuweist, leistet Thiiringen einen (faktischen) Pauschalbetrag von 140 Euro je Kind und Monat im
Alter zwischen drei und sechs Jahren und sechs Monaten und von 290 Euro fiir jedes Kind zwischen

einem und unter 3 Jahren.

Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen beziehen die Zuweisungen auf die Zahl der Kinder in Kin-
dertagesbetreuung, berechnet in Vollzeitaquivalenten ohne weitere Differenzierung. In Mecklen-
burg-Vorpommern belduft sich der Betrag derzeit auf 1.361,70 Euro, in Sachsen auf 2.085 Euro,

jeweils pro Jahr.

37 Siehe hierzu z.B. das Schreiben des Thiringer Ministeriums fiir Inneres und Kommunales vom 22. Dezember 2015 zum
Kommunalen Finanzausgleich 2016.

38 Dies hat indirekt erhebliche Implikationen fiir die statistische Erfassung und Ausweisung dieser Mittel. So wurden die
Landesausgaben in Baden-Wiirttemberg lange Zeit unzureichend in der Ausgabenstatistik der Kinder- und Jugendhilfe
untererfasst, wahrend in Thiiringen — und nunmehr auch in Baden-Wiirttemberg — nicht sichergestellt ist, dass die dem
Land zugerechneten Betrage auch entsprechend verwendet werden. Da diese Betrage formal sogar eigentlich — wie die
Umsatzsteuer in den Landern — zu den eigenen Einnahmen zahlen, waren sie strenggenommen u.U. nicht einmal als
Landesausgaben fiir die Kindertagesbetreuung zu erfassen.

39 Im Unterschied zur nachfolgenden ,nutzungsorientierten Pauschale je Kind oder Platz” wird bei den hier betrachteten
Pauschalen nicht nach dem Nutzungsumfang oder anderen Merkmalen des Kindes differenziert.
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Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein zahlen eine Pauschale, die nach dem Alter der Kinder diffe-
renziert, nicht aber nach dem Belegungsumfang. In beiden Fallen ist der Betrag fiir die unter drei-
jahrigen Kinder erheblich hoher als fiir die lteren Kinder (Sachsen-Anhalt: 210,04 Euro vs. 124,21
Euro, jeweils pro Monat; Schleswig-Holstein: 2.329 Euro vs. 643 Euro, jeweils pro Jahr).40 In Rhein-
land-Pfalz wird eine ,, Pro-Kopf-Pauschale” von 1.000 Euro bzw. 2.050 Euro gezahlt, wenn der Aus-

baustand bei den unter Dreijahrigen mindestens 10 % bzw. 40 % betragt.

Als Sonderfall der pauschalen Zuweisungen je Kind sind die Erstattungen der Lander Hessen und
Rheinland-Pfalz an die Kommunen zur Kompensation der teilweise abgeschafften Elternbeitrage
nach der Anzahl der Kinder anzusehen. Wahrend Hessen sich an der Bevolkerungsstatistik orientiert,

gibt es in Rheinland-Pfalz gesonderte Beitrage je Kommune.

Nutzungs- bzw. belegungsorientierte Pauschalen je Kind oder Platz differenzieren — in Abgrenzung
zu den vorherigen Pauschalen — nach mehreren Merkmalen gleichzeitig. In der Regel wird mindes-
tens nach dem Nutzungsumfang und dem Alter sowie ggf. auch dem Migrationshintergrund oder
einer Behinderung differenziert. Belegungsorientierte Pauschalen werden in Bayern, Baden-Wiirt-
temberg und Thiiringen an die Gemeinden, in Nordrhein-Westfalen an die 6rtlichen Trager der 6f-
fentlichen Jugendhilfe und in Hessen direkt an die Trager der Einrichtungen gezahlt. Auch die beiden
Gutscheinmodelle in Berlin und Hamburg nehmen belegungsorientierte Differenzierungen vor, die

den nutzungs- bzw. belegungsorientierten Modellen in anderen Landern entsprechen.

Im Unterschied zu den nachfolgenden kostenbezogenen Zuweisungen werden nicht die tatsachli-
chen Kosten des Tragers bei der Hohe der Zuweisung beriicksichtigt, sondern von den Landern nut-
zungshezogene Pauschalbetrage an die Gemeinden oder ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugend-

hilfe transferiert.

Die Struktur und die Hohe der Pauschalbetrage variiert dabei erheblich. Hessen, zum Beispiel, richtet
seine Zahlungen an die Einrichtungstrager insbesondere nach zeitlichem Nutzungsumfang, Alter
und bei den drei- bis sechsjahrigen Kindern auch nach Art des Tragers. Differenziert wird jeweils
nach drei Zeitkategorien: bei bis zu 25 Stunden 2.070 Euro, bei 25 bis zu 35 Stunden 3.100 Euro,
bei mehr als 35 Stunden 4.130 Euro (alle Betrage pro Jahr) bei den unter Dreijahrigen und 330 Euro,
440 Euro bzw. 580 Euro bei 6ffentlichen Tragern und bei freigemeinniitzigen und sonstigen geeig-
neten Tragern 500 Euro, 660 Euro bzw. 880 Euro. Nordrhein-Westfalen wendet ein vergleichbares
Modell, allerdings mit anderen Betragen an, ohne dabei — an dieser Stelle — nach Tragerart zu dif-

ferenzieren (siehe Kapitel 2.2.10).

Man kann dariiber diskutieren, ob es sich hierbei wirklich um eine Pauschale je Kind handelt. Im Unterschied zu den
nachfolgenden belegungs- bzw. nutzungsorientierten Modellen gibt es hier jeweils nur eine Form der Differenzierung,
aber keine weitergehende.
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Bayern verwendet ein etwas erweitertes Modell mit einem Basiswert (derzeit 1.029,26 Euro fiir
Tagespflege, 1.084,23 Euro fiir Betreuung in der Kita), der mit unterschiedlichen Gewichtungsfak-
toren (Betreuungsaufwand z.B. fiir Kinder von drei bis sechs Jahren 1,0, U3 2,0, fiir Kinder mit Be-
hinderung 4,5) und Buchungszeitfaktoren (Betreuungszeit der Kinder z.B. 2,0 bei 8 Stunden Bu-

chung téglich) multipliziert die Férderungshohe ergibt. Die Kommunen verdoppeln den o.g. Betrag.

Kostenbezogene Zuweisungen orientieren sich an den tatsachlichen Kosten bzw. Ausgaben der ein-
zelnen Trdger, von denen das Land einen bestimmten Anteil iibernimmt und diesen entweder direkt
an die Trager (iberweist, wie z.B. Hessen oder das Saarland, oder aber an die Sitzgemeinden bzw.
die ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe (z.B. Rheinland-Pfalz). Die jeweiligen Modalitaten
sind dabei unterschiedlich komplex. In einigen Landern wird iibergreifend ein Teil der Betriebskosten
finanziert, hier verstanden als Personal- und Sachkosten (z.B. 68 % der Personalkosten in Baden-
Wiirttemberg), in anderen nur ein Teil der Personalkosten (z.B. 29 % im Saarland durch das Land
und 36% durch die Kreise). In anderen Landern wird zudem differenziert nach der Art des Tragers
und ggf. der Angebotsform, so z.B. in Rheinland-Pfalz, wo zwischen 27,5 % und 45 % der Perso-
nalkosten von kommunalen und 30 % bis 45 % der Personalkosten der freien Trager vom Land
getragen werden. Auch das Land Niedersachsen bezieht sich im U3-Bereich auf die Personalkosten
(20 % der Kosten fiir das gesetzlich vorgeschriebene Personal), wahrend im U3-Bereich 52 % der
Personal- und Sachkosten erstattet werden. Fiir die dariiber hinausgehenden Kosten(arten) sind
dann, ggf. abziiglich der Elternbeitrage und/oder Tragereigenanteile, die Gemeinden oder die ortli-

chen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zustandig.

Gibt es auf Ebene der Lander somit insgesamt vier — bzw., wenn man die Gutscheine als eigene

Form ansieht, fiinf — unterschiedliche Finanzierungsregime, die auf unterschiedliche Geldempfanger

ausgerichtet sein konnen, reduziert sich die Zahl der Auspragungen auf Ebene der Gemeinden bzw. der

ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe auf zwei Zuweisungsformen, die in einer unterschiedlich

groBen Anzahl von Landern praktiziert werden:4!

4

42
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Bei nutzungsorientierten Pauschalen je Kind oder Platz (ibernehmen die Kommunen den zum Lan-
desanteil komplementaren Anteil an der Pauschale, wobei es erhebliche Unterschiede im Umfang
des Landes- bzw. Kommunalanteils gibt. So teilen sich in Bayern das Land und die Kommunen je-
weils die Halfte der Pauschalbetrage, wahrend sich die Landkreise in Mecklenburg-Vorpommern
pauschal mit 28,8 % des festgelegten Betrags beteiligen. In Sachsen-Anhalt erhdhen die Gemeinden

die Landesforderung pauschal um 53 %.42

Der Vollstandigkeit halber sei erwahnt, dass die Stadt Bremen ein nicht naher spezifiziertes pauschales Finanzierungs-
system fiir betriebsnahe Einrichtungen verwendet.

Zu dieser Gruppe von nutzungsorientierten Pauschalen gehéren prinzipiell auch die beiden Gutscheinsysteme in Berlin
und Hamburg.
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— Bei kostenbezogenen Zuweisungen iibernehmen die Gemeinden einen zur Landesfinanzierung kom-
plementaren Anteil der Personal- oder Betriebsausgaben der einzelnen Trager. Es gibt dabei entwe-
der konkrete Vorgaben des Landes zum Anteil der Kosten, den die Kommunen tragen, oder aber die

Lander iiberlassen die weitere und konkrete Regelung den Gemeinden bzw. értlichen Tragern.43

Konkrete Festlegungen hinsichtlich der Kostenanteile der Kommunen gibt es z.B. im Saarland, wo
die Kreise 36 % der Personalkosten und die Gemeinden 60 % der Sachkosten tragen, wobei letztere
als angemessen angesehen werden, wenn sie sich auf 15 % der Personalkosten belaufen. In Baden-
Wiirttemberg haben die Trager einen (Mindest-) Finanzierungsanspruch, der sich auf 68 % bzw.
63 % der Betriebsausgaben bezieht. In Brandenburg tibernehmen die értlichen Trager der 6ffentli-
chen Jugendhilfe zwischen 84 % und 88,6 % der Kosten des padagogischen Personals, die Gemein-
den tragen die Kosten fiir Grundstiicke und Gebaude sowie nicht naher spezifizierte Anteile an den
sonstigen Betriebskosten. In Bremen (ibernimmt die Stadt Bremen die Kosten der offentlichen Ei-

genbetriebe.

Eine zweite Form der kostenorientieren Zuweisung ist die Differenz- oder Fehlbedarfsfinanzierung.
So tragen in Mecklenburg-Vorpommern und in Sachsen-Anhalt die Gemeinden mindestens 50 %
der nach Landes- und Kreiszuschuss noch verbleibenden Kosten. Die Stadt Bremen deklariert die
Forderung der freien Trager als Fehlbedarfsfinanzierung, ahnlich auch Rheinland-Pfalz, wo die ort-
lichen Trager der offentlichen Jugendhilfe die ,durch Eigenleistung des Tragers, Zuweisungen des
Landes und Elternbeitrdge nicht gedeckten Personalkosten eines Kita-Tragers”, ausgleichen.” Ahn-
lich auch in Sachsen, wo die Gemeinden , die nicht durch Elternbeitrage gedeckten erforderlichen
Personal- und Sachkosten eigener Einrichtungen und von Einrichtungen freier Trager (dort abziiglich
Eigenanteil des Tragers) aus dem Landeszuschuss und eigenen Mittel” tragen; in Thiiringen gibt es

eine vergleichbare Regelung.

Die vorstehenden Ausfiihrungen zeigen, dass es zwei unterschiedliche Spezifika hinsichtlich der Vor-
oder Nachrangigkeit der 6ffentlichen bzw. kommunalen Zuweisungen gegeniiber Tragereigenanteilen
und Elternbeitragen gibt. In einigen Landern bzw. Gemeinden wird ein bestimmter Anteil festgelegt,
der von den Kosten durch das Land bzw. die Kommune getragen wird; in anderen wird formuliert, dass
das Land oder die Gemeinde die nach Tragereigenanteil und Elternbeitragen noch verbleibenden Kosten
ganz oder teilweise libernimmt. In fast allen Fallen werden die komplementaren Anteile, die die Trager
selbst zu einzubringen haben, und bisweilen auch die Rahmenbedingungen fiir die Elternbeitrage néher

umschrieben, sodass diese feste Bestandteile der Finanzierungssysteme fiir die Kinderbetreuung sind

43 Diese Festlegung fiihrt haufig dazu, dass die Finanzierungsregelungen auf kommunaler Ebene in einigen Landern (Hes-
sen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein) nicht weiter spezifiziert werden kdnnen,
da den Landern hierzu keine Informationen vorliegen.
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und die Unterschiede zwischen diesen beiden Finanzierungsstrukturen nicht so groB3, wie es auf den
ersten Blick erscheinen mag.

.ﬁ‘ #  Gutschein

Pauschale e Kind / Platz
#  Globalzuwelsung 7 KFA

AL

Kreis / Ortlicher Trager der
kreistrele Stadt m offentlichen Jugendhilfe HELIES “

il

Trager

BB « MV » RP(U3) « SN'® « ST « SH3

Abbildung 20: Schema der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den 16 Bundeslandern44

Aus Sicht der Trager gibt es folglich zwei unterschiedliche Zuweisungsformen: Entweder handelt es

sich um eine Art Preis- oder Entgeltmodell, bei dem die Trager in Abhangigkeit von Nutzungsumfang

44 Anmerkungen: 1) Die Regelung erfolgt iiber den KFA, die Umsetzung aber nach Kriterien, die in anderen Landern zur
Kita-Finanzierung genutzt werden. 2) Dies bezieht sich auf die genutzten Kriterien; 3) Basisforderung pauschal, ggf. be-
darfsabhangig pauschalierte Aufstockung, 4) Betriebskosten; 5) Landesanteil zzgl. 53 %. 6) Es gibt beide Formen; De-
tails sind dem Land nicht bekannt. 7) Basisférderung pauschal, Zuweisungen zweckgebunden. 8) Die Zuweisungen an
die Gemeinden erfolgen auf Basis von kindbezogenen Pauschalen, ferner 1.000 Euro je Neugeborenem. 9) Kosten der
Grundstiicke/Gebaude, ggf. Fehlbedarfsfinanzierung. 10) Betriebsnahe Einrichtungen, Elternvereine. 11) freie Trager und
Eigenbetriebe; 12) , Fehlbedarfsfinanzierung” i.H.v. mind. 50 % der nicht durch Land und Kreis gedeckten Kosten. 13)
Ist-Personalkosten. 14) Nicht durch andere Finanziers gedeckte Personalkosten. 15) 1.000 Euro je zweijahrigem Kind.
16) Personalkosten. 17) Personal- und Betriebskosten. 18) Investitions-und Betriebskosten. 19) Nur Betriebskosten. 20)
Investitions- und Betriebskostenzuschiisse nur fir kreisfreie Stadte. 21) Fehlbedarfsfinanzierung der Betriebskosten.
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und Kindesmerkmalen einen pauschalierten Betrag erhalten, oder es handelt sich um eine kostenorien-

tierte Zuwendung, die meist einer Art Fehlbedarfsfinanzierung gleichkommt.4>

Mit diesen beiden Grundsystemen sind unterschiedliche Herangehensweisen und Risikoverteilungen
bzw. Verantwortlichkeiten verbunden. Im Preis- oder Entgeltmodell, das in fast allen anderen Bereichen
der sozialen Dienste wie auch der Kinder- und Jugendhilfepolitik praktiziert wird, wird die Kinderbe-
treuung als soziale Dienstleistung im Interesse der offentlichen Hand angesehen. Bei der Zuwendung
wird ein Eigeninteresse des Tragers unterstellt, das eine finanzielle Eigenleistung erfordert und dariiber
hinaus forderungs- und teilfinanzierungswiirdig ist. Rechtlich gesehen, handelt es sich dabei jedoch um
eine Leistung, die erbracht wird, weil es einen Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung gibt und die an-
sonsten die 6ffentlichen Trager selbst erbringen und — abgesehen von Elternbeitrdgen — vollstandig
finanzieren miissten (Diskowski 2012).46 Der Eigenanteil erfordert zwingend entweder eine Quersub-
ventionierung aus anderen Bereichen, in denen Uberschiisse (Gewinne) erwirtschaftet werden (kén-
nen), oder aber den Riickgriff auf andere Finanzierungsquellen, wie z.B. die Kirchensteuer.4” Eine Be-
sonderheit besteht insofern fiir die 6ffentlichen Trager, die zwar in vielen Landern ebenfalls einen Tra-
gereigenanteil ibernehmen missen, der jedoch aus dem Gemeindehaushalt bzw. dem Haushalt der

kreisfreien Stadt, und damit aus 6ffentlichen Quellen, gespeist wird.48

Mit den unterschiedlichen Finanzierungswegen sind zugleich verschiedene , unternehmerische Risi-
ken” bzw. Entscheidungssituationen verbunden. Beim Entgeltmodell liegt das Risiko ausschlieBlich
beim Trager: Sind die Kosten héher als die pauschalen Zuweisungsbetrage, missen die Trager die Dif-
ferenz — ggf. Uber den ohnehin festgelegten Eigenanteil hinaus — aus eigenen Mitteln decken oder
Kostenanpassungen vornehmen. Aus Sicht der Trager wird das Entgeltmodell aber bisweilen insofern
als vorteilhaft angesehen, da sie aufgrund der klaren Festlegungen gut planen und die zu erwartenden
Einnahmen kalkulieren kénnen. Dies Ubertragt ihnen den Entscheidungsspielraum bezogen auf alle
wirtschaftlichen und padagogischen Belange, d.h. sie kénnen entscheiden, wo sie welche Einrichtungen

unter welchen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eréffnen bzw. aus welchen anderen Quellen sie

45 Fehlbedarfsfinanzierung bedeutet, dass ein nach anderen Einnahmen noch verbleibender ,ungedeckter” Betrag tiber-
nommen wird. Es erscheint auf den ersten Blick zwar naheliegend, dass dies in allen Fallen gilt, in denen die Gemeinde
einen bestimmten Kostenanteil Gbernimmt, gleichwohl ist dies zumindest nicht immer explizit formuliert.

46 Dies mag in der Vergangenheit anders gewesen sein, hat sich aber spatestens mit dem Rechtsanspruch auf Kinderbe-
treuung ab dem vollendeten dritten Lebensjahr verandert (Wiesner 2016). Insofern kann sich die Praxis etlicher Léander
zwar auf Tradition, nicht aber auf das Kinder- und Jugendhilfegesetz bzw. das Sozialgesetzbuch VIII berufen. Wiesner
(2016) halt aus diesem Grund die grundlegende Uberfiihrung der Finanzierung der Kindertagesbetreuung in ein Entgelt-
modell fiir angebracht.

47 Es ist dariiber hinaus nicht ausgeschlossen, dass ein Teil der Trager die Differenz auch {iber hohere Elternbeitrage auf-
fangt bzw. auffangen muss.

48 Hieraus ergibt sich eine statistische Besonderheit: Wahrend die Tragereigenanteile der freien Trager in der Jahresrech-
nungsstatistik nicht erfasst werden, da es sich weder um Ausgaben noch um Einnahmen der 6ffentlichen Hand handelt,
werden die Eigenanteile der 6ffentlichen Trager, deren Trager (iblicherweise die Gemeinden bzw. kreisfreien Stadte sind,
als offentliche Ausgaben erfasst. Hierauf wird weiter unten noch zuriickzukommen sein (siehe Kapitel 3).
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eventuelle Unterdeckungen quersubventionieren kénnen. Sie kénnen auch frei entscheiden, wie sie die

Einrichtungen gestalten, welches und wie viel Personal sie einstellen etc.

Dies wird bei der Zuwendungs- oder Fehlbedarfsfinanzierung als schwieriger angesehen, da die
Wirtschaftsplane i.d.R. mit der Gemeinde oder dem értlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe abge-
stimmt werden miissen. Da die 6ffentliche Hand an den laufenden wie investiven Kosten anteilig be-
teiligt ist, besteht u.U. ein Interesse, diese zu begrenzen. Auf diesem Wege wird versucht, das prinzipiell
bei der Gemeinde liegende Risiko, dass sie fiir den Ausgleich des ,Fehlbedarfs” zustandig ist, zu be-

grenzen.

Aus Sicht der Trager ist auch von Bedeutung, dass es in der Praxis — wie Abbildung 20 nur zum Teil
konkret aufzeigen kann — teilweise zu parallelen Zahlungsstromen mit den 6ffentlichen Finanziers kom-
men kann, bei denen sie einen Teil der Zuweisungen direkt vom Land und einen anderen Teil von den
Gemeinden und/oder den ortlichen Tragern der &ffentlichen Jugendhilfe erhalten. Dies erfordert dop-

pelten Abrechnungsaufwand und u.U. die Anpassung an unterschiedliche Finanzierungsmodalitaten.49

Mit dieser Basisdarstellung sind die wesentlichen Strukturen der Finanzierung der Kindertagesbe-
treuung beschrieben. Der Vollstandigkeit halber ist aber darauf hinzuweisen, dass es (iber diese Grund-
struktur hinaus weitere Regelungen gibt, die sich entweder auf konkrete Férderprogramme (z.B.
Sprachférderung, Verbesserung des Personalschliissels, Forderung der Fortbildung, etc.) oder auf
(,Ausnahme-") Félle” beziehen. So regelt Brandenburg z.B. explizit, dass die Gemeinden fiir die Finan-
zierung des Fehlbedarfs zustandig sind, wahrend Hamburg z.B. Sonderzuweisungen fiir kleine Einrich-

tungen in Erganzung zum Kita-Gutschein leistet, die deren hohere Overhead-Kosten berticksichtigen.

2.3.2 Finanzierung der Kindertagespflege

Wie die (6ffentliche) Finanzierung der Kindertageseinrichtungen erfolgt auch die Forderung der Kin-
dertagespflege auf unterschiedlichen Ebenen. Es sind die Lander, die ortlichen Trager sowie die Ge-
meinden und kreisangehdrigen Stadte beteiligt — wie auch die Eltern tber Beitrdge. In einer Reihe von
Landern entspricht die Landesforderung im Grundsatz der der Kindertageseinrichtungen. Im Detail ist
dabei allerdings danach zu unterscheiden, ob es genau die gleichen Regelungen sind (z.B. Baden-Wiirt-
temberg, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Thiiringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt) oder
ob es (leichte) Abweichungen davon gibt, wie z.B. einen geringeren Multiplikator, wie in Bayern (ein-

heitlich Faktor 1,3 statt 2,0 fiir unter Dreijahrige), oder die Erstattungssatze geringer sind als bei den

49 Wiesner (2016) verweist in diesem Kontext darauf hin, dass Trager, die in mehreren Kommunen oder Landern aktiv sind,
sich bereits aus diesem Grund auf unterschiedliche Finanzierungsmodalitaten einstellen miissen. Dies kann u.U. aber
bereits innerhalb einer Kommune notwendig sein, wenn Land und Kommune den Trager nach unterschiedlichen Regula-
rien finanzieren.

96



www.fibs.eu

Kindertageseinrichtungen (Bremen, Hamburg, Hessen und Saarland). Bremen und Hamburg unterschei-
den zudem nach der Qualifizierung der Tagespflegeperson. In einigen Landern gibt es nur in Ausnah-
mefallen eine Landesfinanzierung, z.B. werden in Schleswig-Holstein nur bei einem Trager festange-
stellte Krafte gefordert. In einigen wenigen Fallen, wie in Rheinland-Pfalz, gibt es im Prinzip keine Lan-
desforderung. Allerdings gibt es hier indirekt eine leichte Aufweichung, da einerseits die Qualifizierung
gefordert und andererseits die Pauschale fiir die zweijahrigen Kinder auch fiir die Kinder in Kinderta-
gespflege gezahlt wird. In einzelnen Landern wird explizit die Fortbildung und Qualifizierung der Ta-

gespflegepersonen geférdert, neben Rheinland-Pfalz z.B. auch in Mecklenburg-Vorpommern.

Fir die konkreten Verglitungsregelungen sind erganzend die értlichen Trager der offentlichen Ju-
gendhilfe und/oder die Gemeinden zustandig, wozu Uber die hier genannten Aspekte keine weiteren
Informationen vorliegen. Tabelle 25 (S. 279 im Anhang) fasst erganzend die Regelungen zur Finanzie-

rung der 6ffentlich geférderten Kindertagespflege zusammen.

2.3.3 Interkommunale Finanzierungsregelungen

Interkommunale Finanzierungsregelungen sind dann von Bedeutung, wenn Kinder eine Kinderta-
geseinrichtung in einer anderen Kommune als der Wohnortkommune besuchen, z.B. weil die Arbeits-
statte der Eltern in dieser anderen Kommune liegt und sie eine arbeitsplatznahe Betreuung wiinschen.
Die detaillierten Ausfiihrungen in den Landerportraits bzw. in der im Anhang wiedergegebenen Tabelle
26 (S. 281) zeigen, dass in den meisten Flachenlandern zumindest Rahmenregelungen gelten, durch
die sichergestellt wird, dass die Kommune, deren Kita-Platze durch Kinder aus anderen Kommunen
belegt werden, zumindest einen Teil der damit verbundenen Kosten erstattet bekommen (kdnnen). Zum
Teil werden auch bereits auf Landerebene mehr oder minder konkrete Festlegungen getroffen, wie die
Erstattung vorzunehmen bzw. der Erstattungsbetrag zu ermitteln ist. Im Detail zeigen sich Unterschiede
dahingehend, wie spezifisch die Landesfestlegungen sind. In einigen Landern werden konkrete Festle-
gungen hinsichtlich der Héhe des Ausgleichs getroffen, so z.B. in Nordrhein-Westfalen, wo der Aus-
gleich 40 % der Landespauschale betragt, oder in Sachsen, wo der ,aktuelle landesdurchschnittliche
Gemeindeanteil nach Betreuungsart und -zeit” zu erstatten ist. In anderen Landern wiederum regeln
die Landesgesetze lediglich, dass die Kommunen Erstattungsanspriiche haben und diese geltend ma-
chen konnen, so etwa im Saarland, in Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thiiringen. Fiir das Saar-
land wird aber darauf verwiesen, dass die Kommunen von dieser Regelung aufgrund der hohen admi-

nistrativen Kosten kaum Gebrauch machen.

Zwischen Berlin und Brandenburg gibt es entsprechende Vereinbarungen im Staatsvertrag. Inner-

halb Berlins gibt es ebenso wenig wie in Hamburg und Bremen Kostenerstattungsregelungen.
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2.3.4 Weiterleitung der Bundesmittel

Bund und Lander haben 2007 eine Vereinbarung zum Ausbau des U3-Bereichs beschlossen. An die-
sem Ausbau hat sich der Bund mit zunachst 2,15 Mrd. Euro und anschlieBend mit weiteren 1,13 Mrd.
Euro beteiligt (siehe hierzu ausfiihrlicher Kapitel 5.2). Ferner hat er sich seit 2008 mit insgesamt
3,5 Mrd. Euro an den Betriebskosten beteiligt. Seit dem 1.1.2014 wurde die Umsatzsteuerverteilung

zur Finanzierung der hoheren Betriebskosten zugunsten der Lander verandert.

Die genannten Investitionsmittel wurden den Landern zur Verfligung gestellt und konnten abgeru-
fen werden, sofern sie die im Rahmen der Gemeinschaftsférderung notwendigen komplementéren Mit-
tel in vergleichbarem Umfang einbrachten. Da bisher keine Informationen dariiber vorliegen, wie diese
Finanzstréme in den Landern organisiert sind, wurden die Lander hierzu gebeten, die Prozesse zu be-
schreiben. In Tabelle 27 (im Anhang, S. 285) sind die Antworten der einzelnen Lander wortgetreu wie-

dergegeben.

2.3.5 Zusammenfassung

Die vorstehenden Ausfiihrungen haben in mehrfacher Hinsicht gezeigt, dass die 6ffentliche Finan-
zierung der Kindertagesbetreuung in den 16 Landern einerseits sehr heterogen ist — es gibt keine zwei
Lander, in denen die 6ffentlichen Finanzierungsstrukturen identisch sind —, und andererseits in den
meisten Landern sehr komplex ist. Es gibt in den meisten Landern nicht nur mehrere Ebenen, die in die
Finanzierung eingebunden sind, sondern es gibt zum Teil nebeneinanderstehende Regelungen, sei es
hinsichtlich der Finanzierung einzelner Kostenarten und/oder der verschiedenen Arten von Tragern. In
vielen Landern gibt es zudem erganzende Forderregelungen fiir erganzende Sachverhalte, z.B. zur Ver-
besserung der Personalausstattung, zur Unterstlitzung der Sprachforderung, der Fort- und Weiterbil-

dung o.A.

Konkret lassen sich zwischen Landern und Kommunen vier Finanzierungsformen unterscheiden:
Global-/Schliisselzuweisungen, pauschale Zuweisungen je Kind (in einem bestimmten Alter) oder be-
legten Platz, nutzungs-/belegungsabhangige Pauschalen oder Zuweisungen, die sich an den tatsachli-
chen Kosten orientieren (Kita-Gutscheine sind eine Unterform der nutzungsabhangigen Pauschalent-
gelte). Abgesehen von Schliisselzuweisungen im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs, die aus-
schlieBlich an Kreise, kreisfreie Stadte und Gemeinden geleistet werden, werden diese Formen der Fi-
nanzierung gleichermaBen an die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe und die Kommunen
ubertragen. Fiir die Weiterleitung und Ko-Finanzierung dieser Landesmittel an die Trager sind dann
entweder die Kommunen oder die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zustandig. In der un-

mittelbaren Finanzbeziehung zwischen Kommunen bzw. ortlichem Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
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reduzieren sich diese Formen auf zwei: nutzungs-/belegungsabhangige Pauschalen oder kostenantei-

lige Zuweisungen.>0

Aus Sicht der Trager sind somit ein nutzungsdifferenziertes Entgeltmodell und eine Zuwendung zu
unterscheiden, durch die ein Teil der Kosten durch die 6ffentliche Hand finanziert wird. Allerdings be-
deutet auch das Entgeltmodell nicht notwendigerweise, dass dadurch die 6ffentliche Hand die gesam-
ten Kosten tragt. Vielmehr tragen in allen Landern die Eltern einen Teil der Kinderbetreuungskosten
und in den meisten Landern auch die Trager einen eigenen Anteil. Mit anderen Worten: Vollkostende-
ckung wird in allen Landern auch unter Beriicksichtigung der Elternbeitrage nicht angestrebt; lediglich
flir vier Lander (Bayern, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt) wird berichtet, dass von
den Tragern i.d.R. kein Eigenanteil erwartet wird. Zudem ist dabei zu beachten, dass zwar in den meis-
ten Landern formal von allen Tragern ein Eigenanteil erwartet wird, den die 6ffentlichen Trager aber
aus dem kommunalen Haushalt finanzieren kénnen. D.h. faktisch missen nur die freien und anderen,
nicht 6ffentlichen Trager einen Eigenanteil aus anderen Quellen finanzieren; bei den kirchlichen Tragern

ist dies i.d.R. die Kirchensteuer.

Beim Entgeltmodell haben die Trager allerdings unter Umstanden die Méglichkeit, durch eine ent-
sprechende Personal- und Geschaftspolitik, den Eigenanteil auf ein Minimum zu reduzieren, indem sie
z.B. jlingeres Personal einstellen etc. Dies stellt umgekehrt aber auch eine Herausforderung an die 6f-
fentlichen Entscheidungstrager dar, da die von ihnen festgesetzte Entgelthohe indirekt determiniert, ob
und in welchem Umfang auch die Kosten fiir altere Mitarbeiter/innen getragen werden bzw. ob Trager
bzw. Einrichtungen mit einem héheren Durchschnittsalter unter den Beschéftigten in gleichem Umfang
ihre Kosten decken kdnnen wie Einrichtungen mit einem geringeren Durchschnittsalter. Bei der Zuwen-
dungsfinanzierung spielen solche Unterschiede vom Grundsatz her keine Rolle, gleichwohl ist dabei
nicht ausgeschlossen, dass indirekt auf die Geschaftspolitik Einfluss genommen wird, indem die Not-

wendigkeit bestimmter Kosten hinterfragt und ggf. von auBen determiniert wird.

In fast allen Landern gibt es interkommunale Finanzierungsregelungen, die sich auf die Inanspruch-
nahme von Kita-Platzen in anderen als der Wohnsitzkommune beziehen. Allerdings sind auch hier die

Unterschiede zwischen den Landern betrachtlich und nur selten explizit festgelegt.

Die (Landes-) Forderung der Kindertagespflege unterscheidet sich im Binnenverhaltnis zwischen
Land und Kommune in einigen Landern nicht von der Férderung der Kindertageseinrichtungen; in an-
deren gibt es — in unterschiedlichem Umfang — niedrigere Forderungs- bzw. Finanzierungssatze. Ver-

einzelt gibt es auch keine Landesforderung fiir die Kindertagespflege.

50 per Vollstandigkeit halber sei auf die beiden Sonderregelungen zur pauschalen Aufstockung des Landeszuschusses um
28,8 % bzw. 53 % in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt verwiesen.
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Nach Auskunft der Lander werden die Bundesmittel durchgangig weitergeleitet, die dabei verfolg-

ten strukturellen Wege sind jedoch wiederum sehr unterschiedlich.

2.4  Nicht-dffentliche Finanzierung

Neben der 6ffentlichen Finanzierung sind auch die Eltern und/oder Trager an der Finanzierung der

Kindertagesbetreuung beteiligt. Im Folgenden werden die geltenden Prinzipien dargestellt.

2.4.1 Elternbeitrdge

Die Elternbeitrage stellen einen elementaren Bestandteil der Finanzierung der Kindertagesbetreu-
ung in Deutschland dar; sie sind in allen sechzehn Landern existent. Allerdings gibt es einige Lander,
die eine partielle Elternbeitragsfreiheit beschlossen haben. Zu unterscheiden ist dabei einerseits, wer
die Elternbeitrage und deren Struktur festlegt (siehe Kapitel 2.4.1.1) und wer der Empfanger der Bei-
trage ist (siehe Kapitel 2.4.1.2), und andererseits, welchen Umfang die Elternbeitrage an der Gesamt-
finanzierung einnehmen (siehe Kapitel 2.4.1.3). AnschlieBend wird der Frage nachgegangen, in wel-
chen Landern und in welchem Umfang Elternbeitrage abgeschafft wurden (siehe Kapitel 2.4.1.4). Der
Vollstandigkeit halber werden auch die Regelungen und die Héhe der Beitrage fiir das Mittagessen
berichtet (siehe Kapitel 2.4.1.5).

2.4.1.1  Wer legt die Elternbeitrage fest?

Tabelle 3 zeigt, dass die Lander nur in zwei Fallen (Berlin und Hamburg) die Verantwortung fiir die
Festlegung der Elternbeitrage selbst libernommen haben und die anderen Lander diese Aufgabe ande-
ren Stakeholdern {ibertragen haben. In insgesamt sieben Landern (Baden-Wiirttemberg, Bayern, Bran-
denburg, Hessen, Saarland, Schleswig-Holstein und Thiiringen) konnen die Trager die Elternbeitrage
selbst festlegen, lediglich in Baden-Wiirttemberg und Bayern sind sie dabei jedoch vollkommen unab-
hangig. In Brandenburg muss der ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe den Grundsatzen der
Hohe sowie der Staffelung zustimmen. Im Saarland sind die Beitrage auf 25 % der Personalkosten be-
grenzt, d.h. hier hat das Land den Rahmen vorgegeben, und in Schleswig-Holstein sind die Trager der
Einrichtungen in Zusammenarbeit mit dem jeweiligen ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe fiir
die Festlegung der Elternbeitrage zustandig. In Thiringen ist die Zustandigkeit (iber die kommunalen
Ebenen (Land-) Kreis/kreisfreie Stadt bzw. Gemeinde/(kreisangehdrige) Stadt sowie die Trager der Ein-

richtungen verteilt.

In zwei Landern — Bremen und Mecklenburg-Vorpommern — ist ausschlieBlich der ortliche Trager
der offentlichen Jugendhilfe zustandig. In Rheinland-Pfalz muss der ortliche Trager der 6ffentlichen

Jugendhilfe Einvernehmen mit den Wohlfahrtsverbanden herzustellen. In Nordrhein-Westfalen sind die
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Jugendamter zustandig, die auf Ebene der (Land-) Kreise und kreisfreien Stadte oder der Gemeinden

und (kreisangehdrigen) Stadte angesiedelt sein kénnen.

In Hessen, Sachsen und Niedersachsen hangt die Zustandigkeit davon ab, auf welchen Ebenen die
ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe angesiedelt sind. Das flihrt dazu, dass in Hessen und Sach-
sen die Gemeinden und die kreisfreien Stadte und in Niedersachsen die Kreise und kreisfreien Stadte

oder die Gemeinden zustandig sind.

Wer legt Elternbeitrage fest?

BW [ BY [ BE | BB [ HB | HH [ HE [ MV | NI [ NW ] RP | SL [ SN [ ST [ SH [ TH
X X

Land

Ortlicher Trager der &ffentlichen Jugendhilfe X X X3 X

(Land) Kreis/kreisfreie Stadte X2 X X2 X
Gemeinde/kreisangehdrige Stadte X X X X X
Jugendamter X

Trager der Einrichtungen X X X! X x* X X

Sonstige
Anmerkungen: 1) Zustimmungserfordernis zu den Grundsétzen der Hohe und Staffelung durch den 6rtlichen Trager. 2) nur kreisfreie Stadte. 3) Die értlichen Trager legen die Elternbeitrage im
Einvernehmen mit den Wohlfahrtsverbanden fest. 4) Beitrage sind abhangig von den Personalkosten und diirfen in der Summe von 25% der anerkannten Personalkosten nicht iibersteigen.
Quelle: FiBS-Befragung zur Kita-Finanzierung in den Landern

Tabelle 3: Wer ist fiir die Festlegung der Elternbeitrage zustandig?

Neben der Frage, wer fiir die Festlegung der Elternbeitrage unmittelbar zustandig ist, stellt sich die
Frage, ob das Land, sofern die Kommunen oder Trager fiir deren Festlegung verantwortlich sind, Rah-
menvorschriften erlassen kann. Letzteres ist nach den uns vorliegenden Informationen in Nordrhein-
Westfalen und dem Saarland der Fall.

2.4.1.2  Wer ist der Empfanger der Elternbeitrage

Nach Tabelle 4 sind die Trager der Einrichtungen in zw6lf von sechzehn Landern die alleinigen Emp-
fanger der Elternbeitrage. In Nordrhein-Westfalen sind es die Jugendamter, in Rheinland-Pfalz die ort-
lichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, in Sachsen-Anhalt die Gemeinden bzw. kreisangehdrigen
Stadte, die diese Aufgabe aber auch den Einrichtungstragern iiberantworten kénnen und in Thiiringen
konnen es neben den Tragern auch die (Land-) Kreise und kreisfreien Stadte oder die Gemeinden und

(kreisangehdrigen) Stadte sein.

An wen werden die Elternbeitriige gezahlt? [ BW [ BY [ BE [ BB | HB [ HH | HE [ Mv [ NI [ NW [ RP | sL [ SN [ ST | SH [ TH
Land

Ortlicher Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe X

(Land) Kreis/kreisfreie Stadte X
Gemeinde/kreisangehdrige Stadte X? X
Jugendamter X

Tréger der Einrichtungen X X X X X X X X X X X X
Sonstige X!

Anmerkungen: 1) Die Kindertageseinrichtung. 2) Die Erhebung kann nach § 13 Abs. 3 Satz 2 KiFG LSA auf die Trager von Tageseinrichtungen iibertragen werden.
Quelle: FiBS-Befragung zur Kita-Finanzierung in den Landern

Tabelle 4: Wer ist der Empfanger der Elternbeitrage?
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2.4.1.3 Hohe und Kriterien zur Festlegung der Elternbeitrage

Wie in Kapitel 2.4.1.1 ausflihrlicher dargestellt, sind in vielen Landern vor allem die Trager der Ein-
richtungen fiir die Festlegung der Hohe und Struktur der Elternbeitrage verantwortlich; vereinzelt muss
der ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zustimmen oder Rahmenvorgaben des Landes sind ein-
zuhalten. In anderen Fallen sind die 6rtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe oder die Kommunen
fiir die Festsetzung zustandig, das Land selbst zeichnet nur in den beiden Stadtstaaten verantwortlich.
Angesichts dieser begrenzten Landerzustandigkeit sind die vorliegenden Informationen zur Hohe und
den Kriterien der Abstufung der Beitrage eingeschrankt.>! Die folgenden Informationen stellen die vor-

liegenden Informationen auf der Basis der Befragungsergebnisse zusammen.

Im Saarland sind die Beitrage auf 25 % der Personalkosten begrenzt. In Sachsen sind grundsatzlich
die Gemeinden fiir die Festlegung der Elternbeitrage zustandig; tibergreifend ist festgelegt, dass sich
die Bemessungsgrundlage fiir den Elternbeitrag nach den zuletzt bekannt gemachten gemeindedurch-
schnittlichen und jahresdurchschnittlichen Personal- und Sachkosten des Platzes nach Einrichtungsart
und Betreuungszeit (Krippe, Kindergarten, Hort) richtet. Von diesen Kosten sollen mindestens 20 % und
hochstens 30 % (bei Krippen hochstens 23 %) als ,ungekiirzter” Elternbeitrag erhoben werden. Auch
in Sachsen-Anhalt sind grundsatzlich die Gemeinden fiir die Festlegung der Elternbeitrage verantwort-
lich. Diese sollen aber stundenweise nach Betreuungszeiten gestaffelt sein, auch ist eine Geschwister-

regelung fiir zwei oder mehr Kinder vorzusehen.

In Hamburg ist die Hohe der Elternbeitrage insbesondere von Einkommen und Nutzungsdauer sowie
sonstigen Kriterien, wie z.B. der Zahl der Familienmitglieder, abhangig. In Nordrhein-Westfalen ist eine
soziale Staffelung vorzusehen, die die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Eltern und die Betreuungs-

zeit berlicksichtigt.

Da ansonsten entweder die Gemeinden, die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe oder die
Trager der Einrichtungen fiir die Festlequng der Elternbeitrage zustandig sind, kann eine weitergehende
und ansatzweise vollstandige Ubersicht iiber die Gestaltungskriterien nur durch eine Erhebung auf

kommunaler und Tragerebene gewonnen werden.

Weitergehende und genauere Informationen (iber den Anteil der Elternbeitrage lassen sich aus den
statistischen Analysen in Kapitel 3.3 gewinnen. Danach variieren die Elternbeitrage zwischen 5 % in

Rheinland-Pfalz und 25 % in Mecklenburg-Vorpommern.>2

51 Der Vollstandigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass nach der Hohe der Elternbeitrage auch nicht explizit gefragt

wurde. Es wurde allerdings danach gefragt, ob dem Land die Hohe der Beitragseinnahmen bekannt sei. Dies scheint —
da die Elternbeitrage fast tiberall durch die Trager vereinnahmt werden — nur selten der Fall zu sein.

52 Dain Mecklenburg-Vorpommern die Beitrége der Eltern fiir das Mittagessen Bestandteil der Elternbeitrage sind, ist nicht
ausgeschlossen, dass dieser vergleichsweise hohe Anteil der Elternbeitrage an den Gesamtausgaben auch darauf zu-
riickzufiihren ist.
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2.4.1.4  Abschaffung der Elterbeitrage (Einfiihrung der Elternbeitragsfreiheit)

In den vergangenen gut zehn Jahren wurde wiederholt (iber die Abschaffung von Elternbeitragen
(formal: Einflihrung der Elternbeitragsfreiheit) diskutiert. Unsere Erhebung zeigt, dass Elternbeitrage in
der Halfte der Lander zumindest partiell abgeschafft wurden (Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland) (siehe Tabelle 5). In der anderen Halfte ist dies nicht
der Fall (Baden-Wiirttemberg, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-

Anhalt, Schleswig-Holstein und Thiringen).

Wurden die Elternbeitrage ganz oder
teilweise abgeschafft?

Ja X X X X X X X X

Nein X X X X X X X X
Quelle: FiBS-Befragung zur Kita-Finanzierung in den Landern

BW|BY‘BE‘BB‘HB‘HH‘HE|MV|NI‘NW‘RP‘SL‘SN‘ST|SH‘TH

Tabelle 5: Wurden die Elternbeitrage abgeschafft?

Im Saarland wurden die Elternbeitrage fiir das letzte Kita-Jahr bereits im Jahr 2004 abgeschafft,
Rheinland-Pfalz folgte im Jahr 2006 mit der Abschaffung der Beitrdge fiir das Regelangebot im letzten
Kita-Jahr. Dort wurde in den Folgejahren einerseits die Beitragsfreiheit sukzessive ausgeweitet (siehe

Tabelle 6), andererseits wurde der Umfang im Jahr 2008 durch ein Drei-Stufen-Modell eingeschrankt.

Wann wurde ggf. Elternbeitragsfreiheit BW ‘ BY' | BE ‘ BB | HB ‘ HH2 | HE ‘ MV ‘ NI ‘ NW ‘ RP® | sL ‘ SN ‘ ST ‘ SH ‘ TH
eingefiihrt?

Abschaffung der Beitrdge fiir das letzte Kita-Jahr (2012)" 2007 2009 2007 2007 2011 2006 2004

Abschaffung der Beitrage fiir das vorletzte Kita-Jahr 2011 2014 2007

Abschaffung der Beitrage fiir das drittletzte Kita-Jahr 2013 2014 2008

Abschaffung Beitrage fiir dreijéhrige Kinder geplant 2014 2009

Abschaffung Beitrage fiir zweijahrige Kinder geplant 2014 2010

Abschaffung Beitrage fiir einjahrige Kinder geplant 2014

Anmerkungen: 1) der Elternbeitrag ist nicht abgeschafft, weil die Trager den Beitrag festsetzen, aber es gibt einen Beitragszuschuss von derzeit 100 Euro fiir Kinder im letzten Kindergartenjahr,
was faktisch in der tiberwiegenden Zahl der Falle zur Beitragsfreiheit fiihrt. 2) Die Beitragsbefreiung gilt fiir die taglich fiinfstiindige Grundbetreuung. 3) Der Beitrag ist nur fiir das Regelangebot
abgeschafft, seit 2008 durch dreistufiges Modell relativiert.

Quelle: FiBS-Befragung zur Kita-Finanzierung in den Landern

Tabelle 6: Wann wurden die Elternbeitrage abgeschafft?

Hessen und Niedersachsen haben im Jahr 2007 die Elternbeitrage fiir das letzte Kita-Jahr ebenso
abgeschafft wie Berlin, wo die Beitragsfreiheit sukzessive ausgeweitet wurde: 2011 fiir das vorletzte
und 2013 fiir das drittletzte Kita-Jahr. Ende April 2016 hat das Abgeordnetenhaus die sukzessive wei-

tere Ausdehnung der Elternbeitragsfreiheit in den kommenden Jahren auf alle Kita-Jahre beschlossen.

In Hamburg wurde im Jahr 2009 die taglich fiinfstiindige Nutzungsdauer fiir das letzte Kindergar-
tenjahr beitragsfrei gestellt, im Jahr 2014 folgten alle anderen Jahrgénge, d.h. in Hamburg ist die taglich
funfstiindige Nutzungsdauer fir alle Kinder beitragsfrei. In Nordrhein-Westfalen ist das letzte Kinder-
gartenjahr in vollem Umfang beitragsfrei. In Bayern ist der Elternbeitrag zwar nicht abgeschafft worden,
weil die Trager diesen Beitrag festsetzen, aber es gibt einen Beitragszuschuss von derzeit 100 Euro fir

Kinder im letzten Kindergartenjahr, was in der iiberwiegenden Zahl der Félle zur Beitragsfreiheit fiihrt.
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Kompensation der Einfiihrung der Elternbeitragsfreiheit

Neben der Frage, ob die Elternbeitrdge abgeschafft wurden, und wenn ja, in welchem Umfang, ist
von Interesse, ob und in welchem Umfang die Empfanger der Elternbeitrage, i.d.R. die Trager, vereinzelt

die Kommunen, fiir den Einnahmenausfall eine Kompensation erhalten haben.>3

Von den acht Landern, die angegeben haben, dass die Elternbeitrdge abgeschafft wurden (siehe
Tabelle 5), geben vier an, dass bzw. in welchem Umfang die Trager fiir den Einnahmeausfall entschadigt
wurden. In Bayern wurden im Jahr 2012 insgesamt 65 Mio. Euro und im Jahr 2016 128 Mio. Euro dafir
aufgewendet. In Nordrhein-Westfalen stiegen die Landesausgaben fiir die Kompensation der Einnah-
meausfalle von 98 Mio. Euro im Jahr 2011 auf 155 Mio. Euro im vergangenen Jahr 2015. In Rheinland-

Pfalz belaufen sich die Kompensationszahlungen im laufenden Jahr 2016 auf 122 Mio. Euro.

Flir Hessen wird angegeben, dass die Gemeinden Kompensationszahlungen fiir den Einnahmeaus-
fall erhalten, der als Pauschale je Kind gemaB Bevélkerungsstatistik gezahlt wird. Es liegen jedoch keine

Angaben (iber die Gesamthéhe der Kompensationszahlungen vor.>4

2.4.1.5 Exkurs: Beitrage fiir das Mittagessen

Die Frage der Elternbeitrdge flir das Mittagessen ist insofern von Interesse, als sie die Nutzung von
Kindertageseinrichtungen beeinflussen kénnen, wenn die Eltern der Auffassung sind, dass sie diesen
Beitrag nicht zahlen kénnen (oder wollen). Zum anderen ist zu fragen, ob auch die Beitrage fiir das
Mittagessen abgeschafft wurden, wenn die Elternbeitrage vollstandig oder fiir bestimmte Zielgruppen

abgeschafft wurden.

Die Befragung hat ergeben, dass die Beitrage fiir das Mittagessen lediglich in Hamburg abgeschafft
wurden, wobei nicht alle Lander auf diese Frage geantwortet haben und vielfach keine konkreten In-
formationen zur Hohe vorliegen, da die Festsetzung in die Zustandigkeit der Trager fallt. Auch wenn
die Vermutung naheliegt, dass nur die wenigsten Trager hier aktiv geworden sind, setzt eine Verifizie-
rung dieser These eine Befragung auf Trdgerebene voraus. Die vollstandige Ubersicht findet sich in
Kapitel 6.1.4 (siehe S. 285).

2.4.2 Eigenfinanzierung der Trager

Die von den Tragern zu leistenden Eigenanteile sind komplementar zu den 6ffentlichen Mitteln und
den Elternbeitrdgen. Nach den Ergebnissen unserer Befragung sind die Trager in zwo6lf von sechzehn

Landern an der Finanzierung beteiligt. Lediglich Bayern, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und

53 Wenn das Land der Empfanger der Elternbeitrage ist, fihrt die Abschaffung der Elternbeitrage zu Einnahmeausfallen;
eine weitergehende Kompensation ist in diesem Fall nicht erforderlich.

54 7y Berlin, Hamburg, Niedersachsen und dem Saarland liegen diesbeziiglich keine weitergehenden Informationen vor.
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Sachsen-Anhalt geben an, dass die Trager nicht an der Finanzierung beteiligt seien. Tabelle 7 erganzt
die vorliegenden Informationen und gibt Auskunft (iber die in den Landesministerien vorliegenden In-
formationen zu Umfang und grundlegender Struktur der Eigenanteile. Fiinf Lander geben an, dass ihnen
hierzu keine Informationen vorliegen, und sechs Lander verweisen auf unterschiedliche Regelungen,
z.B. weil das Land nicht fiir deren Festsetzung zustandig sei. Bayern fiihrt aus, dass ,im Grunde der
Eigenanteil der Trager immer gleich (sei), da die gesetzliche Forderung immer gleich (sei), aber unter-

schiedlich hohe Betriebskosten ... entsprechend unterschiedliche Eigenanteile” bedeuten wiirden.

In Berlin werden privat-gewerbliche Trager nicht finanziert; ansonsten ist der Eigenanteil bei allen
Arten von Trager gleich und belduft sich auf 7 % der Kosten. In Nordrhein-Westfalen miissen kirchliche
Trager 12 %, andere freie Trager 9 %, Elterninitiativen 4 % und kommunale Trager 21 % aus eigenen
Mitteln finanzieren. In Rheinland-Pfalz beziehen sich die Eigenanteile der Trager auf einen festgelegten
Anteil an den Personalkosten sowie die (ibrigen Betriebskosten. Der Trageranteil an den Personalkosten
ist fir freie Trager und kommunale Trager je nach Angebotsform (Krippengruppe, altersgemischte
Gruppe, Kindergartengruppe, Teilzeit- bzw. Ganztagsangebot) unterschiedlich. Er betragt bei kommu-

nalen Tragern zwischen 5 % und 15 %, bei freien Tragern zwischen 5 % und 12,5 %.

Ist der Eigenanteil fiir alle Trager
gleich oder unterschiedlich?

Alle Trager tragen den gleichen
Eigenanteil

Der Eigenanteil differiert zwischen
den Tragerarten

Es werden unterschiedliche
Regelungen angewandt, z.B. weil
das Land nicht fiir die Festlegung
der Regelungen zustandig ist und X' X XX oxt X X
die zustdndige Einheit
unterschiedliche Regelungen
erlassen haben

Hierzu liegen keine Informationen
vor

Anmerkungen: 1) Im Grunde ist der Eigenanteill der Trager immer gleich, da gesetzliche Férderung immer gleich, aber unterschiedlich hohe Betriebskosten bedeuten
entsprechend unterschiedliche Eigenanteile. 2) Privat-gewerbliche werden nicht finanziert. Ansonsten gleicher Eigenanteil. 3) Kirchliche Trager 12 %, Andere Freie Trager 9
%, Elterninitiativen 4 %, Kommunale Tréger 21 %. 4) Der Trageranteil an den Personalkosten ist fiir freie Trager und kommunale Tréager je nach Angebotsform (Krippe,
Altersgemischte Gr. etc.) unterschiedlich. 5) Grundsatzlich gleich (10% bei Personalkosten), nur bei Investitionskosten ist der Eigenanteil von kommunalen Tréagern héher (40
statt 30%). 6) Eigenanteil ist abhangig von der Leistungsfahigkeit des Tragers. Hohe festgelegt in Finanzierungsvereinbarung zwischen Gemeinde und freiem Trager.

BW | BY | BE BB HB HH HE | MV | NI [ NW | RP SL SN ST SH | TH

X X X X X X

Quelle: FiBS-Befragung zur Kita-Finanzierung in den Landern

Tabelle 7: Struktur des Eigenanteils der Trager

Im Saarland miissen die Trager grundsatzlich den gleichen Eigenanteil einbringen (10 % der Perso-
nal- und 40 % der Sachkosten), nur bei den Investitionskosten ist der Eigenanteil von kommunalen
Tragern mit 40 % hoher als bei freien (30 %). In Bremen soll die Beteiligung der Trager an den Kosten
angemessen sein. Auch in Sachsen ist der Eigenanteil abhangig von der Leistungsfahigkeit des Tragers
und wird hinsichtlich seiner konkreten Hohe in einer Finanzierungsvereinbarung zwischen Gemeinde

und freiem Trager festgelegt, der Anteil liegt zwischen null und fiinf Prozent. Fiir Brandenburg wird
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darauf verwiesen, dass sich der Eigenanteil der Trager aus der Differenz zwischen der Hohe der Perso-

nalkosten, dem diesbeziiglichen 6ffentlichen Zuschuss und den Elternbeitrdgen ergebe.>>

2.5 Zusammenfassung und erste Ableitungen

Die Ausfiihrungen in den vorhergehenden Abschnitten haben gezeigt, dass die Finanzierung der
Kindertagesbetreuung in Deutschland sehr heterogen und vielféltig ist, was insbesondere fiir die 6f-
fentliche Finanzierung gilt. Im Gegensatz dazu kann die Finanzierung durch Trager und Eltern fast schon
als homogen bezeichnet werden. Lediglich fiir Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt
und mit Einschrankungen Bayern wird darauf verwiesen, dass die Trager nicht an der Finanzierung
beteiligt sind. Dariiber hinaus miissen in einigen Landern ausschlieBlich die freien Trager Eigenanteile
einbringen. Alle Lander sehen grundsatzlich Elternbeitrage vor, allerdings hat die Halfte der Lander die
Elternbeitragsfreiheit fiir unterschiedliche Altersgruppen bzw. Nutzungsumfange eingefiihrt. Gleich-
wohl wird sich im Folgenden zeigen, dass Elternbeitrage in allen Landern einen mehr oder weniger
relevanten Teil der Finanzierung der Kindertagesbetreuung ausmachen. Sowohl bezogen auf die Trager
als auch die Eltern ist zudem festzustellen, dass der Umfang der Finanzierungsbeteiligung zwischen
den Landern, den Tragerarten und ggf. auch den einzelnen Tragern variiert. Dies gilt bundesweit vor
allem fiir die Elternbeitrége, da die Héhe der Beitrage in einer Reihe von Landern durch die Trager selbst

festgelegt wird.

Die offentliche Finanzierung variiert in den Landern ebenfalls stark. Allerdings lassen sich die Finan-
zierungsbeitrage zwischen den Landern und den nachfolgenden Ebenen auf vier Arten von Instrumen-
ten begrenzen: allgemeine Pauschalen im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs (Schliisselzuwei-
sungen), allgemeine Pauschalen je Kind (in einem bestimmten Alter), nutzungsorientierte Pauschalen
je Kind und kostenorientierte Zuwendungen. Im Verhaltnis zwischen der 6ffentlichen Hand und den
Tragern reduzieren sich diese vier letztlich auf zwei Formen: nutzungsorientierte Festbetragsmodelle
auf der einen und kostenorientierte (Fehlbedarfs-) Finanzierung auf der anderen Seite. Die Komplexi-
tatsreduktion darf jedoch nicht darlber hinwegtauschen, dass haufig mehrere Formen miteinander
kombiniert bzw. auf unterschiedliche Teilbereiche unterschiedliche Regelungen angewandt werden.
Zudem gibt es daneben haufig noch Forderprogramme, die unterschiedlichen Zielen und Aufgaben die-

nen, wie Sprachférderung, Verbesserung des Personalschliissels, Férderung der Fortbildung etc.

Die Kindertagespflege wird in diesem Kontext sehr unterschiedlich gehandhabt. Wahrend im Ver-

haltnis von Land zu Kommunen — ortlichen Tragern wie Kreise oder Gemeinden — bisweilen bei den

55 Die beiden Bertelsmann-Studien (0.J.a, 0.).b) kommen fiir Brandenburg in den drei Modellregionen zu einem Eigenanteil
von jeweils unter einem Prozent. Darliber hinaus ermittelt das Statistische Bundesamt (2012) in seiner Studie zur Finan-
zierung der Kindertageseinrichtungen in freier Tragerschaft einen durchschnittlichen Tragereigenanteil von 7 %.
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Zuweisungen nicht zwischen beiden Bereichen differenziert wird, kommt es vielfach zu Differenzierun-
gen in der konkreten Ausgestaltung. Sie reichen von unterschiedlichen Faktoren oder Multiplikatoren
tber deutlich geringere Zuweisungen bis hin zu einer prinzipiellen Nicht-Férderung (die dann durch

eine implizite Beriicksichtigung an anderer Stelle wieder partiell aufgehoben wird).
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3. Entwicklung der Ausgaben fiir friihkindliche Bildung und Erziehung in
Deutschland

Die folgenden Abschnitte ndhern sich in mehreren Schritten an die 6ffentlichen und privaten Aus-
gaben fiir den friihkindlichen Bereich insgesamt und in den einzelnen Landern an. Die Zielsetzung der
folgenden Abschnitte besteht darin, einen Uberblick iber die Entwicklungen der vergangenen Jahre
und eine Grundlage fiir eine Analyse der Effekte unterschiedlicher Verteilungsmodelle der angedachten
Bundesfinanzierung zu erhalten. Im Hinblick darauf ist es hilfreich, die Ausgangslage in den Landern
und die wesentlichen Ursachen fiir die Unterschiede zwischen den Landern zu kennen. Friihere Analy-
sen haben gezeigt — und die nachfolgenden Analysen werden dies bestatigen —, dass die Ausstattung
des Kinderbetreuungssystems gemessen an den Ausgaben, aber auch der Zahl der Kinder in Kinderta-
gesbetreuung sehr heterogen ist (siehe u.a. den Landermonitor der Bertelsmann-Stiftung (z.B. Bock-
Famulla/Lange/Strunz 2015)). Des Weiteren hat jede konkrete Ausgestaltung einer Bundesbeteiligung
unterschiedliche Auswirkungen auf die einzelnen Lander. Es ist daher sinnvoll, diese Effekte bereits im
Vorfeld zu analysieren und beriicksichtigen zu kénnen, um aus unterschiedlichen Uberlegungen resul-
tierende Konzepte friihzeitig einschatzen zu kénnen. Dies schrankt die zentrale Rolle der politisch Ver-

antwortlichen nicht ein, bietet ihnen jedoch die Méglichkeit, die Effekte im Vorhinein zu studieren.

Kapitel 3.1 gibt einen Uberblick tiber die Entwicklung der Kinderbetreuungsausgaben zwischen den
Jahren 2000 und 2015. Daran schlieBt sich in Kapitel 3.2 eine Analyse der Entwicklung der Kinderbe-
treuungsausgaben und deren Verteilung zwischen den verschiedenen Finanziers in den Landern an. In
Kapitel 3.3 werden diese Ausgabenbetrage in Kennziffern Gberfiihrt, die eine vergleichende Betrach-
tung der Situation in den Landern erméglichen. Kapitel 3.4 gibt abschlieBend einen Uberblick tiber die
wesentlichen Einflussfaktoren auf die unterschiedlich hohen Ausgaben je Kind. Die notwendigen me-
thodischen Anmerkungen werden aus Griinden der Lesbarkeit am Ende dieses Abschnitts in Kapitel 3.5
dargestellt. Kapitel 6.2.1 erganzt diese Darstellung mit einem Uberblick tiber die Entwicklung der Aus-

gaben fiir die Kinderbetreuung im Bundesgebiet, wie sie im Bildungsfinanzbericht ausgewiesen wird.

3.1  Entwicklung der Ausgaben der Kindertagesbetreuung fiir die Kinder im Alter bis zum
Schuleintritt zwischen 2000 und 2015

Das Statistische Bundesamt veréffentlicht seit Anfang der 2000er Jahre den Bildungsfinanzbericht,
der vorher von der Bund-Lander-Kommission vorgelegt wurde. In diesem Bildungsfinanzbericht werden
die Ausgaben fiir den Bildungsbereich insgesamt betrachtet, wobei der friihkindliche Bereich im Zeit-
ablauf in unterschiedlichen Abgrenzungen ausgewiesen wurde. So wurden zunachst die Ausgaben nur
fiir den Elementarbereich, d.h. die drei- bis sechsjahrigen Kinder, getrennt nach 6ffentlichen und priva-
ten Tragern, ausgewiesen. Ab dem Jahr 2005 wurden erganzend die Ausgaben fiir die unter Dreijahri-

gen sowie den Hortbereich ausgewiesen, allerdings in zusammengefasster Form; fiir das Jahr 2005
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ausschlieBlich fiir die 6ffentlichen Trager, ab 2007 auch fiir Einrichtungen in 6ffentlicher und privater
Tragerschaft. Ab dem Berichtsjahr 2012 werden die Ausgaben fiir die drei Gruppen, unter Dreijahrige,

Drei- bis Sechsjahrige und Hort, getrennt ausgewiesen.

Der Bildungsfinanzbericht 2015 verwendet zwei statistische Grundlagen. Zum einen werden die
Daten der Jahresrechnungsstatistik fiir die Kindertagesbetreuung aufbereitet. Hier werden in der Ta-
belle 4.1.1-1 die offentlichen Ausgaben fiir die Kindertagesbetreuung einschlieBlich der Ausgaben fiir
Kindertagespflege und Horte in einer Zeitreihe von 2000 bis 2015 dargestellt, wobei fiir 2013 und 2014
vorlaufige Ist-Zahlen benannt werden und fiir 2015 Sollangaben gemacht werden. Zum anderen wird
auf die Daten des Bildungsbudgets zuriickgegriffen, die in Tabelle 2.4.1a dargestellt werden. Die Daten
des Bildungsbudgets ermdglichen eine Aufteilung der Ausgaben fiir unter Dreijahrige, fir Dreijahrige
bis zum Schuleintritt sowie fiir schulpflichtige Kinder in Kindertageseinrichtungen (Horte/Hortgrup-
pen/altersgemischte Gruppen), zudem erméglichen sie eine Abschatzung der Kosten des privaten Sek-

tors. Hier liegen Daten fiir das Bildungsbudget bis zum Jahr 2013 vor.

Da sich die Aufgabenstellung der AG Friihe Bildung insbesondere auf den Bereich der Kinder bis
zum Schuleintritt bezieht, ist es von Interesse, die Ausgaben fiir die friihe Bildung ausschlieBlich fir
diese Zielgruppe auszuweisen. Da die Daten des Statistischen Bundesamtes im Rahmen des Bildungs-
finanzberichts diese ausschlieBlich fiir die Jahre 2012 und 2013 explizit ausweisen (Statistisches Bun-

desamt 2015a, 2016a), miissen fiir die anderen Jahre gesonderte Berechnungen vorgenommen werden.

Abbildung 21 fasst die Entwicklung der Ausgaben fiir die Kinderbetreuung der null- bis sechsjahri-
gen Kinder, d.h. ohne den Hort, fiir den Zeitraum von 2000 bis 2015 zusammen, wie sie die Arbeitsstelle
fiir Kinder- und Jugendhilfestatistik der TU Dortmund berechnet hat. Dabei wurden fiir die Jahre 2012
und 2013 die im Bildungsbudget fiir diese beiden Jahre ausgewiesenen Daten zugrunde gelegt; fiir die
verbleibenden Jahre bis einschlieBlich zum Jahr 2011 wurden die in den Bildungsfinanzberichten fiir die
Krippen und den Hort gemeinsam ausgewiesenen Betrage um den Anteil der Hortkinder bereinigt. Hier-
bei ist zu berlicksichtigen, dass die Ausgaben fiir den Hort vollstandig als Ausgaben der Lander ausge-
wiesen werden. Dies hangt mit dem Schatzverfahren zusammen, dass das Statistische Bundesamt ver-
wendet. Da jedoch bekannt ist, dass die Ausgaben fiir den Hort nur anteilig von den Landern getragen
werden, wird ein anderes Verfahren angewendet. Dies geht davon aus, dass sich die Finanzierungsan-
teile beim Hort genauso verhalten wie bei der Kindertagesbetreuung im jeweiligen Land. In der Auf-
summierung der Landerergebnisse ergibt die Schatzung fiir Deutschland, dass im Durchschnitt 41 %
der 6ffentlichen Ausgaben fiir den Hortbereich von 1,6 Mrd. Euro (2012) bzw. 1,8 Mrd. Euro (2013) von

den Landern und 59% von den Kommunen getragen werden.

Bei der Zeitreihe ist zusatzlich zu berticksichtigen, dass es im Jahr zu Fehlbuchungen in einigen
Landern gekommen ist. Dies wurde dadurch korrigiert, dass hilfsweise die Angaben des nachsten Jahres

als Landerausgaben angesetzt wurden.
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Um die privaten Anteile in der Zeitreihe zu beriicksichtigen, wird auf Tabelle 2.4.1.a zuriickgegriffen.
Dort werden die privaten Ausgaben — ohne die privaten Ausgaben fiir den Hort — fiir das Jahr 2012 mit
5,2 Mrd. Euro ausgewiesen. Dieser Prozentanteil des Jahres 2012 wird auch fiir die anderen Jahre zu-
grunde gelegt. Bei dem privaten Anteil werden Elternbeitrage, die Beitrage zum Mittagessen bei freien

Tragern sowie der Eigenanteil der freien Trager berlicksichtigt.

Auf dieser Basis sind die Ausgaben fiir die Kinderbetreuung der Kinder bis zum Schuleintritt von
10,7 Mrd. Euro im Jahr 2000 auf 23,8 Mrd. Euro im Jahr 2013 angestiegen. Auf Basis der in der Haus-
haltplanung vorgesehenen Ansatze ist bis zum Jahr 2015 von einem weiteren Anstieg auf 26,9 Mrd.
Euro auszugehen. In diesem Kontext sind die 6ffentlichen Ausgaben von Bund, Landern und Kommunen
von 8,1 Mrd. Euro im Jahr 2000 auf 18,2 Mrd. Euro im Jahr 2013 gewachsen. Bis 2015 ist von einem

weiteren Anstieg auf 20,5 Mrd. Euro auszugehen.>®

Schliisselt man diese offentlichen Gesamtausgaben etwas weiter auf, dann haben sich die Ausgaben
der Lander in diesem Zeitraum von 3,5 Mrd. Euro (2000) auf 8,5 Mrd. Euro 2013 erhoht und sollen, laut
Haushaltsplanung, bis 2015 weiter auf 9,7 Mrd. Euro ansteigen. Bei den Kommunen zeigt sich zunachst
ein Anstieg von 4,6 Mrd. Euro im Jahr 2000 auf 9,3 Mrd. im Jahr 2013. Fiir die beiden letzten Jahre
zeigen die vorliegenden Planungsdaten einen leichten Anstieg auf 9,9 bzw. 10,3 Mrd. Euro (2014 bzw.
2015).

Beim Bund wurden die Ausgaben fiir Investitionen im Rahmen des U3-Ausbaus berticksichtigt.
Rechts neben den Saulen mit den Kerndaten der Finanzierung der Kinderbetreuung in Deutschland ist
flir den Zeitraum ab dem Jahr 2010 erganzend der (iber die modifizierte Verteilung der Umsatzsteuer
den Landern vom Bund iiberlassene Anteil an der Umsatzsteuer fiir die Beteiligung an den Betriebskos-
ten im Rahmen des U3-Ausbaus wiedergegeben. Dies zeigt, dass sich der Bund in den vergangenen
sechs Jahren in zunehmendem Umfang an den Kosten der Kindertagesbetreuung beteiligt hat. Konkret
ist der Uber diesen Weg an die Lander umverteilte Betrag von 200 Mio. Euro (2010) auf zuletzt 845
Mio. Euro (2015) angestiegen. Wiirde man diesen Betrag zu den Ausgaben hinzuaddieren, beliefe sich
der Bundesanteil an der Finanzierung im Jahr 2015 auf 1,345 Mrd. Euro. Entsprechend wiirde sein
Anteil — bezogen auf die Ausgaben fiir die Kinder im Alter bis zum Schuleintritt — um vier Prozentpunkte
auf 6,6 % der offentlichen Ausgaben ansteigen, wahrend sich der Anteil der Lander um drei und der
der Kommunen um etwa einen Prozentpunkt verringern wiirde. Bezogen auf die 6ffentlichen und pri-

vaten Gesamtausgaben beliefe sich der Bundesanteil auf 5,0%.

56 Bej den Ausgabenbetragen wie auch den Angaben zur Verteilung der Ausgaben auf die Finanziers sind die unterschiedli-
chen Abgrenzungen zu beachten, d.h. ob nur die Kinder im Alter bis zum Schuleintritt oder auch die Hortkinder betrach-
tet werden, die zu jeweils unterschiedlichen GréBenordnungen fiihren. Dies liegt daran, dass Bund, Lander und Kommu-
nen unterschiedlich an der Finanzierung der drei Teilbereiche beteiligt sind.
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Die im Kontext der Abschaffung des Betreuungsgeldes den Landern zusatzlich zur Verfiigung ge-
stellten Mittel fir die Kindertagesbetreuung, die ebenfalls {iber eine Modifikation der Umsatzsteueran-
teile realisiert wurde, wiirden — bei Zurechnung zum Bund — zu einer weiteren Erhéhung um bis zu 4
Prozentpunkte bezogen auf die 6ffentlichen Ausgaben fiihren. Die Anteile der Lander und Kommunen
wiirden sich wiederum um etwa drei bzw. einen Prozentpunkt verringern. Auch bei dieser Betrachtung
ist der Bund im Vergleich zu Ladndern und Kommunen allerdings nur unterproportional an den Ausgaben
beteiligt. Die Kommunen weisen den gréBten Anteil auf, gefolgt von den Landern.57 Gemessen an den
offentlichen und privaten Gesamtausgaben beliefe sich der Bundesanteil auf bis zu 8 %, allerdings
abhangig davon, wie sich die Ausgaben fiir den friihkindlichen Bereich insgesamt sowie bei den einzel-

nen Finanzier in den kommenden Jahren entwickeln.

Die privaten Finanzierungsanteile beliefen sich in 2012 auf 5,2 Mrd. Euro und im Jahr 2013 auf 5,6
Mrd. Euro. Insgesamt stiegen die privaten Ausgaben von 2,6 Mrd. Euro im Jahr 2000 auf 5,6 Mrd. Euro
im Jahr 2013 und werden voraussichtlich bis zum Jahr 2015 auf 6,3 Mrd. steigen.

57 Bei den Ausgabenbetragen wie auch den Angaben zur Verteilung der Ausgaben auf die Finanziers sind die unterschiedli-
chen Abgrenzungen zu beachten, d.h. ob nur die Kinder im Alter bis zum Schuleintritt oder auch die Hortkinder betrach-
tet werden, die zu jeweils unterschiedlichen GréBenordnungen fiihren. Dies liegt daran, dass Bund, Lander und Kommu-
nen unterschiedlich an der Finanzierung der drei Teilbereiche beteiligt sind.
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Ausgaben fiir die Kindertagesbetreuung (einschl. Kindertagespflege), (ohne Ausgaben fiir
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nach Finanzierungsebenen 2000 bis 2015 in Deutschland in Mrd. Euro
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Daten fiir Bund, Lander und Kommunen sindJahresrechnungsergebnisse der offentlichen Haushalte aus dem Bildungsfinanzbericht2015 Tabelle 4.1.1-1, reduziert um die geschatzen Ausgaben

fiir den Hort. Die privaten Anteil fiir das Jahr 2012 sind dem Bildungsfinanzbericht Tabelle 2.4.1 (Bildungsbudget) und fiir 2013 dem Bildungsbudget 2016 entnommen. Die retrospektiven und
prospektivenprivaten Anteile sind auf der Basis 2012/2013 geschétzt (aufgehellte Farben). Der Bund stellte beim U3-Ausbau von 2008 bis 2014 insgesamt 2,675 Mrd. Euro tiber die Umverteilung
der Umsatzsteuerpunkte fiir die laufenden Betriebskostenzur Verfiigung. Ab 2015 stellter zur weiteren Férderung der Betriebskostender Kinderbetreuungsplatze dauerhaft 845 Mio. Euro bereit.

Abbildung 21: Ausgaben fiir die Kindertagesbetreuung (ohne Hort) fiir die Jahre 2000 bis 2015
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3.2 Entwicklung der Kindertageshetreuungsausgaben in den Landern (inklusive Hort)

3.2.1 Ausdifferenzierung der Kindertagesbetreuungsausgaben, inklusive Hort, 2000 bis
2015

Die im vorhergehenden Abschnitt herangezogenen, wenn auch modifizierten, Daten des Bildungs-
finanzberichts haben — mit Blick auf die (ibergeordnete Zielsetzung der vorliegenden Studie — gewisse
Einschrankungen: Zum einen sind landerbezogene Analysen auf dieser Grundlage nicht moglich, hierzu
bedarf es einer Gesamtbetrachtung inklusive des Hortes. Zum anderen werden die sonstigen, nicht
offentlichen Einnahmen nicht weiter differenziert. Es ist daher erganzend auf weitere und in anderen
Abgrenzungen aufbereitete Daten der Jahresrechnungsstatistik zuriickzugreifen, sodass mit den nach-
folgenden Betrachtungen ein Wechsel in den statistischen Grundlagen verbunden ist. Da in der Jahres-
rechnungsstatistik aber zugleich die Einnahmen aus Elternbeitragen und die Tragereigenanteile unter-
erfasst sind, werden zur Generierung eines maglichst vollstandigen und aktuellen Bildes zum einen
erganzende Daten der TU Dortmund zu den Elternbeitragen zugespielt. Diese wurde zum anderen wie-
derum durch Daten zu den Elternbeitragen in Hamburg erganzt, die durch die Senatsbehérde fiir Arbeit,

Soziales, Familie und Integration zur Verfligung gestellt wurden.

Dariiber hinaus werden auch die Tragereigenanteile auf Basis vorliegender tibergreifender Informa-
tionen des Statistischen Bundesamtes (2012) sowie eigener Berechnungen auf Landerebene erganzt.
Die Bundesmittel werden anhand der vorliegenden und vom BMFSFJ zur Verfligung gestellten Daten
erganzend einbezogen. Mit diesen Zuspielungen dirften die tatsachlichen Kinderbetreuungsausgaben

sowohl auf Bundesebene als auch in den Landern bestmdglich approximiert sein.

Abbildung 22 zeigt die auf dieser Basis ermittelten Ausgaben und deren Verteilung auf die verschie-
denen Finanziers zwischen den Jahren 2000 und 2015. Grundsétzlich werden fiir den gesamten Zeit-
raum die Grundmittel der 6ffentlichen Hand entsprechend der Tabelle 4.1.1-1 des Bildungsfinanzbe-
richts, einschlieBlich der Bundeszuwendungen an die Lander, 8 bis 2005 die vom Statistischen Bundes-
amt ausgewiesenen Elternbeitrage und sonstigen Einnahmen ausgewiesen. Fiir die Zeit ab 2008 wer-
den die von der TU Dortmund sowie der Senatsbehérde fiir Hamburg ausgewiesenen Elternbeitrage
und dariiber hinaus, ab 2011, die sich aus Trendberechnungen ergebenden sonstigen Einnahmen>9
beriicksichtigt. Die Eigenanteile der freien Trager wurden auf Basis der vorliegenden Informationen fiir

die einzelnen Jahre geschatzt.

58 Djese Daten wurden anhand der uns vom BMFSFJ zur Verfiigung gestellten Informationen einbezogen und weichen da-
her hinsichtlich ihrer Verteilung auf die einzelnen Jahre von den bisherigen Betrachtungen ab.

59 Die sonstigen Einnahmen wurden fiir die Zeit bis 2011, als Differenz der sonstigen Einnahmen und der Elternbeitrage
berechnet und fiir den Zeitraum ab 2012 auf der Basis einer Trendberechnung der Entwicklungen seit dem Jahr 2005
fortgeschrieben. Dies kann in Einzelfallen zu einer leichten Uber- oder Unterschatzung der sonstigen Einnahmen fiihren.
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Auf der Basis dieser Daten steigen die Ausgaben fiir die Kindertagesbetreuung in Deutschland von
9 Mrd. Euro im Jahr 2000 auf 25,8 Mrd. Euro im Jahr 2013. Dieser Betrag ist damit fiir das Jahr 2015
fast identisch mit dem Betrag von 26,3 Mrd. Euro, den das Statistische Bundesamt fiir das gleiche Jahr,
unter Einbeziehung der Horte sowie der Elternbeitrage fiir das Mittagessen ermittelt hat. Da auch die
Ausgabenbetrage fiir die Jahre 2011 und 2012 fast identisch mit denen des Statistischen Bundesamtes
sind, ist das Ergebnis unserer Berechnungen als ausgesprochen valide einzustufen. Diese Daten haben
aber gegeniiber dem Statistischen Bundesamt den Vorteil, dass die Finanzierungsbeitrage wesentlich

detaillierter und differenzierter aufgeschliisselt werden.60

Deutliche Unterschiede in der Bedeutung fiir die Finanzierung der Kindertagesbetreuung zeigen sich
— wie auch in den Daten des Statistischen Bundesamtes — hinsichtlich der Betrdge, die die einzelnen
Finanziers beisteuern, und insbesondere in den absoluten wie relativen Erhéhungen der jeweiligen Vo-
lumina. Den, relativ gesehen, groBten Anstieg verzeichnen die Bundesausgaben, die von gerade einmal
16 Mio. Euro im Jahr 2000 — unter Beriicksichtigung des Sondervermdgens , Kinderbetreuungsausbau”
und der weiteren spezifischen Férderprogramme (Aktionsprogramm Kindertagespflege, Lernort Praxis,
Programm Schwerpunkt-Kitas ,Sprache & Integration”, Bundesprogramm , Sprach-Kitas"”, Betriebliche
Kinderbetreuung und Betrieblich unterstiitzte Kinderbetreuung) auf knapp 250 Mio. Euro im Jahr 2015
angestiegen sind. Allerdings lagen die Bundesausgaben mit fast 1,2 Mrd. Euro im Jahr 2013 und gut
1,0 Mrd. im Jahr 2014 zwischenzeitlich noch deutlich héher. 61

Die Landerausgaben sind, ausgehend von 2,3 Mrd. Euro im Jahr 2000, um 8,1 Mrd. Euro auf vo-
raussichtlich etwa 10,4 Mrd. Euro (Soll) im Jahr 2015 angestiegen; die Ausgaben der Kommunen haben
sich von 5,2 Mrd. Euro um knapp 6,1 Mrd. Euro auf 11,3 Mrd. Euro erhoht. Allein im Vergleich zum
Jahr 2008, in dem der Krippenausbau begonnen wurde, haben sich die Ausgaben der Lander um 5,4
Mrd. Euro (+106 %) und die der Kommunen um 3,8 Mrd. Euro (+51 %) erhoht.®2 Die Elternbeitrage
sind trotz der in einigen Landern geltenden Befreiung fiir bestimmte Altersgruppen bzw. Leistungsum-
fange durchgangig angestiegen. Betrugen sie im Jahr 2000 knapp 1,3 Mrd. Euro, sind es nun 3,8 Mrd.

Euro, wobei allerdings zu beriicksichtigen ist, dass im Jahr 2000 im Wesentlichen nur die Beitragsein-

60 Die geringfligigen Unterschiede sind einerseits auf die Einbeziehung des Mittagessens durch das Statistische Bundesamt
im Bildungsfinanzbericht zuriickzufiihren, wodurch der Privatfinanzierungsanteil héher als hier ausgewiesen ist, und
andererseits auf eine umfanglichere Beriicksichtigung der Finanzierung durch den Bund, wobei die modifizierte Umsatz-
steuerverteilung (noch) nicht berlicksichtigt wurde.

6T Durch die Berlicksichtigung dieser Forderprogramme bzw. des tatsachlichen Mittelabrufs liegen die Bundesausgaben in

den letzten Jahren zum Teil deutlich (iber den vom Statistischen Bundesamt ausgewiesenen Betragen.

62 \iirde man in diesen Berechnungen die modifizierte Umsatzsteuerverteilung beriicksichtigen, durch die die Lander 845

Mio. Euro an Umsatzsteuereinnahmen zusatzlich erhalten haben, die ansonsten dem Bund zugestanden hatten, dann
beliefe sich der Bundesanteil an den Kinderbetreuungsausgaben auf 1,345 Mrd. Euro und der Landeranteil auf knapp
9,5 Mrd. Euro, sofern die weitere Umverteilung eines Teils dieser Mittel auf die Kommunen im Rahmen des Kommuna-
len Finanzausgleichs nicht beriicksichtigt wird.
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nahmen der 6ffentlichen Einrichtungen, im Jahr 2015 hingegen die Beitragseinnahmen aller Trager er-
fasst wurden. Insofern erscheint es angemessener, den relativen Anstieg der Elternbeitrage erst ab dem
Jahr 2008, dem ersten Jahr, fiir das die TU Dortmund entsprechende Daten ermittelt hat, zu betrachten.

Seither sind die Elternbeitrdge um 41 % angestiegen.

Die sonstigen Einnahmen von Privaten, die in den 6ffentlichen Haushalten erfasst werden, beliefen
sich zuletzt auf — geschatzt — knapp 754 Mio. Euro®3 und sind damit voraussichtlich im Zeitablauf

angestiegen. Im Jahr 2005 betrugen diese Einnahmen 670 Mio. Euro; im Jahr 2000 270 Mio. Euro.

Mit diesem unterschiedlich dynamischen Ausgabenanstieg bei den einzelnen Finanziers hat sich
auch die Lastenverteilung zwischen diesen erheblich verandert (siehe Abbildung 23), ohne dass dies
die Tatsache beeinflusst hat, dass die Kommunen die Hauptlast der Kinderbetreuungsausgaben tra-
gen.b4 |hr Anteil ist gegentiber dem Spitzenwert von 56% im Jahr 2000 bzw. 46 % im Jahr 2008 auf
41 % im Jahr 2015 gesunken. Mit 40 % im Jahr 2014 war er allerdings zwischenzeitlich auch noch
etwas geringer. Zwischen den Eckjahren 2000 und 2015 ist der Finanzierungsanteil der Lander von
24 % auf 38 % angestiegen; er war in den vergangenen Jahren zeitweise allerdings auch noch etwas
hoher. Die Elternbeitrage hatten zuletzt einen Anteil von 14 %. Dies ist — aufgrund des Konzeptwech-
sels — geringfiigig mehr als im Jahr 2000, und einerseits noch deutlich héher als im Jahr 2005, und
andererseits niedriger als im Jahr 2008. Seinerzeit hatten die Elternbeitrage einen Anteil von 16,6 % an
der Finanzierung der Kindertagesbetreuung. Der Finanzierungsanteil der freien Trager betragt durch-
gangig knapp 4 %, der Eigenanteil der 6ffentlichen Trager ist in den kommunalen Ausgaben enthalten.
Die sonstigen Einnahmen machen durchgangig knapp 3 % des Gesamtbudgets aus. Der Finanzierungs-
anteil des Bundes ist mit zuletzt 0,9 % weiterhin als gering anzusehen; zwischenzeitlich betrug er tiber
4 %.

63 Die letzten vorliegenden Ist-Daten zu diesen sonstigen Einnahmen von Privaten beziehen sich auf das Jahr 2011. Der
Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass in diesen Betragen u.U. auch Riickzahlungen enthalten sein kénnen,
die freie Trager leisten miissen, weil sie im Vorjahr zu hohe Vorauszahlungen erhalten haben. Die Ausfiihrungen in Kapi-
tel 2.2 haben gezeigt, dass die Einrichtungstrager in einigen Landern Mittel als Vorauszahlungen auf Basis friiherer Bele-
gungsdaten erhalten — und zum Teil auch mit pauschalen Erhéhungsbetragen —, die sie anschlieBend ggf. zuriickzahlen
miissen, sofern sich bei den finalen Abrechnungen zeigt, dass sie dadurch zu hohe Vorauszahlungen erhalten haben, so
z.B. im Saarland. Diese Riickzahlungen wéren strenggenommen von den Ausgaben der entsprechenden Vorjahre abzu-
ziehen. Es ist aber nicht bekannt, ob bzw. in welchem Umfang dies ggf. der Fall ist.

64 Esist allerdings zu beachten, dass sich, wie bereits erwahnt, die Abgrenzung der Ausgaben fiir die friihkindliche Bildung
iiber die Jahre geandert hat. Ferner weichen die Anteilswerte hier, aufgrund der anderen Abgrenzung (Einbeziehung des
Hortes) von den vorhergehenden Werten ab.
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30.000 . . . . .
Entwicklung der Kita-Ausgaben nach Finanzier zwischen 2000 und 2015
(eigene Berechnungen auf Basis der modifizierten Jahresrechnungsstatistik)
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Quellen: Statistisches Bundesamt, TU Dortmund, Behorde fiir Arbeit, Soziales, Familie und N
Integration Hamburg, eigene Berechnungen.

Abbildung 22: Entwicklung der Kindertagesbetreuungsausgaben (Grundmittel) insgesamt (inklusive Hort) zwischen 2000 und 2015 laut (modifizierter) Jahres-
rechnungsstatistik (einschlieBlich kalkulatorischer Trageranteile®)
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Veranderung der Finanzierungslastverteilung zwischen 2000 und 2015
(modifizierte Jahresrechnungsstatistik)
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Soziales, Familie und Integration Hamburg, eigene Berechnungen des FiBS.

Abbildung 23: Veranderung der Finanzierungslastverteilung zwischen 2000 und 2015 laut (modifizierter) Jahresrechnungsstatistik

65 Der Ausgabenanteil, den die freien Trager aus den 6ffentlichen Haushalten erhalten, wurde fiir jedes relevante Jahr anhand der Kinder- und Jugendhilfestatistik ermittelt und entsprechend
angesetzt, wobei von einem durchschnittlichen Eigenanteil von 7 % ausgegangen wurde, wie durch Erhebungen des Statistischen Bundesamtes (2012) ermittelt wurde.
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3.2.2 Vergleich der Kindertagesbetreuungsausgaben nach Léandern zwischen 2008 und 2015

In den folgenden Betrachtungen werden diese bundesweiten Daten durch differenzierte Daten fiir
die einzelnen Lander erganzt, wobei es insbesondere um die aktuelle Hohe und Verteilung der Ausga-
ben insgesamt sowie deren GroBenordnung im Verhaltnis zu ausgewahlten Kennziffern geht. Dennoch
soll dabei auch ein Blick auf die Entwicklungen der vergangenen Jahre geworfen werden, um einen
Eindruck (iber die wesentlichen Veranderungen zu erhalten. Begonnen wird dabei mit dem aktuellen
Ausgabenniveau und der Ausgabenverteilung auf die verschiedenen Finanziers. AnschlieBend wird die
+Ausgangssituation” im Jahr 2008 dargestellt. Das Jahr 2008 wird aus zwei Griinden herangezogen:
(1) Der Kita-Ausbau hat seinerzeit begonnen, d.h. das Jahr 2008 ist der Beginn der dynamischen Ent-
wicklung der vergangenen Jahre. (2) Seit diesem Zeitpunkt liegen zudem genauere Daten zur Hohe der
Elternbeitrage vor, da die Berechnungen der TU Dortmund mit dem Jahr 2008 beginnen. Die Gegen-
uberstellung beider Jahre kann somit auf der Grundlage einer einheitlichen Datenbasis erfolgen. Da wir
anhand der vorliegenden Informationen die Tragereigenanteile auf Landesebene zumindest kalkulato-

risch berechnen kénnen, werden diese in der folgenden Darstellung beriicksichtigt.

Abbildung 24 zeigt die absolute Hohe der Finanzierungsbetrage, die die unterschiedlichen Finan-
ziers in den einzelnen Landern im vergangenen Jahr 2015 zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung
beigesteuert haben. Die Gesamtaufwendungen schwanken zwischen 221 Mio. Euro in Bremen und
knapp 5,7 Mrd. Euro in Nordrhein-Westfalen, wobei die Gesamtsumme insbesondere die GroBe des

Landes bzw. die Zahl der Kinder in Kinderbetreuung widerspiegelt.

Wichtiger als die absolute Hohe der Gesamtausgaben ist im Landervergleich die Ausgabenvertei-
lung zwischen den verschiedenen Finanziers, die in Abbildung 25 fiir das Jahr 2015 wiedergegeben
wird. Abgesehen von den drei Stadtstaaten, in denen die 6ffentliche Finanzierung ausschlieBlich durch
die Lander erfolgt (Anteilswerte zwischen 85 % in Berlin und 92 % in Hamburg), sind die Kommunen
in allen Landern, mit Ausnahme Bayerns®6 und Nordrhein-Westfalens®’, der Hauptfinanzier der Kin-
derbetreuung. lhr Anteil schwankt zwischen 36 % in Mecklenburg-Vorpommern und 56 % in Hessen.
Weitgehend komplementar zum Anteil der Kommunen verhalt sich der Finanzierungsanteil der Lander:
Er ist mit 20 % in Schleswig-Holstein und Hessen am niedrigsten und in Bayern mit 43 % am hdchsten.
Die geringsten Unterschiede zwischen dem Landes- und Kommunalanteil gibt es in Nordrhein-Westfa-
len und in Mecklenburg-Vorpommern. Der Anteil des Bundes betragt bis zu knapp 2 %, und ist in Nie-
dersachsen am hochsten. Den geringsten Bundesanteil erhielt im vergangenen Jahr das Saarland mit
0,3 %.

66 In Bayern waren die Kommunen bis einschlieBlich 2012 der Hauptfinanzier der Kindertagesbetreuung, seither ist es das
Land.

67 In Nordrhein-Westfalen gilt dies derzeit nur fiir die Planungsdaten des Jahres 2015.
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Der Finanzierungsanteil der Eltern variiert zwischen 5 % in Bremen und Rheinland-Pfalz und 25 %
in Mecklenburg-Vorpommern, gefolgt von Schleswig-Holstein mit 19,6 %. In der Tendenz machen die
Elternbeitrdge in den ostdeutschen Landern einen hoheren Anteil an den Ausgaben fiir die Kinderbe-
treuung aus als in den westdeutschen Landern. Abgesehen vom Schleswig-Holstein liegen vier der flinf
ostdeutschen Lander unter den fiinf Landern mit den héchsten Finanzierungsanteilen durch Elternbei-
trage. Lediglich Thiiringen hat mit einem Elternbeitragsanteil von 15,4 % einen Wert, der unter dem
von mehreren westdeutschen Landern, Hessen (16,9 %), Baden-Wiirttemberg (16,0 %) und dem Saar-
land (15,5 %), liegt. Ob dieser deutlich hohere Elternbeitragsanteil in den ostdeutschen Landern auch
darauf zuriickzufiihren ist, dass die Nutzungsquoten deutlich hoher sind als in den westdeutschen, kann
nur in Abhangigkeit von den Kosten je Kind, gerechnet in Vollzeitaquivalenten, ermittelt werden (siehe

hierzu weiter unten).

Die Eigenanteile der freien Trager — die Anteile der 6ffentlichen Trager sind implizit in den kommu-
nalen Ausgaben enthalten — variieren zwischen 0 % in Bayern, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern
und Sachsen-Anhalt und fast 10 % im Saarland. Die weiterhin erfassten Einnahmen von Dritten belau-

fen sich auf bis zu 5,9 % in Schleswig-Holstein.

Abbildung 26 prasentiert die Veranderungen in den Finanzierungsanteilen der einzelnen Finanziers
zwischen den Jahren 2008 und 2015 auf einen Blick und verdeutlicht dadurch, wie sich die Ausgaben-
verteilung zwischen den verschiedenen Finanziers in den vergangenen acht Jahren in den einzelnen
Landern verschoben hat. Unmittelbar erkennbar ist, dass sich der Landeranteil in fast allen Landern (mit
Ausnahme von Sachsen) — zum Teil deutlich — erhoht hat, wahrend der der Kommunen in allen Fl3-
chenlandern deutlich gesunken ist. Auch der Bundesanteil ist in fast allen Landern hoher als im Jahr

2008; die Ausnahmen sind Hamburg, das 2008 einen recht hohen Anteil hatte, und Sachsen.

Zudem sind auch die Elternbeitrage in den meisten Landern geringer als noch zu Beginn des U3-
Ausbaus. Dies betrifft nicht nur die Lander, in denen die Elternbeitrage fiir bestimmte Altersgruppen
oder Nutzungsumfange abgeschafft wurden. Ausweislich der vorliegenden Informationen sind auch die
sonstigen Einnahmen von Dritten in einigen Landern etwas geringer als noch im Jahr 2008, in anderen

Landern hingegen etwas hoher.
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Kita-Ausgaben in den Landernim Jahr 2015 nach Finanzier auf Basis
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Quelle: Eigene Berechnungen des FiBS auf Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes,
TU Dortmund, Behdrde fiir Arbeit, Soziales, Familie und Integration Hamburg.
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Abbildung 24: Kinderbetreuungsausgaben (Grundmittel) in den Landern im Jahr 2015 nach Finanziers
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Verteilung der Kinderbetreuungsausgaben in den Landern im Jahr 2015 auf die Finanziers
(eigene Berechnungen auf Basis der (modifizierten) Jahresrechnungsstatistik)
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Quelle: Eigene Berechnungen des FiBS auf Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes, o
TU Dortmund, Behorde fiir Arbeit, Soziales, Familie und Integration Hamburg. BS

Abbildung 25: Verteilung der Kinderbetreuungsausgaben (Grundmittel) im Jahr 2015 auf die Finanziers
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Abbildung 26: Veranderung der Finanzierungsanteile der Finanziers zwischen 2008 und 2015
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3.3 Analyse ausgewahlter Indikatoren zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den
Landern

In den vorhergehenden Abschnitten wurde die Entwicklung der Kinderbetreuungsausgaben bundes-
weit sowie in den einzelnen Landern in absoluter Hohe und hinsichtlich ihrer Finanzierungslastvertei-
lung dargestellt. Die absolute Hohe der Ausgaben ist maBgeblich von der Anzahl der in Kindertages-
einrichtungen betreuten Kinder sowie der zeitlichen Nutzungsstruktur abhangig, wenngleich auch wei-
tere Faktoren, wie z.B. die Personalschliissel, die Qualifikations- und Tragerstruktur sowie Merkmale
der Kinder darauf Einfluss nehmen (siehe hierzu ausfiihrlicher Kapitel 3.4). Die absoluten Ausgabenbe-
trage sind somit fiir den Vergleich der Finanzierung der Kindertageshetreuung zwischen den Landern
nicht geeignet. Dazu miissen diese Ausgabenbetrage in Relation zu makrookonomischen Kennziffern

sowie zur Zahl der betreuten Kinder in Beziehung gesetzt werden.

3.3.1 Kinderbetreuungsausgaben in Relation zum Bruttoinlandsprodukt

Die Ausfiihrungen in diesem Abschnitt konzentrieren sich zunachst auf die Kinderbetreuungsausga-
ben, wie sie im Anhang zum Bildungsfinanzbericht ausgewiesen werden. Soweit allerdings die Eltern-
beitrage in die Betrachtung einbezogen werden, werden diese wie bereits teilweise in den vorherge-
henden Abschnitten auf Grundlage der Berechnungen der TU Dortmund sowie der Daten der zustandi-
gen Senatsbehdrde in Hamburg beriicksichtigt, da diese ein besseres Bild (iber die tatsachlichen Gro-

Benordnungen geben als die vom Statistischen Bundesamt ausgewiesenen Daten.

Abbildung 27 verdeutlicht, dass die 6ffentlichen Kinderbetreuungsausgaben im Verhaltnis zum Brut-
toinlandsprodukt in den vergangenen zehn Jahren in allen Landern erheblich angestiegen sind. Gleich-
zeitig zeigen sich erhebliche Niveauunterschiede, insbesondere zwischen Ost- und Westdeutschland,
bedingt durch den in Ostdeutschland traditionell deutlich héheren Anteil an Kindern im U3-Bereich
sowie unter den Schulkindern (siehe hierzu ausfiihrlicher Kapitel 3.4.1). Wurden in Westdeutschland im
Jahr 2005 0,4 bis 0,5 % des BIP fiir den friihkindlichen Bereich ausgegeben, waren es im Osten zu
diesem Zeitpunkt mindestens 0,8 %. Im Jahr 2013 (vorlaufiges Ist) beliefen sich die Ausgaben in den
ostdeutschen Landern auf mindestens 1,0 %, in Brandenburg sogar auf iber 1,2 %, wohingegen es in
den westdeutschen Landern weiterhin mit hochstens 0,8 % des BIP (Ausnahme: Rheinland-Pfalz mit
0,9 %) ein deutlich geringerer Anteil war. Den geringsten (6ffentlichen) Ausgabenanteil hatten Ham-
burg und Bayern, deren Ausgabenanteil auch im Jahr 2013 kaum tiber der 0,6 %-Marke lag. Das be-
deutet, dass die westdeutschen Lander im Jahr 2013 das Niveau erreicht haben, das die ostdeutschen
Lander bereits im Jahr 2005 hatten. Betrachtet man erganzend die voraussichtlichen Kinderbetreuungs-
ausgaben des Jahres 2015 und setzt diese in Beziehung zum BIP des vergangenen Jahres, zeigt sich

eine sehr unterschiedliche Entwicklung. Wahrend in der einen Halfte der Lander das Ausgabenniveau
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im Verhaltnis zur wirtschaftlichen Entwicklung weiter angestiegen ist, ist es in der anderen Halfte zu-
rickgegangen. Hierzu diirfte auch beigetragen haben, dass die Ausbaugeschwindigkeit abgenommen

hat und dadurch auch der Bedarf an investiven Ausgaben zuriickgegangen ist.68

Betrachtet man die Soll-Ausgaben 2015 von Landern und Kommunen differenziert im Verhaltnis
zum BIP 2015 (siehe Abbildung 28), dann tragen die Kommunen in den meisten Flachenlandern den
groBeren Anteil. In den meisten westdeutschen Landern belaufen sich die kommunalen Ausgaben auf
0,3 % bis 0,5 % des BIP; den hochsten Wert verzeichnet Schleswig-Holstein mit 0,53 %. In den ost-
deutschen Landern sind es zwischen 0,5 % und 0,7 %, in Brandenburg sogar 0,8 %. Verglichen damit
schwankt der Landesanteil etwas starker. Meist liegt er in Westdeutschland zwischen 0,2 und 0,3 %,
in Nordrhein-Westfalen bei 0,36 %, in Rheinland-Pfalz bei 0,40 %; in Ostdeutschland liegt er zwischen
0,4 und 0,5 %. Da es keine foderalen Untergliederungen gibt, werden die gesamten Kinderbetreuungs-

ausgaben in den Stadtstaaten vom Land getragen.

Abbildung 29 ergénzt diese Darstellung, indem die Ausgabenanteile aller Finanziers in Relation zum
BIP dargestellt werden; sie zeigt, dass der von den Eltern finanzierte Anteil an den Kita-Ausgaben auch
in Relation zum BIP in den ostdeutschen Landern besonders hoch ist. Die Elternbeitrage belaufen sich
hier auf 0,20 % in Thiiringen bis 0,33 % in Mecklenburg-Vorpommern. In den westdeutschen Landern
liegen die Elternbeitrage bei 0,03 % in Bremen und 0,22 % in Schleswig-Holstein; letzteres ist das ein-
zige westdeutsche Bundesland, in dem die Elternbeitrage im Verhaltnis zum BIP die ostdeutschen Werte

erreichen.

Abbildung 30 bis Abbildung 32 setzen die Ergebnisse aus Abbildung 29 grafisch um. Durch diese
Form der Darstellung wird deutlich, dass sowohl die Finanzierungsbeitrage der offentlichen Finanziers
(siehe Abbildung 30) als auch die aller Finanziers (siehe Abbildung 31), und damit inshesondere auch
die Elternbeitrage (siehe Abbildung 32), in wirtschaftlich schwacheren Landern deutlich hoher sind als
in den wirtschaftlich starkeren. Auffallend ist dabei, dass die Trendlinie bezogen auf die Elternbeitrage

deutlich steiler verlauft als diejenige fiir die 6ffentlichen Ausgaben.

68 Legt man den Mittelabruf bei den Investitionsprogrammen des Bundes als Indiz fiir diese These zugrunde, dann zeigt
sich zwischen 2014 und 2015 in allen Landern ein deutlicher Riickgang. Wurden 2014 noch knapp 1 Mrd. Euro an die
Lander ausgeschiittet, waren es 2015 nicht einmal 160 Mio. Euro. Dies liegt aber auch daran, dass die Finanzierungs-
programme mittlerweile deutlich kleiner sind als noch in den Vorjahren.
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Kinderbetreuungsausgaben im Verhéltnis zum BIP 2015
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Abbildung 27: Veranderung der 6ffentlichen Kinderbetreuungsausgaben im Verhaltnis zum Bruttoin-
landsprodukt zwischen 2005 und 2015
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Abbildung 28: Kinderbetreuungsausgaben 2015 von Landern und Kommunen in Relation zum BIP
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Abbildung 29: Kinderbetreuungsausgaben 2015 (Soll) aller Finanziers im Verhaltnis zum BIP
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Abbildung 30: Offentliche Kinderbetreuungsausgaben 2014 (vorl. Ist) eines Landes, gemessen am BIP

im Verhaltnis zum Bruttoinlandsprodukt je Einwohner/in
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Abbildung 31: Kinderbetreuungsausgaben aller Finanziers 2015 im Verhaltnis zum BIP in Relation

zum Bruttoinlandsprodukt je Einwohner/in 2015
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Einwohner/in 2015

3.3.2 Kosten je Kind im Alter von null bis sechs Jahren

Neben den Kinderbetreuungsausgaben im Verhaltnis zum Bruttoinlandsprodukt des Landes, die

vom Statistischen Bundesamt als eine Kennziffer genutzt wird, werden andere Kennziffern herangezo-

gen. Die Bertelsmann-Stiftung (Bock-Famulla/Lange/Strunz 2015) greift z.B. auf die Ausgaben je Kind

im Alter von bis zu sechs Jahren zuriick. In der folgenden Abbildung 33 werden die aktuellen, auf der

Basis unserer Berechnungen ermittelten Ausgabenbetrage nach Finanzier dargestellt.

Es zeigt sich, dass Brandenburg mit 7.000 Euro etwas hohere Ausgaben als das Saarland hat, da-

nach kommen Sachsen und Sachsen-Anhalt mit 6.800 bzw. 6.600 Euro. Die niedrigsten Ausgaben nach

dieser Kennziffer hat Niedersachsen mit 5.100 Euro je Kind im Alter von null bis sechs Jahren. Es folgen

in dichtem Abstand Bayern, Hamburg, Bremen und Baden-Wiurttemberg mit Betragen zwischen 5.300

und 5.400 Euro.
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Betrachtet man die Ausgaben der Kommunen, fallen die Betrage mit tiber 3.700 Euro in Branden-
burg und 3.300 Euro im Saarland am hdchsten aus, wahrend sie mit gut 2.050 Euro in Bayern und 2.070
Euro in Mecklenburg-Vorpommern am niedrigsten ausfallen. Die hochsten Landesheitrage geben —
strukturbedingt — die Stadtstaaten mit 4.650 bis 5.300 Euro aus. Unter den Flachenlandern schwanken

die Betrdge von 1.150 Euro in Hessen bis zu 2.250 Euro in Bayern und Rheinland-Pfalz.

Die im Durchschnitt aller Kinder im Alter von bis zu sechs Jahren hochsten Elternbeitrage fallen in
Mecklenburg-Vorpommern mit 1.430 Euro an, Sachsen folgt mit 1.350 Euro. Am unteren Rand liegen
Bremen mit 265 Euro und Rheinland-Pfalz mit 300 Euro.

3.3.3 Kosten je Kind im Alter von null bis zehn Jahren

Beriicksichtigt man, dass auch Schulkinder, wenngleich in sehr groBem Unterschied zwischen den
Landern, in Kindertageseinrichtungen betreut werden, ware es moglicherweise angemessener, die Zahl

der Kinder im Alter von bis zu zehn Jahren als Basis fiir diese Ausgabenkennziffer zugrunde zu legen.

Abbildung 34 zeigt die damit verbundenen Ergebnisse, die — nicht iiberraschend — deutlich geringere
Ausgabenbetrage je Kind ausweisen als die vorhergehende Darstellung. Gleichwohl andert sich an der
Reihenfolge vergleichsweise wenig. Brandenburg hat hier den héchsten Wert mit 4.500 Euro, gefolgt
von Sachsen mit 4.400 Euro und dem Saarland mit 4.350 Euro. Die geringsten Ausgaben je Kind zwi-
schen null und zehn Jahren hat Niedersachsen mit knapp 3.200 Euro, gefolgt von Baden-Wiirttemberg
und Bayern mit rund 3.350 bis 3.400 Euro. Bremen und Hamburg haben nunmehr, bedingt durch die
Altersstruktur der Kinder, im Vergleich zur vorhergehenden Kennziffer etwas hohere Ausgaben. Auch
bei den Finanzierungsbetragen der einzelnen Finanziers ergeben sich vergleichsweise geringe Veran-

derungen, sodass auf eine ausfiihrliche Darstellung verzichtet wird.

In den folgenden Abschnitten werden die Ausgaben je Kind in Kinderbetreuung ermittelt.
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3.3.4 Kosten je Kind

Da in den vorhergehenden Betrachtungen nur die Ausgaben und deren Lastenverteilung unabhan-
gig vom Anteil bzw. der Anzahl der Kinder in Kindertageseinrichtungen betrachtet wurde, werden in
der folgenden Abbildung 35 die Ausgaben je Kind insgesamt sowie nach Finanzier fiir die einzelnen
Lander aufgeschliisselt. In einem ersten Schritt werden die Ausgaben, der allgemeinen Praxis folgend
(siehe etwa Statistisches Bundesamt 2015), durch die Zahl der Kinder, unabhangig von Alter und tag-
licher bzw. wochentlicher Nutzungszeit, ermittelt und dargestellt. Die Analyse der nach Alter und Nut-

zungsdauer gewichteten Ausgaben je Kind erfolgt im nachfolgenden Kapitel.

Abbildung 35 zeigt zunachst, dass die Ausgaben zwischen 4.900 Euro in Mecklenburg-Vorpommern
und rund 10.300 Euro im Saarland variieren; Nordrhein-Westfalen gibt 9.400 Euro je Kind in Kinderta-
gesbetreuung aus, Rheinland-Pfalz rund 9.200 Euro. Zu den Landern mit den niedrigsten Ausgaben
zahlen neben Mecklenburg-Vorpommern auch Sachsen und Sachsen-Anhalt mit 5.550 Euro bzw. 5.650
Euro und Brandenburg mit 5.750 Euro. In den verbleibenden Landern liegen die Ausgaben je Kind zwi-

schen 7.700 Euro in Bayern und knapp 8.900 Euro in Berlin.
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3.3.5 Vollzeitdquivalente Kosten je Kind

Die Betrachtungen im vorhergehenden Kapitel folgen der (blichen Praxis der Kostenbetrachtung
(siehe z.B. den Landermonitor der Bertelsmann-Stiftung (Bock-Famulla/Lange/Strunz 2015 sowie Textor
2015). Dabei wird jedoch vernachlassigt, dass die Nutzungsstruktur nach Alter der Kinder, insbesondere
bezogen auf den U3-Bereich, und taglicher oder wochentlicher Anwesenheitszeit in der Kita bzw. in der
Kindertagespflege sowie den Anteil der Kinder, der in Kindertagespflege betreut wird, erheblich variiert.
Die in Abbildung 36 ausgewiesenen Ausgaben je Kind gewichten daher nach Altersgruppen, zeitlichem
Nutzungsumfang sowie Kindertageseinrichtung vs. Kindertagespflege. Im Rahmen dieser Gewichtun-
gen werden U3-Kinder mit dem Faktor 2 gewichtet, Kinder in Tagespflege mit dem Faktor 0,75 und die
Betreuungsstunden werden durch die Zahl der Kinder in der entsprechenden Altersgruppe dividiert und

ins Verhaltnis zu einer 40-Stunden-Woche gesetzt.

Dieses Verfahren fiihrt dazu, dass sich die Zahl der Kinder, in Vollzeitaquivalente umgerechnet, ge-
geniiber dem vorhergehenden Abschnitt in den meisten Landern, aber nicht durchgangig, erh6ht.9 Die
auf dieser Grundlage ermittelten Kosten je Kind sind meist geringer als die ungewichteten Kosten je
Kind im vorhergehenden Abschnitt, wie der unmittelbare Vergleich von Abbildung 35 mit Abbildung 36
zeigt. Der Umfang der Veranderung wird dabei auch von der zeitlichen Nutzungsstruktur beeinflusst
(siehe hierzu Kapitel 3.3.2).

Die Kosten je Kind (VZA) schwanken, wie Abbildung 36 zeigt, nunmehr zwischen 4.400 Euro in
Mecklenburg-Vorpommern und 9.100 Euro in Schleswig-Holstein. Wahrend die ostdeutschen Lander
weiterhin — und nunmehr ohne Ausnahmen — unterdurchschnittliche Ausgaben je Kind (VZA) haben,
zeigen sich unter den westdeutschen Landern einige Verschiebungen. Die hochsten Ausgaben je Kind
(VZA) nach Schleswig-Holstein hat Niedersachsen mit 8.850 Euro, gefolgt vom Saarland mit 8.750 Euro.
Nordrhein-Westfalen, Bayern, Bremen und Baden-Wiirttemberg liegen mit Ausgabenwerten zwischen
8.600 und 8.200 Euro recht nahe beieinander.

Besonders groB sind die Unterschiede zwischen den Ausgaben je Kind (ungewichtet) und den Aus-
gaben je Kind (VZA) in Thiiringen (8.250 vs. 5.750 Euro) und in Berlin (8.900 vs. 6.550 Euro), aber auch
im Saarland (10.300 vs. 8.750 Euro) und in Rheinland-Pfalz (9.200 vs. 7.900 Euro) sowie — allerdings
in umgekehrter Richtung — in Niedersachsen (7.800 vs. 8.850 Euro).

69 Die niedrigsten Werte haben Niedersachsen mit einem Faktor von 0,88 und Bayern mit 0,93, d.h. hier fiihrt der hohe
Anteil von Kindern mit einem Stundenvolumen von bis zu 25 Stunden pro Woche dazu, dass der Multiplikatorwert von 2
fir die unter dreijahrigen Kinder Giberkompensiert wird. Auf der anderen Seite stehen Lander wie Berlin und Thiiringen
mit Werten von 1,36 bzw. 1,43; d.h. hier werden insgesamt relativ hohe Stundenvolumina gebucht. Zudem ist der Anteil
an U3-Kindern in Tagesbetreuung relativ hoch.
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Zu beachten ist gleichzeitig, dass sich die Gesamthéhe der Ausgaben je Kind aus sehr unterschied-
lichen Beitragen der einzelnen Finanziers zusammensetzt. So schwanken die durchschnittlichen Eltern-
beitrage zwischen knapp 400 Euro je vollzeitaquivalentem Platz und Jahr in Rheinland-Pfalz und fast
1.800 Euro pro Jahr in Schleswig-Holstein. In neun Landern — wie auch im Bundesdurchschnitt — zahlen
Eltern im Schnitt mehr als 1.000 Euro pro Jahr; in zwei Landern — Rheinland-Pfalz und Bremen — weniger

als 500 Euro; Berlin liegt geringfiigig dariiber.

Die héchsten kommunalen Ausgabenbetrage schultern die Gemeinden in Niedersachsen mit
4.550 Euro je vollzeitaquivalentem Kind, gefolgt vom Saarland mit 4.100 Euro. Den geringsten Beitrag
leisten die Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern mit 1.600 Euro sowie in Sachsen und Sachsen-
Anhalt mit jeweils rund 2.300 Euro. Die Landerausgaben variieren — abgesehen von den Stadtstaaten,
deren Betrage zwischen 5.550 Euro (Berlin) und 7.450 Euro (Bremen) liegen — zwischen rund 1.550
Euro in Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Sachsen-Anhalt auf der einen
und etwa 3.500 Euro in Bayern und Nordrhein-Westfalen auf der anderen Seite. Die freien Trager tragen
bis zu 850 Euro im Saarland, wobei sich dieser Betrag auf ein durchschnittliches vollzeitdquivalentes

Kind bezieht, unabhangig davon, ob es eine Einrichtung eines freien oder 6ffentlichen Tragers besucht.

3.3.6 Ausgaben je Kind in Prozent des BIP je Einwohner/in

Neben den Ausgaben je Kind wird in der internationalen Literatur zum Teil auch auf die Ausgaben
je Kind im Prozent des BIP je Einwohner/in rekurriert (siehe z.B. OECD 2015). Abbildung 37 zeigt, dass

sich durch diese modifizierte Betrachtungsweise ein zum Teil deutlich verandertes Bild zeigt.

In Schleswig-Holstein belaufen sich die Ausgaben je Kind (VZA) auf 30 % des BIP je Einwohner/in,

gefolgt von Niedersachsen (27 %), wahrend der Ausgabenwert in Hamburg bei 13 % liegt.

Diese Betrachtungsweise verdeutlicht zudem, dass Eltern in Schleswig-Holstein durchschnittlich fast
6 % bezogen auf das BIP je Einwohner/in fiir einen Vollzeitplatz ausgeben miissen, wobei das Einkom-
men in aller Regel niedriger ist als das BIP je Einwohner/in. In Bremen sind es weniger als 1,0 %, in
Hamburg 1,0 % und in Rheinland-Pfalz 1,2 %. Dies zeigt, dass die Einkommensbelastung erheblich

divergiert und in der Tendenz und im Durchschnitt hoher ist, wenn das Einkommen niedriger ist.

In den Flachenlandern geben die Lander selbst bis zu 9,4 % des BIP je Einwohner/in aus (Nordrhein-
Westfalen), den geringsten Anteil hat Hessen mit 3,6 %. Meist liegt der Anteil zwischen (knapp) 6 %
und 7 %. Die Kommunen steuern zwischen 6,4 % (Mecklenburg-Vorpommern) und 15 % (Schleswig-

Holstein) ihrer Wirtschaftskraft je Einwohner/in bei.
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Stellt man dieses Verhaltnis grafisch dar (siehe Abbildung 38), zeigt sich, dass die Kinderbetreu-
ungsausgaben in Relation zum BIP insbesondere in den westdeutschen Landern negativ mit der wirt-
schaftlichen Situation korrelieren. D.h. die Ausgaben sind besonders in den Landern hoch, die ein ver-
gleichsweise niedriges BIP haben, wéhrend sie umso niedriger werden, je besser die wirtschaftliche
Situation. Allerdings zeigen sich im Einzelfall auch erhebliche Unterschiede bei annahernd vergleichba-
rem BIP je Einwohner/in. Die ostdeutschen Lander fallen aufgrund ihrer deutlich geringeren Ausgaben

je Kind etwas aus dem beschriebenen Rahmen heraus.

3.3.7 Zusammenfassung

Die Betrachtung der unterschiedlichen Ausgabenkennziffern in den vorhergehenden Abschnitten
zeigt ein sehr heterogenes Bild, das stark davon beeinflusst wird, welcher Indikator zugrunde gelegt
wird. Bei den makrodkonomischen Kennziffern, wie z.B Kinderbetreuungsausgaben im Verhaltnis zum
BIP des Landes haben die ostdeutschen Lander in aller Regel die héchsten Werte, wahrend die west-
deutschen Lander trotz der Steigerungen in den vergangenen Jahr erst jetzt das Ausgabenniveau errei-

chen, das die ostdeutschen Lander bereits zu Beginn des Kinderbetreuungsaushaus vorweisen konnten.

Bei den Ausgaben je Kind — unabhangig davon, ob die ungewichteten Ausgaben oder die Ausgaben

je vollzeitaquivalentem Kinder betrachtet werden — verhalt es sich meist umgekehrt. Hier verzeichnen
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die ostdeutschen Lander fast durchgangig deutlich geringere Werte als die westdeutschen Lander, wo-
bei es auch innerhalb der ostdeutschen bzw. westdeutschen Lander erhebliche Unterschiede in den
Ausstattungskennziffern gibt. Angesichts der unterschiedlichen Nutzungsquoten, insbesondere bei den
unter Dreijahrigen, aber auch bei den Schulkindern, sowie der unterschiedlichen zeitlichen Nutzungs-
struktur erscheint die Umrechnung der Ausgaben in vollzeitaquivalente GroBen sachgerechter und fiir

einen Vergleich besser geeignet.

Setzt man die makrodkonomischen Ausgabenkennziffern in Beziehung zum BIP je Einwohner/in,
einer Kennzahl fiir die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Bundeslander, dann zeigt sich liberwie-
gend ein negativer Zusammenhang, d.h. Lander, die wirtschaftlich etwas weniger leistungsfahig sind,
geben im Schnitt mehr fiir friihkindliche Bildung und Erziehung aus als wirtschaftlich starkere. Demge-
geniiber zeigt sich bei den mikroékonomischen Kennziffern auf den ersten Blick ein weniger eindeutiges
Bild (siehe hierzu die ausfihrlicheren Analysen in Kapitel 6.2.5 im Anhang); vielmehr wird es stark durch
die grundlegenden Differenzen zwischen den ost- und westdeutschen Landern beeinflusst. Betrachtet
man nur die westdeutschen Lander, dann zeigt sich allerdings auch hier tendenziell eine negative Kor-
relation, d.h. wirtschaftlich starkere westdeutsche Lander geben weniger aus als wirtschaftlich schwa-
chere. Dies wird besonders deutlich, wenn die Ausgaben je Kind (VZA) in Relation zum BIP je Einwoh-
ner/in gesetzt werden. In diesem Fall liegen die Punkte fast genau auf einer geraden Linie, die zwischen
Schleswig-Holstein und Hamburg verlauft. Der grundlegende Niveauunterschied zwischen den ost- und

westdeutschen Landern weicht dieses Bild fiir die gesamtdeutsche Situation jedoch ein Stiick auf.

Ubergreifend scheint sich in der pointierten Zusammenfassung dennoch eine gewisse Diskrepanz
zwischen Quantitat und Qualitat zu zeigen, d.h. Lander mit hohen Betreuungsquoten geben vergleichs-
weise geringe Betrage je Kind aus, wahrend die geringeren Betreuungsquoten mit deutlich besseren

Ausstattungsmerkmalen einhergehen.

3.4 Einflussfaktoren auf die Kosten je Kind (VZA) in den Lindern

Es gibt eine Reihe von Faktoren, die Auswirkungen auf die Kinderbetreuungsausgaben in den Lan-
dern haben. Einige Faktoren wirken vor allem auf die Gesamtausgaben, wie z.B. die Betreuungsquoten,
die wiedergeben, welcher Anteil der Kinder einer bestimmten Altersgruppe in Kindertagesbetreuung
sind, andere nehmen vor allem Einfluss auf die Ausgaben je Kind (VZA). Im Folgenden wird daher ein
Uberblick iiber wesentliche Faktoren gegeben, die Auswirkungen auf das Ausgabenniveau insgesamt

bzw. je Kind haben.

3.4.1 Betreuungsquoten

Die Anzahl der Kinder in Kinderbetreuung spielt bei den Gesamtausgaben eine zentrale Rolle. Die

Betreuungsquoten driicken aus, welcher Anteil der Kinder einer bestimmten Ziel- bzw. Altersgruppe
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daran partizipiert. Es liegt nahe anzunehmen, dass héhere Betreuungsquoten auch mit hoheren Aus-

gaben einhergehen, wenngleich dies je nach Kennziffer in unterschiedlichem MaBe geschieht.

Abbildung 39 zeigt die Betreuungsquoten differenziert nach den unter Dreijahrigen, den Drei- bis
Sechsjahrigen sowie den Schulkindern bis zum Alter von elf Jahren. Wéhrend die Lander bei den Drei-
bis Sechsjahrigen relativ nahe beieinander liegen, differieren die Quoten sowohl bei den Schulkindern

als auch insbesondere bei den unter Dreijahrigen.
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Abbildung 39: Betreuungsquoten nach Landern und Altersgruppen

Von den drei- bis sechsjahrigen Kindern sind durchgangig deutlich Giber 90 % in Kinderbetreuungs-
einrichtungen. Dennoch sind auch hier Unterschiede erkennbar: Wahrend die Quote in Bremen bei 91 %
liegt, sind es in Hamburg 98 %. Deutlich geringere Werte werden bei den unter Dreijahrigen erreicht,
deren Quoten zwischen 26 % in Nordrhein-Westfalen und 58 % in Sachsen-Anhalt schwanken, wobei
sich mehr oder weniger eine Dreiteilung erkennen lasst: Die ostdeutschen Flachenlander liegen durch-
gangig bei Werten von iiber 50 %, die westdeutschen Flachenlander hochstens bei Werten von 31 %
in Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz. Die Stadtstaaten Berlin und Hamburg verzeichnen Werte
zwischen 43 % und 46 %.

Von den Schulkindern gehen in den ostdeutschen Flachenlandern zwischen 67 % und 85 % in Kin-
derbetreuungseinrichtungen (Ausnahme: Thiiringen mit 1 %). In den westdeutschen Landern sind es
bis zu 17,6 % in Bayern. Bei den Betreuungsquoten der Schulkinder ist allerdings zu beachten, dass es
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mit den Ganztagsschulen eine potenzielle Alternative gibt, sodass deren Betreuungsquote nicht unab-
hangig von dem Anteil an Schiilerinnen und Schiilern gesehen werden kann, die Ganztagsschulen be-
suchen. Letztere sind kostentechnisch allerdings im Schulsystem verbucht. Geht man von einer kom-
plementaren Situation aus, dann ist zu erwarten, dass Lander mit hohen Betreuungsquoten von Schul-
kindern im Kinderbetreuungssystem mit geringen Quoten an Ganztagsschiiler/innen einhergehen — und
umgekehrt (siehe hierzu aktuell Bock-Famulla/Lange/Strunz 2015). Auch wenn diese Unterschiede dazu
flihren, dass die Kosten entweder im Schul- oder im Kinderbetreuungssystem veranschlagt werden —
und somit nicht unkommentiert verglichen werden sollten bzw. die damit verbundenen Unterschiede
u.U. bei der Einschatzung von Finanzkennziffern angemessen beriicksichtigt werden sollten — hat die
GroBenordnung der im Kinderbetreuungssystem betreuten Schulkinder Auswirkungen auf die Gesamt-
ausgaben fiir das Kinderbetreuungssystem und indirekt moglicherweise auch auf die Ausgaben je Kind
(VZA).

Setzt man die Betreuungsquoten wiederum in Relation zur wirtschaftlichen Situation der Lander,
gemessen am BIP je Einwohner/in, zeigt sich ein differenziertes Bild (siehe ausfihrlich Kapitel 6.2.5.2
im Anhang). Wahrend die Betreuungsquoten bei den unter Dreijahrigen relativ deutlich negativ mit der
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit korrelieren, zeigt sich bei den Drei- bis Sechsjahrigen kein Zusam-

menhang.

3.4.2 Zeitliche Nutzungsstruktur

Abbildung 40 fasst die zeitliche Nutzungsstruktur im Jahr 2015, differenziert nach Kindertagesein-
richtung und Kindertagespflege, zusammen. Sie verdeutlicht einerseits, dass in fast allen Landern er-
hebliche Unterschiede in der zeitlichen Inanspruchnahme zwischen Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege bestehen, und andererseits die betrachtlichen Unterschiede in den Nutzungsstrukturen
in beiden Formen zwischen den 16 Landern. Da sich auch bei den anderen Merkmalen (U3, 3- bis 6-
Jahrige, Hort) erhebliche Unterschiede zwischen den Landern zeigen, ist es u.E. angemessen — um nicht
zu sagen: zwingend — eine Ausgabenkennziffer zu entwickeln, die diese Unterschiede angemessen be-
ricksichtigt. Aus diesem Grund wurde weiter oben ein (ggf. erstes und ausbaufahiges) Konzept fiir die

Berechnung von Kosten je Kind auf der Grundlage von vollzeitdquivalenten Kinderzahlen berechnet.
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Abbildung 40: Zeitliche Nutzungsstruktur in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege in den Ldndern 2015
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3.4.3 Personalschliissel

Ein zentraler Einflussfaktor auf die Ausgaben je Kind sind die von den Landern festgesetzten Perso-
nalschliissel. Der Personalschliissel ist eine rechnerische GroBe, er stellt i.d.R die (vollzeitaquivalente)
Zahl der Kinder der in Vollzeitaquivalente umgerechnete Zahl der Beschéftigten in den Einrichtungen
gegenliber. Der Personalschliissel nimmt dadurch unmittelbar Einfluss auf die Fachkraft-Kind-Relation.
Je geringer die Zahl der Kinder ist, die in einem Land von einer Fachkraft betreut werden soll, desto
mehr Erzieher/innen bzw. Fachkrafte miissen bei gegebener Kinderzahl eingestellt werden. Die fol-
gende Tabelle 8 gibt einen Uberblick iiber die fiir die einzelnen Lander vom Statistischen Bundesamt

(2015¢) festgelegten Werte, bezogen auf die verschiedenen Altersgruppen.

Bei den unter Dreijahrigen schwankt die Zahl an Kindern je Fachkraft zwischen 2,9 in Baden-Wiirt-
temberg und 6,0 in Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt. In den drei letztgenannten Landern hat
eine Fachkraft somit mehr als doppelt so viele Kinder zu betreuen wie in Baden-Wiirttemberg. Bei den
Gruppen mit ausschlieBlich drei- bis sechsjahrigen Kindern schwanken die Werte zwischen 7,0 in Ba-
den-Wiirttemberg und 13,2 in Mecklenburg-Vorpommern. Unterschiedlich ist die Praxis in den Landern,
wie viele Kinder in altersiibergreifenden Gruppen auf eine Fachkraft kommen sollen. Wahrend die
Werte zwischen 7,0 in Baden-Wiirttemberg und 12,4 in Mecklenburg-Vorpommern variieren, zeigt sich
eine sehr unterschiedliche Differenzierung im Verhaltnis zu den Fachkraft-Kind-Schliisseln der Drei- bis
Sechsjahrigen. Einige Lander, wie etwa Baden-Wiirttemberg und Hamburg, nehmen keine Veranderun-
gen vor, wahrend der Schliissel in einigen Landern sogar gréBer ist (z.B. Berlin, Bremen und Saarland),
obwohl jiingere Kinder tendenziell mehr Betreuung bendtigen als altere. In der Mehrzahl der Lander
missen Fachkrafte in altersgruppeniibergreifenden Gruppen weniger Kinder betreuen, so z.B. in Bay-

ern, Brandenburg, Hessen oder Nordrhein-Westfalen.
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Altersgruppen- Altersgruppen-
. Gruppe mit Gruppe mit | Altersgruppen- | . grupp Ubergreifende
Gruppe mit |, . . . . . . iibergreifende .
) Kindern im Alter| Kindern im Alter| Gbergreifende . Gruppe mit
Land Kindern unter . . . Gruppe mit )
von 3 Jahren bis | von 2 Jahren bis |  Gruppe mit . .| Kindern von 0
3 Jahren . Kindern von 0 bis .
zur Schule zur Schule Schulkindern Jahren bis zur
unter 4 Jahre
Schule
BW 2,9 7,0 7,0 6,3 3,1 4,9
BY 3,6 8,4 8,2 8,0 3,8 5.9
BE 55 8,1 8,4 - 6,0 7.4
BB 6,0 10,8 10,3 10,0 7,1 9,2
HB 3,1 7,1 7,5 5,6 3,1 4,8
HH 4,6 78 7.8 7,0 49 6,3
HE 3,6 9,0 8,5 8,2 3,8 6,3
MV 5,7 13,2 12,4 12,0 6,8 10,8
NI 3,7 1 7,5 6,5 3,9 5.2
NW 3,4 8,3 7,2 7,5 3,7 5.6
RP 3,4 8,2 7,6 7,0 4,2 5.8
SL 3,4 8,8 9,1 11,1 3,8 5,6
SN 6,0 12,2 11,3 11,0 7,3 10,0
ST 6,0 11,2 10,3 9,6 7,3 9,1
SH 3,5 7,9 1,7 7,5 3,6 5.3
TH 5,0 10,5 9,6 11,8 71 8,8
D 41 8,6 1,7 7,5 4,2 6,1
Quelle: TU Dortmund

Tabelle 8: Personalschliissel in den Landern nach Altersgruppe 201570

3.4.4 Qualifikationsstruktur des Personals

Da die Einstufung des Personals in die unterschiedlichen Gehaltskategorien sich im Wesentlichen,

wenn auch nicht ausschlieBlich, an der Qualifikation der Mitarbeiter/innen ausrichtet, hat — neben der

Altersstruktur (siehe Kapitel 3.4.5) — die Qualifikationsstruktur einen relevanten Einfluss auf die Hohe

der Personalkosten. Abbildung 41 zeigt die Qualifikationsstruktur des Kita-Personals in den einzelnen

Landern sowie im Bundesdurchschnitt. Deutlich wird zwar einerseits, dass gelernte Erzieher/innen und

Heilpadagog/innen den (iberwiegenden Anteil der Beschaftigten in allen Landern ausmachen, die An-

teilswerte aber erheblich variieren. Haben in Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern 90 % der

Beschaftigten einen Abschluss als Erzieher/in oder Heilpadagoge/in — in den anderen ostdeutschen Fla-

chenlandern ist der Anteil nur etwas geringer —, sind es ist den westdeutschen Landern zwischen 49 %

(Bayern) und 73 % (Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz). In Bremen, Hamburg, Hessen und Sach-

sen haben (fast) 10 % einen Hochschulabschluss.

70 zum Zeitpunkt der Erstellung der Studie (bis einschlieBlich Juli 2016) lagen keine Daten zu den Personalschliisseln bezo-
gen auf reine Schulkindergruppen fiir das Jahr 2015 vor. Legt man die Werte fiir das Jahr 2014 zugrunde, dann schwan-
ken diese um die Werte fiir die Gruppe der drei- bis sechsjahrigen Kinder.
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Qualifikationsstruktur des Kita-Personals 2015
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Abbildung 41: Qualifikationsstruktur des Kita-Personals in den Landern (2014)

Haben in Ostdeutschland deutlich unter 10 % der Beschaftigten einen Abschluss unterhalb der Er-
zieher/innen-Qualifikation, sind es in den westdeutschen Landern in aller Regel deutlich iiber 20 % und

in Einzelfallen auch Uber 45 %.

3.4.5 Altersstruktur des Personal

Neben der im vorhergehenden Abschnitt dargestellten Qualifikationsstruktur ist auch die Alters-
struktur des Personals ein wichtiger Einflussfaktor auf die Kosten des Kinderbetreuungssystems. Je alter
das Personal einer Einrichtung bzw. in einem Land, desto hoher sind die damit verbundenen Personal-
kosten. Dies gilt insbesondere, da die Personalkosten teilweise tiber 70 %, u.U. auch 80 %, der Ausga-
ben ausmachen. Auch wenn die Gehaltsstruktur durch die Umstellung von BAT auf TVAD bzw. TVéD
SUE heute nicht mehr ganz so strikt nach dem Alter verlduft, ist ein entsprechender Nexus unvermeid-
bar. Die Verglitung nach Stufe 5 setzt zwingend eine gewisse Berufserfahrung voraus, was allerdings
dazu fiihrt, dass die héchste Gehaltsstufe (iber einen langeren Zeitraum gezahlt wird.

Abbildung 42 zeigt die Altersstruktur des Kita-Personals in den einzelnen Landern sowie im Bun-
desdurchschnitt. Wahrend in Sachsen z.B. 15 % 55 Jahre und élter sind, sind es in Berlin fast 30 %. Auf
der anderen Seite sind in Brandenburg gerade einmal 13 % unter 35 Jahre alt, in Nordrhein-Westfalen
und Sachsen iiber 20 % und damit fast 10 % mehr.
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Abbildung 42: Altersstruktur des Personals in Kindertageseinrichtungen in den Landern




www.fibs.eu

3.4.6 Trégerstruktur

Auch die Tragerstrukturen kénnen Einfluss auf die (6ffentlichen) Kosten je Kind haben, wenn z.B.
freie Trager Zuwendungen erhalten, die einen geringen Anteil der Kosten abdecken als bei 6ffentlichen
Einrichtungen. Wie voranstehend dargestellt, ist dies in einigen Landern, wie etwa Baden-Wiirttem-
berg, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz der Fall. Damit gehen entweder hohere Elternbeitrdge
oder Tragereigenanteile einher. Abbildung 43 zeigt, dass 6ffentliche und freie Trager den ,Markt" der
Kinderbetreuung in den meisten Landern unter sich aufteilen, da die privat-gewerblichen Trager meist
einen geringen Anteil von bis zu 2 %, vereinzelt auch bis zu 4 % haben. Lediglich in Hamburg wird
jeder achte Kita-Platz von einem privat-gewerblichen Anbieter gestellt; gleichzeitig ist der Anteil an
offentlichen Tragern mit 0,6 % marginal.

In allen anderen Landern haben die éffentlichen Trager einen Anteil zwischen 16,5 % in Mecklen-
burg-Vorpommern und 55 % in Brandenburg. In der Regel geht die Mehrzahl der Kinder in Einrichtun-
gen von freien Tragern; eine weitere Ausnahme neben Brandenburg ist Sachsen-Anhalt.

Verteilung der Kinder in Kindertageseinrichtungen nach Art des Tragers
(AIIeAItersgruppen 2015)
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Abbildung 43: Verteilung der Kinder in Kindertagesbetreuung nach Tragerstruktur

3.4.7 Ausgaben je Erzieher/in

In einem abschlieBenden Schritt werden die Gesamtausgaben auf die Anzahl der Erzieher/innen

umgerechnet, um einen Eindruck tber die unterschiedliche Ausgabenstruktur im Verhaltnis zur Zahl der
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Beschéftigten zu erhalten. Tabelle 9 fasst die Ergebnisse zusammen und verdeutlicht, dass die Ausga-
ben in den meisten Landern zwischen 55.700 Euro (Bremen) und 70.000 Euro (Saarland) schwanken.
Diese Messzahl ist dabei nicht identisch mit den durchschnittlichen Gehaltskosten, sondern umfasst
auch die Sach- und Investitionskosten. Insofern kénnen unterschiedliche Faktoren hierauf Einfluss neh-

men, z.B. der Umfang des Kita-Ausbaus im Jahr 2015, der Anteil der sonstigen Betriebskosten etc.

Ergdnzend werden zudem die Finanzierungsbetrage verschiedener Finanziers auf die Ausgaben je
Erzieher/in umgerechnet. Auch hier zeigen sich erhebliche Unterschiede. Beispielhaft wurden die EI-
ternbeitrage auf die Kosten je Erzieher/in umgerechnet, wobei sich sehr groBe Unterschiede im Finan-
zierungsanteil zeigen. Wahrend die Elternbeitrage in Rheinland-Pfalz nur 5 % der Ausgaben je Erzie-
her/in ausmachen, sind es in Mecklenburg-Vorpommern 25 %. Diese Werte passen zu den Betrachtun-

gen weiter oben hinsichtlich der Verteilung der Gesamtausgaben.

Anzahl . |Ausgaben der|Ausgaben der | Elternbeitrage Anteil
gt Ausgaben je - . . , -
Beschaft_!gte Beschaftigen Lander je | Kommunen je je Elternbeitrage
in VZA Beschiftige/n | Beschaftige/n | Beschaftige/n | an Gehalt

BW 63.239 56.482 18.797 24.445 9.045 16%
BY 66.441 61.081 26.054 23.877 8.758 14%
BE 22.975 59.674 50.745 4.690 8%
BB 15.205 65.630 17.275 34.588 11.588 18%
HB 3.717 55.708 48.871 2.784 5%
HH 10.389 64.527 59.179 5.062 8%
HE 35.889 60.121 12.000 33.542 10.143 17%
MV 9.825 53.304 18.607 19.425 13.423 25%
NI 37.826 61.900 14.493 31.737 9.167 15%
NW 87.307 65.589 26.604 26.351 6.662 10%
RP 23.191 59.804 22.49 27.871 2.968 5%
SL 4.993 69.744 16.855 33.018 10.826 16%
SN 26.288 63.490 18.834 27.861 12.596 20%
ST 13.876 57.302 18.193 26.910 11.016 19%
SH 14.055 67.025 13.181 32.426 13.125 20%
TH 13.015 57.823 16.596 27.236 8.902 15%
DE 448.231 61.430 23.166 25.168 8.550 14%

Anmerkung: 1) Landesausgaben in BW einschl. der allgemeinen Zuweisungen des Landes an die Kommunen
Quelle: Eigene Berechnungen des FiBS nach Statistischem Bundesamt, Tabellenanhang zum Bildungsfinanzbericht 2014

Tabelle 9: Ausgaben je Erzieher/in in den Landern

3.5 Methodische Anmerkungen

Bei den Ausfiihrungen in diesem Kapitel wurde auf Daten der der Jahresrechnungsstatistik sowie
des Bildungsbudgets zuriickgegriffen, wodurch sich — aufgrund partiell unterschiedlicher statistischer

Quellen bzw. Abgrenzungen — Abweichungen bei den konkret ausgewiesenen Ausgabenbetragen er-
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geben (siehe hierzu auch Kolvenbach 2010). Das Heranziehen beider Statistiken ist sinnvoll und not-
wendig, um ein mdglichst vollstandiges und differenziertes Bild einerseits (iber die 6ffentlichen Ausga-
ben und Einnahmen im Kontext der Kindertagesbetreuung, und andererseits zur Finanzierung der Kin-
dertagesbetreuung insgesamt, d.h. einschlieBlich der privaten Ausgaben bzw. Beitrdge, zu erhalten.
Die Darstellung soll dabei sowohl bundesweite als auch landerspezifische Daten zu den &ffentlichen

und privaten Ausgaben fiir die Kinderbetreuung bereitstellen.

Die Jahresrechnungsstatistik weist die Ausgaben und Einnahmen der Kinder- und Jugendhilfe auf
der Grundlage der Veranschlagung der Ausgaben und Einnahmen der Haushalte von Bund, Landern
und Kommunen aus. Dabei werden die Finanzverflechtungen zwischen den unterschiedlichen Ebenen
dadurch beriicksichtigt, dass die Zahlungen der Lander an die Kommunen aus den Ausgaben der Kom-

IM

munen herausgerechnet und somit nur die , Grundmittel” ausgewiesen werden. D.h. die Jahresrech-

nungsstatistik gibt den Nettobeitrag der jeweiligen Ebene an.

Ausgewiesen werden die Ausgaben, die in den 6ffentlichen Haushalten unter den einschlagigen
Haushaltskennziffern veranschlagt werden, was dazu fiihrt, dass die in einigen Landern Giber den Kom-
munalen Finanzausgleich (insbesondere in Baden-Wiirttemberg und Thiiringen) fiir den frithkindlichen
Bereich vorgesehene Mittel nicht immer vollstandig ausgewiesen werden. So steigen die (ausgewiese-
nen) Kinderbetreuungsausgaben des Landes Baden-Wiirttemberg zwischen 2011 und 2012 sprunghaft
von 600 Mio. Euro auf 1,0 Mrd. Euro an. Blieben diese den Kommunen auf anderen Wegen vom Land
explizit zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung zur Verfiigung gestellten Mittel unberticksichtigt,
wiirden die tatsachlichen Ausgaben insgesamt, wie insbesondere auch die Ausgaben je Kind, systema-
tisch unterschatzt. In der Folge wiirde im Rahmen von Landervergleichen der Eindruck vermittelt, dass
ein Land scheinbar unterproportional Mittel fiir den friihkindlichen Bereich bereitstellt, obwohl die tat-

sachlichen Aufwendungen hoher sind.”1

Die Jahresrechnungsstatistik weist die Ausgaben und Einnahmen der 6ffentlichen Haushalte diffe-
renziert nach Ausgaben- und Einnahmearten aus, sodass auf dieser Grundlage die Anteile der Perso-
nal-, Sachmittel- und Investitionsausgaben ebenso ermittelt werden konnen wie die den 6ffentlichen
Haushalten zuflieBenden Elternbeitrage und sonstigen Einnahmen von Dritten. Da hierbei allerdings
nur die Ausgaben und Einnahmen erfasst und ausgewiesen werden, die in den 6ffentlichen Haushalten
anfallen, werden die Tragereigenanteile wie auch die Elternbeitragseinnahmen der freien Trager nicht
bzw. nur dann erfasst, wenn sie von 6ffentlichen Kassen vereinnahmt werden, wie dies z.B. in Nord-

rhein-Westfalen der Fall ist. In der Praxis gibt es somit eine Zweiteilung: Die Tragereigenanteile, die die

7 Fiir Thiiringen scheint dieses Problem indes nicht zu bestehen. Der Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass
die in Thiiringen iiber den KFA vom Land an die Kommunen {ibertragenen Mittel als Schliisselzuweisungen erfolgen und
von den Kommunen nicht zweckgebunden fiir den friihkindlichen Bereich ausgegeben werden miissen (siehe hierzu das
Schreiben des Thiiringer Ministeriums fiir Inneres und Kommunales vom 22. Dezember 2015). Es ist daher nicht ausge-
schlossen, dass der Landesfinanzierungsanteil in Thiiringen iiberh6ht ausgewiesen wird.
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Kommunen als Trager von Kindertageseinrichtungen erbringen miissen, werden erfasst, die der freien
Trager hingegen nicht. Ahnlich bei den Elternbeitragen: Die Beitragseinnahmen der freien Trager wer-
den i.d.R. nicht, in Ausnahmefallen aber doch erfasst (siehe Hinweis zu Nordrhein-Westfalen), z.B.
wenn die Elternbeitrage fiir die Kindertagespflege, wie in Berlin, von den Jugendamtern vereinnahmt
werden.

Ein groBer Vorteil der Jahresrechnungsstatistik ist zudem, dass die Daten fiir einen langen Zeitraum,
zum Teil ab 1975 vorliegen, ein Nachteil, dass die Daten nicht nach den Ausgaben fiir unterschiedliche
Bereiche der Kindertagesbetreuung (U3-Bereich, Kindergarten und Schulkinder) differenziert werden

konnen.

Einen Teil dieser Liicken versucht der Bildungsfinanzbericht, der auf der Jahresrechnungsstatistik
aufbaut und diese durch Daten aus anderen Quellen erganzt, zu schlieBen. Hierzu wird zum Teil auf
Sondererhebungen zuriickgegriffen, die z.B. die Ausgaben und Einnahmen der freien Trager erheben
und dabei auch versuchen, differenziertere Informationen, z.B. hinsichtlich der Ausgaben und Einnah-
men fiir die Teilbereiche der Kindertagesbetreuung, zu erhalten (Statistisches Bundesamt 2012). Auf-
grund des begrenzten Riicklaufs in dieser Erhebung liegen zwar fiir das Bundesgebiet (weitgehend)
reprasentative Daten vor, nicht aber fir die einzelnen Bundeslander. Gleichwohl ist diese Studie eine
wichtige und wesentliche Grundlage fiir die Erfassung und den Ausweis der Kinderbetreuungsausgaben
im Rahmen der Bildungsfinanzstatistik. Sie ermdglicht zudem eine Anndherung an differenzierte Aus-

gabenbetrachtungen fiir den U3- und den Kindergartenbereich.

Diese Unterschiede fiihren somit dazu, dass die methodischen Grundlagen der vorliegenden Daten
nicht identisch und damit auch deren Ergebnisse nicht deckungsgleich sind. Im Rahmen der Jahresrech-
nungsstatistik werden die Eigenleistungen der Trager nicht erfasst, da es sich dabei nicht um Einnah-
men oder Ausgaben, sondern um Eigenleistungen handelt, die sich in Differenzen zwischen tatsachli-

chen Ausgaben und Einnahmen widerspiegeln.

Wenn es also in dieser Studie darum geht, ein méglichst vollstandiges und differenziertes Bild der
Kinderbetreuungsausgaben im Bundesgebiet wie auch in den Landern bis zum aktuellen Rand zu er-
halten, dann miissen verschiedene Informationen miteinander verbunden und verzahnt werden. Dies

erfolgt sukzessiv und unter Beachtung gréBtmaéglicher Transparenz. 72

Um ein mdglichst vollstandiges Bild der Kinderbetreuungsausgaben und deren Entwicklung iiber die

letzten Jahre sowie inshbesondere am aktuellen Rand zu erhalten, werden neben den beiden genannten

72 Der Form halber sei darauf hingewiesen, dass damit aber auch das Risiko einhergeht, dass die hier prasentierten Daten
nicht immer und nicht automatisch mit anderen Informationen iibereinstimmen miissen. Dies gilt insbesondere, wenn in
spateren Abschnitten Daten der TU Dortmund hinsichtlich der Elternbeitrage zugespielt und eigene (explorative) Berech-
nungen zu den Tragereigenanteilen vorgenommen werden.
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Statistiken des Statistischen Bundesamtes eigenberechnete Daten der TU Dortmund zu den Elternbei-
tragen hinzugefiigt.”3 In einem erganzenden Schritt wird ferner versucht, die Liicke hinsichtlich der
Tragereigenanteile in den Landern ansatz- bzw. ndherungsweise zu schlieBen, indem eigene Berech-
nungen auf Grundlage der vorliegenden Informationen erfolgen. Auf dieser Grundlage werden exemp-
larisch und explorativ die Gesamtkosten fiir die Finanzierung der Kindertagesbetreuungssystem in

Deutschland ermittelt.

73 Wir bedanken uns an dieser Stelle bei Herr Dr. Mathias Schilling und seinen Mitarbeiter/innen nicht nur fiir die Zurver-
flgungstellung dieser Daten, sondern auch fiir weitergehende Unterstiitzung bei der Bereitstellung und Aufbereitung
von differenzierten statistischen Daten.
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4. Volkswirtschaftliche Rendite qualitativ verbesserter Kindertagesbetreuung

4.1 Einfiihrung und Ausgangslage

Die im Folgenden inshesondere zu beantwortende Frage lautet: Ist der Besuch von , besseren”, also
qualitativ hochwertigeren Kinderbetreuungseinrichtungen mit positiveren Effekten auf die Entwicklung
eines Kindes verbunden als der Besuch von weniger guten. Mit anderen Worten: Lassen sich iber die
reinen ,Besuchseffekte” hinausgehende Wirkungen identifizieren und ggf. quantifizieren? Und wenn
ja, welche Effekte lassen sich identifizieren und wie stark sind sie? Lohnt es sich, in hdherwertige Kin-

derbetreuung zu investieren?

Betrachtet man die empirische Literatur, dann lassen sich drei Arten von Studien bzw. Fragestellun-

gen unterscheiden:

— Studien, die untersuchen, ob der Besuch von Kindertageseinrichtungen mit Effekten verbunden ist,
die sich von denen unterscheiden, die sich bei Kindern beobachten lassen, die keine Kindertages-

einrichtung besucht haben bzw. besuchen

— Studien, die untersuchen, welche Wirkungen sog. Mindestqualitaten haben, d.h. ob die Unter- bzw.
Uberschreitung bestimmter Qualititsstandards ungiinstigere bzw. positivere Effekte auf die kindli-

che Entwicklung hat

— Studien, die sich der Frage annehmen, ob sich Effekte von qualitativ besserer Kindertagesbetreuung

im Vergleich zu nicht (ganz) so guter Kindertagesbetreuung identifizieren lassen

Auch wenn die vorstehende Auflistung eine klare Differenzierung zwischen diesen drei Fragestel-
lungen suggeriert, ist in der Praxis zu beobachten, dass die Trennung nicht ganz so eindeutig ist. Dies
liegt auch daran, dass die Anforderungen an entsprechende Studien relativ hoch sind: So miissen ei-
nerseits Informationen zur Qualitat von Kindertageseinrichtungen vorliegen und gleichzeitig Informati-
onen zur Entwicklung von Kindern, die diese Einrichtungen zu diesem Zeitpunkt besucht haben, iiber
eine zumindest langere Periode. Werden zudem langere Zeithorizonte betrachtet, muss, strenggenom-
men, auch fiir die Qualitat der nachfolgenden Bildungseinrichtungen kontrolliert werden, um zu ein-

deutigen Befunden zu kommen, die wissenschaftlichen Anforderungen geniigen. 74

74 In der wissenschaftlichen Literatur wird das experimentelle Design als sog. , Goldstandard” angesehen. Dies bedeutet,
dass Kinder, die sich in wesentlichen Merkmalen (sozio-6konomischer Hintergrund, Geschlecht, Alter, kognitive/non-
kognitive Fahigkeiten) in der Ausgangssituation dhneln (idealiter eineiige Zwillinge) durch ein Losverfahren in die
Gruppe derjenigen, die am Experiment teilnehmen, und eine Kontrollgruppe, die nicht am Experiment teilnehmen, son-
dern einen davon unbeeinflussten Lebensweg nehmen, getrennt werden. Fiir beide Gruppen werden nun iiber den Be-
trachtungshorizont die gewlinschten Informationen gesammelt und anschlieBend ausgewertet. Es gibt wissenschaftliche
Strange, die nur diese Art von Studien als ausreichend valide ansehen, um zu wissenschaftlich fundierten Aussagen zu
gelangen. Die alleinige Heranziehung solcher Studien wiirde allerdings dazu fiihren, dass nur in sehr wenigen Fallen der
Politik Informationen bereitgestellt werden kénnen, die ihr bei der Entscheidung, welche MaBnahme ergriffen werden
sollen, helfen.
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In den folgenden Abschnitten wird soweit moglich danach differenziert, auf welche der drei Frage-
stellungen sich die jeweilige Studie bezieht. Analytisch ist es dabei sinnvoll, alle drei Fragen zu behan-
deln, da angesichts des derzeit erreichten Aushaustands ein weiterer quantitativer Ausbau bedeuten
wiirde, dass Kindern die Partizipation an friihkindlicher Bildung ermdglicht wiirde, die bisher keine
Madglichkeit dazu haben; dies betrifft im U3-Bereich insbesondere Kinder aus bildungsbenachteiligten
Familien, aus Familien mit Migrationshintergrund und nicht zuletzt auch Kinder mit Fluchthintergrund.
Ein qualitativer Ausbau kann auf unterschiedlichen Stufen ansetzen. Der NUBBEK-Studie (Tietze et al.
2013) folgend, ist das Qualitatsniveau in Deutschland sehr unterschiedlich: Weniger als zehn Prozent
der untersuchten Einrichtungen bieten eine gute bis sehr gute Prozessqualitdt und zum Teil deutlich

mehr als zehn Prozent — mit Ausnahme der Tagespflege — bieten eine unzureichende Qualitat (S. 143).

Begonnen wird dieses Kapitel mit einer kurzen einfiihrenden Darstellung zu Kosten-Nutzen-Studien
und deren Grundiiberlegungen und methodischen Anforderungen (Kapitel 4.2). AnschlieBend werden
die vorliegenden empirischen Befunde referiert (Kapitel 4.3). Kapitel 4.4 (iberfiihrt diese empirischen
Befunde in eigene Berechnungen zu den Kosten und Ertragen von Qualitatsverbesserungen in der friih-

kindlichen Bildung und Betreuung in Deutschland.

4.2  Grundlagen von Kosten- und Ertragsrechnungen in der friihkindlichen Bildung

4.2.1 Kosten-Nutzen-Analysen zu friihkindlicher Bildung

Eine Kosten-Nutzen-Analyse im Bildungsbereich untersucht, welche Kosten und welche Nutzen bzw.
Ertrdge mit padagogischen MaBnahmen verbunden sind. Auch wenn sich empirische Kosten-Nutzen-
Analysen nur auf in der Vergangenheit umgesetzte MaBnahmen beziehen kénnen, werden sie in der
Praxis haufig ex-ante eingesetzt, um die mit vorgesehenen MaBnahmen verbundenen, zu erwartenden
Kosten und Nutzen bestimmen zu kénnen. Fiir den frithkindlichen Bereich liegen sowohl empirische
Untersuchungen als auch prognostische Untersuchungen vor, allerdings — wie fiir den gesamten Bil-
dungsbereich —in sehr geringer Zahl und bezogen auf sehr spezielle Félle. So wurde z.B. in Deutschland
untersucht, welche Kosten und Nutzen mit dem quantitativen Ausbau des Krippenbereichs verbunden
sind (Dohmen 2007, 2011; Dohmen/Henke 2011; Schilling/Rauschenbach 2007).

Dariiber hinaus analysierte Dohmen (2005, 2009) abstrakt die mit der Einflihrung eines Giitesiegels
verbundenen Kosten und Ertrdge, einschlieBlich der Effekte bei einzelnen Kostentragern (z.B. Kinderta-
geseinrichtungen, Kommunen, Land oder Eltern) bzw. Nutzenempfangern (wiederum Einrichtungen

bzw. Trager, Kommunen, Land, Bund, Eltern oder Unternehmen etc.).

Davon unabhéngig ist allerdings auch zu konstatieren, dass ein Teil der Ergebnisse durch verbesserte statistische Verfah-
ren abgeschwacht oder auch statistisch nicht mehr hinreichend signifikant wurde.
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Aus der Differenz zwischen beiden GréBen, d.h. zwischen den Kosten und den Ertragen, lasst sich
ablesen, wie die Netto-Bilanz der vorgesehenen bzw. untersuchten MaBnahme ausfallt. Die Netto-Bi-
lanz einzelner Kostentrager oder NutznieBer ist wichtig, da mit der Verteilung der jeweiligen Kosten
und Nutzen unmittelbar auch Anreizmechanismen verbunden sind, da haufig nur derjenige Geld fiir
einen Ausbau der friihkindlichen Bildung und Betreuung, die Verbesserung der Qualitat der Kinderta-
gesbetreuung oder auch die Einfiihrung eines Zertifizierungs- oder Giitesiegelsystems ausgeben wird,

der mindestens einen gleichhohen (subjektiven) Nutzen daraus zieht.

Die u.W. einzige foderal differenzierte Untersuchung zu den Effekten friihkindlicher Bildung in
Deutschland ist Dohmen (2011), der zu dem Ergebnis kommt, dass aufgrund der unterschiedlichen Ver-
teilung der Finanzierungslasten und der Einnahmen Bund, Lander und Kommunen sehr unterschiedlich
von ihren jeweiligen Bildungsinvestitionen profitieren. Aufgrund ihres hohen Finanzierungsanteils sind
insbesondere die Kommunen unterproportional NutznieBer, wahrend der Bund und insbesondere die

Sozialversicherungen iiberproportional begiinstigt werden.
4.2.2 Kosten und Nutzen in der friihkindlichen Bildung

4.2.2.1 Die Kosten friihkindlicher Bildung

Die wesentlichen Kosten fiir einen quantitativen und/oder qualitativen Ausbau des friihkindlichen
Bildungssystems ergeben sich aus laufenden und investiven Kosten, die ihrerseits von verschiedenen
Faktoren beeinflusst werden. Die Ausfiihrungen in Kapitel 3 haben gezeigt, dass sich die Ausgaben fiir
die friihkindliche Bildung und Erziehung in Deutschland in den vergangenen Jahren deutlich erhoht
haben, was zu einem ganz wesentlichen Anteil auf den Ausbau des U3-Bereichs zuriickzufiihren ist.
Eine darauf aufbauende Betrachtung, die derzeit allerdings nur bis 2011 vorliegt, zeigt, dass insbeson-
dere die Investitionskosten (iberproportional im Verhaltnis zu den beiden anderen Kostenarten ange-
stiegen sind, was durch den Aufbau von neuen Einrichtungen erklarbar ist. In einigen Landern ist der
Anteil der investiven Ausgaben auf bis zu 30 % angestiegen. Unter den laufenden Ausgaben sind die
Personalkosten der zentrale Posten; in den allermeisten Landern machen sie rund 80 % der laufenden
Kosten aus, in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt sind es 70 %.7> Entsprechende Anteils-
werte sind im Bildungsbereich nicht ungewdéhnlich; allerdings ist dieses Ergebnis auch dadurch bedingt,
dass Sachkosten am einfachsten gekiirzt oder gestrichen werden (kénnen), da es sich nicht um gleich-
ermaBen verpflichtende bzw. vertraglich gebundene Zahlungen handelt, wie Personalausgaben. Einige
Lander legen fiir die Bemessung der Sachkosten auch Anteilswerte im Verhaltnis zu den Personalaus-

gaben fest (z.B. das Saarland).

75 Lediglich in Berlin und Hamburg zeigen sich strukturbedingt andere Werte. Da es sich um Entgeltsysteme handelt, in
denen die Zuweisungen nicht danach differenziert werden, ob sie sich auf Personal- oder Sachkosten beziehen, handelt
es sich formal um Sachmittel.
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Welche Kosten nun zusatzlich im Rahmen einer Kosten-Nutzen-Berechnung zu beriicksichtigen sind,
hangt von der Art der betrachteten MaBnahme und deren Zielsetzung ab. Soll beispielsweise der Per-
sonalschliissel oder die Fachkraft-Kind-Relation verbessert werden, dann fallen insbesondere Personal-
kosten an; wird z.B. die Zahl der im Personalschliissel festgelegten Kinder im U3-Bereich von vier auf
drei reduziert, dann erh6hen sich die Personalkosten um ein Drittel. Da hinsichtlich der konkreten Aus-
wirkungen aber zu beriicksichtigen ist, dass Urlaubs-, Ausfall- sowie Vor- und Nachbereitungszeiten
anfallen, ist in der Praxis mehr Personal einzustellen.”® Soweit die Sachkosten z.B. in einer festgelegten

Relation zu den Personalkosten stehen, steigen unmittelbar auch die damit verbundenen Ausgaben an.

Hohere Personalkosten fallen zudem dann an, wenn ein weiterer quantitativer Ausbau des U3-Be-
reiches erfolgen wiirde, z.B. zur Erreichung eines bundesdurchschnittlichen Anteils bei den unter Drei-
jahrigen auf gut 40 %, wie sich dies aus aktuellen Bedarfsanalysen (DJI 2014) ergibt, oder wenn eine
Ausweitung der durchschnittlichen Betreuungszeiten je Kind angestrebt wiirde. Auch mit Blick auf die
Einbindung von Kindern mit Fluchthintergrund ware ein quantitativer Ausbau erforderlich (siehe hierzu
die Ausfiihrungen in Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016). Im Falle eines solchen Ausbaus
waren daneben auch weitere investive Ausgaben erforderlich, um zusatzliche Betreuungskapazitaten

zu schaffen.

Betrachtet man die grundsétzlich im Raum stehenden Ansétze zur Qualitatssteigerung im friihkind-
lichen Bereich, dann sind sie in den allermeisten Féllen mit zusatzlichen Personalkosten verbunden.
Dies betrifft z.B. die Verbesserung des Personalschliissels bzw. der Fachkraft-Kind-Relation, den Ausbau
der Fachberatung, die Ausweitung von Vor- oder Nachbereitungszeiten. Andere MaBnahmen erhéhen
die ,Sachkosten”, wenn z.B. zusatzliche Mittel fir Qualifizierung und Weiterbildung vorgesehen sind.
In einem nachgelagerten Schritt kdnnen sich allerdings auch Effekte auf die Personalkosten ergeben,
wenn die Qualifizierung dazu fiihrt, dass Personen, die bisher keine passgenaue Qualifikation hatten,
sich zum/zur Erzieher/in ausbilden lassen und entsprechend der vorgesehenen Vergiitungsskalen ent-

lohnt werden missen.

Auch die Fortbildung von Tagespflegepersonen fiihrt dann — indirekt — zu hoheren Personalkosten,

wenn die damit verbundenen Kosten Gber hohere Entgeltsatze beriicksichtigt werden.

Auf einer zweiten Ebene stellt sich die Frage, wer die hoheren Kosten zu tragen hat. Im friihkindli-
chen Bereich ergibt sich die Finanzierungslast entweder aus der weiter oben dargestellten Lastvertei-
lung (siehe Kapitel 3.1 bzw. 6.2.1 im Anhang) oder aus dem Konnexitatsprinzip. Grundlegend waren

Kommunen und Lander fiir den qualitativen — oder quantitativen — Ausbau zustandig.

76 In der politischen wie wissenschaftlichen Diskussion werden unterschiedliche Parameter und GréBenordnungen zu-
grunde gelegt, die unterschiedliche Effekte auf den resultierenden Personaleinstellungsbedarf haben.
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Auch in nachgelagerten Bildungsbereichen ist u.U. mit zusatzlichen Kosten zu rechnen, wenn die
bessere friihkindliche Bildung dazu fiihrt, dass mehr junge Menschen einen mittleren Schulabschluss
oder eine Studienberechtigung erwerben und anschlieBend studieren. Die damit verbundenen Kosten
fallen insbesondere bei den Landern an, die hauptverantwortlich fiir den Schul- und Hochschulbereich
sind; partiell sind auch der Bund und die Kommunen betroffen (Statistisches Bundesamt 2015; Dohmen
2011).

4.2.2.2  Der Nutzen friihkindlicher Bildung

Von der besseren Qualitat der Kindertagesbetreuung — wie auch von einem quantitativen Ausbau —
wiirden unterschiedliche NutznieBer profitieren. Es ist daher sinnvoll, die zu erwartenden Nutzen auch
den einzelnen Begiinstigten zuzuordnen. Hierbei ist generell zwischen individuellen (privaten), gesell-
schaftlichen (sozialen) sowie fiskalischen Ertrdgen zu unterscheiden. Die gesellschaftlichen Ertrage sind
zunachst die Summe der privaten Ertrage, zuziiglich der auf staatlicher bzw. gesellschaftlicher Ebene

anfallenden Ertrage.

Das Kind ist die zentrale Person, auf die die Leistungen einer Kindertageseinrichtung ausgerichtet
sind; insoweit beginnen die folgenden Betrachtungen auch damit. Der Nutzen des Kindes aus einer

besseren Qualitat der Kindertagesbetreuung kann z.B. auf folgenden Ebenen liegen:

Kurzfristig

— unmittelbarer Partizipationsnutzen (Umgang mit anderen Kindern, hoheres Selbstwertgefihl etc.)
— hohere kognitive Leistungen

— hohere non-kognitive Fahigkeiten, z.B. besseres Sozialverhalten, Empathie etc.

— bessere Gesundheit und Erndhrung

— verbesserte Eltern-Kind-, insbesondere auch Mutter-Kind-Beziehung etc.

Mittelfristig

— eventuell friihere (vorzeitige) Einschulung oder weniger Riickstellungen

— weniger Klassenwiederholungen

— geringerer Verweis auf Sonder-/Forderschulen

— geringeres Schulabbruchrisiko bzw. hohere Abschlusswahrscheinlichkeit

— kiirzere Verweildauer im Bildungssystem

— héhere Ubergangswahrscheinlichkeit auf weiterfiihrende Bildungseinrichtungen
— besseres soziales Verhalten

Langfristig

— friihere Einkommenserzielung

— hoheres Erwerbseinkommen (netto)

— geringeres Arbeitslosigkeits- und Sozialleistungsrisiko
— eine hohere Arbeitsproduktivitat

— geringere Kriminalitatsraten

— schnellerer Ubergang in Ausbildung und Studium
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— groBeres Erwerbspersonenpotenzial und hohere Qualifikationen
— bessere Gesundheit, langere Lebenserwartung

Mit Blick auf die Frage der Effekte von hoherwertigerer Qualitat der Kindertagesbetreuung ist dabei
zu differenzieren zwischen Effekten, die sich aus dem (grundlegenden) Besuch einer Kita ergeben, und
denen, die dartiber hinaus durch hochwertige Bildungs- und Erziehungsprozesse erzielt werden kénnen.
D.h. mit Blick auf die Wirkungen der besseren Qualitat sind nur die Wirkungsunterschiede zwischen
einer guten oder sehr guten und einer weniger guten Einrichtung relevant. Vereinfacht und pointiert
formuliert: Erreicht ein Kind, das eine gute Kindertageseinrichtung besucht hat, auf einer Skala von 0
bis 100 (Kompetenz-) Punkten den Wert 90, ein anderes Kind, das eine weniger gute Einrichtung be-
sucht hat, den Wert 85 und ein Kind, das in keiner Kita gewesen ist, den Wert 80, dann ist fiir die
Abschatzung der Effekte besserer Qualitat nur die Differenz zwischen 85 und 90 von Bedeutung. An-
schlieBend ist ggf. die Frage zu stellen, was die bessere von der schlechteren Einrichtung unterscheidet

und warum sie letztlich eine bessere Qualitat anbietet.

Zu beachten ist dabei auch, dass Kinder in unterschiedlichen Familien unterschiedliche Bedingungen
des Aufwachsens vorfinden, so sind z.B. die Bildung der Mutter, 7 die berufliche Stellung der Eltern
oder das Familieneinkommen wichtige sozio-6konomische Faktoren, die — im Durchschnitt — das Leis-
tungsniveau von Kindern vollig unabhangig vom Kita-Besuch und von der Qualitat der Einrichtung be-
einflussen. Dies fiihrt dazu, dass sich die Effekte der Qualitat der Kindertagesbetreuung i.d.R. abschwa-
chen. D.h. es gilt, die , Netto"-Effekte zu identifizieren. Mit Blick auf die Ermittlung der hier im Fokus
stehenden dkonomisch relevanten bzw. fiskalischen Ertrage ist darauf hinzuweisen, dass ein Teil der in
der Ubersicht weiter oben aufgelisteten Effekte nur indirekt fiir die nachfolgenden Uberlegungen von
Bedeutung sind. Wenn sich z.B. die sprachlichen und numerischen Kompetenzen von Kindern durch
den Besuch einer hoherwertigen Kindertageseinrichtung starker verbessern als bei einer weniger guten
Einrichtung, dann flieBt dies in die nachfolgenden Berechnungen nur insoweit ein, als sich daraus dko-
nomisch bzw. fiskalisch messbare Effekte ergeben. Fiihren z.B. Kompetenzverbesserungen dazu, dass
sich der Anteil der Kinder erhoht, die vorzeitig eingeschult werden kénnen, oder sich der Anteil verrin-
gert, der zurlickgestellt werden muss, dann wird dies beriicksichtigt. Gleiches gilt etwa, wenn sich der
Anteil an Schiiler/innen reduziert, der eine Klasse wiederholen muss. In diesem Fall verringern sich die
Kosten eines/r Schiilers/in um ein Schuljahr. Dies setzt aber voraus, dass es méglich ist, den Umfang
der entsprechenden Veranderungen zu spezifizieren. Mit anderen Worten: Entweder liegen entspre-
chende Informationen aus empirischen Studien vor oder es miissen — im Rahmen eines Simulationsmo-

dells — Annahmen zu den Effektstarken getroffen werden. Hinzu kommt, dass ggf. Informationen zu

77" Die besondere Bedeutung der Bildung der Mutter wurde wiederholt in empirischen Studien nachgewiesen. Eine mogli-
che Erklarung besteht darin, dass die Bindung zwischen Mutter und Kind i.d.R. enger ist und sich Miitter meist intensiver
um das Kind kiimmern.
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den Effekten bestimmter Veranderungen vorliegen miissen, etwa dergestalt, dass bekannt ist, in wel-
chem Umfang eine Reduktion des Personalschliissels positive Effekte auf die Schiilerinnen und Schiiler
hat. Konkret ware es also wichtig zu wissen, ob sich die Fachkraft-Kind-Relation von z.B. 1:10 auf 1:9
oder von 1:7 auf 1:6 verbessert und wie stark die Effekte auf die Kompetenzentwicklung der Kinder
sind. Dies ist, wie die nachfolgenden Ausfiihrungen zur empirischen Datenlage zeigen werden, nur ein-

geschrankt der Fall.

Neben dem Kind profitieren u.U. auch die Eltern, insbesondere die Miitter, von einer besseren Qua-
litat der Kindertagesbetreuung, wenn ihnen dies die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit bzw. einen gro-
Beren Erwerbsumfang ermdglicht, wobei zu beachten ist, dass es in dieser Studie um die Effekte von
Qualitatsunterschieden und nicht um die Effekte eines quantitativen Ausbaus geht. D.h. die Auswir-
kungen auf das Erwerbsverhalten der Eltern (Mutter) sind nur insoweit von Relevanz, als ein héherer
Erwerbsumfang ursachlich auf die bessere Qualitat der Kindertagesbetreuung zuriickgefiihrt werden
kann. Dies setzt voraus, dass die bessere Qualitat als solche wahrgenommen, positiv bewertet und in

eine hohere Stundenzahl umgesetzt wird.

Auf einer dritten Ebene konnen Erzieher/innen bzw. Personen profitieren, die im friihkindlichen Be-

reich beschaftigt werden, wenn das Personal zur Verbesserung der Qualitat aufgestockt wird.

Die folgende Abbildung 44 fasst die verschiedenen Bereiche, in denen sich die Effekte einer besseren
Qualitat der Kindertagesbetreuung zeigen kdnnen, zusammen. Die wesentlichen — fiskalisch relevanten

— Aspekte sind:

1. Wahrend der Zeit der Kinder(tages)betreuung: weniger Bedarf an Hilfen zur Erziehung (ggf. abhan-

gig von der gleichzeitigen Unterstiitzung der Eltern)

2. Ubergang von der Kita in die Grundschule: mehr vorzeitige Einschulungen, weniger Riickstellungen
aufgrund besserer sprachlicher, numerischer und sozialer bzw. allgemeiner kognitiver und non-kog-

nitiver Kompetenzen

3. Wahrend der Grundschule: weniger Klassenwiederholungen bzw. verlangerte Einmiindungszeiten,

weniger Verweise auf Forderschulen, geringerer Bedarf an Schulsozialarbeit

4. Ubergang von der Grundschule in die weiterfiihrenden Schulen: weniger Ubergange an Forder- und

Hauptschulen, mehr Ubergénge an Realschulen, mehr Ubergénge an Gymnasien’8

78 Esist nicht ausgeschlossen, dass die verstarkte Einfiihrung von Integrierten Sekundar-, Mittel- und Sekundarschulen
dazu fiihrt, dass diese Effekte partiell verschwimmen bzw. nicht mehr in dieser Form sichtbar werden. Zudem kdnnte es
sein, dass der Nettoeffekt aus verstarkten Zugéngen an die Realschulen und verstarkten Ubergéngen an die Gymnasien
fir die Realschulen zu einem Nulleffekt fiihrt, sodass im Endeffekt weniger Schiiler/innen an Forder- und Hauptschulen
und mehr an Gymnasien gehen.
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5. Wahrend der Sekundarstufe I: weniger Klassenwiederholungen, weniger Schulabbriiche, weniger

Riickstufen auf andere Schulformen, geringerer Bedarf an Schulsozialarbeit

6. Am Ende der Sekundarstufe I: weniger Jugendliche ohne Hauptschulabschluss bzw. mehr Jugendli-

che mit Hauptschul- und mittleren Schulabschliissen

7. Ubergang von der Sekundarstufe | in die Sekundarstufe II: mehr direkte Ubergénge von Haupt- und
Realschulen in die gymnasiale Sekundarstufe II, mehr Ubergange in die Oberstufe von Integrierten

Sekundar- bzw. Gemeinschaftsschulen

8. Ubergang von der Sekundarstufe | in Berufsschule und Ausbildung: mehr direkte Ubergénge in das
duale System und in vollzeitschulische Berufsausbildungen (Fachschulen, Berufsfachschulen etc.),
mehr Ubergénge in allgemeinbildende Zweige des Berufsschulsystems (Fachoberschulen etc.), we-
niger Ubergénge in das Ubergangssystem bzw. Grundbildungsprogramme (Berufsvorbereitungs-,

Berufsgrundbildungsjahr etc.)

9. Wahrend der Berufsausbildung bzw. der Sekundarstufe Il an allgemein- und berufsbildenden Schu-
len: weniger Wiederholungen, weniger Abbriiche, mehr erfolgreiche Berufs- und allgemeinbildende

Schulabschlisse

10.Wahrend der Berufsausbildung bzw. der Sekundarstufe Il an allgemein- und berufsbildenden Schu-

len: weniger Wiederholungen, weniger Abbriiche

11.Am Ende der Berufsausbildung bzw. der Sekundarstufe Il an allgemein- und berufsbildenden Schu-
len: mehr erfolgreiche Berufsausbildungs- und berufsqualifizierende Schulabschliisse, mehr (nach-
geholte) Hauptschul- und mittlere Schulabschliisse, mehr fachgebundene und allgemeine Hoch-

schulzugangsberechtigungen

12.Ubergang von der Sekundarstufe Il in die Hochschule: mehr Studienanfanger/innen, geringerer Be-

darf an (nachholenden) Propadeutikkursen etc.

13.Wahrend des Studiums und am Ende: weniger Studienabbriiche, ggf. weniger leistungsbedingte
Fachwechsel, weniger Wiederholungen von Veranstaltungen, schnellerer Studienabschluss, mehr

erfolgreiche Abschliisse

14.Ubergang von der Ausbildung/dem Studium in den Beruf: schnellerer Ubergang, geringere (Uber-

gangs-)Arbeitslosigkeit, weniger Praktika
15. Arbeitsmarkteffekte: héheres Einkommen, weniger Arbeitslosigkeit, hohere Erwerbsquoten

16.Fiskalische Effekte: hohere Einnahmen bei der Lohn-/Einkommensteuer, Mehreinnahmen bei den
Sozialversicherungen (Arbeitslosen-, Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung), geringerer Arbeits-

losen- und Sozialleistungsbezug
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17.Weiterbildung: Geringerer Bedarf an nachqualifizierenden WeiterbildungsmaBnahmen, geringerer

Bedarf an Grundbildungs- und Alphabetisierungsprogrammen etc.

18.Ubergang vom Arbeitsmarkt in die Rente: Langerer Verbleib im Arbeitsmarkt, weniger Friihverren-
tungen bzw. gesundheitsbedingtes Ausscheiden, hoherer Rentenanspruch, geringerer Bedarf an Al-

terssozialleistungen (Grundsicherung im Alter etc.)

19.Nicht-monetare Effekte: bessere Ernahrung, besserer Gesundheitsstatus, geringere Depressionsra-

ten, geringere Kriminalitdtsraten, langere Lebensdauer etc.

20.Fiskalische Effekte aus nicht-monetaren Effekten: geringere Krankheitskosten, geringere Kosten bei

der Strafverfolgung bzw. Justizvollzug

Sofern die hier beschriebenen Effekte eintreten, sind sie mit Auswirkungen auf die individuellen,

aber auch fiskalischen Ertrdge verbunden. Im Folgenden liegt der Fokus auf den fiskalischen Ertragen.
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Abbildung 44: Schema der potenziellen (fiskalischen) Effekte von Qualitétssteigerungen im friihkindlichen Bereich
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4.2.3 Fiskalische Effekte auf die offentlichen Haushalte

Neben Auswirkungen auf die Kinder und deren Eltern sowie den in Kindertageseinrichtungen be-
schaftigten Personen haben die beschriebenen Effekte auch Auswirkungen auf die offentlichen Haus-
halte.

Zum einen ergeben sich hohere Kosten, z.B. sofern die hohere Betreuungsqualitét mit hoheren Kos-
ten verbunden ist, wovon in den allermeisten Fallen auszugehen ist. So fiihren z.B. Verbesserungen des
Personalschliissels zu Kostensteigerungen von 5,7 bis 11,4 Mrd. Euro (siehe hierzu die Berechnungen
der TU Dortmund 2016), sofern die von der Wissenschaft empfohlenen Werte (siehe Viernickel 2015)
bundesweit umgesetzt wiirden. Auch andere qualitdtssteigernde MaBnahmen wiirden zu Erh6hungen
bei den Ausgaben fiihren; die GréBenordnung der Kostensteigerung hangt davon ab, welche MaBnah-
men realisiert werden sollen, und wie die héheren Kosten auf die 6ffentlichen Haushalte von Bund,
Landern und Kommunen verteilt werden. Soweit die héhere Qualitat Auswirkungen auf den Erwerbs-
umfang der Eltern (Mtter) hat oder die Mdglichkeit er6ffnet, besser bezahlte Tatigkeiten aufzuneh-
men, stehen den hoheren Ausgaben fiir die Qualitatsverbesserung unmittelbare Einnahmen in den 6f-
fentlichen Haushalten aufgrund hoherer Steuerzahlungen gegeniiber; auch die Sozialversicherungen
profitieren in Form von hoheren Beitragseinnahmen. Sofern Personen von der Arbeitslosigkeit in eine
Beschéftigung einmiinden kénnen, reduzieren sich zudem die Sozialausgaben in den 6ffentlichen Haus-

halten und/oder der Bundesagentur fiir Arbeit.

Kommt es durch den qualitatsbedingten Ausbau des Kinderbetreuungssystems zu Personaleinstel-
lungen, wovon z.B. bei der Verbesserung des Personalschliissels auszugehen ist, dann reduzieren sich
die 0.g. Bruttoausgaben von bis zu 5,7 bzw. 11,4 Mrd. Euro, da den Mehrausgaben unmittelbare Riick-
fliisse in die 6ffentlichen Haushalte sowie die Sozialversicherungen gegeniiberstehen. Die Sozialversi-
cherungsbeitrage belaufen sich, einschlieBlich Arbeitgeberbeitrag, auf rund 40 % des Bruttogehalts,
d.h. sie wiirden sich auf 2,3 bzw. 4,6 Mrd. Euro belaufen. Die Hohe der Steuermehreinnahmen hangt
u.a. vom zugrunde gelegten Lohn, der abhangig von der Berufserfahrung des zusatzlich eingesetzten
Personals gezahlt wird, und der Steuerklasse ab. Beliefe sich der durchschnittliche Steuersatz auf 15 %
waren es 0,86 bzw. 1,7 Mrd. Euro, bei 20 % 1,1 bzw. 2,3 Mrd. Euro. D.h. selbst in einem unteren
Szenario wiirden sich die Nettokosten auf weniger als 50 % der Bruttoausgaben belaufen; diese Gré-
Benordnung wiirde sich weiter reduzieren, wenn Einsparungen bei den Sozialausgaben anfallen, etwa,
weil Personen eingestellt werden, die vorher arbeitslos waren und sich qualifiziert haben, und die an-

sonsten arbeitslos wiirden.”9

79 Inwieweit Sozialabgaben eingespart werden kénnen, hangt davon ab, ob ausschlieBlich Personen eingestellt werden
(kdnnen), die die Ausbildung gerade abgeschlossen haben, oder ob Personen beschéftigt werden (kénnen), die vorher
arbeitslos waren. Angesichts des umfangreichen U3-Ausbaus der vergangenen Jahre, liegt die Vermutung nahe, dass
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Nicht eindeutig abschétzbar sind die Effekte von qualitatssteigernden MaBnahmen im frithkindli-
chen Bereich auf die Hilfen zur Erziehung. Zu erwarten ware prinzipiell, dass die damit verbundenen
Kosten insbesondere dann sinken werden, wenn die Kindertageseinrichtungen um Familienzentren etc.
erganzt wiirden und dadurch auch die Eltern unterstiitzt werden konnten. Gleiches gilt, wenn insbe-

sondere Kinder aus benachteiligten Familien erreicht werden.

Mit mittelfristigen Kostensteigerungen in den 6ffentlichen Haushalten ist ferner aufgrund der hohe-
ren kognitiven und non-kognitiven Kompetenzen der Kinder zu rechnen, wenn diese zu einer langeren
Verweildauer im Bildungssystem oder zum Besuch kostenintensiverer Aushildungswege fiihrt. So sind
die Kosten je Schiiler/in auf dem Gymnasium mit 7.500 Euro deutlich héher als an den Realschulen mit
5.900 Euro (Statistisches Bundesamt 2016b). Allerdings ergibt sich auch hier ein sehr differenziertes
Bild. So sind die Ausgaben je Schiiler/in an den integrierten Gesamtschulen im Bundesdurchschnitt
genauso hoch wie die der Gymnasien, wahrend die Hauptschulen mit 8.200 Euro noch teurer sind als
die Gymnasien bzw. die Integrierten Sekundar- oder Gesamtschulen.80 Die Gesamtbilanz fiir die Aus-
wirkungen von qualitdtssteigernden MaBnahmen im friihkindlichen Bereich auf die Kosten des Schul-
systems, deren Verteilung insbesondere zwischen Landern und Kommunen deutlich von der im friih-
kindlichen Bereich abweicht, lasst sich somit ex-ante nur schwer abschatzen. Sie hangt auch davon ab,
wie viele Kinder vorzeitig eingeschult werden bzw. nicht mehr aufgrund unzureichender Schulreife zu-

riickgestellt werden und wie sich der Umfang an Klassenwiederholungen etc. verandert.

Wesentliche kostensenkende Effekte in den éffentlichen Haushalten sind beim Ubergang von der
Schule in den Beruf zu erwarten; dies gilt insbesondere, wenn die Zahl der Schulabgéanger/innen, die
keinen Ausbildungsplatz in schulischen oder dualen Ausbildungsgangen finden und deshalb im sog.
Ubergangssystem versorgt werden miissen, abnimmt. Vorliegende Daten deuten — bei sorgfaltiger Ana-
lyse — darauf hin, dass insbesondere Leistungsmangel der Schulabgénger/innen dafiir verantwortlich
sind, dass Ausbildungsplatze nicht besetzt werden kénnen.81 Dadurch wiirde einerseits die Zahl junger
Menschen im Ubergangssystem ebenso abnehmen wie die Zahl junger Menschen ohne abgeschlossene
Berufsaushildung. Auch wiirden etliche MaBnahmen zum nachtraglichen Erwerb allgemeinbildender

Schulabschliisse entbehrlich.

ganz iiberwiegend Ausbildungsabsolvent/innen eingestellt werden wiirden. Dies wirft die Frage auf, ob die Ausbildungs-
kapazitéten ausreichen, um dem zusatzlichen Ausbildungs- bzw. Einstellungsbedarf zu entsprechen. Miissen die Ausbil-
dungskapazitaten ausgeweitet werden, dann fallen entsprechend weitere Kosten im Ausbildungssystem an. Die offentli-
chen Haushalte waren hiervon in dem Umfang betroffen, in dem die Ausbildung nicht durch Schulentgelte der Schiilerin-
nen und Schiiler gedeckt werden.

Fir die Forderschulen werden keine Ausgaben je Schiiler/in (mehr) ausgewiesen. Es ist anzunehmen, dass die Ausgaben
je Schiiler/in an diesen Schulen noch héher sind als die an den Hauptschulen.

Die in diesem Zusammenhang gerne gefiihrte Diskussion Gber einen angeblichen Akademisierungswahn (Nida-Riimelin
2013, 2014) und die dahinter liegenden Behauptungen entbehren einer empirischen Grundlage. Neben den erwdhnten

Leistungsschwachen der Schulabganger/innen sind auch Miss-Match-Probleme im Ausbildungssystem anzufiihren (Doh-
men 2015a).

80

81
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Im Rahmen einer Vollkostenbetrachtung sind ferner die in der verldangerten Schul- und Studienzeit
ausbleibenden Steuerzahlungen und Sozialversicherungsbeitrage zu beriicksichtigen, denen jedoch
gleichzeitig Sozialversicherungseinnahmen gegeniiber stehen, wenn etwa mehr Jugendliche eine duale
Ausbildung aufnehmen. Fiir einen durchschnittlichen Auszubildenden belaufen sich die Sozialversiche-
rungsbeitrage auf monatlich auf 320 Euro (inklusive Arbeitgeberanteil); Steuereinnahmen gibt es keine,
da ein durchschnittlicher Auszubildender diese aufgrund des Einkommens nicht zahlt; allerdings diirfte
ein geringer Teil der Auszubildenden, insbesondere im zweiten oder dritten Lehrjahr, Steuern zahlen.
Anstelle des Studiums wiirde jemand, der nach der Haupt- oder Realschule eine Lehre begonnen hatte,

arbeiten und Steuern und Sozialversicherungsbeitrage zahlen.

Den u.U. zusatzlichen Ausgaben im Bildungsbereich stehen mittel- bis langfristige Kosteneinsparun-
gen und zusatzliche Einnahmen an anderer Stelle gegeniiber. Sollte z.B. ein Jugendlicher keine Lehr-
stelle bzw. anschlieBend keine Arbeitsstelle finden, wiirden statt der Bildungsausgaben fiir die verlan-
gerte Verweildauer im , Kern”-Bildungssystem Sozialleistungen ebenso anfallen wie Kosten fiir Nach-
qualifizierungsmaBnahmen. Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren verschiedene Programme
fiir Jugendliche ohne abgeschlossene Schul- und Berufsaushildung bzw. zur Vorbereitung auf den Schul-
abschluss und den Ubergang in Ausbildung und Beruf aufgelegt, die erhebliche Ausgaben verursachen.
Auch die Bundesanstalt fiir Arbeit gibt jahrlich etliche Milliarden Euro fiir berufsvorbereitende und an-

dere MaBnahmen fiir Jugendliche ohne abgeschlossene Schul- oder Berufsausbildung aus.

Hohere Schul- und Berufsabschliisse fiihren iiber hohere Einkommen und geringere Arbeitslosen-
quoten auf der einen Seite zu hoheren Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen und geringeren So-
zialausgaben auf der anderen Seite. Ferner steigt die Erwerbsneigung mit dem Bildungsniveau an. Die-
ser Effekt, der nicht mit den Arbeitslosenquoten verwechselt werde darf, fiihrt zu einer deutlichen Er-
tragssteigerung in den &ffentlichen Haushalten. In der Konsequenz stehen dem Arbeitsmarkt nicht
60 % der Geringqualifizierten, sondern 80 % der beruflich und 90 bis 95 % der akademisch Qualifizier-
ten zur Verfiigung. Mit anderen Worten: Der Anteil an Personen, die dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfi-
gung stehen, nimmt zum einen mit dem Bildungsniveau deutlich ab, und zum anderen sind von dieser
groBeren Zahl, die dem Arbeitsmarkt zur Verfligung stehen, weniger Menschen arbeitslos. Auch wenn
derzeit, u.a. aufgrund der derzeit sehr hohen Zuwanderung, unklar ist, ob die demografische Entwick-
lung zu sinkenden Einwohnerzahlen und einem sinkenden Erwerbspersonenpotenzial fiihrt oder nicht
(siehe hierzu z.B. IW 2016), ist davon auszugehen, dass eine groBere Zahl an qualifizierten Personen
positive Effekte auf den Arbeitsmarkt hat. Derzeit weisen alle Arbeitsmarktprognosen darauf hin, dass
der Anteil an Arbeitsplatzen fiir un- oder geringqualifiziertes Personal ab- und fiir mittlere und hohe
Qualifikationen ansteigt (Economix 2013; BMAS 2015; Prognos 2009, 2012, 2015; Zika/Maier 2014;
Zika u.a. 2015; Dohmen 2015a, Cedefop 2015).
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Die Mehreinnahmen und Minderausgaben in den offentlichen Haushalten verteilen sich unter-
schiedlich auf die foderalen Ebenen. So verteilen sich die Einkommensteuereinnahmen entsprechend
der im Gesetz genannten Verteilung zu je 42,5 % auf Bund und Lander und zu 15 % auf die Kommunen;
allerdings ist dariiber hinaus zu berticksichtigen, dass die Kommunen in den meisten Landern (iber den
Kommunalen Finanzausgleich unmittelbar an den aus einem héheren Steueraufkommen resultierenden
Mehreinnahmen partizipieren. Gleiches wiirde prinzipiell auch fiir hohere Umsatzsteuereinnahmen gel-
ten, sofern diese als Sekundareffekt aus einem aufgrund des héheren Einkommens steigenden Konsum

steigen wiirden.82

Hohere Sozialversicherungseinnahmen verteilen sich zwar prinzipiell auf alle vier Sparten der Sozi-
alversicherung, d.h. Arbeitslosen-, Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung, allerdings stehen diesen
unterschiedliche Folgeeffekte gegeniiber. Wahrend die héheren Beitrage zwar grundsatzlich auch zu
steigenden Anspriichen beim Arbeitslosengeld fiihren, ist aufgrund des besseren Qualifikationsniveaus
dariiber hinaus mit positiven Effekten bei den Zahlungen fiir Arbeitslose und fiir QualifizierungsmaB-

nahmen zu rechnen, da die Arbeitslosenquote aufgrund des hoheren Qualifikationsniveaus sinken wird.

Bei der Krankenversicherung hdangen die Nettoeffekte stark davon ab, ob es sich bei den zusatzlich
beschaftigen Personen um (bisher) mitversicherte Ehegatt/innen handelt oder nicht. Beitrage von Per-
sonen, die bisher im Rahmen der Ehegatten- bzw. Familienmitversicherung mitversichert waren, fiihren
in vollem Umfang zu Mehreinnahmen, wahrend bei Personen, die bisher nicht in der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung (mit-) versichert waren, den Mehreinnahmen die aus Krankheitskosten resultierenden
Ausgaben gegeniiberstehen. Da es sich iiberwiegend um jlingere Personen handelt, die aufgrund des
besseren Qualifikationsniveaus eine besser bezahlte Stelle erhalten, ist zumindest temporar von positi-
ven Effekten auf die Haushalte der Krankenversicherungen auszugehen. Da die Krankenversicherungs-
beitrage entsprechend der Ausgaben- und Einnahmesituation angepasst werden, kénnte es im Rahmen

von Sekundareffekten zumindest voriibergehend auch zu Beitragssenkungen kommen.

Auch in der Rentenversicherung stehen den hoheren Beitragseinnahmen langfristig zusatzliche Ren-
tenanspriiche und damit finanzielle Verpflichtungen gegeniiber. Da auch hier im Grundsatz die laufen-
den Einnahmen die laufenden Ausgaben decken miissen, konnen die hoheren Einnahmen zu Beitrags-
senkungen fiihren. Langfristig ist ferner zu berlicksichtigen, dass zumindest ein Teil der hoheren Ren-
tenanspriiche mit Minderausgaben bei Alterssozialleistungen, die allerdings aus dem &ffentlichen und
nicht aus dem Rentenversicherungshaushalt finanziert werden, einhergeht. Im Ergebnis ist daher auch
bei der Altersvorsorge mit einem positiven Saldo zu rechnen. Gleiches diirfte fiir die Pflegeversicherung

gelten.

82 |m Rahmen der Berechnungen in der vorliegenden Studie werden solche Sekundareffekte, wie z.B. auf die Umsatzsteuer,
nicht beriicksichtigt.

165



Neben diesen unmittelbar fiskalischen Effekten gibt es auch sog. nicht-monetare Effekte, wie bes-
sere Gesundheit, geringere Kriminalitatsraten etc., die indirekt zu geringen Ausgaben in den offentli-
chen Haushalten und Parafisci, z.B. durch sinkende Ausgaben bei den Krankenversicherungen oder in

der Kriminalitatsbekampfung etc., fiihren.

Die Kommunen miissen kurzfristig mit Mehrausgaben aufgrund der Qualitatsverbesserung im friih-
kindlichen Bereich rechnen und kénnen unter Umstanden auf Kosteneinsparungen bei den Hilfen zur
Erziehung hoffen. Sie wiirden (iber die Einkommensteuer auch von positiven Beschaftigungseffekten
bei den Eltern und dem zusatzlich im frithkindlichen Bereich beschéftigten Personal profitieren. Mittel-
fristig fallen héhere Kosten im Schulbereich an und langfristig ist von positiven Effekten bei den Steu-
ereinnahmen und den kommunal zu finanzierenden Sozialausgaben auszugehen. Wahrend die zu er-
wartenden Kosten relativ gut einer einzelnen Kommune zuzurechnen sind, sind die mittel- bis langfris-
tigen Effekte zwar in der Gesamtheit, nicht jedoch bezogen auf die einzelne Kommune zurechenbar, da
Ab- und Zuwanderungseffekte beriicksichtigt werden miissen. In der vorhergehenden Darstellung nicht
beriicksichtigt wurden die positiven Effekte auf den Wirtschaftsstandort. Unternehmen, wie auch Ar-
beitnehmer/innen beriicksichtigen bei ihren Entscheidungen u.a. das vorhandene Angebot an qualitativ
hochwertigen Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen. Die damit verbundenen Sekundareffekte
sind jedoch schwer zu spezifizieren und werden in der vorliegenden Studie nicht beriicksichtigt. Die
Nettoeffekte hangen nicht zuletzt davon ab, welche foderale Ebene die mit den Qualitatssteigerungen
verbundenen Kosten tragt. Im Rahmen einer Analyse der Effekte des quantitativen Kita-Ausbaus ermit-
telte Dohmen (2011) zwar positive Nettoertrage in einer GroBenordnung von 6 % pro Jahr, allerdings

waren die Ertragsraten der Lander wie auch des Bundes hoher.

Auch die Lander missen kurz- und mittelfristig im Kita- und Schul- und Hochschulbereich mit héhe-
ren Ausgaben rechnen, wobei jedoch der positive Einnahmeeffekt im Steuersystem hier starker zu Bu-
che schlagt, als bei den Kommunen. Der Bund wie auch die Sozialversicherungen waren sowohl kurz-
als auch mittel- und langfristig die groBten NutznieBer von qualitatssteigernden MaBnahmen im friih-

kindlichen Bereich.

Die Ertrage der Sozialversicherungen, und hier insbesondere der Bundesagentur fiir Arbeit, gehen
aufgrund der Tatsache, dass sie nicht an den Kosten des qualitativen Ausbaus beteiligt sind, (formal
rechnerisch) gegen Unendlich. Dies wiirde sich in begrenztem Umfang andern, wenn sich die BA an
den (Um-) Schulungskosten fiir angehendes Fachpersonal von Kindertageseinrichtungen beteiligen
wiirde. Wie oben kurz ausgefiihrt, verteilen sich die Ertrage aber sehr unterschiedlich auf die verschie-

denen Zweige der Sozialversicherung.

Die vorstehenden beispielhaften Ausfiihrungen diirften deutlich gemacht haben, dass sich eine Ver-
besserung der strukturellen und padagogischen Qualitat von Kindertageseinrichtungen auch positiv auf

die 6ffentlichen Haushalte auswirken wiirde. Vor dem Hintergrund des dabei skizzierten Rahmens stellt
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sich nun die Frage, welche Informationen aus empirischen Studien vorliegen, die entweder eine unmit-
telbare Quantifizierung der Effekte qualitatssteigernder MaBnahmen im friihkindlichen Bereich ermdg-

lichen oder zumindest eine solide Basis fiir Annahmen zu den Effekten darstellen wiirden.

4.3 Empirische Evidenz moglicher Effekte guter Kindertagesbetreuung

4.3.1 Einleitung

In den folgenden Abschnitten wird die Informationslage zu den Effekten der Kindertagesbetreuung
auf der Grundlage der vorliegenden Literatur aufbereitet. Entsprechend der drei unterschiedlichen Ziel-
setzungen der vorliegenden Studien wird danach differenziert, ob die ,reinen” Partizipationseffekte,
die Effekte unzureichender Qualitat gegeniiber einer Mindestqualitat und vice versa oder die Effekte
hoherwertiger im Vergleich zu weniger hochwertiger Kinderbetreuung (jenseits der Mindestqualitat)

untersucht wurde.

4.3.2 Empirische Ergebnisse zu Partizipationseffekten der Kindertagesbetreuung

In einem ausfiihrlicheren Uberblicksartikel fasst Currie (2001) die Evaluationsergebnisse verschie-
dener Interventionsprogramme zusammen. Danach hat das Programm mit der geringsten Interven-
tionsintensitat, das Early Training Project, starke positive Effekte lediglich auf die Zuweisung in Special
Education Programme. Statt 29 %, wie in den Kontrollgruppen, wurden nur 5 % der Kinder, die an dem
Projekt teilgenommen hatten, in entsprechende Programme verwiesen. Die Einfllisse von Leistungs-
tests, Klassenwiederholungsrate und High School Abschluss auf die Ergebnisse seien zwar nicht statis-
tisch signifikant, wiesen aber in die richtige Richtung. So graduierten 68 %, verglichen mit 52 % der
Kontrollgruppe, wobei die fehlende statistische Signifikanz an der geringen GréBe der Gruppe gelegen

haben konnte.

Beim zweiten, etwas groBer angelegten Abecedarian Projekt waren die 1Q-Werte der am Programm
teilnehmenden Kinder bis zum Alter von 12 Jahren héher als bei der Kontrollgruppe, danach verringerte
sich der Abstand. Im Alter von 15 Jahren waren die Werte bei beiden Gruppen gleich. Die Ergebnisse
bei Leistungstests waren bei den Teilnehmer/innen bis zum Alter von 21 Jahren besser als bei der Kon-
trollgruppe, die Zuweisung zu Sonderschulen im Alter von 15 Jahren niedriger, ebenso wie Klassenwie-
derholungen und Schulabbriiche. Ferner war der Anteil der College Besucher ebenso hoher wie das
Alter bei Geburt des ersten Kindes. Der Beschaftigungsstatus unterschied sich hingegen zu diesem Zeit-
punkt nicht (Currie 2001).

Das Perry Preschool Programm hatte positive Effekte auf die Ergebnisse bei Leistungstests sowie
auf Klassenwiederholungen, High School-Abschluss und Verdienste sowie auf die Beteiligung an Straf-

taten und Inanspruchnahme von Sozialleistungen; letztere gemessen bis zum Alter von 27 Jahren. Der

167



Beschéftigungsstatus war im Alter von 19 Jahren héher als bei der Vergleichsgruppe, was sich aber bis

zum Alter von 27 Jahren verandert hatte.

Currie (2001) fasst die Ergebnisse bis zum Alter von 27 Jahren dahingehend zusammen, dass diese
gut organisierten und geplanten Programme einen positiven Einfluss auf das Leben von benachteiligten
Kindern gehabt haben diirften, auch wenn nicht alle Evaluationen gleichartige Ergebnisse ausweisen
wiirden. Hinzuweisen sei aber darauf, dass die drei genannten Programme eher kleine und teilweise
kostenintensive Programme waren, deren Ergebnisse daher nicht fiir andere, groB angelegte Projekte

gelten miissen bzw. nicht uneingeschrankt generalisiert werden kénnten.

In einem weiteren Schritt untersucht Currie (2001) die Ergebnisse von Head Start bzw. vergleichba-
ren Programmen, die eine wesentlich groBere Reichweite hatten und auch mit deutlich geringeren Kos-
ten verbunden waren. Aber auch hier bestatigen sich die meisten der vorgenannten Ergebnisse: bessere
Ergebnisse in Leistungstests, geringere Klassenwiederholungs- und Abbruchquoten, geringere Uberfiih-
rung in Sonderschulen, hohere High School-Abschlussquoten sowie eine geringere Beteiligung an Straf-
taten. Aber trotz der Tatsache, dass die Ergebnisse in eine ahnliche Richtung weisen, kommt Currie
(2001) zu dem Schluss, dass sie weniger eindeutig seien als die Ergebnisse der oben beschriebenen
Modellprogramme. Dies konne allerdings auch daran liegen, dass es nur sehr wenige gut angelegte

Studien Uber die Langzeit-Effekte dieser Programme gebe.

Mittlerweile liegen Ergebnisse zum Perry Preschool Programm bis zum Alter von 40 Jahren vor
(Schweinhart 2004, 2013). Danach bleiben die Effekte weiterhin deutlich positiv und haben sich bezo-
gen auf einzelne Variablen noch weiter verbessert, d.h. die Abstande zur Vergleichsgruppe haben sich
weiter vergroBert. Der Anteil der High School-Absolvent/innen liegt fiir die Programmteilnehmer/innen
bei 77 % gegeniiber 60 % bei den Nicht-Teilnehmer/innen. Dabei ist der Unterschied bei Frauen noch
deutlicher mit 88 % gegeniiber 46 % bei den Nicht-Teilnehmerinnen. 60 % der Teilnehmer/innen ver-
dienen im Alter von 40 Jahren mindestens 20.000 US-Dollar gegentiber 40 % der Nicht-Teilnehmer. Der
durchschnittliche Jahresverdienst liegt bei 20.800 US-Dollar gegeniiber 15.300 US-Dollar. Die Beschéaf-
tigtenquote im Alter von 40 Jahren liegt bei 76 % gegeniiber 62 %. Im Alter von 27 Jahren waren es
noch 69 % bzw. 56 %. Erheblich geringer ist auch die Beteiligung an Straftaten, wodurch sich letztlich
erheblich geringere negative Auswirkungen auf andere Menschen und auf 6ffentliche Ausgaben erge-
ben. Im Alter von 27 Jahren berichteten lediglich 59 % der Teilnehmer/innen, dass sie in den vergan-
genen zehn Jahren Sozialleistungen erhalten hatten, im Vergleich zu 80 % bei den Nichtteilnehmenden.
Die Kosten-Nutzen-Analyse des HighScope Perry Pre-school Programms in Belfield u. a. (2006) beriick-
sichtigt (bzw. projiziert) die Auswirkungen des Programms bis zum Alter von 40 (bzw. 65) Jahren und
kommt zu dem Ergebnis, dass das Programm mit einem Ertrag von 16,14 US-Dollar je investierten

Dollar deutlich rentabler ist als das Abecedarian Preschool Programm. Der zusatzliche Nutzen wird
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hauptsachlich durch ein héheres Einkommen, durch eine geringere Kriminalitatsrate und eine verrin-
gerte Inanspruchnahme von Sozialleistungen generiert. Geringere Auswirkungen werden den Kosten
im weiteren Schulsystem zugeschrieben. Konkret impliziert das Programm eine Zeitersparnis und ge-
ringere Ausgaben der Eltern ebenso wie geringere Ausgaben durch sonderpadagogischen Forderbedarf
(special educational attainment). Da die Programmteilnehmer/innen schneller und effizienter das wei-
tere Bildungssystem durchlaufen, kommt es in diesem Bereich zu einer Kostenersparnis. Jedoch impli-
ziert ein hoherer Abschluss auch héhere Kosten im Bildungssystem. Auch hier werden also die Auswir-
kungen auf individueller und aggregierter Ebene betrachtet, was durch separate Kosten-Nutzen Be-
rechnungen aufgefangen wird. Auf individueller Ebene ergibt sich ein Ertrag von 3,24 US-Dollar je in-
vestiertem Dollar. Bei einer unterstellten Diskontrate von 3 % p.a. gewinnen die Programmteilneh-
mer/innen ungefahr 6 % des erwarteten Lebenseinkommens. Entsprechend lassen sich von den 16,14
US-Dollar 12,9 US-Dollar der éffentlichen Hand zuschreiben. Uber 90 % der Gesamtertrage (also der
Summe aus den Ertragen der Programmteilnehmer/innen und der 6ffentlichen Hand) lassen sich auf die

beobachtbare starke Verringerung der Kriminalitatsrate zuriickfiihren.

In einer anderen Untersuchung kommt Currie (2003) fiir Head Start zu dem Ergebnis, dass die Kin-
der, die daran teilgenommen hatten, bessere Leseleistungen und seltener eine Klasse wiederholt hat-
ten. Wiirden die Ausgaben pro Kind konstant gehalten, dann hatten die Kinder aus den Projekten we-
niger Verhaltensprobleme und wiirden seltener eine Klasse wiederholen, in denen ein groBerer Anteil
des Budgets fiir Bildung und Gesundheit ausgegeben hatten. Als einziger struktureller Einflussfaktor

konne jedoch der Erzieher-Kind-Relationen identifiziert werden.

Garces u.a. (2002) identifizieren fir das gleiche Programm positive Langzeit-Effekte auf Bildungs-
leistungen und die geringere Beteiligung an Straftaten. Currie und Thomas (1995) berichten bessere
Test-Ergebnisse und weniger Klassenwiederholungen. Currie (2003) weist aber auch darauf hin, dass
selbst diese Programme es anscheinend nicht geschafft hatten, die benachteiligten Kinder auf das
durchschnittliche Leistungsniveau von nicht-benachteiligten Kindern zu heben. Dies wiirde auf erhebli-

che intergenerationale Transmissionsmechanismen hinweisen.

Auch fiir andere, vergleichbare Programme wie das Perry Preschool Project und das Carolina Abe-
cedarian Projekt werden dhnliche Ergebnisse berichtet. Danach wiirden sich langfristig bessere akade-
mische Leistungen ebenso zeigen wie positive Effekte auf die Anzahl an Teenager-Schwangerschaften

oder Kriminalitatsbeteiligung (Currie 2003).

Garces, Thomas und Currie (2002) untersuchten die langfristigen Effekte des Head-Start Programms
anhand von Zwillingen, von denen einer an Head Start teilgenommen hatte, der andere aber nicht. Sie
kamen zu dem Ergebnis, dass bei WeiBen die Teilnahme mit einer 20 % héheren Wahrscheinlichkeit

eines High School-Abschlusses und eines College-Besuchs (28 %) verbunden war und auch die Einkom-
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men mit Anfang 20 tendenziell, aber nicht signifikant héher waren. Teilnehmende Afro-Amerikaner/in-
nen hatten eine 12 % geringere Wahrscheinlichkeit gehabt, wegen Straftaten verhaftet oder verurteilt
zu werden.83 Auch gabe es Hinweise auf eine héhere Wahrscheinlichkeit des High School-Abschlusses
bei afro-amerikanischen Mannern. Weiterhin finden sie einige Evidenz fiir positive Effekte auf jiingere
Geschwister, insbesondere im Hinblick auf deren Beteiligung an Straftaten. Ferner wird darauf hinge-
wiesen, dass das Programm aber nicht alle Benachteiligungen der Zielgruppe kompensieren kénne, d.h.
die Wahrscheinlichkeit eines High School-Abschlusses ist bei ihnen nach wie vor geringer als flir Perso-

nen, die nicht zur Zielgruppe von Head Start gehorten.

Eine Studie von Masse und Barnett (2002) referiert positive Effekte fiir Kinder aus armeren Familien,
die bereits kurz nach der Geburt eine Kindertageseinrichtung besucht haben. Diese Kinder hatten be-
reits nach kurzer Zeit héhere Intelligenzwerte als Kinder der Kontrollgruppe. Im Alter von acht Jahren
wurden signifikant hohere 1Q-Werte und signifikant bessere Leistungen in Mathematik- und Lesetests
festgestellt. Leistungsvergleiche im Alter von zwolf Jahren wiesen ahnliche Unterschiede aus und deu-
ten somit auf langfristig positive Effekte auf Leistung und Intelligenz hin. Im Alter von 15 Jahren ver-
ringerten sich die Wirkungen auf den 1Q (, the effect on 1Q tended to fade”), wahrend die positiven
Leistungseffekte in Mathematik und Lesen bestehen blieben und auch noch im Alter von 21 Jahren
bestatigt werden konnten. Mit 36 % hatte auch ein erheblich gréBerer Anteil der Kinder, die eine Kin-
dertageseinrichtung besucht hatten, ein vierjahriges College absolviert als die Kontrollgruppe (13 %;
p=.01). ,In general, the results of all the assessments supported the claim that the preschool interven-

tion was effective in improving measures of intelligence and achievement over the long term” (S. 5).

Weiterhin wurden weniger Klassenwiederholungen bzw. Verweise in Sonderschulklassen festge-
stellt. Anders als das Perry Preschool Program konnten beim Abecedarian Projekt keine signifikanten
Unterschiede hinsichtlich der Kriminalitatsbeteiligung festgestellt werden. Positive Effekte konnten je-
doch fiir die , Teenager”-Miitter festgestellt werden, deren Kinder am Programm teilnahmen. Sie hatten
wesentlich haufiger einen High School-Abschluss und/oder an post-sekundarer Bildung partizipiert, wa-
ren finanziell haufiger unabhéngig und hatten weniger weitere Kinder geboren als Miitter, deren Kinder
nicht daran teilgenommen hatten. Ferner hatten sie haufiger eine Anstellung gefunden und dabei hau-
figer eine Tatigkeit fiir angelernte oder ausgebildete Krafte ausgelibt. Unmittelbar (monetér) messbar

sind dabei hohere Einkommen sowie eine geringere Abhangigkeit von Sozialleistungen.

Diese Ergebnisse werden in einem anderen, zusammenfassenden Uberblicksbeitrag von Barnett
(2002) bestatigt und stellen die Basis fiir die Nutzen-Kosten-Analyse des Abecedarian Preschool Pro-

gram in Masse und Barnett (2002), die zusammenfassend die Kosten und Nutzen aus den folgenden

83 Dies bedeutet lediglich, dass bei anderen Korrelationen keine signifikanten Zusammenhange festgestellt wurden. Hie-
raus kann vor allen Dingen nicht geschlossen werden, dass schwarze Amerikaner haufiger kriminell waren als weiBe.
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Kanlen beriicksichtigt: Erstens impliziert das Programm eine Anderung im Einkommen der Teilneh-
mer/innen. Zweitens werden Anderungen im Einkommen der néchsten Generation ebenso wie die Be-
schaftigung und das Einkommen der Miitter der Teilnehmer/innen berticksichtigt. Drittens kommt es zu
Kostenanderungen im weiteren Bildungssystem. Das Programm impliziert Kosteneinsparungen im Pri-
mar- und Sekundarbereich in Form von reduziertem sonderpadagogischen Bedarf in dieser Altersklasse.
Diesen Kosteneinsparungen stehen jedoch hohere Kosten im Tertidren Bereich gegeniiber, da ein we-
sentlich gréBerer Anteil der Teilnehmer/innen ein College (vier Jahre) besuchte als bei den Nicht-Teil-
nehmenden (P=36 %, C=13 %, p=.01). Viertens wird ein verbesserter Gesundheitszustand erzielt.
Flinftens reduziert sich die Inanspruchnahme von Sozialleistungen. Die Autoren betrachten also sowohl
die individuelle Ebene als auch Effekte auf den Staat und damit auf die breite Offentlichkeit. Durch die
Beriicksichtigung all dieser Kanale errechnet sich eine Rendite des Abecedarian Preschool Program zwi-
schen 3 % und 7 % (Masse und Barnett 2002). Jedoch sind die Kosten des Programms hoher als der
zusatzliche Nutzen fir die o6ffentliche Hand, d.h. fiir die Steuerzahler exklusive der Programmteilneh-

mer/innen (Masse 2002).

Fasst man die vorstehenden Ergebnisse zusammen, dann spricht eine erhebliche Evidenz fiir positive
Effekte von interventionistischen MaBnahmen, insbesondere bei benachteiligten Kindern. Diese Be-
funde legen ein weites Verstandnis des qualitativen Ansatzes nahe, der auch einen quantitativen Aus-
bau zugunsten von Kindern aus benachteiligten Familien einbezieht, unabhangig davon, ob es sich um
hier aufgewachsene Kinder mit und ohne Migrationshintergrund oder Kinder mit Fluchthintergrund
handelt.

4.3.3 Empirische Ergebnisse zur Mindestqualitdt der Kindertagesbetreuung

Die Gewabhrleistung einer bestimmten Mindestqualitét friihkindlicher Bildung ist angezeigt, wenn
unzureichende Qualitadt mit negativen Effekten fiir die Entwicklung der betreuten Kinder verbunden
ware. In der NUBBEK-Studie wurde festgestellt, dass tiber 10 % der Kinderbetreuungseinrichtungen in
Deutschland eine unzureichende Qualitat bereitstellen (siehe Tietze et al. 2013). Insofern stellt sich die
Frage, welche Effekte eine Anhebung der Struktur- und/oder Prozessqualitat dieser Einrichtungen auf

die Entwicklung der Kinder hatte.

Betrachtet man die Literatur, dann gibt es diverse Hinweise darauf, dass Einrichtungen mit unzu-
reichender padagogischer Qualitat negative Auswirkungen auf die Kindesentwicklung haben, und so-
mit die Gewahrleistung einer gewissen Mindestqualitat angezeigt ist (siehe etwa Howes/Hamilton
1993, Helburn/Howes 1996; Gomby/Larner 1995; Currie 2001, 2003; Currie/Thomas 1995, 1997; 2000;
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Garces/Thomas/Currie 2002; Tietze u.a. 1998; Masse/Barnett 2002; Barnett 2002; Melhuish 2004; Sam-
mons/Sylva/Melhuish/Siraj-Blatchford/Taggart/Grabbe/Barreau 2007; Sammons/Sylva/Melhuish/Siraj-
Blatchford/Taggart/Barreau/Grabbe 2007; Burchinal u.a. 2010).84

Die Ergebnisse dieser Studien, die sich vor allem mit den strukturellen Qualitatsmerkmalen (Erzie-
her-Kind-Schliissel, GruppengroBe, Qualifikation des Personals) beschaftigen, werden auch in entspre-
chenden deutschen Arbeiten ausfiihrlich zitiert (siehe etwa Fthenakis 1998, 2003; Tietze u.a. 1998) und
als Beleg dafiir angefiihrt, dass gute Qualitat positive Wirkungen auf die kognitive und sozial-emotio-
nale Entwicklung von Kindern habe. Dies deckt sich mit den Schlussfolgerungen der meisten US-ame-

rikanischen Studien.

4.3.4 Empirische Ergebnisse zu Effekten hoherwertiger Kindertagesbetreuung

Die im Folgenden zu beantwortende Kernfrage lautet: Ist der Besuch von guten oder sehr guten
Kinderbetreuungseinrichtungen mit weiteren (zusatzlichen) positiven Wirkungen fiir die Entwicklung
eines Kindes verbunden als der Besuch einer mittelmaBigen? Und wenn ja, welche Effekte lassen sich

identifizieren und wie stark sind sie?

Eine der ersten Studien, die den Zusammenhang zwischen unterschiedlichen Bildungs- und Erzie-
hungsprogrammen in Vorschulen und der Kindesentwicklung analysiert hatten, ist Schweinhart u.a.
(1986). Danach haben unterschiedliche Curricula unterschiedliche Effekte. Konkret haben Kinder, die
dem sog. High/Scope Model zugewiesen waren, bessere familiale Beziehungen; sie konnten bessere
Bildungsleistungen erwarten und hatten bessere kommunikative Fahigkeiten als Kinder, die nach dem
Distar-Modell erzogen worden waren.8> Auch waren diese Kinder fiinfmal weniger in Eigentumsdelikte

verwickelt als die anderen Kinder.

Betrachtet man jedoch die friihen, vor allem amerikanischen Studien genauer, dann fallt auf, dass
bei nahezu allen Studien auf erhebliche methodische Defizite und Probleme verwiesen wird (siehe etwa
Blau/Mocan 1999; Glantz/ Layzer 2000; Currie 2001, 2003; Blau 2000, 2001, 2002; Mocan 1997, 2002,
2003).

So kritisieren Glantz und Layzer (2000) erhebliche methodische Probleme bei der Bestimmung aller

drei Komponenten der Cost, Quality and Outcome Study, 86 wie die Stichprobenauswahl, der Stichpro-

84 Esist jedoch auch darauf hinzugewiesen, dass von verschiedenen Autoren methodische Kritik an vielen dieser Studien
geauBert wird (siehe etwa Blau/Mocan 1999; Glantz/Layzer 2000; Currie 2001, 2003; Blau 2000, 2001, 2002; Mocan
1997, 2002, 2003), wobei nicht abschlieBend beurteilt werden kann, inwieweit dies die Ergebnisse ganzlich in Frage
stellt.

85 Wahrend im Distar-Modell die Aktionen von den Erzieherinnen initiiert wurden und die Kinder diesen folgten, wurden
die Aktionen im High/Scope-Modell gemeinsam geplant und initiiert.

86 Siche zusammenfassend zu dieser Studie Helburn und Howes 1996.
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bengréBe und deren Verringerung im Zeitablauf, einschlieBlich der Vernachlassigung méglicher Ein-
flussfaktoren, die das Ergebnis verzerren kdnnten. Auch die Kombination von Kosten, die auf der Ebene
einer Einrichtung betrachtet wurden, mit Qualitatstiberlegungen, die durch die Durchschnittsbildung
auf Einrichtungsebene erfolge, sei problematisch. In beiden Féllen — so argumentieren sie — ware es
methodisch besser gewesen, einzelne Gruppen zu betrachten und nicht Einrichtungen. Da die Qualitat
von Krippen (fir Kleinkinder) deutlich und signifikant schlechter ware als die von Gruppen fiir altere
Kinder, wiirden Einrichtungen, die beides hétten, systematisch benachteiligt. So ware die durchschnitt-
liche Qualitat von ,Kindergartengruppen” durchschnittlich gut bis exzellent gewesen, und die von
Krabbelgruppen/Krippen schlecht bis mittelmaBig. Das generalisierte Gesamtergebnis, dass Kinderbe-
treuung in den USA generell schlecht bis medioker ware, lieBe sich durch die Studie somit nicht begriin-
den. Sie raten daher zu einem wesentlich vorsichtigeren Umgang mit den Ergebnissen und verweisen

darauf, dass wichtige Ergebnisse lbertrieben dargestellt worden waren.

Auch Blau (2001) verweist auf gewisse Schwachen hinsichtlich der kontrollierten bzw. einbezoge-
nen Variablen. Interessanter ist aber eine von ihm durchgefiihrte Re-Analyse auf der Basis der Grup-
penunterschiede innerhalb einer Einrichtung. Durch diesen Ansatz will er vermeiden, dass nicht be-
obachtbare Faktoren das Ergebnis ungewollt verfalschen.87 Bei dieser Re-Analyse kommt er z.B. zu
dem Ergebnis, dass die Korrelation der GruppengroBe quasi das falsche Vorzeichen hatte, und somit
suggeriere, dass die Leistungen mit zunehmender GruppengréBe besser wiirden.88 Dieser Zusammen-
hang verringere sich aber, je mehr Variablen in das Modell eingebaut wiirden. Dies wiirde jedoch darauf
hindeuten, dass die unzureichende Kontrolle mdglicher Einflussvariablen die Ergebnisse verzerren
wiirde. Als wichtigstes Ergebnis seiner Betrachtungen sieht er die Tatsache, dass der Einfluss aller Fak-
toren nahezu verschwinde und lediglich die Trainingsaktivitdten einen positiven Zusammenhang zu
padagogischen Qualitat aufwiesen. , Apparently, even with the extensive set of control variables avail-
able in the CQOS (Cost, Quality, Outcome Study), there are still many important center-specific unob-

servables that can cause biased estimates when using between-center variation” (S. 138). Da aber auch

87 Blau (2001) bringt selbst als Beispiel, dass die unterschiedlichen Fahigkeiten (z.B. Motivationsfahigkeit, Energie, Enthu-
siasmus) der Leitung einer Einrichtung, erhebliche Auswirkungen auf die padagogische Qualitat und damit auf die Er-
gebnisse beim Vergleich unterschiedlicher Einrichtungen haben kann. Bei einer Betrachtung der Unterschiede aus-
schlieBlich innerhalb einer Einrichtung entfallen solche Unterschiede.

88 Dies erscheint unter gewissen Voraussetzungen nicht einmal unplausibel. So kommen einige Untersuchungen beispiels-
weise zu dem Ergebnisse, dass die Kinder in ganz kleinen Gruppen zu sehr auf sich gestellt sind und somit nicht durch
die Interaktion miteinander gefdrdert wiirden. Ein anderer Ansatz ware, dass unterschiedliche sozio-6konomische und
Bildungshintergriinde oder die Erziehungsqualitat der Eltern eine Rolle spielen. Weiterhin konnten Unterschiede auch
auf die Person der Erzieherin oder die Leiterin einer Einrichtung zurlickzufiihren sein, die gréBere Gruppen aufgrund indi-
vidueller Fahigkeiten kompensieren kdnnten; auch die Sachmittelausstattung konnte positive Wirkungen entfalten.
Erganzend sei darauf hingewiesen, dass auch die Analysen zur Schiiler-Lehrer-Relation bzw. KlassengroBe im Schulbe-
reich, beispielsweise im Nachgang von TIMSS und PISA, keine eindeutigen Ergebnisse iiber die Wirkungsweise unter-
schiedlicher KlassengroBen bzw. Schiiler-Lehrer-Relationen erbracht haben (siehe zusammenfassend u.a. Dohmen 2003)
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weiterhin bestimmte Faktoren, wie z.B. die Motivation der Erzieherinnen mit den ihm vorliegenden

Daten nicht beurteilt werden konnten, sollten auch seine Ergebnisse nicht iberbewertet werden.

Auch andere Autoren (Mocan 1997, 2002, 2003; Currie 2001, 2003) verweisen auf erhebliche Prob-
leme hinsichtlich der Beurteilung von Ursache-Wirkungs-Zusammenhangen. Bestimmte Effekte konn-
ten nur dann eindeutig aus den vorhandenen Daten bzw. 6konometrischen Analysen abgeleitet wer-
den, wenn sichergestellt wére, dass andere mogliche Einflussfaktoren ausgeschaltet bzw. kontrolliert
worden waren.89 Wiirde dies nicht oder unzureichend berticksichtigt, dann wiirden die Qualitatseffekte
einer Kindertageseinrichtung u.U. lberzeichnet. Tatsachlich weist eine Vielzahl von Untersuchungen
darauf hin, dass sich bei Beriicksichtigung entsprechender Variablen der (messbare) Einfluss von Kin-
dertageseinrichtungen, aber auch Schulen auf Leistungsunterschiede verringert bzw. sich die Argumen-

tationszusammenhange verandern.

Den Einfluss der Familie versucht man seit einigen Jahren dadurch zu eliminieren, dass man eineiige
Zwillinge miteinander vergleicht, von denen eine(r) am Programm teilgenommen hat, der/die andere
jedoch nicht. Mit diesem Ansatz untersuchen Currie und Duncan (1995, 1997) die Effekte von Head
Start und zeigen, dass die partizipierenden Geschwister bessere Lese- und mathematische Leistungen
vorweisen konnen. Somit kann einerseits gezeigt werden, dass die Beteiligung an diesem Programm
positive Entwicklungs- und Bildungseffekte zur Folge hatte. Andererseits zeigt eine Vielzahl von Studien
die zentrale Bedeutung, die die familidaren Rahmenbedingungen und Hintergriinde auf die Kindesent-

wicklung und Schiilerleistungen haben (siehe etwa WoBmann 2004).

Blau (2001) hat auf der Grundlage des National Longitudinal Survey of Youth (NLSY) Analysen auf
unterschiedlichen Ebenen vorgenommen. Zunachst untersucht er den Einfluss von Kinderbetreuungs-
variablen (GruppengrdBe, Erzieher-Kind-Schliissel) auf verschiedene Leistungsmessverfahren und
kommt zu dem Ergebnis, dass deren Einfluss auf die genannten Variablen vergleichsweise gering ist.
Signifikant sei lediglich der Einfluss der GruppengroBe und der Erzieher-Kind-Schliissel, wobei der Grup-
pengroBeneffekt positiv korreliere. D.h. je groBer die Gruppe, desto besser die Leistung; er hatte also
das ,falsche” Vorzeichen. Bedeutsamer seien demgegeniiber etwa die Effekte von kognitiver Stimula-
tion und emotionaler Unterstiitzung, deren Auswirkungen drei bis flinfmal starker seien als die vorge-

nannten Variablen. Familidre Rahmenbedingungen seien danach wesentlich bedeutsamer als die Kin-

89 Die Kontrolle von maglichen Einflussvariablen auf bildungs- und qualitatsrelevante Prozesse ist wichtig, wenn man die
Wirkungs- und Einflussweise einzelner Einflussvariablen ermitteln will. So kénnen z.B. bessere Lese- oder Mathema-
tikleistungen auch dadurch bedingt sein, dass die Kinder aus hoheren sozio-6konomischen Herkunftsfamilien kommen.
Wiirde also der sozio-6konomische Hintergrund eines Kindes nicht kontrolliert, konnte die Aussage, dass bestimmte Kin-
dergarten bessere Leseleistungen als andere erzielten — also ,besser” waren — auch auf unterschiedliche sozio-6kono-
mische Bedingungen zuriickzufiihren sein und weniger auf die Kindertageseinrichtung. Um Missverstandnisse zu vermei-
den, sei darauf hingewiesen, dass mittlerweile alle Studien diesen Faktor kontrollieren.
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derbetreuung. Hieraus kann allerdings wiederum nicht geschlossen werden, dass Kinderbetreuung be-
deutungslos sei. In einem weiteren Schritt kontrolliert er den Einflussfaktor Familie, indem er die Effekte
von Kinderbetreuung auf Geschwister betrachtet. Hier zeigen die Ergebnisse aber kaum signifikante
Zusammenhange; allerdings enthalten die vorhandenen Daten des NLSY auch keine Hinweise liber die
Betreuungsqualitat, so dass die Insignifikanz auch auf eine im Durchschnitt unzureichende Qualitat
zurlickzufiihren sein kénnte. Auf einer dritten Ebene werden dann quasi verzogerte Effekte gemessen.
Hier zeigen die Ergebnisse einen negativen Effekt beim Erzieher-Kind-Schliissel, d.h. je kleiner der
Schliissel, desto besser die Ergebnisse im Lesetest20, und einen negativen Effekt der GruppengréBe auf

beobachtete Verhaltensprobleme. 9!

Blau kommt zu dem Schluss, dass die gemessenen Ergebnisse nur wenige Hinweise auf konkrete
Zusammenhange zwischen Kinderbetreuung und Kindesentwicklung liefern. Die wenigen konkret ge-
messenen Zusammenhange seien gering und veranderten sich, wenn mégliche andere Einflussfaktoren
(Familie, Kindescharakteristika) kontrolliert wiirden. Hieraus konne nun aber wiederum nicht geschlos-
sen werden, dass groBe Gruppen, weniger Erzieher/innen je Kind und unausgebildete Erzieherinnen
keine negativen Auswirkungen hatten. Blau sieht daher insbesondere das Problem, welche Folgerungen
Politiker daraus hinsichtlich der Regularien fiir Inputfaktoren ziehen sollten. It is not clear that regu-
lating the inputs or subsidizing child care based on the inputs will succeed in improving child care
quality” (S. 143). Auch dirften Inputs als wichtiges Signal fir Eltern bei der Auswahl von Einrichtungen
gelten, selbst wenn sie keinen unmittelbaren Einfluss auf die Qualitat hatten. Dies konnten auch Hin-
weise auf andere unbeobachtbare und fiir die Kindesentwicklung vorteilhafte Merkmale und damit die

Identifikation guter Kinderbetreuungsqualitat sein.

Konkreter scheinen die Ergebnisse des National Institute of Child Health and Human Development
(NICHD-Studie) (2002) sowie der Uberblick von Barnett (2002) hinsichtlich der Frage zu sein, ob héher-
wertige Qualitat positive Effekte hat. So identifizierte die Studie des NICHD Zusammenhange zwischen
der Qualitat der Kinderbetreuung und der sprachlichen und der kognitiven Entwicklung der Kinder in
den ersten drei Lebensjahren. Auch im Alter von vier Jahren war eine bessere Qualitat mit besseren
sprachlichen Fahigkeiten und einem besseren Kurzzeit-Gedachtnis und hoherer Aufmerksamkeit ver-
bunden. Ferner wurden Zusammenhange zwischen Einrichtungen, die die professionellen Richtlinien
hinsichtlich Kind-Erzieher-Verhaltnis, GruppengroBe, Ausbildung und Qualifikation der Erzieherinnen

starker berlicksichtigten, und hoheren kognitiven und sprachlichen Fahigkeiten und einer hoheren

90 7um besseren Verstindnis: Hat eine Erzieherin fiinf Kinder zu betreuen, dann ist der Erzieher-Kind-Schliissel 0,2, erhoht
sich die Zahl der zu betreuenden Kinder auf zehn, verringert sich der Schliissel auf 0,1. Das oben genannte Ergebnis
wirde bedeuten, dass die Kinder der letztgenannten Gruppe bessere Leseleistungen aufweisen wiirden.

91 Hier weist das Ergebnis in die ,richtige” Richtung: Je kleiner die Gruppe, desto weniger Verhaltensprobleme wurden
beobachtet.
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Schulfertigkeit festgestellt. , All of these associations were modest in size, controlling for familiy back-
ground and home environment. Variations in effects with family background have not been found con-

sistently”.

Andere Studien zeigten, dass Kinder, die hoherwertige Kindertageseinrichtungen besucht hatten,
héhere Werte im Peabody Picture Vocabulary Test-Revised (PPVT-R),92 in Leistungstests in ,pre-rea-
ding” und in mathematischen Fahigkeiten im Alter von vier Jahren aufwiesen. Nachfolgetests zeigten
zwar anhaltende PPVT-R-Ergebnisse wahrend des Kindergartens, allerdings verringerten sich die Un-
terschiede in nachfolgenden Jahren bis zum Alter von acht Jahren, wobei fiir die Qualitét der nachfol-
genden Schule kontrolliert wurde. Demgegeniiber blieben die Unterschiede bei mathematischen Fahig-
keiten bestehen.93

Insbesondere die Studie des NICHD (2002) kdonnte aber geeignet sein, diese Schwachpunkte zu
iberwinden, da sie die Ergebnisse fiir eine Reihe von mdglichen und wesentlichen Einflussfaktoren
kontrolliert. Untersucht wurden die Zusammenhange zwischen Quantitat, Qualitat und Art der friih-
kindlichen Erziehung bei 54 Monate alten Kindern und z.B. fiir Geschlecht, Ethnizitdt, Anwesenheit des
Vaters im Haushalt, Bildung der Mutter, durchschnittliches Verhaltnis zwischen Einkommen und dem

Bedarf, Qualitat der Erziehung durch die Eltern sowie Familien-Charakteristika kontrolliert.

Die kognitiven Ergebnisse korrelierten signifikant mit der Qualitat der Kinderbetreuung. Kinder, die
qualitativ bessere Einrichtungen besucht hatten, erzielten bessere Ergebnisse bei vor-akademischen
Fahigkeiten und Sprache als Kinder aus schlechteren Einrichtungen. Kinder, deren Einrichtungen , erst”
im Laufe der Zeit besser geworden waren, hatten bessere vor-akademische Leistungen, wahrend
schlechter werdende Einrichtungen den gegenlaufigen Effekt hatten. Auch nach Kontrolle von Fami-
liencharakteristika, die alle in die erwartete Richtung wiesen, schlieBen die Autoren, dass die Qualitat

der Kinderbetreuung ein ,moderately strong predictor of these outcomes” ist (S. 151).

Die Auswirkungen von Kinderbetreuung auf das soziale Verhalten wurden anhand von vier Variab-
len auf der Grundlage von Aussagen der Mutter sowie der Erzieherin eingeschatzt. Auch hier kam es
zu recht klaren Zusammenhangen. Hervorzuheben ist dabei allerdings, dass es einen negativen Zusam-
menhang zwischen dem Umfang an Kinderbetreuung und dem sozialen Verhalten zu geben scheint.
D.h. bei Kleinkindern, die einen groBeren wochentlichen Stundenumfang hatten, wurden haufiger Prob-
leme beim Sozialverhalten beobachtet als bei Kindern mit einem geringeren Umfang. Hinsichtlich Qua-

litat und Art der Kinderbetreuung konnten lediglich dann Zusammenhange festgestellt werden, wenn

92 Dies ist ein test of receptive language, but it often is used as a ,quick” 1Q test” (Barnett 2002, S. 11f.).

93 Verschiedene Studien erbrachten unterschiedliche Ergebnisse — in Abhangigkeit von der konkreten Anlage der Untersu-
chung — hinsichtlich der Effekte auf pre-reading und Mathematik bei Kindern mit weniger gut gebildeten Mittern, nicht
aber bei Kinder mit besser gebildeten Miittern (Barnett 2002).
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die Variablen nicht kontrolliert wurden. Insoweit bleibt vor allen Dingen der zeitliche Umfang der Kin-

derbetreuung ein Indikator fiir die Auswirkungen auf das soziale Verhalten der Kinder.

Aufgeschliisselt nach den Beobachtungskontexten, Quantitdt und Qualitdt der Kinderbetreuung
wurden die Ergebnisse dann noch einmal spezifiziert. Konkret wurden bei Kindern mit einem Betreu-
ungsumfang von mindestens 30 Stunden pro Woche wahrend der ersten 54 Monate mehr Probleme im
sozialen Verhalten beobachtet als bei Kindern mit einem Betreuungsumfang von unter 10 Stunden.
Negativ war demgegeniiber der Zusammenhang zwischen Erziehungsqualitat der Eltern bzw. Familien-
einkommen und den beobachten Problemen beim Sozialverhalten. D.h. je besser die Erziehungsqualitat
bzw. je héher das Familieneinkommen, desto weniger Probleme wurden beim Sozialverhalten beobach-
tet. Wahrend die Ergebnisunterschiede im mittleren und oberen Drittel vergleichsweise gering waren,
nahmen die Probleme im unteren Drittel jeweils deutlich zu. Dies gilt umgekehrt fiir den zeitlichen
Umfang der Kinderbetreuung. Hier stiegen die beobachteten Probleme im oberen Zeitfenster deutlich

an, wahrend sie bei einem Betreuungsumfang von unter 30 Stunden vergleichsweise moderat waren.

Differenziert nach der Qualitat der Kinderbetreuung hatten Kinder im oberen Qualitatsdrittel hohere
Punktwerte bei den vor-akademischen Fahigkeiten und beim Sprachtest als Kinder im unteren Drittel.
Schliisselt man auch hier die Einflisse nach Qualitat der Elternerziehung, der Qualitat der Kinderbe-
treuung bzw. dem Familieneinkommen auf, dann ist der Einfluss der elterlichen Erziehungsqualitat so-
wie des Familieneinkommens tendenziell deutlich starker als der Einfluss der Kita-Betreuungsqualitat.
Wahrend der Einfluss der familiaren Einflussfaktoren vom unterem zum mittleren Drittel starker ansteigt
als vom mittleren zum oberen, verhalt es sich bei der Betreuungsqualitat umgekehrt. D.h. hier sind die
Effektunterschiede zwischen dem mittleren und dem oberen Drittel groBer als zwischen dem unteren
und dem mittleren. Dies konnte bedeuten, dass zwischen Betreuungsqualitat und Auswirkungen auf
die Leistungsindikatoren des Kindes steigende Grenzertrage vorliegen, wahrend die Grenzertrage bei

der Erziehungsqualitat der Eltern und beim Familieneinkommen abnehmend sind.

Es ist allerdings auch hier wiederum darauf hinzuweisen, dass die Validitat bei einigen dieser Stu-
dien wahrscheinlich nur eingeschrankt gegeben ist, sieht man, soweit ersichtlich, von der NICHD-Studie
(2002) ab. Weiterhin lassen sich Langzeiteffekte hinsichtlich der Wirkungen von unterschiedlicher Qua-
litat nicht mit hinreichender Sicherheit beurteilen, da die vorteilhaften Kontrollen der Variablen teil-
weise nicht vorgenommen wurden. Schwierigkeiten diirfte in diesem Kontext auch die Tatsache berei-
ten, dass die Qualitat der spater besuchten Schule erheblichen Einfluss auf die gemessenen Leistungs-
unterschiede hat bzw. haben kann (Magnuson, Ruhm, Waldfogel 2004).

Mit Blick auf die deutsche Literatur ist festzustellen, dass sie lange Zeit vor allem ebenfalls auf die
hier zitierte amerikanischen Untersuchungen abgestellt hat. Zu den wenigen friihen Studien, die fiir
Deutschland der Frage nach den Auswirkungen von unterschiedlicher Qualitat auf die Kindesentwick-

lung nachgegangen ist, zahlt die Arbeit von Tietze u.a. (1998). Sie identifiziert Unterschiede vor allem
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bei der Sprachentwicklung und der Bewaltigung von Lebenssituationen im Kindergarten. Die Entwick-
lung eines Kindes kénne zwischen einem Kindergarten mit sehr hoher und einer sehr schlechten pada-
gogischen Qualitat um bis zu einem Jahr differieren. Fiir ein Drittel der Kinder betragt der durch die
unterschiedliche Kindergartenqualitat bedingte Entwicklungsunterschied Gber ein halbes Jahr. Insge-
samt kann bis zu rund einem Drittel der Entwicklungsunterschiede der Kinder auf die jeweiligen Kin-
dergartengruppen zuriickgefiihrt werden, wobei das Modell selbst knapp 20 % der gemessenen Vari-
anz erklart. Einschrankend ist allerdings darauf hinzuweisen, dass aus der Darstellung nicht ersichtlich
ist, inwieweit mogliche Einflussfaktoren durch die Anlage der Untersuchung ausreichend kontrolliert

werden. %4

Soweit ersichtlich diirften zumindest einige der oben genannten Vorbehalte hinsichtlich méglicher
Einflussfaktoren auf die gemessenen Leistungsunterschiede zwischen den Einrichtungen auch hier gel-
tend gemacht werden konnen (SpieB 1998). Dies wiirde bedeuten, dass auch hier wichtige Einflussva-
riablen, die sich auf den sozio-6konomischen und Bildungshintergrund der Eltern etc. beziehen und die
erheblichen Einfluss auf die Leistungsunterschiede haben, unzureichend kontrolliert worden waren.9>
So ist z.B. unstrittig, dass ein GroBteil der Entwicklungsunterschiede bei Kindern durch das familidre
Umfeld erklart werden kann. In diesem Zusammenhang berechnen Cunha und Heckman (2008), dass
ein zehnprozentiger Anstieg der elterlichen Investitionen in ihre Kinder im Alter von 6 bis 7 Jahren, und
die damit einhergehenden verbesserten kognitiven und nicht-kognitiven Fertigkeiten, deren spateres
Einkommen um fast 25 %, die Wahrscheinlichkeit eines High School Abschlusses um knapp 65 % stei-

gert.%

Vor diesem Hintergrund sind aktuellere Studien, in denen fiir solche Einflussfaktoren zunehmend
kontrolliert wird, von erheblicher Bedeutung, zumal sich in unterschiedlichem Umfang Qualitatseffekte

zeigen.

Heckman geht in einer Reihe von Beitragen der Frage nach der Rentabilitat von Bildungsinvestitio-
nen nach. So zeigen Heckman und Raut (2013) allgemein, dass die betreffenden Kinder und die Gesell-
schaft von einem Vorschulbesuch profitieren. Dies gilt umso mehr, wenn sich das familiare Umfeld als

problematisch erweist. Dieses Ergebnis steht im Einklang mit den Ergebnissen von Heckman u.a.

94 Die Autoren weisen selbst darauf hin, dass , weitere entwicklungsrelevante Unterschiede zwischen den Kindergarten-
gruppen bestehen, die wir mit den von uns angewendeten Qualitdtsmessungen nicht erfaBt haben” (S. 327).

95 Ausweislich der Ausfiihrungen in Tietze u.a. (1998) kontrolliert das Modell einige sozio-6konomische oder bildungsrele-
vante Merkmale der Eltern. So werden z.B. Bildungsstatus der Mutter oder Anzahl der Kinder im Haushalt explizit ge-
nannt. Dariiber hinaus kénnen aber weitere Variablen wie etwa Familien- oder Aquivalenzeinkommen, beruflicher Sta-
tus des Vaters und/oder der Mutter etc., Einfluss auf die Entwicklung des Kindes haben, die aber zumindest nicht explizit
genannt werden. Insofern ist nicht ersichtlich, inwieweit sie tatsachlich einbezogen wurden. Nach einer miindlichen
Auskunft von Herrn Tietze wurden weitere Variablen kontrolliert; sie hatten aber keinen messbaren Einfluss auf das Er-
gebnis.

96 Die elterlichen Investitionen werden dabei unter anderem daran gemessen wie viele Biicher das Kind besitzt, ob das
Kind ein Instrument besitzt, oder ob eine Tageszeitung im Haushalt vorhanden ist.

178



www.fibs.eu

(2010), die unter statistischen Gesichtspunkten "verbesserte” Kosten-Nutzen-Berechnungen fiir das
Perry Preschool Programm vorgelegt haben. lhre Schatzungen zu den sozialen Renditen, die sich auf
Bildung, Einkommen, Kriminalitat, Steuerzahlungen und Sozialleistungen konzentrieren, fiihren zu ei-
ner GréBenordnung von 7 bis 10 %, womit sie unter frilheren Berechnungen liegen. MaBgeblich fiir
diese geringeren Renditen sind andere Annahmen bzw. Datengrundlagen, die fiir die Ermittlung der

Unterschiede bzw. Folgeeffekte insbesondere der Kriminalitat herangezogen wurden.%7

Im Hinblick auf die Bildungsergebnisse zeigen sich Effekte vor allem bei den Frauen, sie waren sel-
tener in Forderprogrammen (special education), erreichten Abschliisse schneller, hatten bessere Ab-
schlussnoten und erreichten insgesamt hohere Abschlussniveaus. Bei den Mannern zeigten sich allen-
falls geringe Unterschiede von Personen, die am Programm teilgenommen hatten, gegeniiber solchen,

die nicht teilgenommen hatten.

Die mit den besseren Bildungsabschliissen verbundenen hoheren Einkommen fiihren zu héheren
Steuerzahlungen, wobei die Steuerregularien im Zeitablauf variieren, was insbesondere auch fiir die
Hohe der Steuersatze gilt. Heckman et al. (2010) legen einen durchschnittlichen Steuersatz von 22,5 %
zugrunde (15 % individueller Steuersatz, 7,5 % FiCA) und beriicksichtigen damit offenkundig nur den
Arbeitnehmeranteil, wahrend Belfield et al. (2006) auch den Arbeitgeberanteil einbezogen haben. Das
zentrale Argument fiir diesen Verzicht ist, dass Okonomen der Auffassung sind, dass dieser Arbeitge-
beranteil (iber niedrigere Lohne an die Arbeitnehmer weitergegeben wird und insofern nur die Vertei-

lung der Ertrage, nicht aber die Gesamthdhe der Ertrage beeinflusst.

Bei den Sozialleistungen werden nicht die Bruttoiibertragungen zugrunde gelegt, sondern nur die
Nettokosten fiir diejenigen, zu deren Lasten die Umverteilungen gehen, da nur diese als gesellschaftli-
che (Netto) Wohlfahrtsgewinne anzusehen sind. Beriicksichtigt werden zudem "transfers-in-kind", d.h.
in “Naturalleistungen”, sowie die mit den Transfers insgesamt verbundenen administrativen Kosten,

die mit 38 Cent je Dollar angesetzt werden.

Im Vergleich zu den Berechnungen von Belfield et al. (2006) reduzieren sich die Ertrage durch die
anderen Annahmen betrachtlich. Kamen Belfield et al. (2006) zu einem Faktor von 1:17, d.h. ein Kos-
teneinsatz von einem Dollar fiihrt zu Mehreinnahmen und Einsparungen von 17 Dollar, sind es nunmehr

nur noch 1:10.

Das britische EPPE- bzw. mittlerweile EPPSE-Projekt (EPPE 3-11 — Effective Pre-School and Primary
Education, EPPSE 3-16+: Effective Pre-School, Primary and Secondary Education) wurde in mehreren

Schritten bzw. Forschungsphasen mit unterschiedlichen Zeithorizonten durchgefiihrt und betrachtet die

97 Gerade diese anderen Annahmen zur Kriminalitat sind insofern von besonderer Bedeutung, als die Effekte des Pro-
gramms auf Kriminalitat besonders hoch sind. Hier spielen etwa Annahmen zum Umfang "opferloser” Kriminalitat
ebenso eine Rolle wie die angesetzten Kosten von Gewaltverbrechen etc.
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Entwicklung einer 1997 im Kindergarten befindlichen Gruppe von Kindern mittlerweile bis zum 16.
Lebensjahr. Die Ergebnisse beziehen sich einerseits auf die Effekte der frithkindlichen Bildung und Be-
treuung (iberhaupt, d.h. die Frage, ob Kinder, die eine Kindertageseinrichtung besucht haben, sich an-
ders (besser) entwickelt haben als Kinder, die keine Kindertageseinrichtung besucht haben. Anderer-
seits wird die Bedeutung der Qualitat der friihkindlichen Bildung und Betreuung untersucht. Es liegen

somit Erkenntnisse zu den beiden, hier interessierenden zentralen Fragestellungen vor.

In der EPPSE 3-16+-Studie wurde die Entwicklung der Kinder bis zum Alter von 16 Jahren und dar-
tber hinaus hinsichtlich verschiedener Aspekte — akademische Leistungen, soziales Verhalten etc. —
untersucht und zudem eine Prognose hinsichtlich ihrer (méglichen bzw. ,voraussichtlichen") weiteren
Entwicklung in den kommenden Jahren sowie der damit verbundenen fiskalischen Effekte vorgenom-

men.

Mit Blick auf den reinen Besuch von Kinderbetreuungseinrichtungen zeigt sich, dass dieser auch im
Alter von 16 Jahren nachhaltig auf die akademischen Leistungen wirkt, d.h. bessere Leistungen und
Abschliisse (hohere Gesamt-GCSE% Punktwerte und Abschliisse in Englisch und Mathematik) erzielt
werden; die Dauer des Besuchs, gemessen in Monaten, hatte weitere positive Effekte. Gleiches gilt

ferner und eigenstandig auch hinsichtlich der Qualitat der Kinderbetreuung.

Eine mindestens zweijahrige Dauer fiihrt, verglichen mit keinem Kita-Besuch, zu einem Unterschied
von 51 Punkten. Dies entspricht einem durchschnittlichen Notenunterschied von B zu C in acht "gra-
des" (Fachern). Wie bei dem reinen Besuch und der Dauer des Besuchs sind die Effekte der Qualitat der
Kindertagesbetreuung weiterhin signifikant. Allerdings fallen die Unterschiede geringer aus als am
Ende des Kindergartens. Zur Darstellung der Ergebnisse wird die sogenannte Effektstarke (ES) heran-
gezogen. Sie ist ein statistisches MaB fiir die relative Starke des Einflusses, z.B. von guter Qualitat auf
den kindlichen Outcome, unter Kontrolle anderer relevanter Einfliisse, wie etwa das familiare Umfeld.
Auch wenn die Effektstarken nicht ohne weiteres einen direkten Riickschluss auf die durch die Quali-
tatsverbesserung induzierten tatsichlichen Anderungen im kindlichen Outcome zulassen, ist ein Ver-
gleich zu den Auswirkungen z.B. des reinen Besuchs oder der Dauer des Besuchs mdglich. Mit einer
Effektstarke von 0,37 auf hohere GCSE-Gesamtpunktwerte, und von 0,31 bzw. 0,26 auf einen besseren
Abschluss in Englisch bzw. Mathematik, hat die Qualitat der Kindertagesbetreuung einen statistisch
signifikanten, moderat positiven und eigenstandigen Einfluss auf die spateren akademischen Leistun-
gen, der in etwa den jeweiligen Einfliissen des reinen Besuchs (0,31, 0,23 und 0,21) und der Dauer des
Besuchs (0,38, 0,28 und 0,3) entspricht (Sylva u.a., 2016).

Bedeutsam ist auch, dass sich Hinweise dahingehend zeigen, dass insbesondere Kinder aus be-

nachteiligten Familien (iberproportional von hochwertigen Einrichtungen profitierten. Hier spielt die

98 Das General Certificate of Secondary Education ist dem Realschul- bzw. Mittleren Schulabschluss vergleichbar.
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Qualifikation der Eltern insofern eine besondere Rolle, als der positive Einfluss der qualitativ hochwer-
tigen Kinderbetreuung auf Kinder aus benachteiligten Familien, d.h. wenn die Eltern ein geringes Bil-
dungsniveau haben, groBer ist als bei Kindern, deren Eltern ein hohes Bildungsniveau haben. D.h. eine
hochwertige Kindertageseinrichtung bzw. Kindertagesbetreuung ist in der Lage, die Leistungsliicke zwi-
schen Kindern aus sozio-6konomisch benachteiligten Familien und denen aus bessergestellten Familien
zu verringern, ohne sie allerdings véllig schlieBen zu kdnnen. Oder wie es die Autor/innen des Berichts
formulieren: , This suggests that pre-school quality matters most for those whose parents had them-

selves not been successful at school” (Sylva u.a., 2016, S. 25).

Im Hinblick auf die Entwicklung des Sozialverhaltens ist ausschlieBlich die Qualitat der Einrichtun-
gen bzw. der Kinderbetreuung relevant; d.h. nur hochwertige Einrichtungen verbessern die Selbstregu-

lation, das Sozialverhalten und verringern das Hyperaktivitatsniveau.

Auch die weiteren Bildungsverlaufe nach dem 16. Lebensjahr hangen von der Teilnahme an Kinder-
betreuung, deren Dauer und Qualitat ab. Sie erhohen die Wahrscheinlichkeit, anspruchsvollere Bil-
dungsgange (4 und mehr A/AS-Levels) zu durchlaufen, und reduzieren das "Risiko", in Bildungsgangen
mit geringeren Anforderungen zu landen. Diese Ergebnisse kdnnen auch bei Kontrolle individueller und
familidrer Merkmale, des hauslichen Umfelds (home living environment) wie auch der GCSE-Ergebnisse

beobachtet werden.

In einem weiteren Schritt wurden die zu erwartenden 6konomischen bzw. fiskalischen Effekte der
Investitionen in friihkindliche Bildung abgeschatzt. Danach fiihrt der Besuch einer Kita zu einem Netto-
Ertrag von 26.000 Britischen Pfund (GBP) fiir das Individuum und 36.000 GBP fiir einen durchschnittli-
chen Haushalt.%? Diese Betrage fiihren zu zusétzlichen Ertrdgen in den 6ffentlichen Kassen von 16.000
GBP pro Haushalt.

Mit Blick auf den Besuch qualitativ besserer Kindertageseinrichtungen im Vergleich zum Besuch von
Einrichtungen mit einer geringeren Qualitat zeigen sich weitere Ertrage von ca. 12.000 GBP fiir das
Individuum und 19.000 GBP fiir einen durchschnittlichen Haushalt sowie 8.000 GBP fiir das Finanzmi-
nisterium. Diese Ergebnisse sind als Abschatzung (Prognose bzw. Simulation) der moglichen finanziel-
len Effekte und nicht als empirisch abgesicherte Ergebnisse zu betrachten, da sie nicht auf der Beobach-
tung der tatsachlichen Lebensverlaufe beruhen (kénnen), sondern auf Prognosen bzw. Simulationen
maoglicher Entwicklungen auf Basis der oben beschriebenen akademischen Leistungen im Alter von 16

Jahren bzw. den daran anschlieBenden Ubergéngen innerhalb des Bildungssystems. 100

99 Bei diesen Betragen handelt es sich um den Netto-Gegenwartswert, d.h. die auf den aktuellen Zeitpunkt abdiskontierten
Ertrage.

100 ginem weiteren Schritt werden die Effekte der Qualitit der Sekundarschule untersucht. Auch hier zeigen sich — wiede-
rum eigenstandige — Effekte einer héherwertigen Schulqualitat; d.h. die Ertrage friihkindlicher Bildung werden ihrerseits

auch dadurch beeinflusst, wie gut die Primar- bzw. Sekundarschule ist, die sie anschlieBend besuchen (Sylva et al.
2013).
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Auch bei der 6konomischen Analyse zeigen sich positive Effekte einer besseren Qualitat auf Kinder
aus benachteiligten Familien: , The highest percentage gains do seem to be for relatively lower earners
which provides some suggestive evidence that offering high quality pre-school may help to reduce

lifetime earnings inequality" (Sylva u.a., 2016, S. 176).

Neben dem Besuch einer Kindertageseinrichtung sind weitere Faktoren zum Teil von erheblichen
Relevanz. Hierzu zahlt insbesondere der familiare Hintergrund, der (iber den gesamten Untersuchungs-
horizont von 1997 bis heute bzw. vom Alter von drei Jahren bis zum Alter von 16+ Jahren den starksten
Einfluss auf die akademische Leistungsfahigkeit bzw. die Bildungsleistungen hat. Von besonderer Be-
deutung ist grundsatzlich das elterliche Bildungsniveau, und zwar auch dann, wenn fiir eine Reihe von
individuellen, familidaren, Umfeld- und Nachbarschaftsfaktoren kontrolliert wird. Dies steht in Einklang
mit den weiter oben dargestellten Befunden aus Deutschland (siehe etwa Fend 2014) und verweist
darauf, dass die grundsatzliche Anhebung des Bildungsniveaus von Kindern aus benachteiligten Fami-
lien ein sehr langfristiger Prozess ist, der nur sukzessive und im Rahmen einer langfristigen Strategie

zum Erfolg fiihren wird. Dariiber hinaus sollte er auch die Eltern einbeziehen.

Anders u.a. (2012) zeigen, dass qualitativ hochwertige Kindertageseinrichtungen positive Effekte
auf die numerische Kompetenzen haben (siehe hierzu RoBbach 2005; Faust/RoBbach 2014). Auch die
Ergebnisse von Tietze u.a. (2005) legen nahe, dass Bildungs- und Entwicklungsunterschiede von bis zu
einem Jahr bei Kindergartenkindern auf Qualitatsunterschiede in den Einrichtungen zuriickgefiihrt wer-
den konnen. Diese Bildungsunterschiede sind dariiber hinaus bis zum Ende der zweiten Grundschul-
klasse spiirbar. In diesem Zusammenhang zeigen Sylva u.a. (2010), dass unter anderem eine hdhere
Qualitat einer Einrichtung einen signifikant messbaren Einfluss darauf hat, dass ein Kind einen besseren
Schulbeginn hat und wahrend der Grundschulzeit bessere Leistungen erzielt (gemessen jeweils im Alter
von sieben und elf Jahren). Die teilweise nur moderat positiven Auswirkungen von Qualitatsmerkmalen
auf die numerischen und verbalen Fertigkeiten des Kindes werden in der Literatur jedoch in der Regel
unterschatzt, da sie nur zu erwarten sind, wenn die Kindertageseinrichtungen tatsachlich eine gewisse
Mindestqualitat aufweisen, die in den verwendeten Stichproben nicht alle Einrichtungen aufweisen
(siehe die Diskussion in Anders u.a. (2012) und die darin zitierte Literatur). Faust/RoBbach (2014) kon-
nen nach ersten, noch unverdffentlichten Ergebnissen keinen Zusammenhang zwischen hochwertiger
Kinderbetreuung und vorzeitiger Einschulung feststellen. Allerdings konnen sie erste Hinweise darauf
identifizieren, dass bessere Qualitdt der Kita die Wahrscheinlichkeit einer verzégerten Einschulung ver-
ringert. Anger u.a. (2007) gehen einen Schritt weiter und unterstellen, dass im Rahmen einer hoheren
Qualitat in der friihkindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung die Einschulung generell um ein Jahr
vorgezogen werden kann, so dass ein kompletter Jahrgang aus dem Elementarbereich herausfallt. Die

dadurch entstehenden mittelfristigen Kosteneinsparungen belaufen sich den Autoren zufolge auf rund
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2,9 Milliarden Euro. Allerdings benennt diese Studie keine konkreten MaBnahmen, sondern untersucht

abstrakt die Effekte von héheren Kompetenzen auf die wirtschaftliche Entwicklung.

Conti/Heckman/Pinto (2015) zeigen die langfristigen Effekte, die hochwertige Kindertagesbetreu-
ung auf das Gesundheitsverhalten bzw. die Gesundheit haben kann. Sie untersuchen anhand zweier
Kohorten des Perry-Preschool-Projekts (PPP) bzw. des Carolina Abecederian Projekts (ABC), welche
Auswirkungen hochwertige friihkindliche Bildung auf benachteiligte Kinder — bei entsprechender sta-
tistischer Kontrolle — hat. Deutlich zutage treten dabei geschlechtsspezifische Unterschiede. Die Effekte
auf Jungen sind zum Teil deutlich starker als auf Madchen, allerdings lassen sich auch bei diesen sta-

tistisch nachweisbare Effekte ausmachen.

Wird unterstellt, dass eine Qualitatsverbesserung in der Kindertagesbetreuung positive Effekte auf
die Entwicklung des Kindes im Allgemeinen und die kognitiven Fahigkeiten im Speziellen hat, dann
geben die Ergebnisse von Piopiunik und WéBmann (2009, 2014) erste Hinweise auf die volkswirt-
schaftlichen Auswirkungen entsprechender MaBnahmen. lhre Simulationen, die sich nicht auf spezifi-
sche MaBnahmen oder Bildungsbereiche beziehen, quantifizieren die Ertrage fiir die deutsche Volks-
wirtschaft, die aus einer Reduktion von ,Risikoschiilern” resultieren, die nur ein geringes Kompetenz-
niveau (hochstens PISA-Kompetenzstufe I) aufweisen. Die Basis stellen die Ergebnisse von Hanushek
und W6Bmann (2008, 2012) dar, wonach im Durchschnitt aller zwischen 1963 und 2003 durchgefiihr-
ten internationalen Vergleichstests eine Verbesserung der kognitiven Kompetenzen die Wachstums-
rate des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf signifikant erhéht. Im Basisszenario erhoht eine Verbesse-
rung der Kompetenzen um 100 PISA-Punkte — eine Standardabweichung unter den Schiilerinnen und
Schiilern in den OECD-Léndern — die langfristige Wachstumsrate des BIP pro Kopf um 1,265 %. Es
wird unterstellt, dass eine Bildungsreform es schafft, die Zahl der Risikoschiiler und -schiilerinnen
nach zehn Jahren um 90 % zu reduzieren, indem alle vorherigen Risikoschiiler durch die Reform exakt
den Schwellenwert der Kompetenzstufe | (im Bereich Mathematik) von 420 Punkten erreichen, was
einer Erhohung der PISA-Mittelwerte um 14,1 Punkte entspricht. Die Autoren beriicksichtigen, dass
die resultierenden Wachstumseffekte erst mit dem Eintritt der Jugendlichen in den Arbeitsmarkt an-
fallen, und errechnen, dass das deutsche Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2090 mit einer Bildungsreform
um 2,8 Billionen Euro héher wire als ohne eine solche Leistungssteigerung. Diese Anderung ent-
spricht 113 % des heutigen BIP. Die langfristige Wachstumsrate des BIP pro Kopf steigt durch die Re-
form um (14,1 x 1,265 % =) 0,18 Prozentpunkte.

Mit Blick auf die oben diskutierte bildungsékonomische Literatur argumentieren Piopiunik und W6B-
mann (2014), dass die Reduktion der Risikoschiiler und -schiilerinnen durch einen (qualitativen) Ausbau
der frithkindlichen Bildung erfolgsversprechender erscheine als zum Beispiel durch eine bloBe Erhéhung
der Bildungsausgaben oder eine Verringerung der KlassengroBen. Entsprechende Berechnungen zu ei-

nem , Gesamtkonzept" friihkindlicher Bildung mit qualitativen Verbesserungen unter Einbeziehung der

183



entstehenden Kosten sind Gegenstand in Anger/Plinnecke/Tréger (2007). Die Autor/innen unterstellen,
dass die Qualitatsverbesserungen im vorschulischen Bereich unter anderem durch die Einflihrung von
Mindeststandards, eine bessere individuelle Forderung und eine Héherqualifizierung von Erzieherinnen
erreicht werden kénnten. In Kombination mit ReformmaBnahmen im Bereich der Grundschule kommt
es zu einer Erhhung der Bildungsjahre, einer Verringerung der strukturellen Arbeitslosenquote und —
durch den unterstellten friiheren Ubergang in die Grundschule — zu einem sinkenden Absolventenalter.
In der Summe kénne der Anteil der jungen Erwachsenen ohne abgeschlossene Berufsausbildung lang-
fristig um 6 Prozentpunkte auf 10 % gesenkt, der Anteil der Hochqualifizierten um gut 6 Prozentpunkte
auf 37 bis 38 % erhoht werden. Durch diese Hoherqualifizierung konne die langfristige jahrliche Wachs-

tumsrate um 0,1 Prozentpunkte gesteigert werden.

4.3.5 Zusammenfassung

In den vorhergehenden Abschnitten wurde die vorliegende Literatur, die sich mit empirisch zu be-
obachtenden Effekten der friihkindlichen Bildung beschéftigt, ausfiihrlich prasentiert. Es wurden drei
Fragen, soweit moglich, getrennt betrachtet: (1) die ,reinen” Partizipationseffekte an friihkindlicher
Bildung, (2) die Effekte von Mindeststandards, und (3) die Wirkungen, die sich aus einer héherwertigen

im Vergleich zu einer weniger guten Kindertagesbetreuung ergeben.

Zu allen drei Themen ist das Ergebnis der vorliegenden Literatur im Grundsatz eindeutig: Erstens,
Kinder profitieren von der Partizipation an friihkindlicher Bildung. Kinder, die eine Kindertageseinrich-
tung besucht haben, haben i.d.R. ein hoheres sprachliches und numerisches Kompetenzniveau als Kin-
der, die nicht daran teilgenommen haben. Dies hat Auswirkungen auf den Ubergang in Schule, insbe-
sondere aber auf den weiteren Bildungs- und Erwerbsverlauf. Insbesondere verringern sich die Einmiin-
dungsquoten in Férderschulen und es erhdhen sich die Ubergangsquoten in weiterfiihrende Schulen,

die zu hoheren Schulabschliissen fiihren.

Zweitens, die Gewahrleistung einer Mindestqualitdt sorgt dafiir, dass die Entwicklung nicht durch
unzureichende Prozessqualitat beeintrachtigt wird bzw. sichergestellt wird, dass die im vorhergehen-

den Absatz beschriebenen Wirkungen eintreten kénnen.

Drittens, eine (iber die Mindestqualitat hinaus gehende Qualitatssteigerung hat weitere — iiber den
Partizipationsertrag bzw. geringerwertige Qualitat hinausgehende — positive Effekte auf das Kompe-
tenzniveau von Kindern. So verbessert eine héhere Prozessqualitat die numerischen und sprachlichen
Kompetenzen der Kinder ebenso wie deren nicht-kognitive Fahigkeiten, wodurch sich der Anteil an
Riickstellungen beim Ubergang in die Primarschule verringert. Auch in den nachfolgenden Bildungs-
phasen zeigen sich die erwarteten positiven Effekte, d.h. geringere Verweisquoten auf Férderschulen,

héhere Ubergangsquoten auf leistungsstérkere weiterfiihrende Schulen, geringere Abbruchraten und
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insgesamt ein hoheres Schulabschlussniveau; dies kann sich auf die formalen Abschliisse oder die Ab-
schlussnoten beziehen. Weitere, empirisch abgesicherte Befunde zu den nachfolgenden Effekten von
qualitativ héherwertiger Kinderbetreuung auf den Ubergang in Ausbildung bzw. Studium sowie hin-
sichtlich des weiteren Erwerbsverlauf lassen sich aus den vorliegenden Studien nicht ziehen, da es noch
keine Langsschnittstudien gibt, die iiber das Alter von etwa 16 Jahren hinausgehen. Interventionsstu-
dien, die sich auch auf spétere Lebensphasen beziehen, fokussieren MaBnahmen, die in den USA mit
kleinen Gruppen von Kindern aus benachteiligten Familien durchgefiihrt wurden, und die in dieser Form
nicht auf die Fragestellung der Effekte von flachendeckend besserer Kinderbetreuungsqualitat in

Deutschland iibertragen werden kdnnen.

Zusammenfassend zeigt die vorliegende Ubersicht, dass die empirische Evidenz hinsichtlich der Wir-
kungsrichtung von hochwertiger Kinderbetreuung eindeutig ist, d.h. die beschriebenen Effekte werden
in mehr oder weniger allen Studien beobachtet. Tabelle 10 gibt einen zusammenfassenden Uberblick

Uber die zu erwartenden Ertrage sowie die Studien, die entsprechende Zusammenhange bestétigen.

Weniger einheitlich ist die Erkenntnislage hinsichtlich der konkreten GroBenordnung der Effekte
(, Effektstarken”), diese variieren zwischen den Studien bzw. auch den ihnen zugrunde liegenden In-
terventionen und Zielgruppen, was jedoch nicht tiberraschend ist, sondern vielmehr zu erwarten war.
Es wird zudem haufig nicht naher spezifiziert, wie groB die Qualitatsunterschiede zwischen den ,bes-
seren” (guten oder sehr guten) und den ,schlechteren” Einrichtungen sind und wodurch sich die Un-

terschiede konkret manifestieren.

Fur die nachfolgende Kosten-Nutzen-Analyse bedeutet dies, dass nur in begrenztem Umfang kon-
krete, aus der vorliegenden empirischen Literatur ableitbare Effektstarken bzw. Veranderungsraten ver-

wendet werden konnen.
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Kurzfristige Effekte

Mittelfristige Effekte

Langfristige Effekte

unmittelbarer Partizipationsnutzen:
Tietze et al. (1998, 2001), Tietze et al. (2013)

friihere bzw. keine verzogerte Einschulung und/oder
bessere Ausgangsbedingungen beim Ubergang in
die Grundschule:

Tietze et al. (1998), Tietze et al. (2005), Sylva et al.
(2010), Sylva et al. (2013)

Schnellerer Ubergang in Ausbildung:
Dohmen (2015)

Umgang mit anderen Kindern, besseres Sozialverhalten:
Tietze et al. (1998, 2001), Tietze et al. (2013)

Hohere Ubergangswahrscheinlichkeit auf weiterfiih-
rende Schulen und Ausbildungseinrichtungen, gerin-
geres Verweisrisiko auf Sonderschulen:

Currie (2001), FauBt/RoBbach (2014), Anders et al.
(2012), Kratzmann/Schneider (2009), Fend (2014),
Masse/Barnett (2002), Sammons et al. (2002), Sam-
mons et al (2008), Taggart et al. (2006)

friihere Einkommenserzielung und héheres (Le-
bens-) Erwerbseinkommen:
Currie (2001), Schweinhart (2013)

héheres Selbstwertgefiihl, hdhere kognitive Leistungen:
Currie (2001), Tietze et al. (1998, 2001), Tietze et al. (2013)
Melhuish (2004)

Weniger Klassenwiederholungen, geringeres Schul-
abbruchrisiko bzw. héhere Abschlusswahrscheinlich-
keit, bessere Leistung:

Currie (2001), Masse/Barnett (2002), Gortz/Ras-
mussen (2011), Bos et al (2003), Ludwig/Miller
(2005), Sylva et al. (2016)

geringeres Arbeitslosigkeits- und Sozialleistungs-
risiko:
Schweinhart (2013)

bessere Gesundheit und Ernahrung bzw. geringeres Krank-
heitsrisiko:
Ludwig/Miller (2005)

kiirzere Verweildauer im Bildungssystem:.

geringere Kriminalitatsraten,

bessere Gesundheit, niedrigere Krankheitskosten:
Conti/Heckman/Pinto (2015), Currie (2001),
Schweinhart (2015)

verbesserte Eltern-Kind-, insbesondere auch Mutter-Kind-
Beziehung etc.:
Tietze et al. (1998, 2001), Tietze et al. (2012)

Héherer Schul-/Ausbildungsabschluss:
Schweinhart (2013), Fritschi/Oetsch (2008), Biich-
ner/SpieB (2007), Anger/Pliinnecke/Tréger (2007),
Sylva et al. (2016)

intergenerationale Effekte auf die eigenen Kinder:
Fend (2014), Belfield (2005)

Tabelle 10: Zusammenfassende Ubersicht iiber die Ergebnisse vorliegender Wirkungsstudien zur Kinderbetreuung
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4.4 Simulationsrechnungen zu den Ertrdagen guter Kindertagesbetreuung

44.1 Einleitung

In den folgenden Abschnitten werden die in den vorhergehenden Abschnitten dargestellten Effekte
in Simulationsrechnungen lbertragen, um die damit verbundenen fiskalischen Auswirkungen abschat-
zen zu konnen. Die fiskalischen Auswirkungen zeigen sich, wie in Kapitel 4.2 dargestellt, insbesondere,
aber nicht ausschlieBlich, an den Schnittstellen zu anderen Bildungsbereichen. Die konkreten Effekte

sind dabei abhangig von deren Starke, die Nettoeffekte auch von den unterstellten Kosten.
4.4.2 Darstellung und Analyse der fiskalischen Effekte

4.4.2.1 Einleitung und Annahmen

Die fiskalischen Wirkungen der in Kapitel 4.2.3 beschriebenen ,singuldren” Effekte, die in Kapitel
7.5 im Anhang ausfiihrlich beschrieben werden, verstarken sich im Zusammenspiel. Aus hoheren Kom-
petenzen der Kinder, die aus einem quantitativen oder qualitativen Ausbau der Kindertagesbetreuung
resultieren, ergeben sich héhere Ubergangsquoten in weiterfiihrende Schulen, sinkende Abbruch- und
Klassenwiederholungsraten, steigende Abschlussquoten etc. Im Ergebnis folgt daraus ein insgesamt
hoheres Bildungsniveau. Die fiskalischen Effekte dieses héheren Bildungsniveaus werden anhand einer
Status-quo-Analyse in Bezug auf den Arbeitsmarkt auf der Grundlage der derzeit beobachtbaren Ein-
kommen, Erwerbs- und Arbeitslosenquoten ermittelt. Auch im Hinblick auf das Steuer- wie Sozialversi-

cherungssystem werden die derzeit geltenden Regelungen in die Zukunft fortgeschrieben.

Da es lediglich in sehr begrenztem Umfang konkrete Effektstarken gibt, wurden unterschiedliche
Varianten durchgerechnet, die jeweils verschiedene Effekte miteinander kombinieren. Zum einen ist
davon auszugehen, dass ein quantitativer und/oder qualitativer Ausbau des friihkindlichen Systems mit
hoheren Kosten einhergeht. Es wurden daher im Hinblick auf qualitatssteigernde MaBnahmen zusatz-
liche Kosten von 3,1 Mrd. Euro (Variante 1), 5,7 Mrd. Euro (Variante 2) und 11,4 Mrd. Euro (Variante
3) unterstellt. Wahrend sich die beiden letztgenannten Varianten an den konkreten Mehrkosten einer
Verbesserung des Personalschliissels orientieren, zielt Variante 1 darauf ab, die Effekte einer anderen,

kostengiinstigeren Qualitatssteigerung zu ermitteln.

Zum anderen ist davon auszugehen, dass unterschiedliche kostenintensive qualitatssteigernde
MaBnahmen tendenziell zu unterschiedlich starken Veranderungen des Kompetenzniveaus der Kinder
und Jugendlichen fiihren werden. Gleichzeitig lassen sich aber auch hier aus der vorliegenden empiri-
schen Literatur keine konkreten Effektstarken entnehmen, u.a. weil auf spezifische Programme abge-

stellt wurde, sodass auch an dieser Stelle von unterschiedlichen Szenarien ausgegangen wird. Dabei
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wird im unteren Szenario von moderaten, im mittleren von etwas starkeren und im oberen von erheb-
lichen Veranderungsraten ausgegangen. Hierbei ist zudem zu beriicksichtigen, dass sich die Verande-
rungen auf diverse Einzeleffekte beziehen konnen. Konkret haben wir die in den folgenden Tabellen
wiedergegebenen Veranderungen unterstellt. Es wird auf der Basis der vorliegenden empirischen Lite-
ratur zunachst davon ausgegangen, dass sich die Wahrscheinlichkeit von Riickstellungen um zwei Pro-

zentpunkte von 7 % auf 5 % verringert. Dieser Effekt wird einheitlich in allen Szenarien beibehalten.

In einem zweiten Schritt wird davon ausgegangen, dass sich die Ubergangswahrscheinlichkeiten

am Ende der Primarschule in der in Tabelle 11 widergegebenen GroBenordnung verandern:

Ubergang von der Grundschule in weiterfiihrende Ausgangs- Variante A | Variante B | Variante ¢
Schulen lage I e
Hauptschule 9,00% 8,50% 8,00% 5,00%
Realschule 18,00% 18,50% 19,00% 21,00%
(Integrierte) Sekundarschulen 13,00% 13,00% 13,00% 13,00%
Gesamtschule 16,00% 16,00% 16,00% 16,00%
G8 36,00% 36,00% 36,00% 36,50%
G9 6,00% 6,50% 7,00% 8,00%
Forderschulen 2,00% 1,50% 1,00% 0,50%
Summe 100,00% | 100,00% | 100,00% | 100,00%
Quelle: FiBS

Tabelle 11: Veranderung der Ubergangswahrscheinlichkeiten am Ende der Primarschule

Die Darstellung verdeutlicht, dass insbesondere Veranderungen im unteren Bildungssegment ange-
nommen wurden, indem der Fokus auf geringere Ubergénge in Forder- und Hauptschulen und auf stér-
kere Ubergénge insbesondere in Realschulen gelegt wurde. Die Ubergangsquoten auf das Gymnasium
erhohen sich in eher begrenztem Umfang.

. . Ausgangs- Variante A | Variante B | Variante C
Verdnderung der Klassenwiederholungsraten lage
Primarschule 0,90% 0,60% 0,30% 0,00%
Hauptschule 3,90% 3,20% 2,50% 1,00%
Realschule 3,90% 3,20% 2,50% 1,00%
(Integrierte) Sekundarschulen 2,10% 1,90% 1,50% 1,00%
Gesamtschule 2,10% 1,90% 1,50% 0,50%
G8 2,20% 1,90% 1,50% 0,50%
G9 2,20% 1,90% 1,50% 0,50%
Forderschulen 3,90% 3,20% 2,50% 1,50%

Quelle: FiBS

Tabelle 12: Angenommene Veranderung der Wahrscheinlichkeit von Klassenwiederholungen

In einem dritten Schritt wird davon ausgegangen, dass sich Klassenwiederholungsraten verringern

werden. Tabelle 12 zeigt die in den verschiedenen Szenarien unterstellten Veranderungsraten, die zwi-
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schen begrenzten und starkeren Verdnderungsraten unterscheiden. Im unteren Szenario wird unter-
stellt, dass sich die Werte um etwa ein Viertel verringern, im oberen wird von einer Reduktion um drei
Viertel ausgegangen.

Es ist ferner davon auszugehen, dass sich (1) die Abschlusswahrscheinlichkeiten am Ende der Schul-
zeit ebenso erhdhen — angenommen werden Steigerungsraten um 10 %, 20 % und 50 % — wie die
Ubergangsquoten in Ausbildung und Studium. Hinsichtlich des Ubergangs von der Schule in die nach-
folgenden Bildungsbereiche liegt der Fokus der Annahmen insbesondere auf Verbesserungen beim
Ubergang von der Schule in Ausbildung und weniger beim Ubergang in das Studium. Angesichts der
aktuellen Entwicklungen erscheint eine groBere Flexibilitat vor allem im dualen System zu liegen; die
Hochschulen diirften ihre Aufnahmekapazitaten weitgehend ausgeschopft haben; auch im Bereich der
Fach- und Berufsfachschulen zeigt sich in den letzten Jahren eine begrenzte Dynamik. Insofern wurde
unterstellt, dass sich die Einmiindungsquoten in das Ubergangssystem und die Ubergangsquoten in die
duale Ausbildung gegenlaufig entwickeln. Im unteren Szenario wird von einer Veranderung um 2,5
Prozentpunkte, im mittleren um 5 und im oberen Szenario um 10 Prozentpunkte ausgegangen. Diese
Veranderungsraten sind als eher moderat anzusehen; es soll dadurch auch vermieden werden, dass die
Ertragsraten als iiberzeichnet bewertet werden.

Variante A | Variante B | Variante C

Erh6hung der Abschlusswahrscheinlichkeit
allgemeinbildende Schulen

Erhéhung der Ubergangsquote in Aushildung/
Verringerung der Einmiindungsquote in das 2,50% 5,00% 10,00%
Ubergangssystem

Erh6hung der Abschlusswahrscheinlichkeit
Ausbildung und Studium

Verringerung der HzE-Quote 1,00% 2,00% 5,00%
Quelle: FiBS

10,00% 20,00% 50,00%

5,00% 10,00% 20,00%

Tabelle 13: Veranderungsraten hinsichtlich Schul-, Ausbildungs- und Studienabschluss und HzE-Quo-
ten

Hinsichtlich der Abschlusswahrscheinlichkeit am Ende der Ausbildung bzw. des Studium werden

etwas geringere Verbesserungen bei den Erfolgsquoten unterstellt als bei den allgemeinbildenden

Schulen. Konkret wurde von Erhéhungen zwischen 5 und 20 % ausgegangen.

Zu guter Letzt ist auch davon auszugehen, dass Qualitatsverbesserungen in der frithkindlichen Bil-
dung positive Auswirkungen auf die Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung (HzE) haben. Da soweit
ersichtlich keine empirischen Hinweise zu diesem Zusammenhang vorliegen, haben wir eher vorsichtige

Veranderungen von 1 % bis 5 % unterstellt, wobei zugleich angenommen wird, da sich dadurch nach-
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haltige Veranderungen ergeben. D.h. es wurde unterstellt, dass die durchschnittliche HzE-Inanspruch-
nahme, sofern es sich um ,schwerwiegendere” Falle handelt, Giber einen Zeitraum von zehn Jahren
andauert. 101

4.4.2.2 Fiskalische Ertrdge und Ertragsraten von qualitatssteigernden MaBnahmen in der friihkind-
lichen Bildung

Bei den nachfolgenden Darstellungen und Analysen ist zu beachten, dass jeweils Kombinationen
von Veranderungen gleichzeitig betrachtet werden, die zusammengenommen unterschiedliche, und
sich gegenseitig verstarkende Effekte ergeben. Dies entspricht den Annahmen insbesondere der bil-
dungsdkonomischen Forschung, z.B. von Cunha/Heckman u.a. (2006, 2008). Grundlegend ist mit Blick
auf die nachfolgenden Ergebnisse darauf hinzuweisen, dass Mehrkosten, die mit dem quantitativen
oder qualitativen Ausbau verbunden sind, vollstandig einbezogen wurden, wahrend sich die Ertrage
auf die zentralen fiskalischen Effekte konzentrieren. Nicht berlicksichtigt werden weitergehende Wir-
kungen z.B. auf Gesundheit, Kriminalitat etc. Gerade die Beriicksichtigung der kriminalitatsreduzieren-
den Effekte besserer Bildung fiihren in den US-amerikanischen Studie zu den vergleichsweise hohen
Ertrdgen, und sind gleichzeitig fiir bisweilen erhebliche Unterschiede in den Ertragsraten verantwortlich
(siehe z.B. Belfield u.a. 2006 vs. Heckman et al. 2010). Mit anderen Worten: Die amerikanischen Studien
betrachten die sozialen Ertrage, wahrend hier nur die fiskalischen, auf die 6ffentlichen Haushalte be-
zogenen Effekte betrachtet werden. Auch werden dort haufig die individuellen und die sozialen Effekte

aufaddiert, wodurch ebenfalls héhere Ertrage ausgewiesen werden.

In diesem Abschnitt werden die zentralen Ergebnisse fiir die Kernszenarien zusammenfassend dar-
gestellt. Diese ,Kernvarianten” gehen davon aus, dass sich die Kosten und die Ertrage in einem anna-
hernd proportionalen Verhaltnis verandern, d.h. bei moderaten Kostensteigerungen wird von eher mo-
deraten Effekten ausgegangen, bei mittleren Kostensteigerungen von etwas starkeren Wirkungen auf
die Kinder und in der dritten, oberen Variante von relativ hohen Kosten, die jedoch zu deutlich starkeren
Effekten fiihren, als in den beiden vorhergehenden. Durchgangig wird dabei beriicksichtigt, dass qua-
litdtssteigernde MaBnahmen i.d.R. mit Personaleinstellungen verbunden sind. 102 Aufgrund der grund-
satzlich konsistenten Annahmen zu den Wirkungen von Qualitatssteigerungen stellen diese Ergebnisse
auch den Ubergreifenden Rahmen dar, d.h. die in diesen drei Kernvarianten wiedergegebenen Ertrage
zeigen sich jeweils im unteren, mittleren bzw. oberen Szenario. Sofern auf eine Abdiskontierung der

Ertrdge bzw. Verzinsung des Kapitals verzichtet wird, ergeben sich identische GréBenordnungen; sie

101 Hinsichtlich der durchschnittlichen Kosten haben wie keine Gewichtungen vorgenommen, d.h. die Gesamtausgaben
wurden durch die Zahl der jahrlichen Fallzahlen dividiert.

102 pje fiskalischen Effekte der zustzlichen Personaleinstellungen halten sich allerdings in engen Grenzen und bewegen
sich in GroBenordnungen von 0,3 bis 0,4 Prozentpunkten.
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werden dann nur auf unterschiedliche Kosten bezogen, wodurch sich unterschiedliche Ertragsraten er-

geben. Tabelle 14 zeigt die Ergebnisse auf einen Blick.

7 - - " Var. 1a: Kosten +3,1 Mrd. Euro (Var. 2b: Kosten +5,7 Mrd. Euro (Var. 3c: Kosten +11,4 Mrd. Euro
usammenfassende Ubersicht iiber die N ) . . . .
fiskalischen Effekte qualitatssteigernder Veranderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten:
q 9 100 100 YY)
MaBnahmen in der friihkindlichen Erfolgsquote: :10 % Erfolgsquote: :10 % Erfolgsquote: 40-25 %
Bildung I:IzE-Quote: -1 /f’ I:IzE»Quote: -2 /f’ I:IzE-Quote: -5 /.o
Ubergang Ausbildung: +2,5% Ubergang Ausbildung: +5% Ubergang Ausbildung: +10%
Gesamtinvestitionen (in Mio.) 3.100 5.700 11.400
Bruttoertrage 26.796 51.208 104.593
darunter Steuereinnahmen 8.935 17.199 36.504
darunter Bund 3.797 7.310 15.514
darunter Lander 3.797 7310 15.514
darunter Kommunen 1.340 2.580 5.476
darunter Sozialversicherungseinnahmen 17.742 33.756 67.390
darunter Rentenversicherung 1.248 2.356 4.716
darunter Krankenversicherung 10.479 20.048, 40.950,
garunter ) 4171 7.824 14518
Arbeitslosenversicherung
darunter Pflegeversicherung 1.844) 3.528 7.206)
Mehreinnahmen (+)/Einsparungen (-) -86 -187 -534
im Bildungssystem
Kita-System -122 -133 -162
allgemeinbildenden Schulsystem -2 -98, -383
Ubergangssystem -395 -762 -1.463
Berufsbildungssystem 327 609 1.018,
Hochschulsystem 105 197 455
Einsparungen bei den Hilfen zur Erziehung 33 66 165
UberschuB/Nettoertrage 23.618 45,519 93.194
UberschuB/Nettoertrage 5.251 10.603 23.289
(ohne Sozialversicherungen)
Bruttorendite p.a.
(6ffentl. Haushalte + Sozialversicherungen) 11,79% 12,87% 13,80%
darunter offentliche Haushalte 3,95% 4,34% 4,85%
darunter Sozialversicherungen 7,84% 8,52% 8,95%
Nettorendite 6ffentliche Haushalte p.a.
(exkl. Sozialversicherungen) 2,96% 3,28% 3,54%

Quelle: Berechnungen des FiBS

Tabelle 14: Ertrage besserer Qualitat im Uberblick (mit Erwerbseffekten)

Im unteren Szenario, beim dem sich die Mehrkosten auf 3,1 Mrd. Euro belaufen, ergeben sich Brut-
toertrage von insgesamt 26,8 Mrd. Euro. Diese Ertrage verteilen sich auf Steuereinnahmen (8,9 Mrd.
Euro) und Sozialversicherungseinnahmen (17,7 Mrd. Euro). Da sich im Bildungssystem Einsparungen
(-520 Mio. Euro) und Mehrausgaben (+432 Mio. Euro) weitgehend die Waage halten, zeigen sich Net-
toeinsparungen von 86 Mio. Euro. Auch bei den Hilfen zur Erziehung ist von Minderausgaben in Hohe
von 33 Mio. Euro auszugehen; sie kommen unmittelbar den Kommunen zugute. Im Verhaltnis zu den
«Interventionskosten” von 3,1 Mrd. Euro, ergibt sich ein Nettoertrag von 23,6 Mrd. Euro, sofern die
Sozialversicherungen mitberiicksichtigt werden und von 5,25 Mrd. Euro, wenn ausschlieBlich die 6f-
fentlichen Haushalte von Bund, Landern und Kommunen betrachtet werden. Ubertragt man diese Net-

toertrage in Ertragsraten oder Renditen, dann zeigt sich eine Bruttorendite, unter Einbeziehung der
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Sozialversicherungen, von 11,8 %, und eine Nettorendite, ausschlieBlich bezogen auf die Haushalte
von Bund, Landern und Kommunen von 3,0 %. Diese Differenzierung zwischen Bruttorenditen, bei de-
nen die Auswirkungen auf die Sozialversicherungen berlicksichtigt werden, und Nettorenditen, die sich
ausschlieBlich auf die Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben in den Haushalten von Bund, Landern
und Kommunen konzentrieren, erscheint sinnvoll und angemessen, um ein vollstandiges Bild zu zeich-

nen.

In der mittleren Variante, die Kosten von insgesamt 5,7 Mrd. Euro verursachen wiirde und z.B. durch
eine Verbesserung des Personalschliissels bedingt sein konnte, zeigen sich Bruttoertrage von 51,2 Mrd.
Euro, von denen 33,8 Mrd. Euro auf die Sozialversicherungen und 17,2 Mrd. Euro auf die Steuereinnah-
men entfallen. Im Bildungssystem zeigen sich Einsparungen von insgesamt 187 Mio. Euro. Die Einspa-
rungen bei den Hilfen zur Erziehung belaufen sich auf 66 Mio. Euro. Aus den daraus resultieren Netto-
iiberschiissen errechnet sich eine Bruttorendite von 12,9 % (Sozialversicherungen: 8,5 % und o6ffentli-
che Haushalte: 4,3 %) und eine Nettorendite von 3,3 %, wenn nur die Ausgaben und Mehreinnahmen
fir die offentlichen Haushalte bei den Steuern und die Netto-Minderausgaben im Bildungswesen be-

ricksichtigt werden.

Mit 104,6 Mrd. Euro sind die Gesamtertrage in der dritten Variante, die von deutlichen Verbesse-
rungen des Personalschliissels ausgeht und daher 11,4 Mrd. Euro an Mehrkosten verursachen wiirden,
noch deutlich hoher. Diese Gesamtertrage verteilen sich, wie auch in den anderen Fallen, zu etwa zwei
Drittel auf die Sozialversicherungen (67,4 Mrd. Euro) und zu etwa einem Drittel (36,5 Mrd. Euro) auf
die 6ffentlichen Haushalte von Bund, Lander und Kommunen. Die Netto-Einsparungen im Bildungssys-
tem sind mit 534 Mio. Euro ebenfalls héher als in den vorhergehenden Varianten. Etwas héher als
vorher sind auch die Bruttorenditen mit 13,8 % (Sozialversicherungen: 8,95 %; offentliche Haushalte:
4,85 %) bzw. die Nettorenditen der 6ffentlichen Haushalte mit 3,5 %.

Eine ausfiihrlichere Ubersicht iiber die Ergebnisse einer groBeren Zahl an berechneten Varianten

bzw. Szenarien ist im Anhang wiedergegeben (siehe Kapitel 6.3, S. 299).

4.4.2.3 Effekte eines quantitativen Aushaus des U3-Bereichs auf 50 %

In einer weiteren Variante sollen zudem noch die Effekte berechnet werden, die sich aus einem
weiteren quantitativen Ausbau von 33 % auf 50 % im U3-Bereich ergeben wiirden. Eine solche Erho-
hung der Betreuungskapazitaten wiirde nach unseren Berechnungen zu Mehrkosten von insg. 6,4 Mrd.
Euro fiihren, die sich zu 60 % aus investiven Kosten und zu 40 % aus zusatzlichen laufenden Ausgaben
zusammensetzen. Betrachtet werden wiederum drei Szenarien hinsichtlich der daraus resultierenden
Effekte.
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Var. 0a: Kosten +6,4 Mrd. Euro |Var. Ob: Kosten +6,4 Mrd. Euro |Var. Oc: Kosten +6,4 Mrd. Euro
Verénderungen bei Effekten: Verénderungen bei Effekten: Verénderungen bei Effekten:
Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +25%
HzE-Quote: -1% HzE-Quote: -2% HzE-Quote: -5%
Ubergang Ausbildung: +2,5% Ubergang Ausbildung: +5% Ubergang Ausbildung: +10%
Gesamtinvestitionen (in Mio.) 6.400 6.400 6.400
Bruttoertrage 27.159 50.511 101.480
darunter Steuereinnahmen 9.450 17.315 35.710
darunter Bund 4.016 7.359 15.177
darunter Lander 4.016 7.359 15.177
darunter Kommunen 1.418 2.597 5.356
darunter Sozialversicherungseinnahmen 17.590 32.954 65.112
darunter Rentenversicherung 1.198 2.090 3.960)
darunter Krankenversicherung 10.406, 19.662 39.855
darunter 4156 7.745 14295
Arbeitslosenversicherung
darunter Pflegeversicherung 1.831 3.457 7.003
Mehreinnahmen (+)/Einsparungen (-) im -86 -176 -494
Bildungssystem
Kita-System -122 -122 -122
Allgemeinbildendes Schulsystem -2 -98 -383
Ubergangssystem -395 -762 -1.463
Berufshildungssystem 327 609 1.018
Hochschulsystem 105 197 455
Einsparungen bei den Hilfen zur Erziehung 33 66 165
UberschuB/Nettoertrage 23.618 44.098 95.068
UberschuB/Nettoertrage 2.015 9.880 28.275
(ohne Sozialversicherungen)
Bruttorendite p.a.
(6ffentl. Haushalte + Sozialversicherungen) 5,08% 10,91% 24,62%
darunter 6ffentliche Haushalte 1,77% 3,76% 8,72%
darunter Sozialversicherungen 3,30% 7,15% 15,90%
Nettorendite 6ffentliche Haushalte p.a.
(exkl. Sozialversicherungen) 0,77% 2,75% 7,38%

Quelle: Simulationsrechnungen des FiBS

Tabelle 15: Fiskalische Effekte eines quantitativen Ausbaus des U3-Bereichs auf 50 %

Tabelle 15 verdeutlicht, wie bereits bei den Betrachtungen weiter oben, dass die fiskalischen Ertrage
erheblich variieren. Sollte ein solch quantitativer Ausbau nur moderate Effekte auf die Kinder haben,
z.B. weil die Prozessqualitat eher gering ist, dann ergaben sich Gesamtertrage von knapp 27,2 Mrd.
Euro, wobei 17,6 Mrd. Euro auf die Sozialversicherungen und 9,45 Mrd. auf die Steuereinnahmen ent-
fielen. Neben weiteren Einsparungen im Bildungssystem von 86 Mio. Euro, ware auch in diesem Fall
mit Einsparungen bei den Hilfen zur Erziehung zu rechnen. Die Bruttorendite, unter Einbeziehung der
Sozialversicherungen, beliefe sich auf 5,1 %, und die Nettorendite der &ffentlichen Haushalte auf
0,8 %. Geht man hingegen, z.B. aufgrund einer Fokussierung auf Kinder aus bildungsfernen Schichten
und/oder Kinder mit Fluchthintergrund sowie hoher Prozessqualitat, von starken Effekten aus, dann
belaufen sich die Gesamtertrage, wie in der rechten Spalte ausgewiesen, auf tiber 100 Mrd. Euro. Diese

Ertrage verteilen sich zu 65,1 Mrd. Euro auf die Sozialversicherungen und zu 35,7 Mrd. Euro (inklusive

193




der Einsparungen im Bildungssystem) auf die 6ffentlichen Haushalte von Bund, Landern und Kommu-
nen. In diesem Fall ergaben sich eine Bruttorendite von 24,6 % (einschlieBlich der Sozialversicherun-

gen) und eine Nettorendite von 7,4 % fiir die Haushalte von Bund, Landern und Kommunen.103

4.4.2.4 \Verteilung der Ertrége auf Bund, Lander und Kommunen

Die vorstehenden Ausfiihrungen haben die Bandbreite zwischen den fiskalischen Ertragen in Ab-
hangigkeit von den Mehrkosten des qualitativen oder quantitativen Ausbaus auf der einen Seite und
den daraus resultierenden Effekten auf die Kompetenzentwicklung der Kinder und den sich dadurch

ergebenden Veranderungen des weiteren Bildungs- und Erwerbsverlaufs auf der anderen Seite gezeigt.

An den Mehrkosten wie auch den fiskalischen Ertragen sind Bund, Lander und Kommunen in unter-
schiedlichem Umfang beteiligt. Wahrend die Kommunen, sofern man von den aktuellen GréBenord-
nungen ausgeht, den groBten Anteil der Mehrausgaben im friihkindlichen Bereich tragen miissten, sind
sie an der Einkommensteuer unterproportional beteiligt; dies gilt auch dann, wenn man die unmittel-
bare Partizipation an den hoheren Steuereinnahmen der Lander, die aus einem quantitativen oder qua-
litativen Ausbau des friihkindlichen Bildungsbereichs ergeben, beriicksichtigt. Umgekehrt ist der Bund
nur mit einem geringen Anteil an den Kosten der friihen Bildung beteiligt, partizipiert aber am starksten
von den Steuermehreinnahmen, sofern beriicksichtigt wird, dass der Kommunale Finanzausgleich (KFA)
die tatsachlichen Einkommensteuereinnahmen der Lander reduziert und die der Kommunen gegeniiber
der formal im Gesetz festgeschriebenen Verteilung erhoht. Zudem ist der Bund unterproportional auch
an der Finanzierung des Bildungswesens beteiligt, sodass eventuelle Mehrkosten vor allem von den
Landern, und in begrenztem Umfang von den Kommunen zu tragen wéren. 104 Demgegentiber wiirden
die Kommunen inshesondere von geringeren Ausgaben bei den Hilfen zur Erziehung und von Einspa-

rungen bei Sozialleistungen fiir bestimmte Zielgruppen partizipieren.

103 pie in dieser Studie ermittelten Ertrdge des quantitativen Ausbaus sind geringer als die in der friiheren Studie (Dohmen
2011; Dohmen/Henke 2011) ermittelten. Dies hat unterschiedliche Ursachen: Hier ist zum einen auf die veranderte
Schulstruktur in den meisten Landern hinzuweisen. Die Einfiihrung von (Integrierten) Sekundar- und Mittelschulen in
den meisten Bundeslandern und die damit verbundene (teilweise) Abschaffung von Haupt- und Realschulen fiihrt zu
einer geringeren Dynamik bei den Effekten. Kompetenzsteigerungen fiihren auf dieser Ebene nicht mehr zu hoheren
Ubergangsquoten auf Realschulen, die mit deutlich geringeren Ausgaben je Schiiler/in verbunden sind als Hauptschulen.
Auch sind die Arbeitslosenquoten durchgangig geringer, sodass sich auch hier geringere Dynamiken ergeben. Gleiches
gilt fiir die Erwerbsquoten.

104/ den Berechnungen der vorliegenden Arbeit wurde vor allem von Effekten auf leistungsschwéachere Kinder ausgegan-
gen und daher keine (iiber) proportionale Erhéhung des Ubergangs auf das Gymnasium sowie in die Hochschulen unter-
stellt. Daher kommt es im Bildungswesen zu Einsparungen; wiirde diese Annahme aufgehoben und eine hohe Nachfrage
nach einem Hochschulstudium unterstellt, dann wiirden sich zwar nicht nur die Mehrkosten, sondern auch die fiskali-
schen Ertrage erhdhen. Es waére dann aber nicht auszuschlieBen, dass die Berechnungen dann von interessierter Seite
kritisiert wiirden.
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Diese Divergenzen zwischen den Kosten und Ertragen fiihren dazu, dass die Kommunen jeweils den
hochsten Kostenanteil an einem qualitativen Ausbau des friihkindlichen Bildungssystems zu tragen ha-
ben. Wahrend der Bund Ertragsraten aufgrund seines geringen Finanzierungsanteils von rund 2 % je-
weils relativ geringe Mehrkosten tragt (siehe Kapitel 3.1), d.h. zwischen 80 und knapp 300 Mio. Euro,
sind die Mehrkosten bei Landern und Kommunen deutlich hoher. Die Lander finanzieren zwischen 1,3
bis 4,7 Mrd. Euro und die Kommunen 1,8 bis 6,4 Mrd. Euro zusatzlich.10

Von den Ertragen entfallt der groBte Anteil mit 3,8 bis 15,6 Mrd. Euro auf den Bund, wahrend die
Lander zwischen 3,2 und 12,8 Mrd. Euro an Mehreinnahmen und Einsparungen erzielen wiirden. In den
kommunalen Haushalten zeigen sich mit Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben von insgesamt 2,0 bis
7,5 Mrd. die geringsten Effekte.06 Stellt man diese fiskalischen Ertrage den zusétzlichen Kosten ge-
geniiber, dann erhalt der Bund fiir jeden investierten Euro zwischen 48 und 53 Euro zuriick, wahrend
es bei den Kommunen zwischen 1,15 und 1,22 Euro ist. Die Lander bekommen zwischen 2,58 und 2,74

Euro fiir jeden investierten Euro zurlick.

Var. 1a: Kosten +3,1 Mrd. Euro |Var. 2b: Kosten +5,7 Mrd. Euro (Var. 3c: Kosten +11,4 Mrd. Euro
Zusammenfassende Ubersicht iber die Veréanderungen bei Effekten: Veréanderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten:
fiskalischen Effekte qualitatssteigernder |Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +25%
MaBnahmen in der friihkindlichen Bildung |HzE-Quote: -1% HzE-Quote: -2% HzE-Quote: -5%
Ubergang Ausbildung: +2,5% Ubergang Ausbildung: +5% Ubergang Ausbildung: +10%
Fiskalische Effekte insgesamt
Mehrkosten insgesamt 3.100 5.700 11.400
darunter Bund 78 146 292
Lander 1.256 2.338 4.677
Kommunen 1.766 3.215 6.431
Mehreinnahmen/Einsparungen insgesamt 9.035 17.518 35.934
darunter Bund 3.768 7.254 15.622
Lander 3.237 6.325 12.813
Kommunen 2.029 3.938 7.499
Verhaltnis von Ertragen zu Kosten insgesamt] 2,91 3,07 3,15
Bund 48,01 49,64 53,44
Lander 2,58 2,7 2,74
Kommunen 1,15 1,22 1,17

Quelle: Berechnungen des FiBS

Tabelle 16: Kosten und Ertrage qualitétssteigernder MaBnahmen bei Bund, Landern und Kommunen

Erganzend zu diesem qualitatssteigernden Ausbau wurden in einer weiteren Berechnung die fiska-
lischen Effekte eines weiteren quantitativen Ausbaus des U3-Bereichs auf 50 % untersucht. Davon aus-

gehend, dass die Mehrkosten von insgesamt 6,4 Mrd. Euro jeweils zu einem Drittel von Bund, Landern

105 Bej den hier vorgenommenen Berechnungen zu den Kosten und Ertrdgen der drei foderalen Ebenen ist zu beachten,
dass diese — insbesondere bei den Kommunen — sehr sensitiv auf die Kostenverteilung im Bereich der friihkindlichen
Bildung reagieren. Die Berechnungen basieren auf den Gesamtausgaben fiir die friihkindliche Bildung (einschlieBlich
Hort). Angesichts der unterschiedlichen Berechnungsmethodik (siehe hierzu die Ausfiihrungen in Kapitel 3.1) kann nicht
ausgeschlossen werden, dass der Finanzierungsanteil der Kommunen bezogen auf das Alter der Kinder bis zum Schul-
eintritt niedriger ist, als sich dies auf Basis der Gesamtverteilung ergibt. In diesem Fall waren die tatsachlichen Ertrage
der Kommunen héher als hier ausgewiesen. Auch die Annahmen zu den Effekten auf die Hilfen zur Erziehung sind als
eher moderat anzusehen. Dies gilt insbesondere, wenn durch einen weiteren quantitativen Ausbau bei den unter Drei-
jahrigen verstarkt Kinder aus bildungsbenachteiligten Familien friiher erreicht wiirden.

106 |m Rahmen der Berechnungen wird berlicksichtigt, dass die Kommunen in aller Regel iiber den Kommunalen Finanzaus-
gleich unmittelbar am Einkommensteueraufkommen der Lander partizipieren.
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und Kommunen getragen werden, belaufen sich die zusatzlichen Ausgaben jeweils auf 2,13 Mrd. Euro.
In der nachfolgenden Tabelle 17 werden unterschiedliche Szenarien hinsichtlich der damit verbundenen

Effekte auf die Kinder analysiert.

Bei hochstens moderaten Effekten fiihren diese Investitionen zu Mehreinnahmen von insg. 9,55
Mrd. Euro, von denen 4,0 Mrd. Euro auf den Bund und 3,4 bzw. 2,1 Mrd. Euro auf Lander und Kommu-
nen. In diesem Fall wiirden sich bei allen drei Ebenen begrenzte Ertrdge ergeben: beim Bund von 1 :
1,87, bei den Landem von 1 : 1,60 und bei den Kommunen von 1 : 1,00. Das bedeutet, beim Bund
wiirden Kosten von einem Euro Mehrkosten einen Ertrag von 1,87 Euro bringen, bei den Landern ware

es noch 1,60 Euro. Die Kommunen wiirden lediglich ihren investierten Euro zuriickerhalten.

Im mittleren Szenario belaufen sich die Gesamtertrage auf 17,6 Mrd. Euro. Davon erhalt der Bund
7,3 Mrd. Euro, die Lander 6,4 Mrd. und die Kommunen knapp 4,0 Mrd. Entsprechend sind die Relatio-
nen zwischen Investition und Ertrag beim Bund 1 : 3,40, bei den Landern 1 : 3,0 und bei den Kommunen
1:1,85.

Sollte der quantitative Ausbau zu starken Effekten bei den Kindern fiihren, dann wiirden sich, wie
das obere Szenario zeigt, Gesamtertrage von bis zu knapp 36,6 Mrd. Euro ergeben. Hiervon erhielte
der Bund 15,1 Mrd. Euro, die Lander 13,3 Mrd. Euro und die Kommunen 8,25 Mrd. Euro. In diesem Fall
belaufen sich die Kosten-Ertrags-Relationen auf 1: 7,1 beim Bund, auf 1 : 6,2 bei den Landern und 1 :

3,9 bei den Kommunen.

Var. Oa: Kosten +6,4 Mrd. Euro|Var. Ob: Kosten +6,4 Mrd. Euro |Var. Oc: Kosten +6,4 Mrd. Euro
Veranderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten: Verénderungen bei Effekten:
Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +25%
HzE-Quote: -1% HzE-Quote: -2% HzE-Quote: -5%
Ubergang Ausbildung: +2,5% Ubergang Ausbildung: +5% Ubergang Ausbildung: +10%
Fiskalische Effekte insgesamt
Mehrkosten insgesamt 6.400 6.400 6.400
darunter Bund 2.133 2.133 2.133
Lander 2133 2133 2133
Kommunen 2.133 2.133 2.133
Mehreinnahmen/Einsparungen insgesamt 9.551 17.623 36.578
darunter Bund 3.992 7.307 15.072
Lander 3.423 6.362 13.260
Kommunen 2.136 3.954 8.245
Verhaltnis von Ertradgen zu Kosten insgesamt 1,49 2,75 5.72
Bund 1,87 3,43 7,07
Lander 1,60 2,98 6,22
Kommunen 1,00 1,85 3,86

Quelle: Simulationsrechnungen des FiBS

Tabelle 17: Verteilung der Kosten und Ertrage eines quantitativen Ausbaus des U3-Bereichs auf 50 %
auf Bund, Lander und Kommunen

Modifikation der Finanzierungsverteilung

Die erheblichen Unterschiede bei den Ertragsraten, die sich durch die unterschiedliche Beteiligung

an den Kosten und fiskalischen Ertragen eines qualitativen bzw. quantitativen Aushaus ergeben, legen

196




www.fibs.eu

eine Veranderung der Finanzlastverteilung nahe, und hier insbesondere eine starkere Beteiligung des

Bundes.

Besteht das Ziel, die Ertragsraten von Bund, Landern und Kommunen einander anzugleichen, dann
ware der Bundesanteil bei einem qualitativen Ausbau auf 35 bis 40 % anzuheben und der kommunale
Finanzierungsanteil auf 23 % zu reduzieren; der Lénderanteil sollte ungeféhr dem des Bundes entspre-
chen. Die Analysen zeigen hier auch bei unterschiedlichen Modellvarianten eine geringe Streubreite,
d.h. es gibt zwischen den verschiedenen Modellvarianten, wie auch zwischen den jeweiligen Szenarien,

nur geringe Verschiebungen.

Ein etwas anderes Bild zeigt sich hingegen, wenn ein quantitativer Ausbau betrachtet wird. In die-
sem Fall zeigen sich erhebliche Unterschiede zwischen den unteren und dem oberen Szenario. Je starker
die Effekte, desto geringer konnte der Bundesanteil sein. Wahrend er im unteren Szenario einen Anteil
von 41 % haben sollte, sofern eine relativ ausgewogene Ertragsratenverteilung zwischen Bund, Lan-
dern und Kommunen angestrebt wiirde, waren es in der oberen Variante 32,5 %. Da sich der Anteil der
Kommunen vergleichsweise wenig, d.h. zwischen 22,5 und 26 %, bewegt, musste sich der Landeranteil
komplementar zum Bundesanteil verandern. Geht man von einem mittleren Szenario hinsichtlich der
Effekte aus, dann ware eine Verteilung von 38 % fiir Bund bzw. Lander und von 24 % fiir die Kommu-

nen angemessen.

4.5 Zusammenfassung

In diesem Kapitel wurde, nach einem einfiihrenden Abschnitt in das Wesen und die Grundlagen von
Kosten-Ertrags-Rechnungen, zunachst ein grundlegendes Konzept fiir die anschlieBende, konkrete Um-
setzung entwickelt. In diesem Konzept wurde detailliert beschrieben, welche Effekte qualitatsstei-
gernde MaBnahmen auf die Kompetenzentwicklung von Kindern haben kdnnen und welche Verande-

rungen sich daraus fiir den weiteren Bildungs- und Lebensweg ergeben.

Auf dieser Grundlage wurde anschlieBend die empirische Literatur dahingehend ausgewertet, wel-
che der zuvor beschriebenen, zu erwartenden Zusammenhange sich bestatigen lassen. Im Ergebnis
zeigt sich eine groBe Ubereinstimmung zwischen fast allen Studien und den theoretisch zu erwartenden
Wirkungen. Sowohl die Partizipation an friihkindlicher Bildung als auch die Verbesserung der Qualitét
uber festgelegte Mindeststandards hinaus haben eigenstandige positive Effekte auf die Kinder und de-
ren Bildungsverlauf. D.h. sowohl die Partizipation von Kindern, die bisher nicht an institutionalisierter
Kindertagesbetreuung teilgenommen haben, als auch die Verbesserung der Struktur- und Prozessqua-
litdt in Kindertageseinrichtungen und in der Tagespflege haben, jeweils fiir sich genommen, positive
Effekte auf die Kompetenzentwicklung der Kinder in Kindertagesbetreuung und anschlieBend auf deren
weiteren Bildungs- und Lebensverlauf. Unterschiede gibt es innerhalb der empirischen Literatur weniger

in der grundsatzlichen Richtung der Effekte, sondern allenfalls in der GroBenordnung der Effektstarken.
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Dies ist jedoch angesichts sehr unterschiedlicher Rahmenbedingungen (Studien insbesondere aus den
USA und GroBbritannien, aber auch aus Deutschland), unterschiedlicher Interventionskonzepte und

Zielgruppen nicht tberraschend.

Fir die nachfolgenden Berechnungen zur konkreteren Ermittlung der mit einem quantitativen und/o-
der qualitativen Ausbau verbundenen Ertrage und Ertragsraten ergibt sich dadurch die Notwendigkeit,
die Berechnungen in unterschiedlichen Varianten, die unterschiedliche Kosten zugrunde legen, und un-
terschiedlichen Szenarien mit unterschiedlichen Effektstarken vorzunehmen. Konkret wurden drei Vari-
anten im Hinblick auf qualitatssteigernde MaBnahmen in jeweils drei Szenarien mit moderaten, mittle-
ren und starken Effekten gerechnet. Die Ergebnisse dieses Hauptkapitels fassen die Kombination eines
weniger kostenintensiven Modells mit moderaten Effekten, einer, bezogen auf Kosten und Effekte mitt-
leren Variante und einer oberen Variante mit hohen Kosten und starken Wirkungseffekten zusam-
men. 107 Erganzend wurden die Wirkungen eines weiteren quantitativen Aushaus des U3-Bereichs auf
50 % betrachtet.

Da insbesondere die Sozialversicherungen von den positiven Effekten qualitatssteigernder MaBnah-
men profitieren, gibt es erhebliche Unterschiede hinsichtlich der Gesamtertragsraten, je nachdem, ob
die Sozialversicherungen in die Bruttorendite einbezogen werden, oder ob nur die Nettorendite der

offentlichen Haushalte von Bund, Landern und Kommunen betrachtet werden.

Betrachtet man nur die 6ffentlichen Haushalte, dann betragt deren Nettorendite i.d.R. 2,96 % bis
3,54 % bzw. 1:2,91 bis 1 : 3,15; dariiber hinausgehende Ertragsraten waren zu erwarten, wenn qua-
litatssteigernde MaBnahmen mit geringen Mehrkosten und starkeren Effekten verbunden waren. In

diesen Fallen sind auch Nettoertragsraten von bis 16,5 % bzw. 1 : 11,6 méglich.

Demgegeniiber sind die Bruttorenditen, unter Einbeziehung der Sozialversicherungen, deutlich ho-
her. Sie belaufen sich auf 11,8 % bis 13,8 % und entfallen zu etwa zwei Drittel auf die Sozialversiche-
rungen. Dies zeigt, dass die Sozialversicherungen den groBten Nutzen aller (quasi) 6ffentlichen Haus-

halte hatten. Sie sind finanziell aber nicht an den Kosten des Ausbaus beteiligt.

Ausgehend von der bestehenden Finanzierungsverteilung zeigen sich erhebliche Unterschiede in
den Ertragsraten der 6ffentlichen Haushalte von Bund, Landern und Kommunen. Da der Bund nur in
begrenztem Umfang an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligt ist, hat er Ertragsraten
von 1: 48 bis 1: 53, wahrend die Kommunen, die den gréBten Anteil der Ausbaukosten tragen miissten,
Ertragsraten von 1 : 1,15 bis 1 : 1,22 erzielen. Die Lander hatten Raten von 1 : 2,58 bis 1 : 2,74. Trotz
dieser begrenzten Ertragsraten, insbesondere bei den Kommunen, fiihrt auch bei diesen jeder einge-

setzte Euro zu einem dariiber hinausgehenden Riickfluss von 1,15 bis 1,22 Euro bei einem qualitativen

107 pje vollstandigen Berechnungsergebnisse sind im Anhang wiedergegeben.
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Ausbau und — bei einem mittleren Szenario — von 1,85 Euro bei einem quantitativen Ausbau. Bei den
Landern ist jeder eingesetzte Euro mit einem Riickfluss 2,54 bis 2,75 Euro bei einem qualitativen Aus-
bau und von 3,0 Euro bei einem quantitativen Ausbau verbunden, sofern letzterer mittlere Effekte er-
zielt. Eine Fokussierung auf bildungsbenachteiligte Gruppen und eine hohe Struktur- und Prozessqua-
litat, die zu starken Effekten auf die Kompetenzentwicklung und dadurch auf den weiteren Bildungs-

und Lebensverlauf von Kindern fiihrt, kénnte auch héhere Riickfllisse erméglichen.

Diese erheblichen Unterschiede, die sich aus einem Auseinanderfallen von Kosten und Ertragen er-
geben, konnten eine veranderte Finanzlastverteilung nahelegen. Wiirde dabei eine relativ ausgewo-
gene Verteilung von Kosten und Ertragen angestrebt, dann ware der Bundesanteil bei qualitatsstei-
gernden MaBnahmen ebenso wie der Landeranteil bei etwa 38 % anzusetzen, wahrend der Anteil der

Kommunen auf etwa 23 bis 24 % verringert werden konnte.

AbschlieBend ist darauf hinzuweisen, dass die hier ermittelten Ertragsraten eher den unteren Rand
beschreiben, da weder Effekte auf die Gesundheit noch auf Kriminalitat etc. berlicksichtigt wurden.
Diese Wirkungen fiihren aber, insbesondere in den US-amerikanischen Studien, zu den dort gezeigten,

vergleichsweise sehr hohen Ertragsraten.
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5. Finanzierung der Kindertagesbetreuung zwischen Bund und Landern

5.1 Einleitung

Eine der zentralen Fragestellungen der vorliegenden Studie ist es zu klaren, auf welchem Weg sich
der Bund an der Finanzierung von im Rahmen des Qualitdtsprozesses avisierten qualitativen Verbesse-
rungen finanziell beteiligen kann. Nach den Vorgaben der Auftraggeberin soll ein Weg gefunden wer-
den, der moglichst sicherstellt, dass die vom Bund bereitgestellten Mittel auch , tatsachlich bei der Kita
bzw. dem Kind" ankommen. Da die verfassungsrechtlichen Fragen in einem anderen Gutachten unter-
sucht werden (siehe Wieland 2016), stehen hier die unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten anzu-
stellenden Uberlegungen im Vordergrund. In diesem Kontext geht es vor allem um die finanziellen Wir-
kungen, die unterschiedliche Mittelverteilungsmechanismen oder -kriterien auf die einzelnen Lander

haben.

Da mit solchen Analysen mitunter auch Einschatzungen dariiber verbunden sind, ob die Mittel in
angemessener Form auf die Lander verteilt werden, ist es sinnvoll, die Bewertungskriterien vorab zu
benennen. Im Vordergrund steht das Ziel, dass der angestrebte Zweck der Qualitatsverbesserung durch
den diskutierten Weg auch erreicht werden kann. Konkret soll ein zielgenaues Instrument entwickelt
werden, mit dem die Mittel des Bundes den Landern mdglichst zweckgebunden zugunsten des friih-
kindlichen Bereichs zur Verfiigung gestellt werden. Da die Lander sehr unterschiedliche Ausgangslagen
haben, sollte die Regelung zudem mdglichst flexibel sein, und den Landern die Chance geben, ihre

eigene Schwerpunkte zu setzen.

Des Weiteren ist zu beachten, dass die Mittel, die der Bund den Landern mit der Zielsetzung der
Verbesserung der Qualitat der frithkindlichen Bildung und Betreuung zur Verfligung stellt, diesen die
Maglichkeit eroffnet, erganzend zu ihrem bisherigen (finanziellen) Engagement aktiv zu werden. Dies
konnen die Lander in dem Umfang, in dem sie Bundesmittel zusatzlich zu ihren bisherigen Ausgaben
erhalten. Wiirde ein Land im Vergleich zu den anderen Landern (iberproportional hohe oder unterpro-
portional niedrige Mittel des Bundes erhalten, so hétte dieses Land — im Vergleich zu den anderen
Landern — entweder Uberdurchschnittlich gute oder unterdurchschnittlich geringe Maéglichkeiten zur
Qualitatssteigerung in der Kindertagesbetreuung, sofern die Qualitatssteigerung mit zusatzlichen fi-
nanziellen Aufwendungen verbunden ist. Insofern sollte die Mittelverteilung anhand von Kriterien er-
folgen, die den Landern bei gleichen Voraussetzungen auch (annahernd) vergleichbare Mittel zur Ver-
fligung stellen. Da die Kinderbetreuungssysteme in den Landern sehr unterschiedlich sind, kann sich

die Vergleichbarkeit nur auf relative GroBenordnungen beziehen.

Diese drei Punkte, Zielgenauigkeit bzw. Zweckbindung, Flexibilitat und angemessene Verteilung
der Mittel, werden im Folgenden die wesentlichen Kriterien einer Beteiligung des Bundes an der Finan-

zierung der Kindertagesbetreuung sein.
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Vor diesem Hintergrund wird zunéchst die derzeitige Beteiligung des Bundes an der Finanzierung
der Kindertagesbetreuung dargestellt. Darauf aufbauend werden die verschiedenen, zur Verfiigung ste-
henden Optionen genauer betrachtet. Grundlegend kann dies zum einen (iber institutionelle Bund-Lan-
der-Vereinbarungen, wie etwa eine Erhéhung des Landeranteils an der Umsatzsteuer (siehe Kapitel
5.3.2.1) sowie Uiber eine Stiftung zur Verbesserung der Qualitat der Kindertagesbetreuung (Kapitel
5.3.2.2) oder einen sog. Kita-Fonds (Kapitel 5.3.2.3) erfolgen. Ein grundlegend anderer Ansatz ware,
die finanziellen Mittel den Eltern zur Verfligung zu stellen, damit diese in die Lage versetzt wiirden, die
mit den qualitdtssteigernden MaBnahmen verbundenen zusatzlichen Kosten zu refinanzieren. In diesem
Kontext wird z.B. ein Geldleistungsgesetz ebenso diskutiert (siehe Kapitel 5.3.3.1) wie eine Erhéhung
des Kindergeldes, die iiber die Familienkassen administriert werden kann (siehe Kapitel 5.3.3.2). Ergan-
zend wird kurz diskutiert, ob eine Ausweitung des Sonderausgabenabzugs fiir die Kinderbetreuung eine

weitere Option sein kénnte (siehe 5.3.3.3).

Kapitel 5.3.4 greift erganzend die Frage auf, iiber welche Wege zusatzliche Mittel bereitgestellt
werden konnten. Dabei untersucht Kapitel 5.3.4.1 die Einfiihrung eines Bildungs-Soli; dies wird erganzt
durch die Idee eines Education Investment Fund (Kapitel 5.3.4.2). Kapitel 5.3.5 fasst die Ergebnisse

Zusammen.

5.2 Bisherige Umsetzung von Bundesfinanzierungen im Bildungs- und insbesondere friih-
kindlichen Bereich

5.2.1 Einleitung und Hintergriinde

Auch wenn die Finanzierung der Kindertagesbetreuung grundsatzlich Aufgabe der Lander ist, hat
sich der Bund in den letzten Jahren in unterschiedlicher Art und Weise an den Ausbaukosten fiir den
U3-Bereich beteiligt sowie darliber hinaus auch Mittel fiir die Kindertagesbetreuung durch Forderpro-

gramme zur Verfligung gestellt.

Trotz der Reform des Grundgesetzes im Jahr 2006, die die Aufgabentrennung und insbesondere den
Umfang an von Bund und Landern gemeinsam verantworteten Zustandigkeiten deutlich verringert hat,
und damit langfristige Finanzierungsbeteiligungen des Bundes, gerade auch im Bildungsbereich eigent-
lich unterbinden wollte, hat es wiederholt Vereinbarungen zwischen Bund und Landern gegeben, die
das eigentlich festgeschriebene Kooperationsverbot iberwunden haben. Zu nennen ist hier neben dem
U3-Ausbau beispielsweise auch der Hochschulpakt zum Ausbau des Hochschulsystems, um die doppel-
ten Abiturjahrgange aufnehmen zu kénnen. Die Bilanz beider Regelungen ist beeindruckend: Wurde im

frihkindlichen Bereich die Zahl der betreuten unter dreijahrige Kinder binnen weniger Jahre von 18 %
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auf knapp 33 % annahernd verdoppelt, konnte im Hochschulbereich die Zahl der Studienanfanger/in-
nen innerhalb von vier Jahren von 345.000 auf Giber 520.000 und somit um iiber 50 % gesteigert wer-

den.

Im folgenden Abschnitt wird die derzeitige Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Kinder-

tagesbetreuung dargestellt, um den Rahmen anschlieBender Uberlegungen abzustecken.

5.2.2 Die aktuelle Bundesfinanzierung im friihkindlichen Bereich

Der Bund hat sich in den vergangenen Jahren (iber verschiedene Wege direkt oder indirekt an der
Finanzierung der friihkindlichen Bildung und Betreuung beteiligt. Die folgenden Abschnitte skizzieren

die wesentlichen Entwicklungen der vergangenen knapp zehn Jahre.

5.2.2.1 Sondervermégen Kinderbetreuungsaushau

|u

Beim sog. , Krippengipfel” im Jahr 2007 haben Bund und Lander gemeinsam beschlossen, den Aus-
bau der Kinderbetreuung fiir die unter Dreijahrigen deutlich voranzutreiben. Innerhalb weniger Jahre
sollte der Anteil der betreuten unter Dreijahrigen von 17,6 % auf 35 % erh6ht werden; letzteres ent-

sprach rund 750.000 Platzen fiir unter dreijahrige Kinder.

Hintergrund war — neben den erwarteten positiven Effekten friihkindlicher Bildung auf die Entwick-
lung von Kindern — insbesondere die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf und die schnellere
Riickkehr von Eltern, insbesondere Miittern, in die Berufstatigkeit, die bis dahin durch ein unzureichen-
des Kinderbetreuungsangebot erheblich beeintrachtigt wurde. Zur Erreichung dieses Ziels haben Bund
und Lander beschlossen, bis 2013 insgesamt 12 Mrd. Euro bereitzustellen, wovon jeweils ein Drittel
durch Bund, Lander und Kommunen getragen werden sollte. Damit der Bund sich an der Finanzierung
der Kindertagesbetreuung beteiligen konnte, wurde ein Sondervermégen "Kinderbetreuungsausbau”
mit dem Investitionsprogramm "Kinderbetreuungsfinanzierung” 2008-2013 in Héhe von 2,15 Mrd.
Euro eingerichtet und auf die Lander verteilt; weitere zunachst 1,85 Mrd. Euro wurden zur Unterstiit-
zung der Lander und Kommunen bei der Finanzierung der Betriebskosten bereitgestellt (siehe hierzu
Kapitel 5.2.2.2).

Zum 1.3.2015 waren bundesweit insgesamt 695.000 unter Dreijahrige in einer Kindertageseinrich-
tung oder in Kindertagespflege. Dies entspricht einem Anteil von 32,9 % der unter Dreijahrigen. Da sich

der Betreuungsbedarf zwischenzeitlich erhoht hatte, 108 hat der Bund zunéchst fiir die Jahre 2013 und

108 pas Deutsche Jugendinstitut hat wiederholt den aktuellen Stand des Ausbaubedarfs ermittelt. Bei diesen Befragungen
zeigte sich ein sukzessiv hoher werdender Bedarf. Nach der bisher letzten Befragung des Deutschen Jugendinstituts
(2014) betragt der Ausbaubedarf 41,5 %. Dabei zeigen sich allerdings erhebliche Unterschiede zwischen den Landern
wie auch Kommunen.
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2014 weitere 580,5 Mio. Euro fiir Investitionen bereitgestellt.109 Im Rahmen eines weiteren Investiti-
onsprogramms , Kinderbetreuungsfinanzierung” 2015 — 2018 werden den Landern insgesamt 550 Mio.

Euro zusatzlich zur Verfiigung gestellt.

Fasst man die Betrage zusammen, dann hat der Bund insgesamt 3,28 Mrd. Euro im Zeitraum von
2008 bis 2018 fiir die Finanzierung von Investitionskosten im U3-Bereich bereitgestellt. Lander und
Kommunen haben erganzend ihre Anteile an den Ausbaukosten getragen (siehe hierzu ausfiihrlicher
Kapitel 3).

5.2.2.2 Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Kinderbetreuung iiber einen héheren Lan-
deranteil an der Umsatzsteuer

Neben den Mitteln zur Finanzierung der Investitionen im U3-Bereich hat sich Bund bereits friihzeitig
mit zunachst 1,85 Mrd. Euro auch an den hoheren Betriebskosten beteiligt. Dariiber hinaus wurden den
Landern ab dem Jahr 2014 zunachst 770 Mio. Euro pro Jahr iiber zusatzliche Umsatzsteuerpunkte zur
Verfligung gestellt; ab dem Jahr 2015 erhoht sich dieser Betrag um 75 Mio. Euro, d.h. ab 2015 erhalten
die Lander dauerhaft insgesamt 845 Mio. Euro pro Jahr. Somit haben die Lander bis einschlieBlich zum
Jahr 2016 zusatzliche Mittel zur Finanzierung der Betriebskosten von insgesamt 4,365 Mrd. Euro vom
Bund erhalten. In den beiden kommenden Jahren erhéht sich der Betrag von 845 Mio. Euro um weitere
100 Mio. Euro pro Jahr.

Dariiber hinaus erhalten die Lander im Rahmen der Abschaffung des Betreuungsgelds in diesem
und den kommenden Jahren weitere Mittel in der Hohe von 339 Mio. Euro im Jahr 2016, 774 Mio. Euro
in 2017 und 870 Mio. Euro in 2018 zur Forderung der Kinderbetreuung.

5.2.2.3 Steuerliche Beriicksichtigung von Kinderbetreuungskosten

In einem weiteren Schritt kdnnen seit dem Jahr 2006 die Kosten fiir die Betreuung von Kindern bis
zum vollendeten 14. Lebensjahr zu zwei Dritteln, hochstens jedoch bis zu einem Betrag von 4.000 Euro,
als Sonderausgaben steuerlich geltend gemacht werden. Dies umfasst auch die Elternbeitrage zur Kin-
dertagesbetreuung, sei es fiir den Besuch einer Kita oder in Kindertagespflege. Mussten die Betreu-
ungskosten bis einschlieBlich 2011 erwerbsbedingt angefallen sein, ist dies seit 2012 nicht mehr der
Fall.

Konkret bedeutet dies, dass z.B. Elternbeitrdge bis zu einem Betrag von 6.000 Euro geltend gemacht
werden kénnen. Da zwei Drittel der Kosten angerechnet werden, liegen die Aufwendungen, die steu-

erlich berlicksichtigt werden kénnen, bei maximal 4.000 Euro. Die tatsachliche Entlastung der Eltern ist

109 per Bundesanteil an den Investitionen im Land darf einerseits 90 % der zuwendungsfahigen Investitionskosten, anderer-
seits aber insgesamt hdchstens 54 % der investiven Gesamtkosten, und der Anteil an den Betriebskosten und Investitio-
nen ein Drittel nicht Gbersteigen (§ 7 Abs. 3 Nr. 1 bzw. 2 KitaFinHG).

203



abhangig vom individuellen Steuersatz und steigt mit dem Einkommen auf einen Anteil von bis zu 42 %
(in Ausnahmefallen: 45 %). Im Héchstfall verringert sich die Steuerlast also um 1.800 Euro pro Jahr,
meist ist es jedoch deutlich weniger; dazu miisste der Elternbeitrag, sofern keine anderen Betreuungs-

kosten anzusetzen sind, bei mindestens 500 Euro pro Monat liegen.

5.2.2.4  Projektférderungen

Uber die o0.g. Férderung der Investitionen und der Betriebskosten hinaus ist der Bund auch durch
eine Reihe von Forderprogrammen an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligt; Forderpro-
gramme sind ein klassisches Instrument von Bund und Landern, um bestimmte Entwicklungen anzure-
gen. Von Forderprogrammen profitiert i.d.R. eine begrenzte Anzahl von Einrichtungen, die sich auf Be-
kanntmachungen bewerben und deren Antrdage als besonders interessant bzw. forderwiirdig angese-

hen werden.

Im friihkindlichen Bereich hat das BMFSFJ in den vergangenen Jahren verschiedene Programme

aufgesetzt; die nachfolgend Genannten sollen lediglich den Rahmen skizzieren:

— Schwerpunkt-Kitas Sprache und Integration: Mit knapp 500 Mio. Euro wurden zwischen 2011 und
2015 rund 4.000 Schwerpunkt-Kitas bundesweit gefordert, um insbesondere Kinder aus bildungs-
benachteiligten Familien und Kinder mit Migrationshintergrund so friih wie maglich in ihrer sprach-

lichen Entwicklung zu unterstitzen.

— Bundesprogramm , Kindertagespflege” (2016-2018): Mit insgesamt 22,5 Mio. Euro werden Modell-
projekte zur erweiterten Qualifizierung von Tagesmiittern und -vatern unter Anwendung des kom-
petenzorientierten Qualifizierungshandbuchs unterstiitzt. Optional werden die Bereiche Inklusion in

der Kindertagespflege, Qualitatsentwicklung in der Fachberatung oder die Festanstellung geférdert.

— Lernort Praxis: Praxismentorinnen und Praxismentoren sollen die Einrichtungen unterstiitzen und
das Personal entlasten, sodass den Fachkraften genligend Raum fiir die padagogische Arbeit mit

Kindern und Eltern bleibt. Im Programm wurden insgesamt 5,7 Mio. Euro verausgabt.

— Bundesprogramm ,Sprach-Kitas”: Seit Januar 2016 lauft das neue Bundesprogramm ,Sprach-
Kitas” durch das alltagsintegrierte sprachliche Bildung fester Bestandteil in der Kindertagesbetreu-
ung werden soll. Uber dieses Programm werden bis zum Jahr 2019 jahrlich 100 Mio. Euro zur Ver-

fligung gestellt.

— Bundesprogramm ,KitaPlus": Mit dem im Januar 2016 gestarteten Programm sollen teilnehmende
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen ihre Offnungszeiten flexibler gestalten und
damit Familien in der Vereinbarkeit von Beruf und Familie durch eine gute Betreuung fir ihre Kinder

unterstiitzt werden. Daflir stehen insgesamt 100 Mio. Euro von 2016 bis 2018 zur Verfligung.
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Die Beispiele zeigen die sehr unterschiedlichen Zielsetzungen und GréBenordnungen von Forderpro-
grammen, die geeignet sind, innovative und kreative Ideen und Ansétze in Kinderbetreuungs- bzw.
einen Bildungsbereich hineinzutragen; sie sind aber nicht fiir eine breite, (ibergreifende und insbeson-
dere nachhaltige Finanzierungsbeteiligung des Bundes an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung
gedacht.

5.2.3 Vor- und Nachteile der geltenden Regelungen

Die vorhergehenden Abschnitte haben den Rahmen skizziert, in dem sich die Beteiligung des Bundes
an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung derzeit bewegt. Deutlich wurden dabei die unterschied-
lichen Ansatze, die von ausgewahlten Forderprogrammen iiber gezielte Investitionsprogramme bis hin
zur dauerhaften Umverteilung von Umsatzsteuerpunkten zugunsten der Lander — und (iber den KFA
indirekt zumindest partiell auch zugunsten der Kommunen — reichen. Betrachtet man die GréBenord-
nung dieser MaBnahmen insgesamt, dann bleibt die Rolle des Bundes in der Finanzierung der Kinder-
tagesbetreuung jedoch relativ begrenzt: Selbst wenn man den erhdhten Umsatzsteueranteil, den der
Bund den Landern iiberlassen hat, miteinrechnen wiirde, 110 sind es 5 % der gesamten Kinderbetreu-
ungsausgaben von derzeit — ausweislich des Statistischen Bundesamtes — rund 26,9 Mrd. Euro (siehe
Kapitel 3).111

Wie die Berechnungen an anderer Stelle in dieser Studie gezeigt haben (siehe Kapitel 4.4., sowie
erganzend Dohmen 2011; Dohmen/Henke 2011), ist der Bund jedoch, neben den Sozialversicherungen,
der groBte NutznieBer von Investitionen in frithkindliche Bildung und Betreuung. Aus 6konomischer
Perspektive ist daher eine stéarkere Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Kindertagesbetreu-
ung angezeigt. Ferner sind Zweifel angebracht, in welchem Umfang Lander und Kommunen in der Lage
sind, den qualitativen und quantitativen Ausbau der friihkindlichen Bildung zu finanzieren (siehe z.B.
Dohmen 2015b).112 Es stellt sich daher die Frage, wie mégliche Finanzierungsmodelle fiir eine dauer-
hafte Bundesbeteiligung an qualitativen Verbesserungen in der Kinderbetreuung ausgestaltet werden
konnten.

11011 der offiziellen Statistik wird dieser Anteil den Landern zugerechnet, da es sich bei diesem Anteil an der Umsatzsteuer
um Einnahmen der Lander handelt.

111 Um Irritationen zu vermeiden, sei darauf hingewiesen, dass sie dieser Wert von 5 % auf die Gesamtausgaben fiir die
Kinderbetreuung bezieht, wahrend sich der Wert von 6,6%, z.B. weiter oben in der Zusammenfassung, ausschlieBlich
auf die 6ffentlichen Ausgaben bezieht.

112 Fratzscher/Freier/Gornig (2016) verweisen ferner auf die erheblichen Unterschiede im Investitionsverhalten der Kommu-
nen und die groBen Unterschiede beim Riickstau.
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5.3  Optionen zukiinftiger Bundesfinanzierung im friihkindlichen Bereich

5.3.1 Einleitung

Die vorstehenden Ausflihrungen haben gezeigt, dass, abgesehen von der Neuverteilung der Um-
satzsteuer zugunsten der Lander, vor allem temporare Ansatze praktiziert werden. Der Vorteil dieser
Regelungen, die zur Umsetzung eines politisch zwischen Bund, Landern und Kommunen anerkannten
Prozesses, wie der Ausbau der Kindertagesbetreuung fiir die unter Dreijahrigen, hilfreich sind, besteht
insbesondere auch darin, dass sie im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben ohne Weiteres umgesetzt
werden kénnen.

Eine — zumindest auf den ersten Blick — vergleichbare Diskussion zur starkeren Beteiligung des Bun-
des an der Finanzierung gibt es im Bildungsbereich, wo das im Rahmen der Féderalismusreform im Jahr
2006 im Grundgesetz verankerte Kooperationsverbot die rechtliche Ausgangslage einer Finanzierungs-
beteiligung grundlegend verandert hat. Seither ist es dem Bund nicht mehr gestattet, sich dauerhaft an

der Finanzierung des Schul- und Hochschulsystems zu beteiligen.

Betrachtet man vor diesem Hintergrund allerdings die Entwicklung der Ausgabenverteilung zwi-
schen Bund und Landern anhand der Bildungsfinanzstatistik (siehe hierzu den Exkurs in Kapitel 3.1),
dann wird deutlich, dass der Finanzierungsanteil des Bundes in den vergangenen zehn Jahren trotz des
Kooperationsverbots insbesondere im Hochschulbereich erheblich angestiegen ist (Dohmen/Krempkow
2014). Zur konkreten Umsetzung mussten jedoch immer , Umwegkonstruktionen” entwickelt werden,
die den formalen verfassungsrechtlichen Vorgaben entsprachen. So wurde der Hochschulpakt 2020 mit
seinen drei Komponenten, Ausbau der Studienkapazitaten, Programmpauschale und Qualitatspakt
Lehre zwischen Bund und Landern zundchst mit einem Horizont bis einschlieBlich 2010 beschlossen
und zwischenzeitlich insbesondere hinsichtlich der Finanzierung der zusatzlichen Studienplatzkapazi-
taten wiederholt, zuletzt bis zum Jahr 2020, verlangert. Weitere Mittel kamen den Hochschulen als
Forschungsfdrderung zugute, u.a. iiber die sog. Exzellenzinitiative, die nach einem aktuellen Beschluss
der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz vom 22.4.2016 nunmehr dauerhaft fortgefiihrt werden
soll.113

Eine andere Regelung, die dem Bund die Finanzierung von bildungsnahen Leistungen erméglicht,
ist das Bildungs- und Teilhabepaket, durch das der Bund Kindern aus Familien mit Hartz IV-Bezug die
Teilnahme an Klassenfahrten oder an Nachhilfe erméglicht. In diesem Fall ermdglichte die Ausrichtung

auf schulnahe, aber eben nicht schulische Kernleistungen dem Bund die Finanzierungsoption.

13 Eine verfassungsrechtliche Uberpriifung dieser Regelungen ist bisher unterblieben, allerdings besteht weitgehende Ei-
nigkeit dartiber, dass es sich inshesondere beim Hochschulpakt 2020 nur um eine voriibergehende Regelung handeln
kann, d.h. nach der derzeit zweiten Verlangerung soll es nach dem derzeitigen Stand keine weitere Vereinbarung in die-
ser Form mehr geben, weil man davon ausgeht, dass dadurch der verfassungsrechtliche Rahmen {iberdehnt wiirde.
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Im frithkindlichen Bereich ist die Sachlage fiir eine rechtliche Intervention des Bundes deutlich giins-

tiger, wie die folgenden Ausfiihrungen zeigen, die auf vorliegenden Rechtsgutachten basieren.

Rechtlicher Rahmenbedingungen fiir die nachfolgenden Uberlegungen

Dem Gutachten von Prof. Wieland fiir den Bundesverband der Arbeiterwohlfahrt (Wieland 2015)
sowie fiir das Bundesministerium fiir Familien, Senioren, Frauen und Jugend folgend (Wieland 2016),
kann der Bund das Gesetzgebungsrecht mit Verweis auf die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftsein-
heit im Hinblick auf die Verfligbarkeit von Betreuungsplédtzen in hochwertigen Kindertageseinrichtun-
gen und die mit einer eventuellen Nichtverfiigbarkeit verbundenen Mobilitatseinschrankungen fiir Er-
werbspersonen das Gesetzgebungsrecht grundsatzlich an sich ziehen (Wieland 2015, 2016). Die im
Kontext der vorliegenden Expertise relevanten Aspekte des Gutachtens beziehen sich auf die damit

verbundene Frage der Finanzierungsmaoglichkeiten durch den Bund.

Nach den Ausfiihrungen von Wieland (2015, 2016) waren nach dem Konnexitatsprinzip grundsatz-
lich die Lander fiir die Finanzierung der mit der Umsetzung von qualitativen Standards, z.B. im Rahmen
eines Bundesgesetzes, verbundenen Kosten zustandig. Allerdings diirfe der Bund ,unter bestimmten
Umstanden Finanzhilfen fiir Investitionen im Bereich der Kinderbetreuung geben” (S. 15). Solche Fi-
nanzhilfen diirften sich allerdings nur auf Investitionsausgaben beziehen und miissten degressiv aus-

gestaltet sein; fiir die laufende Finanzierung der Betriebskosten kdmen sie hingegen nicht in Betracht.

Grundlegend kamen jedoch eine Neuverteilung des Umsatzsteueraufkommens zugunsten der Lan-
der, eine indirekte Forderung durch Geldleistungen an die Eltern, und eine Bundesstiftung zur Sicherung
der Kinderbetreuungsqualitat in Betracht. Darliber hinaus ware es ,schlieBlich ... nicht undenkbar, in
der Sicherung der Qualitat der Kindertagesbetreuung eine Aufgabe mit eindeutig liberregionalem Cha-

rakter zu sehen, die in die ungeschriebene Finanzierungszustandigkeit des Bundes fallt” (S. 19).

Vor diesem Hintergrund werden die folgenden Analysen zu den 6konomischen Aspekten verschie-
dener Formen von Bundesbeteiligungen diskutiert. Vorab sollen jedoch die wesentlichen Voraussetzun-
gen, die sich vor allem aus den Darlegungen zu den Finanzierungssystemen in den Landern fiir die

folgenden Uberlegungen ergeben, zusammengefasst werden.

Voriiberlegungen und Folgerungen aus den vorhergehenden Ausfiihrungen

In Kapitel 2 wurden zundchst das bestehende System der Finanzierung der Kindertagesbetreuung
und in Kapitel 3 die Ausgaben fiir das Kinderbetreuungssystem im Bundesgebiet und in den einzelnen
Landern analysiert. Die nachfolgenden Uberlegungen bauen auf diesen Arbeitsschritten auf, indem nun
der Frage nachgegangen wird, wie eine dauerhafte Beteiligung des Bundes an der Finanzierung von

QualitatsverbesserungsmaBnahmen in der Kindertagesbetreuung aussehen kénnte. Zu berlicksichtigen
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ist dabei, dass die Ausgangslagen in den einzelnen Landern sowie letztlich in den einzelnen Kommunen

wie auch Einrichtungen sehr unterschiedlich sind (siehe hierzu insbesondere Kapitel 2).

Grundlegend fiir die nachfolgenden Uberlegungen ist, dass qualititssteigernde MaBnahmen mit
zusatzlichen Kosten verbunden sind, die zunachst entsprechend der bestehenden Kostenverteilung zwi-
schen Landern, Kommunen, Eltern und ggf. Trdgern zu finanzieren waren. Wie sich dies konkret in den
einzelnen Landern auf die Kostenverteilung bzw. die Hohe der von den einzelnen Finanziers zu tragen-
den Betrage auswirkt, hangt von den konkreten Formulierungen der gesetzlichen oder untergesetzli-
chen Vorgaben bzw. der vertraglichen Vereinbarungen in den Landern bzw. Kommunen ab und ist
daher nicht nur von Land zu Land, sondern ggf. auch von Kommune zu Kommune oder gar von Einrich-
tung zu Einrichtung unterschiedlich. Dariiber hinaus kénnen auch die Art der MaBnahme bzw. die spe-
zifisch damit verbundenen Kosten Einfluss auf die Kostenverteilung bzw. die Kostenerhéhung haben.
Und zu guter Letzt diirfte auch die Frage der Verbindlichkeit der Standards eine Rolle spielen. Je strikter
die Vorgaben sind, desto eher greift das Konnexitatsprinzip. Danach ist jeder fiir die Wahrnehmung
seiner Aufgaben zustandig. Fiir den Vollzug von Bundesgesetzen sind im Zweifel die Lander zustandig
(Art. 30, 83 GG). Insofern erscheint es sinnvoll und angemessen, die moglichen Auswirkungen entspre-

chender Regelungen auf die Finanzierungssystematik kurz zu analysieren.

MaBnahmen zur Verbesserung des Personalschliissels fiihren dazu, dass die Personalkosten steigen.
In Landern, in denen sich die Trager mit einem Eigenanteil an den Personalkosten beteiligen missen,
wie z.B. im Saarland, wiirde dies dazu fiihren, dass die absolute Hohe des Tragereigenanteils bzw. der
damit verbundene Betrag steigen wiirde. Faktisch ware in allen Landern, in denen die Trager einen
Eigenanteil zu tragen haben, nicht auszuschlieBen, dass Qualitatsverbesserungen zu hoheren Eigenan-
teilen bzw. Kosten der Trager fiihren. Systemimmanent ware dies sogar zwingend. Nach den geltenden
Regelungen konnten Trager nur in Hamburg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt
davon ausgehen, dass sie keine Mehrbelastungen zu tragen hatten, gleichwohl auch dieses nur unter

der Voraussetzung gilt, dass die Zuweisungen des Landes und der Kommunen entsprechend ansteigen.

Sollten die Trager an den Mehrkosten beteiligt werden, bedeutet dies implizit auch, dass die finan-
zielle Leistungsfahigkeit eines Tragers und/oder die Maglichkeit, diese Kosten aus Uberschiissen bei
anderen Einrichtungen quer zu subventionieren, Einfluss auf die Beteiligung eines Tragers an entspre-

chenden qualitatssteigernden MaBnahmen hat.

Komplementér kamen die in vielen Landern von den Tragern festzusetzenden und zu vereinnah-
menden Elternbeitrage in Betracht, bei denen gleiches gilt wie fiir die Trager, wenn sich deren Héhe an
den Personal- oder allgemeinen Betriebskosten (inklusive Personalkosten) ausrichtet. Ausgehend von
den Erhebungen und Ausfiihrungen in Kapitel 2 werden die Elternbeitrage lediglich in Hamburg und
Berlin vom Land sowie in einigen weiteren Landern, wie z.B. Rheinland-Pfalz oder Sachsen-Anhalt etc.,

von den Kommunen bzw. 6rtlichen Tragern der 6ffentlichen Jugendhilfe ibergreifend festgelegt. In den
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meisten Landern ware somit nicht auszuschlieBen, dass die Eltern (iber hohere Beitrage an den Kosten
qualitatsverbessernder MaBnahmen indirekt beteiligt wiirden. Dies wiirde jedoch bedeuten, dass die
finanzielle Leistungsfahigkeit der Eltern — wie grundlegend im bestehenden System — Auswirkungen
auf das Entscheidungs- und Anmeldeverhalten haben kann, wenn Eltern in qualitativ hdherwertigen
Einrichtungen héhere Beitrage zahlen miissten. 114 Es wird daher empfohlen, dass bei der Verabredung
von qualitativen Verbesserungen durch den Bund und die Lander und deren Finanzierung weder die

Trager noch die Eltern zusatzlich belastet werden.

In den folgenden Abschnitten werden die unterschiedlichen Ansatze ausfiihrlicher in ihren Grundla-
gen und Zielsetzungen beschrieben und hinsichtlich ihrer Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwa-

chen sowie der mit ihnen verbundenen Kosten diskutiert.

5.3.2 Institutionelle Bund-Lander-Regelungen zur Beteiligung des Bundes an der Finanzie-
rung der Kindertagesbetreuung

Beabsichtigt der Bund, sich starker an der Finanzierung der Kindertageshetreuung zu beteiligen,
kann er dieses Uber die Lander erreichen. Hierzu steht eine — zur Starkung der Landerfinanzen zur Fi-
nanzierung der Betriebskosten aufgrund des U3-Ausbaus bereits genutzte — Erhéhung des Umsatzsteu-
eranteils der Lander (siehe Kapitel 5.3.2.1) ebenso zur Verfiigung wie die Einrichtung einer , Bundesstif-
tung zur Sicherung der Qualitat in der friihkindlichen Bildung” oder eines Kita-Fonds (siehe Kapitel
5.3.2.2 bzw. Kapitel 5.3.2.3).

5.3.2.1 Veranderung des Umsatzsteueranteils der Lander

5.3.2.1.1 Ansatz und Umsetzungsmaglichkeiten

Die Veranderung des Umsatzsteueranteils der Lander ist ein bereits praktiziertes Verfahren, um den
Landern zusatzliche Finanzmittel zur Bewaltigung der ihnen lbertragenen Aufgaben zur Verfligung zu
stellen. Dies gilt auch mit Blick auf die Finanzierung der friihkindlichen Bildung (siehe hierzu Kapitel
5.2.2.2), bei der der Ausbau des U3-Bereichs in den vergangenen knapp zehn Jahren zu erheblichen
Mehrkosten bei Landern und Kommunen gefiihrt hat und die diese grundsatzlich aus dem eigenen

Finanzaufkommen zu finanzieren haben.

M4pje vorliegende Studie ist nicht der richtige Ort, um die Auswirkungen der bestehenden Finanzierungs- und konkret El-
ternbeitragsregelungen auf die WahIméglichkeiten bzw. das Wahlverhalten von Eltern zu untersuchen. Erkennbar ist
allerdings, dass das geltende Recht zu sehr groBen Unterschieden hinsichtlich der Belastung von Eltern in unterschiedli-
chen Kommunen bzw. bei unterschiedlichen Einrichtungen in der gleichen Kommunen fiihrt.
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Diese zusatzlichen Umsatzsteuereinnahmen sind Bestandteil der Einnahmen des jeweiligen Landes
und kénnen ohne Zweckbindung zur Finanzierung der Landesausgaben, entsprechend des vom jewei-
ligen Landesparlament beschlossenen Haushaltsplans verausgabt werden.!> Zwar kénnte der Bund
unter Berlicksichtigung der Bund-Lander-Vereinbarungen eventuell erwarten, dass die Ausgaben fiir
die friihkindliche Bildung und Erziehung mindestens um die den einzelnen Landern zukommenden zu-
satzlichen Betrage hoher ausfallen als im jeweiligen Vorjahr, allerdings gibt es hierfiir keine rechtliche

Grundlage bzw. Verpflichtung.116

In der konkreten Umsetzung werden die Umsatzsteuereinnahmen zwar im Grundsatz nach der Ein-
wohnerzahl eines Landes im jeweiligen Jahr verteilt, allerdings gibt es in der Praxis ein relativ kompli-
ziertes Verfahren, das in den Landerfinanzausgleich eingebunden ist. Dieser Landerfinanzausgleich re-
gelt die Verteilung der gesamtstaatlichen Einnahmen auf Bund und Lander und dient dazu, dass der
Bund und die Lander in die Lage versetzt werden, ihre von der Verfassung zugewiesenen Aufgaben
auch erfiillen zu kénnen. Das Finanzausgleichsgesetz (FAG) regelt vor allem die Verteilung der Umsatz-
steuereinnahmen auf Bund, Lander und Kommunen. Diese Verteilung erfolgt in drei Stufen: Vorweg-
ausgleich, Landerfinanzausgleich i.e.S. und Bundeserganzungszuweisungen (siehe zum Folgenden ins-
besondere BMF 20164, S. 22ff.).

Exkurs zum Landerfinanzausgleich: Der Landeranteil an der Umsatzsteuer betrug im Jahr 2015 46 %, der Rest
entfiel auf Bund und Gemeinden. Der Vorwegausgleich sieht zunéchst vor, dass der Bund 4,45 % des gesamten
Umsatzsteueraufkommens sowie anschlieBend noch einmal 5,05 % des verbleibenden Betrags erhalt. Ferner er-
halten die Kommunen 2,2 % als Kompensation fiir den Wegfall der Gewerbekapitalsteuer sowie zusatzlich 500
Mio. Euro in den Jahren 2015 und 2016 und 1,5 Mrd. Euro im Jahr 2017. Von dem danach noch verbleibenden
Anteil stehen 49,7 % der Umsatzsteuereinnahmen dem Bund und 50,3 % den Landern zu. Zu beachten sind zu-
dem die Veranderungsbetrage von 189,2 Mio. Euro 2014 bzw. -599,8 Mio. Euro 2015 und 2016 beim Bund. Im
Ergebnis fiihrt diese Regelung dazu, dass der Landeranteil an der Umsatzsteuer nach 44,1 % im Jahr 2011 bis
zum Jahr 2020 zwischen 44,5 und 44,6 % leicht schwankt, wéhrend der Bundesanteil, der im Jahr 2011 noch bei
53,9 % lag, nunmehr zwischen 53,4 und 53,2 % schwankt; die Kommunen erhalten einen konstant hohen Anteil
von 2,0 % des Aufkommens (BMF 2015).

Vom Landeranteil werden vorab bis zu 25 % der Umsatzsteuereinnahmen als sog. Ergéanzungsanteile auf die
Lander verteilt, deren Aufkommen aus Einkommensteuer, Korperschaftsteuer und Landessteuern — je Einwoh-
ner/in gerechnet — unterhalb des Bundesdurchschnitts liegt.

Je groBer der Abstand, desto hoher ist, relativ gesehen der Anteil an diesem Vorwegausgleich. Die verblei-
benden mindestens 75 % werden entsprechend der Einwohnerzahl des Landes verteilt. Mit anderen Worten: Die
wirtschaftlich schwécheren Lander, insbesondere etwa in Ostdeutschland, erhalten einen etwas hoheren Anteil

115 Eine Einschrankung gilt insofern, als die Umsatzsteuereinnahmen des Landes, wie auch z.B. die Einnahmen aus der Ein-
kommen- und Kérperschaftsteuer, in etlichen Landern Bestandteil der Verteilungsmasse sind, die in den Kommunalen
Finanzausgleich einflieBt und auf der Grundlage der darin festgelegten Verteilungsschliissel an die Kommunen verteilt
werden. Zur tatséachlich ,freien Verfligung” fiir die Landesparlamente stehen daher nur die dariiber hinausgehenden
Einnahmen.

16 die Vergangenheit lasst sich beobachten, dass die Bereitstellung zusétzlicher Mittel des Bundes an die Lander, wie
etwa beim Hochschulpakt zur Erhdhung der Zahl der Studienanfanger/innen, oder die Entlastung der Lander von Ausga-
ben, wie etwa durch die Uberfiihrung in die ausschlieBliche Bundesfinanzierung beim Bundesausbildungsférderungsge-
setz (BAf6G), nicht immer mit Ausgabensteigerungen in gleicher Hohe in den Landern verbunden waren (siehe u.a. Doh-
men/Krempkow 2014).
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an der Umsatzsteuer, als sie nach der Einwohnerzahl eigentlich bekommen diirften, wéhrend die wirtschaftlich
besonders starken Lander, wie etwa Bayern und Baden-Wiirttemberg, etwas weniger bekommen.

Auf der zweiten Stufe, dem Landerfinanzausgleich i.e.S., wird eine sog. Finanzkraftmesszahl gebildet, in die
die Einnahmen des jeweiligen Landes'!7, die in der ersten Umverteilungsstufe ermittelten Umsatzsteueranteile
und — zu 64 % — die Steueranteile der im Land befindlichen Gemeinden einflieBen. Diese Finanzkraftmesszahl
gibt die Einnahmesituation des Landes vor dem Finanzausgleich i.e.S. wieder, wobei Korrekturfaktoren beriick-
sichtigt werden fiir die drei Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg sowie fiir die drei besonders diinn besie-
delten Lander Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt. Diesen sechs Landern wird zuge-
standen, dass sie, aus jeweils unterschiedlichen strukturellen Griinden, einen héheren Finanzbedarf je Einwoh-
ner/in haben als die anderen Lander. Die Hohe der Ausgleichszahlungen hangt nun davon ab, wie weit die Fi-
nanzkraftmesszahl vor dem Landerfinanzausgleich von der nunmehr ermittelten abweicht. Je nach Richtung, d.h.
ob die Finanzkraftmesszahl vor dem Landerfinanzausgleich iiber oder unter der ermittelten Zahl liegt, erhalt ein
Land mehr oder weniger zusatzliche Mittel {iber den Landerfinanzausgleich i.e.S. Im Ergebnis riicken die Lander
hinsichtlich ihrer Einnahmen fiir den Landeshaushalt etwas enger zusammen, ohne dass sich dadurch die Reihen-
folge im Vergleich zur ,originaren” Finanzkraft verandert.

Die Bundeserganzungszuweisungen als dritte Stufe des Landerfinanzausgleichs dienen der erganzenden De-
ckung des allgemeinen Finanzbedarfs der Empfangerlander. Hierdurch wird die Finanzkraft von Landern verbes-
sert, deren Finanzkraftmesszahl unter dem Wert von 99,5 ihrer Ausgleichsmesszahl liegt. Konkret werden 77,5 %
der ermittelten Liicke geschlossen. D.h. konkret, dass durch die Bundeserganzungszuweisungen insbesondere die
wirtschaftlich leistungsschwécheren Lander eine bessere Finanzausstattung erhalten, als sie ohne den Finanzaus-
gleich hatten, wéhrend die wirtschaftlich starkeren Lander etwas weniger Finanzmittel zur Verfligung haben.

Wiirde also zur Verbesserung der Qualitdt der Kindertagesbetreuung die Umsatzsteuerverteilung
zwischen Bund und Landern dergestalt verandert, dass der Landeranteil z.B. um einen Prozentpunkt
ansteigen wiirde, dann wiirde sich der Landeranteil an der Umsatzsteuer von rund 2,1 Mrd. Euro (Um-
satzsteuereinnahmen 2015 ca. 210 Mrd. Euro (BMF 2016b), 118 vorlaufige Zahlen) entsprechend den in
den vorhergehenden Absétzen beschriebenen drei Stufen auf die Lander verteilen. Legt man diesen
Betrag fiir eine Berechnung der Verteilung des zusatzlich erhaltenen Umsatzsteueranteils auf Lander-
ebene zugrunde, dann ergabe sich das in Tabelle 18 dargestellte Bild. Spalte (1) zeigt, welcher Umsatz-
steueranteil unter Beriicksichtigung des Einwohneranteils (Spalte 2) und der Finanzkraftmesszahl nach
Umverteilung durch den Landerfinanzausgleich i.w.S. (einschlieBlich Bundeserganzungszuweisungen)
auf die einzelnen Lander entfallen wiirde. Baden-Wiirttemberg wiirde knapp 290 Mio. Euro, Bayern

knapp 350 Mio. Euro zusatzlich erhalten, Bremen 16,4 Mio. Euro und das Saarland 25 Mio. Euro.

Die reine Erh6hung der verflighbaren Umsatzsteuer-Mehreinnahmen fiir die einzelnen Lander ist aber
mit Blick auf die Effekte zugunsten einer besseren Finanzausstattung des Kinderbetreuungssystems
bzw. im Hinblick auf die mdglichen Qualitatssteigerungen wenig aussagekraftig. Daher setzt Tabelle
19 die zusatzlichen Umsatzsteuereinnahmen der einzelnen Lander in Beziehung zu den bisherigen Lan-

desausgaben fiir das Kinderbetreuungssystem bzw. zu den Landes- und Kommunalausgaben. Hierdurch

1171 diesen Einnahmen sind auch die bergrechtlichen Forderabgaben enthalten.

118Von diesem Betrag entfielen 110 Mrd. Euro auf den Bund und 95,5 Mrd. Euro auf die Lander sowie 4,7 Mrd. Euro auf
die Kommunen (BMF 2016b). Der Anteil des Bundes ist einschlieBlich des an die EU zu richtenden Anteils.
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wird deutlich, dass die Kinderbetreuungsausgaben, unabhangig von anderen Einflussfaktoren und po-
litischen Prioritdtensetzungen, in Baden-Wiirttemberg um 10,6 % (siehe Spalte 6) steigen konnten; in
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein waren es sogar etwas mehr als
11 % gegeniiber etwas mehr als 7,6 % in den Stadtstaaten Berlin und Hamburg.19 D.h. die Erhéhung
des Umsatzsteueranteils der Lander um einen Prozentpunkt fiihrt in der Praxis zu — relativ gesehen —
unterschiedlich hohen Mehreinnahmen in den Landern, wenn diese in Beziehung zu den Kinderbetreu-
ungsausgaben des Landes bzw. von Landern und Kommunen gesetzt werden. Dies bedeutet, dass die

Lander in unterschiedlichem Umfang in der Lage waren, qualitatssteigernde MaBnahmen zu realisieren.

(Hypothetische) Mehreinnahmen Anteil Finanzkraft des Landes
aus Erhéhung des USt-Anteils der Ei ntell an nach Umverteilung im

Lander um 1 % inwohner.- Verhéltnis zum

Land (Betrdge in Mio. Euro) zahl Landerdurchschnitt
(1) () (3)

Baden-Wiirttemberg 288,57 13,2 % 104,1 %
Bayern 348,89 15,6 % 106,5 %
Berlin 88,13 43 % 97,6 %
Brandenburg 62,24 3,0 % 98,8 %
Bremen 16,41 0,8 % 97.7 %
Hamburg 46,85 2,2 % 101,4 %
Hessen 165,22 7.5 % 104,9 %
Mecklenburg-Vorpommern 41,41 2,0% 98,6 %
Niedersachsen 200,19 9,6 % 99,3 %
Nordrhein-Westfalen 452,51 21,7 % 99,3 %
Rheinland-Pfalz 101,97 4,9 % 99,1 %
Saarland 24,92 1.2 % 98,9 %
Sachsen 103,64 5,0 % 98,7 %
Sachsen-Anhalt 57,98 2,8 % 98,6 %
Schleswig-Holstein 72,84 3.5% 99,1 %
Thiiringen 55,91 2.7 % 98,6 %
Gesamt 2.100,00

Quelle: eigene Berechnungen des FiBS auf Basis BMF 2016

Tabelle 18: Effekte einer Erhohung des Umsatzsteueranteils der Lander auf die einzelnen Lander

19pgs Ergebnis andert sich nur geringfiigig, wenn lediglich die Einwohnerzahl zugrunde gelegt und auf die erganzende
Berlicksichtigung der Finanzkraftmesszahl verzichtet wiirde.
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&gﬁg:ﬁg;ﬁg} Ausgat()i?]nEi(r)(‘l))S (Soll Effekte der USt-Erhéhung 2016 (hypothetisch) Fli-:::zeisejzae"dan ngr_
g der Kin
délrch !_Erhohung Landesauﬂsgat_;en ) Erh6hung der dertagesbetreuung
es Landeran- unter Beriicksich- | Erhdhung der Lan-
teils an der USt |  Land Kommu- tigung der zusétz- |  desausgaben Landes- und Ge-
um 1 % (in nen lichen USt-Einnah- (in %) melnd_eagsgaben 2015 2016
Land Euro) men (in Euro) (in %)
(1) ) 3) 4 (5) (6) 0] (8)

Baden-Wiirttemberg 288,57 | 1.188,68| 1.545,87 1.477,25 24,3 % 106 % | 435% 48,9 %
Bayern 348,89 1.731,04| 1.586,43 2.079,94 20,2 % 105%| 52,2% 56,7 %
Berlin 88,13 1.165,86 1.253,99 7,6 % 7,6 % | 100,0 % 100,0 %
Brandenburg 62,24 262,67 525,91 324,91 23,7 % 7,9 % 333 % 38,2 %
Bremen 16,41 181,65 198,07 9,0 % 9,0% | 100,0 % 100,0 %
Hamburg 46,85 614,81 661,66 7,6 % 76%]| 100,0% | 100,0%
Hessen 165,22 430,67 | 1.203,80 595,89 38,4 % 101%| 26,3 % 33,1 %
Mecklenburg-Vor-

pommern 41,41 182,81 190,85 224,22 22,7 % 1.1 % 48,9 % 54,0 %
Niedersachsen 200,19 548,22 | 1.200,49 748,41 36,5 % 11,4 % 31,3 % 38,4 %
Nordrhein-Westfalen 452,51 | 2.322,69| 2.300,63 2.775,20 19,5 % 98% | 502% 54,7 %
Rheinland-Pfalz 101,97 521,71 646,36 623,69 19,5 % 87% | 447% 49,1 %
Saarland 24,92 84,16 164,86 109,08 29,6 % 10,0 % 33,8 % 39,8 %
Sachsen 103,64 495,10 732,41 598,74 20,9 % 8,4 % 40,3 % 45,0 %
Sachsen-Anhalt 57,98 252,45 373,40 310,43 23,0 % 9,3 % 40,3 % 45,4 %
Schleswig-Holstein 72,84 185,26 455,75 258,10 39,3 % 1M14%| 289% 36,2 %
Thiiringen 55,91 216,00 354,48 271,91 25,9 % 98% | 379% 43,4 %
Gesamt 2.100,00 | 10.383,78 | 11.281,26 12.483,78 20,2 % 9.7%| 479% 52,5 %

Quelle: eigene Berechnungen

Tabelle 19: Effekte der Erhohung der Umsatzsteuereinnahmen auf die Kinderbetreuungsausgaben von Landern und Kommunen nach Bundeslandern
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Abbildung 45 setzt den prozentualen Anstieg der Umsatzsteuereinnahmen aus einer Erhéhung des
Umsatzsteueranteils zugunsten der Lander ins Verhaltnis zu den Kinderbetreuungsausgaben des Lan-
des, einmal insgesamt, d.h. von Land und Kommunen (Darstellung in abnehmender Hohe der Gesamt-
ausgaben je Einwohner/in), und einmal zu den Ausgaben (nur) des Landes. Diese Form der Darstellung
zeigt, dass der sich prozentual aus der Umsatzsteuerverteilung ergebende Ausgabenanstieg negativ
mit den Gesamtausgaben von Land und Kommune korreliert. D.h. je weniger in einem Land — von Land
und Kommune gemeinsam — im Verhaltnis zur Zahl der Einwohner/innen ausgegeben wird, desto héher
sind die prozentualen Mehreinnahmen aus einer modifizierten Umsatzsteuerverteilung, wenn der pro-
zentuale Anstieg der Landesausgaben fiir den friihkindlichen Bereich durch die Umsatzsteuer-Neuver-
teilung betrachtet wird. Mit anderen Worten, der (hypothetische) Anstieg der Kinderbetreuungsausga-
ben eines Landes aufgrund eines erhéhten Umsatzsteueranteils ist, gemessen im Verhaltnis zum Lan-
des- bzw. Landes- und Kommunalanteil, umso héher, je geringer die Kinderbetreuungsausgaben von
Land und Kommunen gemessen an der Zahl der Einwohner/innen sind.
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Quelle: Berechnungen des FiBS auf Basis Statistisches Bundesamt = Bs

Abbildung 45: Erhéhung der Umsatzsteuer-Mehreinnahmen in Relation zu den Kinderbetreuungsaus-
gaben je Einwohner/in 2013

Dieser Sachverhalt lasst sich nun in zwei Richtungen interpretieren: Einerseits lasst sich argumen-
tieren, dass damit ein — qualitativer oder quantitativer — Ausbau insbesondere in den Landern begiins-
tigt wiirde, die einen besonderen Aushaubedarf haben, da sie bisher unterproportionale Mittel fir das
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Kinderbetreuungssystem, gemessen an den Ausgaben je Einwohner/in, bereitgestellt haben. Anderer-
seits kann man auch betonen, dass dadurch die Lander, die vergleichsweise viel fiir das Kinderbetreu-
ungssystem getan haben, benachteiligt wiirden, wenn nunmehr der Bund den anderen Landern Uber-

proportional zusatzliche Mittel zur Verfligung stellte.

Tabelle 19 zeigt darliber hinaus anhand der beiden rechten Spalten, dass die héheren Umsatzsteu-
ereinnahmen, die zunéchst nur den Landern zuflieBen,120 den Landesanteil an der Finanzierung der
Kindertagesbetreuung theoretisch um bis zu 7,3 Prozentpunkte erhdhen, sofern diese zusatzlichen Ein-
nahmen in vollem Umfang zur Verbesserung der Finanzausstattung des friihkindlichen Bereichs einge-
setzt wiirden. In der Praxis ergibt sich ein etwas anderes Bild, weil die Umsatzsteuermehreinnahmen in
einer Reihe von Landern in die Finanzmasse des Kommunalen Finanzausgleichs einflieBen und dadurch
zu einem bestimmten, in den Landern jedoch sehr unterschiedlichen Anteil an die Kommunen weiter-
gereicht wiirden. Wahrend der Anteil in Baden-Wirttemberg und Nordrhein-Westfalen bei 23 % liegt,
ist in Thiringen ein Gesamtbetrag determiniert worden, sodass eine Erhéhung der Umsatzsteuerein-
nahmen des Landes, zumindest nach den unmittelbaren Regelungen des Kommunalen Finanzaus-
gleichs (KFA), nicht automatisch erfolgt. In Bayern werden 12,5 % der Mehreinnahmen weitergereicht.
Dies bedeutet, dass die Kommunen in sehr unterschiedlichem MaBe unmittelbar an den zusatzlichen
Einnahmen aus der Umsatzsteuer partizipieren wiirden, woraus sich unterschiedliche Implikationen fiir
die Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Landern ergeben, die ihrerseits abhangig sind von
den konkreten Regelungen zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung im Land. Ausgangspunkt der
folgenden Uberlegungen ist, dass sich die Kosten der Einrichtungen bzw. Trager aufgrund der Anpas-

sung an die in einem Bundesqualitatsgesetz geforderten Qualitatsstandards erhht haben.

In diesem Fall wéren die Leistungsbetrdge in Landern, die wie Bayern, Hamburg oder Berlin ein
pauschaliertes Entgeltsystem praktizieren, entsprechend anzupassen. Wahrend dies in Hamburg durch
eine vergleichsweise einfache Veranderung der Rahmenvereinbarung erfolgen kdnnte, waren die damit
verbundenen finanziellen Lasten in Berlin zunachst einmal von den Stadtbezirken zu kompensieren.
Diese wiirden dann nicht zusatzlich belastet, wenn sich die Zuweisungsbetrage (Schliisselzuweisungen)
des Landes entsprechend erhohten. Ohne eine Erhdhung der Zuweisungsbetrage des Landes an die
Bezirke miissten diese entweder auf eine Anpassung der Leistungsentgelte an die Kindertageseinrich-

tungen verzichten oder andere Leistungen kiirzen.

In Bayern, wo sich das Land mit 50 % an den Pauschalbetragen beteiligt, und gleichzeitig 12,5 %

der Umsatzsteuermehreinnahmen automatisch an die Kommunen weitergereicht wiirden, ware der

120 pje Kommunen sind mit 2 % am Umsatzsteueraufkommen beteiligt. Eine Erhdhung des Landeranteils hat auf dieser
Ebene keine unmittelbaren Auswirkungen auf den kommunalen Anteil an der Umsatzsteuer.
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Landesanteil an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung insgesamt um 4,5 Prozentpunkte zu erho-

hen.121 D.h. der Anteil an den Pauschalbetragen miisste von derzeit 50 % auf 54,5 % ansteigen.

In Brandenburg kénnte sich die vom Land gezahlte Pauschale von 800 Euro auf etwa 900 Euro'22
erhohen und die Kommunen dadurch in die Lage versetzt werden, die Erhdhungen zu finanzieren. In
anderen Landern, wie Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt etc., in denen es nutzungsorientierte pau-
schale Zahlungen vom Land an die Gemeinden und/oder értlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe

gibt, konnten die entsprechenden Pauschalbetrage entsprechend angepasst werden.

Komplizierter sind die notwendigen Anpassungsmechanismen in Landern, in denen das Land und
die Gemeinden jeweils bestimmte Anteile an den Personal- und/oder Betriebskosten tragen, wie dies
z.B. im Saarland und in Rheinland-Pfalz der Fall ist. Das Land tragt nach den uns vorliegenden Informa-
tionen im Saarland derzeit 29 % und die Kreise 36 % der Personalkosten, die Gemeinden finanzieren
60 % der Sachkosten (die pauschal mit 15 % der Personalkosten angesetzt werden konnen); 10 % der
Personalkosten werden von den Tragern und bis zu 25 % der Personalkosten iiber Elternbeitrage finan-
ziert. Wiirden also die Personalkosten hypothetisch um 1 Mio. Euro ansteigen, waren 100.000 Euro von
den Tragern, 250.000 Euro von den Eltern, 290.000 Euro vom Land und 360.000 Euro von den Kreisen
zu tragen. Da bei den Sachkosten ,automatisch” 15 % der Personalkosten als angemessen angesetzt
werden konnen, wiirde auf einer zweiten Ebene indirekt auch ein Zusatzbetrag von 150.000 Euro durch
die Gemeinden zu finanzieren sein, sofern diese pauschale Angemessenheitsgrenze nicht modifiziert

wirde.

Alternativ ware der vom Land zu finanzierende Anteil der Personalkosten etwas zu erhéhen, der
Anteil des Kreises geringfligig zu reduzieren, der Tragereigenanteil neu festzusetzen und die Bemes-
sungsgrundlage der Elternbeitrdge zu verandern. Erganzend ware auch die Angemessenheitsregelung

hinsichtlich der Sachkosten zu modifizieren.

In Rheinland-Pfalz tragt das Land zwischen 27,5 % und 45 % der Ist-Personal-Kosten; welchen
Anteil die Kommunen tragen, ist uns nicht bekannt (siehe ausfiihrlich Kapitel 2.2.1.1). Demnach wiirden
sich die Ausgaben des Landes — ausgehend von einer hypothetischen Steigerung der Personalausgaben
um 1 Mio. Euro —um 275.000 bis 450.000 Euro erhéhen, ein weiterer Anteil ware durch die Kommunen
zu tragen. Diese Ubersicht, die einige der wesentlichen Regelungsformen beriicksichtigt, zeigt, dass in
den Landern u.U. erhebliche Anpassungen vorgenommen werden miissen, die — in Abhangigkeit von

der jeweiligen Regelungsform — unterschiedlich kompliziert und komplex sein konnen. Letzteres gilt

121 Es kann hier wie im Folgenden zu Rundungsdifferenzen gegeniiber den Daten in der Tabelle 19 kommen.

122 Hierbei handelt es sich um eine liberschldgige Rechnung zu Illustrationszwecken. Der tatsachliche Betrag kann abwei-
chen, sofern die Mehreinnahmen des Landes von dem hier ermittelten Betrag abweichen.
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u.E. insbesondere in den Fallen, in denen die Kosten der Trager anteilig und komplementar durch Land

und Kommunen finanziert werden.

Unterbleiben die exemplarisch skizzierten Anpassungsschritte, dann fiihren die hoheren Kosten
zwar zu héheren Kinderbetreuungsausgaben der Lander — und erganzend auch in geringerem Umfang
bei den Kommunen, die jedoch mdglicherweise durch die héheren Umsatzsteuereinnahmen (iiber-)
kompensiert werden. Auch die Gemeinden haben grundsatzlich héhere Ausgaben zu finanzieren, die
sich aus ihrem Anteil an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung insgesamt ergeben, was, wie dar-
gestellt, in vielen Landern prinzipiell auch fiir Eltern und Trager gilt, ohne dass diesen héhere Einnah-

men gegeniiberstehen.

Eine Veranderung der Lastenverteilung zwischen Land und Kommunen kann, strenggenommen, nur
dann vermieden werden, wenn sich der kommunale Finanzierungsanteil um den gleichen Betrag erho-
hen wiirde, wie sich das Finanzierungsvolumen des Landes aufgrund der hoheren Umsatzsteuereinnah-
men erhoht, ggf. abzliglich der automatisch iiber den KFA an die Kommunen verteilten Mehreinnahmen
aus der Umsatzsteuer. Allerdings ist selbst diese automatische Weiterleitung nicht ausreichend, um den
erforderlichen Anstieg der Ausgaben ansatzweise zu kompensieren. Es ist daher in fast allen Landern
notwendig, die Finanzkraft der Kommunen in einem vergleichbaren Umfang zu verbessern, wie die
Landesausgaben erhoht wurden. Dies ist, strenggenommen, nur méglich, wenn die Lander die Finanz-
kraft der Kommunen pauschal durch Globalzuweisungen verbessern, da andernfalls die zusatzlichen
Landesmittel weiterhin dem Land zugerechnet wiirden. Dies ist, wie auch die nachfolgenden Ausfiih-
rungen zeigen werden, unabhangig davon, in welcher konkreten Form die Bundesfinanzierung an die
Lander verteilt wird.

Dariiber hinaus ist auf einer zweiten Ebene zu beachten, dass in einigen Landergesetzen bestimmte
Finanzierungsanteile des Landes in Bezug auf bestimmte Kinderbetreuungsausgaben, z.B. die Perso-
nalausgaben, festgeschrieben sind. Diese Regelung flihrt grundsatzlich dazu, dass das Land nur in die-
sem Umfang an den Personal- oder Betriebskosten der Trager beteiligt ist, woraus im Umkehrschluss
folgt, dass der zwar relativ gleich gebliebene, aber absolut gestiegene Anteil der Personal- oder Be-
triebskosten aus anderen Quellen finanziert werden muss. Soweit der kommunale Finanzierungsanteil
.nur” dazu dient, eine Fehlbedarfsfinanzierung — ggf. der als angemessen identifizierten Kosten — zu
gewdhrleisten, erzwingt dies fast automatisch hohere Trageranteile und Elternbeitrage. Selbst wenn
dieses nicht der Fall ist, folgt daraus, dass sich die Gemeinden mit eigenen Mitteln an den zusatzlichen
Kosten beteiligen miissen. Dies wiirde einen erheblichen indirekten Druck auf die Kommunalhaushalte

bedeuten, sofern die Landesgesetze nicht entsprechend angepasst werden.

Mit anderen Worten: Ein ,einfaches Durchreichen” der zusatzlichen Umsatzsteuereinnahmen an

die Gemeinden ist nur in den Landern ohne weiteres moglich, in denen eine pauschale bzw. globale
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Landeszuweisung Bestandteil der Kommunalfinanzierung ist. In allen anderen Fallen miissen die Finan-
zierungsregelungen, die sich auf den friihkindlichen Bereich beziehen, gesondert reformiert werden,
und sei es lediglich im Hinblick auf die z.B. je Kind oder belegten Platz zugewiesenen Betrage. Dies gilt
u.E. auch fiir Thiiringen und Baden-Wiirttemberg, die als einzige Lander derzeit die Finanzierung der
Kindertagesbetreuung explizit in den Kommunalen Finanzausgleich integriert haben (siehe Kapitel 2.2),
da sich die Verteilung konkret nach Anzahl der Kinder bzw. der Hohe der Personalkosten richtet. Noch
umfanglicher diirften die Anforderungen an die Modifikation der Regelungen werden, wenn ein Finan-

zierungsanteil des Landes an bestimmten Kostenarten festgeschrieben ist.

Ermittelt man umgekehrt den zusatzlichen Finanzbedarf der Kommunen, der notwendig ware,
Lnur” um die zusatzlichen umsatzsteuerbedingten Mehreinnahmen bzw. die damit verbundenen Mehr-
ausgaben des Landes zu kompensieren, dann miissten diese ihre Kinderbetreuungsausgaben um min-
destens 10 % und in der Spitze um etwas Uber 20 % erhéhen. Es ist davon auszugehen, dass dies
zumindest einen Teil der Kommunen massiv iiberfordern wird, Dies gilt umso mehr, als sie derzeit auch
anderweitig erheblichen Finanzierungsbedarf, z.B. zur Bewaltigung der hohen Zuwanderung von

Fliichtlingen, haben.

5.3.2.1.2  Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwéchen einer Erhéhung des Umsatzsteueranteils
der Lander

Ein wesentlicher Vorteil einer Regelung (iber eine modifizierte Umsatzsteuerverteilung zwischen
Bund und Landern ist, dass es sich um ein etabliertes Verfahren handelt, das in der Vergangenheit
bereits wiederholt genutzt wurde. Dies gilt auch mit Blick auf die Finanzierung der Kindertagesbetreu-
ung, wo die durch den U3-Ausbau gestiegenen Betriebskosten von Landern und Kommunen durch eine

Erhéhung des Landeranteils zumindest teilweise kompensiert wurden (siehe hierzu Kapitel 5.2.2.2).

Auch vor dem Hintergrund des grundsatzlich geltenden Konnexitatsprinzips, wonach die Lander fiir
eine Qualitatsverbesserung im friihkindlichen Bereich aufzukommen hatten, ware eine Modifikation
der Umsatzsteuerverteilung ein verfassungskonformes und angemessenes Verfahren, da es die Lander
in die Lage versetzen wiirde, diesen Verpflichtungen materiell nachzukommen. Es ware zudem, anders

als nur temporar zulassige Finanzhilfen, ein Ansatz fiir eine dauerhaft verbesserte Finanzausstattung.

Die Betrachtungen in vorangegangenen Abschnitt haben allerdings gezeigt, dass dieses auf den
ersten Blick administrativ einfache Verfahren zu erheblichen Unterschieden in der Hohe der Finanzzu-
weisungen im Hinblick auf wesentliche Ausstattungskennziffern des Kinderbetreuungssystems sowohl
zwischen den Landern als auch zwischen Landern und Kommunen fiihrt, sofern keine erganzenden und
die Ergebnisse dieses Verfahrens korrigierenden MaBnahmen in den einzelnen Landern ergriffen wer-
den. Es gibt daher einen gewissen trade-off zwischen den administrativen Vorziigen im Verhaltnis Bund

und Landern und einer Erhéhung der Komplexitat sowie der administrativen Folgeanforderungen in den
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Landern einerseits und unintendierten Folgewirkungen auf die Finanzlastverteilung bzw. die Finanzie-
rungsfahigkeit andererseits. Finden auf Landerebene keine Anpassungen der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen des Finanzierungssystems statt, dann sind die Lander selbst die Gewinner einer modifizier-

ten Umsatzsteuerverteilung.

Die Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen erfordert in den Landern zusatzlichen admi-
nistrativen Aufwand. Mit anderen Worten: die Veranderung der Umsatzsteueranteile zugunsten der
Lander ist entweder einfach und mit erheblichen Verwerfungen verbunden, oder der Administrations-
aufwand in den Landern erhoht sich deutlich. Entsprechende Veranderungen sind in allen 13 Flachen-
landern und in zwei der drei Stadtstaaten notwendig. Diese Feststellung gilt fiir alle Verfahren, die eine
reine Bund-Lander-Finanzbeziehung vorsehen, d.h. auch fiir die beiden nachfolgend betrachteten An-

satze Stiftung und Kita-Fonds.

Die iiber die beschriebenen Effekte auf die Finanzlastverteilung von Landern und Kommunen hin-
ausgehenden Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwéchen einer Umsatzsteuerneuverteilung wer-

den in der nachfolgenden tabellarischen Ubersicht herausgearbeitet.
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Vorteile:

Einfaches und erprobtes Verfahren zwischen Bund und Landern
Keine verfassungsrechtlichen Hiirden

Zustimmung der Lander wahrscheinlich

Landesspezifische Legitimation durch Haushaltsbeschluss des Landesparla-
ments

Mittel kénnen flexibel entsprechend Landerschwerpunkten bzw. Bedarfen
eingesetzt werden

Marginale Kosten fiir die Umsetzung im Verhaltnis zwischen Bund und Lan-
dern
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Nachteile:

Hohe der zusatzlichen Landereinnahmen nicht exakt abschatzbar bzw. un-
mittelbar der Kinderbetreuung zuordenbar

Keine Zweckbindung, da die Mittel in den allgemeinen Haushalt flieBen

Aus Sicht des Bundes: keine Verwendungskontrolle méglich bzw. Zweck-
bindung garantiert

Aus Sicht der Kommunen: Ohne erganzende MaBnahmen miissen sie zu-
satzliche Ausgaben tragen und werden u.U. finanziell iiberfordert, da sie
einen vergleichbaren Anteil in das Finanzierungssystem einbringen miissen,
ohne dass sie entsprechend zusatzliche Mittel erhalten

Aus Sicht der zustandigen Landerministerien: Verhandlungen mit Finanzmi-
nister iiber Zuweisung zum friihkindlichen Bereich notwendig, kein Auto-
matismus

Engagement in der Kinderbetreuung kann von Einwohnerzahl abweichen.
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5.3.2.1.3  Die Kosten der Erh6hung des Umsatzsteueranteils der Lander

Die Kosten der Umsetzung sind bei einer Veranderung der Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund
und Landern im Hinblick auf die unmittelbare Realisierung marginal, da es sich um ein bestehendes
Verfahren handelt, bei dem — nach Aushandlung der konkreten Verteilungsanteile — lediglich ein ande-
rer Verteilungsschliissel zugrunde zu legen ist. Auch die Administration der Kinder- und Jugendhilfe in
den Landern wird i.d.R. nur in geringem Umfang mit zusatzlichen Aufgaben betraut, z.B. wenn ein
Sonderprogramm zur Qualitatsverbesserung aufgelegt wiirde, das ein zusatzliches Antrags- und Bewil-
ligungsverfahren erfordert.

Ein etwas groBerer administrativer Aufwand wiirde jedoch in den Landern insofern entstehen, als
die Regelungen zum Landesanteil an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung modifiziert werden
miss(t)en. Dies bezieht sich insbesondere auf Veranderungen, die den politischen Prozess betreffen,
und weniger auf den administrativen Umsetzungsaufwand.

5.3.2.1.4 Zusammenfassung und Einschatzung zur Modifikation der Umsatzsteuerverteilung

Eine zwischen Bund und Landern veranderte Verteilung der Umsatzsteuereinnahmen ware ein er-
probtes und administrativ recht einfach umzusetzendes Verfahren, das eine dauerhafte Umverteilung
zugunsten der Lander im Hinblick auf eine bessere Finanzausstattung zur Verbesserung der Qualitat
der Kindertagesbetreuung erméglicht. Es findet zudem voraussichtlich die uneingeschrankte Unterstiit-
zung der Lander und erméglicht eine flexible Umsetzung in den Landern im Hinblick auf die konkrete
Festlegung, in welchen Bereichen die Qualitat der Kinderbetreuung verbessert werden soll. Da auch der
Aufwand fiir die Umsetzung vergleichsweise gering wére, wére es aus diesen Uberlegungen heraus ein
besonders geeignetes Verfahren.

Allerdings fiihrt es zu erheblichen Unterschieden in der zusatzlichen finanziellen Ausstattung der
Lander, wobei nicht sichergestellt werden kann, dass die zusatzlichen Mittel auch tatsachlich zur Ver-
besserung der Finanzausstattung des Kinderbetreuungssystems und somit zur angestrebten Qualitats-
verbesserung verwendet werden. Des Weiteren fiihrt es zu einer erheblichen Umverteilung zugunsten
des Finanzierungsanteils der Lander, der entweder durch eine entsprechende Aufstockung der Kommu-
nalfinanzen aufgefangen werden muss oder aber mit einer rechtlich verankerten Veranderung der Ver-
teilung der Finanzierungslast zwischen Land und Kommunen einhergehen muss. Es sind somit weitere
Anpassungserfordernisse in den Landern zu beriicksichtigen. Sollten die Kommunen einen vergleichbar
hohen Ausgabenanstieg einbringen miissen, so konnte dies — ohne weitergehende MaBnahmen zur

grundlegenden Verbesserung der Finanzausstattung der Kommunen — zu einer finanziellen Uberforde-
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rung vieler Kommunen fiihren. Dies gilt insbesondere, wenn die aktuellen finanziellen Lasten, z.B. auf-
grund der hohen Fliichtlingszuwanderung, weiterhin in groBem Umfang durch die Kommunen getragen

werden missen.

Zu guter Letzt ist eine Zweckbindung der zusatzlichen Landesmittel zugunsten der Qualitatsverbes-
serung im friihkindlichen Bereich bereits aus formalen Griinden nicht méglich, da die Verwendung der
Umsatzsteuereinnahmen dem Haushaltsrecht der Landesparlamente und somit der politischen Be-

schlussfassung obliegt.

Den positiven Effekten im Hinblick auf die administrative Effizienz stehen somit einige Bedenken im
Hinblick auf die konkreten Verteilungswirkungen zwischen den Landern und zwischen den Landern und
den Kommunen sowie die unzureichende Zweckbindung zugunsten der intendierten Qualitatsverbes-

serung im friihkindlichen Bereich gegentiber.

Gleichwohl ist eine andere Losung als die Umsatzsteuerverteilung prinzipiell nur dann vorzuziehen,
wenn sie eine Verteilung der Bundesmittel an die Lander ermdglicht, die sich starker an den Kinderbe-
treuungsausgaben bzw. kinderbetreuungsbezogenen Indikatoren orientiert, als die Umsatzsteuerver-
teilung und eine Zweckbindung der Mittel gewahrleistet ist. Die folgenden Abschnitte werden daher
inshbesondere auf diese beiden Aspekte abheben.

5.3.2.2  Stiftung zur Sicherung der Qualitat in der Kindertagesbetreuung

Im Vergleich zum vorher diskutierten Ansatz stellen sich insbesondere die Fragen, ob eine Stiftung
einerseits die Zweckbindung sicherstellen und andererseits eine Verteilung der Finanzmittel zwischen
den Landern erméglichen kann, die sich starker an den Kinderbetreuungsausgaben bzw. kinderbetreu-
ungsbezogenen Indikatoren orientiert als die Umsatzsteuerverteilung. Insbesondere die Frage der
Zweckbindung ist unter rechtlichen Gesichtspunkten zu priifen und zu beantworten. Insofern beziehen
sich die nachfolgenden Ausfiihrungen darauf, welche 6konomisch relevanten Aspekte bei der eventu-

ellen Einrichtung einer Stiftung zu beachten waren.

5.3.2.2.1 Ansatz und Umsetzungsmaglichkeiten

Im Kontext des Qualitatsprozesses konnte eine , Stiftung zur Verbesserung der Qualitat der Kinder-
betreuung” eingerichtet werden, deren Stiftungszweck zum einen darin bestehen miisste, eine hohere
Qualitat der Kindertagesbetreuung zu ermdglichen, und zum anderen eine Zweckbindung der Finanz-
mittel des Bundes zu gewahrleisten. Nach Wieland (2015, 2016) konnte diese Stiftung einmal mit einem
Stiftungsvermdgen ausgestattet werden, aus deren Ertragen die Forderleistungen zugunsten der Qua-

litatssicherung bzw. -verbesserung finanziert werden. Geht man hypothetisch z.B. von einer Milliarde
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Euro aus, die jahrlich als (indirekte) Bundesmittel zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung bereitge-
stellt werden sollen, dann miisste sich das Stiftungsvermdgen bei einem unterstellten Zinssatz von 2 %
(5 %) auf 50 (20) Mrd. Euro belaufen.

Alternativ ware es auch mdglich, der Stiftung lediglich ein nominelles Stiftungsvermégen zuzuwei-
sen und die laufenden Ausgaben durch jahrliche Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt zu finanzieren.
Nach Auffassung von Wieland (2015, 2016) lasst das Grundgesetz beide Losungen zu.

Im Folgenden wird insbesondere die Frage untersucht, ob dadurch eine andere Verteilung der Mittel

auf die Lander ermdglicht werden kann als durch die modifizierte Umsatzsteuerverteilung.

5.3.2.2.2  Exkurs: Diskussion moglicher BeteiligungsmaBe einer Bundesfinanzierung

Im Kontext der Analyse der Effekte einer veranderten Umsatzsteuerverteilung hat sich herausge-
stellt, dass die damit verbundene Mittelverteilung zwischen den Landern nicht unbedingt mit kinder-
betreuungsspezifischen Indikatoren einhergeht; insofern stellt sich die Frage, ob andere Verteilungs-
schliissel eine starkere, an den Kinderbetreuungsausgaben orientierte Verteilung der Mittel auf die Lan-
der ermdglichen. Die folgenden Abschnitte in diesem Kapitel konzentrieren sich daher auf die Identifi-
kation und Analyse unterschiedlicher Mittelverteilungsmechanismen fiir die angedachte Bundesfinan-
zierung im friihkindlichen Bereich.

Grundlegend konnen Ansétze entweder auf Basis absoluter Werte, wie z.B. der Zahl der Kinder in
einem bestimmten Alter, oder aber anhand relativer GréBen, wie etwa ,der Bundesanteil entspricht
5 % an den Kinderbetreuungsausgaben”, verteilt werden. Fir die Analyse bzw. Einschatzung der Ef-
fekte sind Bewertungskriterien heranzuziehen, die transparent gemacht werden miissen. Da mit der
Mittelverteilung einerseits die Mdglichkeit einhergeht, Qualitatsverbesserungen im Kinderbetreuungs-
system vorzunehmen, und diese Mittel andererseits auf bestehenden Strukturen und Ausgangsbedin-
gungen aufsetzen, erscheint es angemessen, darauf zu achten, dass die Lander prinzipiell das gleiche
Qualitatsverbesserungspotenzial haben sollen. Des Weiteren sollten diese zusatzlichen Bundesmittel
weder ein Uberdurchschnittlich hohes, bisheriges Engagement , bestrafen” noch ,belohnen” noch —
umgekehrt — ein , unterdurchschnittliches” Engagement ,bestrafen”. Darliber hinaus sollten konkrete
Anreize bestehen, die Rahmenbedingungen fiir eine (noch) hochwertigere Kindertagesbetreuung zu
schaffen. Die Lander sollen motiviert werden, sich aktiv hinsichtlich einer (weiteren) Verbesserung der
Qualitat der Kindertagesbetreuung zu engagieren.

Die folgenden Abschnitte beginnen mit einem kurzen Uberblick iiber bereits praktizierte Verteilungs-
schliissel zwischen Bund und Landern, in Erganzung zur bereits dargestellten Umsatzsteuerverteilung.
AnschlieBend werden sowohl kinderzahlbezogene als auch prozentuale Mittelverteilungsansatze naher
betrachtet.
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5.3.2.2.2.1 Regelungen zur Mittelverteilung zwischen Bund und Landern in anderen Politikfeldern

Ein allgemein akzeptierter Verteilungsschliissel ist der sog. Konigsteiner Schlissel, der jedes Jahr
von der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz festgelegt wird, und sich zu zwei Drittel nach dem Steu-
eraufkommen eines Landes und zu einem Drittel nach der Bevolkerungszahl richtet. Im Jahr 2015 hatte

der Konigsteiner Schliissel das in Tabelle 20 wiedergegebene Aussehen:

. Umsatzsteuer-
Konigsteiner . .
. verteilung nach ~ Differenz
Schliissel .
Einwohnerzahl
Baden-Wiirttemberg 12,86% 13,20% -0,34%
Bayern 15,52% 15,60% -0,08%
Berlin 5,05% 4,30% 0,75%
Brandenburg 3,06% 3,00% 0,06%
Bremen 0,96% 0,80% 0,16%
Hamburg 2,53% 2,20% 0,33%
Hessen 7,36% 7,50% -0,14%
Mecklenburg-Vorpommern 2,03% 2,00% 0,03%
Niedersachsen 9,32% 9,60% -0,28%
Nordrhein-Westfalen 21,21% 21,70% -0,49%
Rheinland-Pfalz 4,84% 4,90% -0,06%
Saarland 1,22% 1,20% 0,02%
Sachsen 5,08% 5,00% 0,08%
Sachsen-Anhalt 2,83% 2,80% 0,03%
Schleswig-Holstein 3,40% 3,50% -0,10%
Thiringen 2,72% 2,70% 0,02%
Insgesamt 100,00% 100,00% 0,00%

Tabelle 20: VerteilungsmaBe nach dem Kdnigsteiner Schliissel

Auch nach dem Konigsteiner Schliissel erhielten die ,,groBen Lander” hohere und die kleineren Lan-
der entsprechend geringere Anteile. Allerdings kommt es in beiden Fallen zu einer leicht modifizierten
Verteilung gegentiiber einer Umsatzsteuerverteilung, die fast ausschlieBlich nach der Einwohnerzahl
verteilt wird, wenn auch die Unterschiede meist vergleichsweise begrenzt sind. Gerade die groBen Lan-
der (Nordrhein-Westfalen und Baden-Wiirttemberg) erhalten etwas weniger, als ihnen nach dem Um-
satzsteuerschliissel zustehen wiirde, umgekehrt erhalten die Stadtstaaten wie insbesondere auch die

ostdeutschen Lander etwas mehr.

Legte man den Verteilungsschliissel des Forderprogramms ,Soziale Stadt” des Bundesverkehrsmi-
nisteriums zugrunde, dann ergaben sich zum Teil groBere Verschiebungen, die damit zu tun haben,
dass der Verteilungsschliissel neben der Grundkomponente , Bevélkerungsanteil” auf den beiden Kom-

ponenten Anteil der Arbeitslosen (22,5 %) sowie Anteil auslandischer Bevolkerung (7,5 %) basiert.

Diese Beispiele zeigen, dass es durchaus andere bzw. modifizierte Verteilungsschliissel als die Um-

satzsteuer gibt, wenngleich insbesondere die Einwohnerzahl in allen Schliisseln enthalten ist. Insofern
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ist es prinzipiell moglich, fiir die friinkindliche Bildung liber einen eigenen Verteilungsschliissel nachzu-

denken, der auf fir dieses Themenfeld relevante Kriterien rekurriert.

5.3.2.2.2.2 Kinderbetreuungsspezifische VerteilungsmaBe

Mit Blick auf eine Finanzierung der Kindertagesbetreuung, die die Qualitat der Kinderbetreuung
verbessern soll, 123 stellt sich die Frage, wie ein Verteilungsschliissel aussehen kénnte, der verschiedene
relevante Aspekte miteinander verbindet. Ein solcher Verteilungsschliissel erfordert eine Abwagung
unterschiedlicher Interessen und Aspekte und kann einerseits von einzelnen Themenstellungen ausge-
hen, oder anderseits tbergreifend angelegt sein, und den Landern und Kommunen Freiraum bei der
konkreten Ausgestaltung, ggf. im Benehmen mit dem Bund als Geldgeber, lassen. Je starker das Ver-
teilungsverfahren zwischen Bund und Landern auf die konkrete Forderung einzelner Verbesserungsbe-
reiche ausgerichtet ist, desto gréBer ist der damit verbundene Administrationsaufwand auf Bundes-
ebene. Konkret: Wiirde der Bund z.B. fiinf oder zehn Qualitatsbereiche priorisieren und fir jeden dieser
Bereiche einen Verteilungsschliissel anhand der , objektiven Notwendigkeiten” in den einzelnen Lan-
dern festlegen, aus denen sich ein Finanzierungs-Plafond ergabe, dann miisste die Verwendung in die-
sen Bereichen entsprechend beantragt und iberpriift werden.124

5.3.2.2.2.3 Pauschalbetrag je Kind (z.B. unter 6 Jahren)

Ein kinderbetreuungsspezifisches Pendant zur Verteilung der Bundesmittel anhand der Einwohner-
zahl ist die Verteilung der Mittel anhand der Zahl der Kinder in einem bestimmten Alter, z.B. der Kinder
im Alter von bis zu 6 oder 10 Jahren. In den folgenden Betrachtungen wird — beispielhaft — von einem
Bundeszuschuss von 500 Euro je Jahr und Kind im Alter von null bis sechs Jahren ausgegangen. Die
Hohe der Betrage ist dabei hier lediglich exemplarisch gewahlt, orientiert sich jedoch an dem Finanz-
volumen einer Umverteilung von einem Prozent der Umsatzsteuer (2,1 Mrd. Euro). Im Fokus stehen die
relativen (Verteilungs-) Effekte auf verschiedene kinderbetreuungsbezogene Kennziffern. Ein hoherer

oder geringerer Betrag, also z.B. von 400 Euro anstelle von 500 Euro fiir jedes Kind im Alter von bis zu

123 Am Rande sei darauf hingewiesen, dass auch eine quantitative Verbesserung der Kinderbetreuungsquote eine qualita-
tive Komponente enthalt, wenn dadurch Kinder, die ansonsten keine Chance auf einen Betreuungsplatz hatten, einen
Platz erhalten konnen. Dies gilt umso mehr, wenn es sich um Kinder aus benachteiligten bzw. bildungsfernen Familien
handelt. So zeigen die Ergebnisse in Kapitel 4, dass ein mindestens zweijahriger Besuch einer Kindertageseinrichtung
das Sprachniveau deutlich anhebt und somit den Anteil an Kindern, die beim Ubergang in die Grundschule unzu-
reichende Sprachkompetenzen haben, erheblich verringert. Sprachkompetenzen sind nicht nur eine wesentliche Grund-
voraussetzung, um dem Unterrichtsverlauf (besser) folgen zu kénnen, sondern beeinflussen spater z.B. auch die Uber-
gangschancen in eine Berufsausbildung (Dohmen 2014a).

124 \wiirde es einen allgemeinen, tibergreifenden Verteilungsschliissel geben, dann wiirde sich der Aushandlungsaufwand
zwar auf die Lander verlagern, aber mdglicherweise nicht deutlich geringer werden. Entweder miissten die Léander mit
den Kommunen die Verteilung der jeweiligen Mittel aushandeln und/oder die Kommunen bzw. ortlichen Trager der 6f-
fentlichen Jugendhilfe mit den Tragern der Einrichtungen.
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sechs Jahren, verandert zwar die exakte GroBenordnung, nicht aber die grundlegenden Verteilungsef-

fekte zwischen den Landern.

Die nachfolgende Tabelle 21 zeigt die Wirkungen, die ein solches Modell haben wiirde und setzt
diese in Beziehung zur aktuellen Ausgabenverteilung (Spalte 1) sowie zu den aktuellen Kinderbetreu-
ungsausgaben im Land (Spalte 5). Bei einem Betrag von 500 Euro je Kind beliefen sich die Gesamtaus-

gaben auf 2,44 Mrd. Euro, was etwas mehr als einem Prozentpunkt der Umsatzsteuer entspricht.

Auf Basis der Zahl der bis zu sechsjahrigen Kinder wiirde Baden-Wiirttemberg insgesamt 330 Mio.
Euro (Spalte 2) erhalten, was einem Anteil von 13,5 % (Spalte 3) der bundesweit verteilten Mittel ent-
sprechen wiirde. Im Vergleich zum derzeitigen Anteil Baden-Wirttembergs von 13,0 % an den bundes-
weiten Kinderbetreuungsausgaben waren dies 0,6 Prozentpunkte mehr (Spalte 4). Dieser Betrag ent-
spricht zugleich 9,2 % der bisherigen Kinderbetreuungsausgaben in Baden-Wiirttemberg (Spalte 5),
bezogen auf alle Finanziers. Wiirde man nur die 6ffentlichen Ausgaben des Landes sowie der Kommu-
nen in Baden-Wirttemberg zugrunde legen, ware der Anteil mit 12,1 % um fast drei Prozentpunkte
hoher (Spalte 6). Im Verhaltnis zu den Ausgaben des Landes entsprache dieser Betrag einem Anteil von
28 % (siehe Spalte 12). Baden-Wirttemberg wiirde damit im Vergleich zu seinem aktuellen Ausgaben-
anteil leicht (iberproportionale Bundesmittel erhalten. Die Differenz wird umso gréBer, je enger das
Ausgabenkonzept (Ausgaben insgesamt, offentliche Ausgaben, Ausgaben des Landes) gefasst wird
(siehe Spalten 4, 8 und 12).

Betrachtet man z.B. Nordrhein-Westfalen im Vergleich zu Baden-Wirttemberg, dann zeigen sich die
Implikationen unterschiedlicher Abgrenzungen hinsichtlich der zugrunde liegenden Ausgabenkennzif-
fer. Ausgehend von den bisherigen Gesamtausgaben im Land ist der Anstieg in Nordrhein-Westfalen
mit 9,2% identisch mit dem in Baden-Wiirttemberg (siehe jeweils Spalte 5). Wiirde man hingegen die
offentlichen Ausgaben heranziehen, dann betriige der Anteil der zusatzlichen Mittel in Nordrhein-West-
falen 11,4% der bisherigen offentlichen Mittel, gegeniiber 12,1% in Baden-Wiirttemberg (siehe Spalte
9). Wiirde man die Ausgaben des Landes als Kennziffer wahlen (siehe Spalte 12), dann waren es 22,7%
versus 27,8%. Niedersachsen wiirde 9,4% der Bundesmittel erhalten, gegeniiber einem Anteil von
8,5 % an den aktuellen, bundesweiten Gesamtausgaben. D.h. es wiirde 0,9 Prozentpunkte mehr erhal-
ten als seinem derzeitigen Ausgabenanteil entsprache. Die Gesamtausgaben konnten um 9,8% erhéht
werden; dies ware der groBte Anstieg aller Lander. Im Verhaltnis zum bisherigen Anteil Niedersachsens
an den offentlichen Ausgaben aller Lander zeigt sich eine Differenz von 1,3 Prozentpunkten und ge-
geniiber der Verteilung der Ausgaben der Lander ein Anstieg um 4,1 Prozentpunkte. Auch bei diesen
beiden Kennziffern wiirde Niedersachsen den groBten Zuwachs erzielen. Im Verhéltnis zu seinem aktu-
ellen Gesamtausgabenniveau ware dies ein Anstieg von fast 10 % und von 13 % gegeniiber den 6f-
fentlichen Ausgaben von Land und Kommunen; bezogen auf die Landesausgaben waren es mehr als
40 %.
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. S Unterschied zur . S Unterschied zur
(Bisherige) Auf das . Unte?rsch!ed ar Anteil an . (B|sher|ge) bisherigen "Antel.l an (Blsherlge) Verteilung der Anteil an
. Verteilung der bisherigen . Anteil an 6ff. Verteilung der . offentlichen | Verteilung der | ~ .
Verteilung der | Land ... . Kinderbetreu- ) e Verteilung der | . . Kinderbetreu- | Kinderbetreu-
Land | . . Ausgaben auf | Verteilung der Kinderbetreu- o6ffentlichen N . Kinderbetreuungs{ Kinderbetreu-
Kinderbetreuungs{ entfallen in L . ungsausgaben . offentlichen . ungsausgaben | ungsausgaben
. die Lander Kinderbetreu- . ungsausgaben | Kinderbetreuungs-|, . ausgaben im | ungsausgaben )
ausgaben insg. | 1.000 Euro insg. Kinderbetreuungs - des Landes in | des Landes
ungsausgaben ausgaben Land der Lander N
ausgaben den Landern
(1) ) €) (&) (5) (6) 7 (8) 9 (10) (11) (12)
BW 13,0%)] 330.211 13,5%] 0,56% 9,2%] 12,1%] 12,6%)] 0,91% 12,1%] 11,4% 2,08% 27,8%
BY 14,7%| 385.646 15,8%] 1,06%] 9,5%] 11,6%] 15,3%| 0,49% 11,6%] 16,7% -0,87% 22,3%
BE 5,0% 117.524 4,8%| -0,16%) 8,6%) 10,1%] 5,4% -0,57% 10,1%)] 11,2% -6,41% 10,1%
BB 3,6%] 70.612 2,9%| -0,73% 7.1% 9,0%] 3,6% -0,75% 9,0%)] 2,5% 0,36% 26,9%
HB 0,8% 19.507, 0,8% 0,05% 9,4% 10,7% 0,8% -0,04% 10,7%, 1,7% -0,95% 10,7%
HH 2,4%| 58.242 2,4%| -0,05% 8,7%| 9,5%| 2,8% -0,45% 9,5% 5,9% -3,53% 9,5%
HE 7,8% 187.107 7,7% 0,17% 8,7% 11,4%, 7,5% 0,12% 11,4% 4,1% 3,52% 43,4%
MV 1,9% 46.129 1,9% -0,01% 8,8%] 12,3%] 1,7% 0,17% 12,3% 1,8% 0,13% 25,2%
NI 8,5%| 229.757 9,4%| 0,91% 9,8%| 13,1%| 8,1% 1,34%| 13,1% 5.3% 4,14% 41,9%
NW 20,8% 527.476 21,6% 0,82% 9,2%| 11,4%] 21,3% 0,28% 11,4% 22,4% -0,75% 22,7%
RP 5,0% 115.961 4,8%| -0,28% 8,4% 9,9%| 5,4% -0,64% 9,9% 5,0% 0,27% 22,2%
SL 1,3% 25.049 1,0% -0,24% 7,2% 10,1%)] 1,1% -0,12% 10,1% 0,8% 0,22% 29,8%
SN 6,1% 123.377 5,1% -1,01% 7,4% 10,1%) 5.7% -0,61% 10,1% 4,8% 0,29% 24,9%
ST 2,9% 60.449 2,5% 0,41% 7,6% 9,7% 2,9% -0,41%) 9,7% 2,4% 0,05% 23,9%
SH 3,4% 81.400 3,3% -0,09% 8,6%| 12,7%| 3,0% 0,38% 12,7% 1,8% 1,55% 43,9%
TH 2,7% 61.778 2,5% -0,20% 8,2% 10,8% 2,6% -0,10% 10,8% 2,1% 0,45% 28,6%
DE 100,0%| 2.440.221 100,0% 0,1% 8,9%)] 11,3%| 100,0% 0,0%] 11,3% 100,0% 0,0% 23,5%

Quelle: Berechnungen des FiBS

Tabelle 21: Effekte einer pauschalen Bundesbeteiligung in Hohe von 500 Euro je Kind von 0 bis 6 Jahren
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Demgegentiber lagen Sachsen und Brandenburg, deren Anteil an den Bundesmitteln um 1,0 bzw.
0,7 Prozentpunkte unter dem Anteil der bisherigen Gesamtausgaben lage, auf der anderen Seite der
Verteilung. Dies gilt auch fiir die 6ffentlichen Ausgaben, nicht jedoch bezogen auf die Ausgaben des

Landes. Bezogen auf diese Kennziffer wiirden beide Lander leicht Giberproportionale Mittel erhalten.

Anhand von Sachsen-Anhalt und Thiiringen lasst sich dartiber hinaus zeigen, dass ein in der Gro-
Benordnung vergleichbarer Anteil an den zuséatzlich verteilten Bundesmitteln mit sichtbaren Unterschie-
den beim Ausgabenanteil im Verhaltnis zum derzeitigen Budget verbunden sein kann. Wahrend der
Betrag von knapp 60,5 Mio. Euro in Sachsen-Anhalt 7,6 % der Gesamt- und 9,7 % der 6ffentlichen
Ausgaben entspricht, sind es in Thiringen 8,2 bzw. 10,8 %. Thiiringen kénnte seine Landesausgaben

um 29 % erhohen, Sachsen-Anhalt um 24 %.

Unter dibergreifenden regionalen Gesichtspunkten wiirden alle ostdeutschen Flachenlander, sowie
auch einige wenige westdeutsche Lander (Hessen, Saarland) unterproportional und die groBen Lander
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Baden-Wiirttemberg, aber auch Bayern (iberproportional pro-
fitieren. Fiir eine Reihe von Landern wiirden die zusatzlichen Betrage im GroBen und Ganzen ihrem
Anteil an der derzeitigen Ausgabenverteilung im Bund entsprechen, z.B. Berlin, Bremen, Hamburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz.

Setzt man die (iber- und unterproportionalen Anteilswerte in Beziehung zum eigenen finanziellen
Engagement, dann erhalten tendenziell die Lander mit einem iiberdurchschnittlichen Anteil der Kinder-
betreuungsausgaben im Verhaltnis zum BIP etwas unterproportionale Mittel und Lander mit bisher
unterdurchschnittlichen Anteilswerten einen tiberdurchschnittlichen Anteil an den zusatzlich bereitge-
stellten Mitteln.

Diese Darstellung zeigt zugleich, dass selbst eine Kennzahl, die nah am Kinderbetreuungssystem ist
—und in vergleichbarer Form, z.B. in Brandenburg, praktiziert wird, wo das Land den Kommunen bzw.
dem ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe je Kind im Alter von bis zu zwo6lf Jahren einen Pau-
schalbetrag von etwa 800 Euro pro Jahr Giberweist — Verteilungseffekte haben kann, die nicht unmit-
telbar bzw. automatisch zu proportionalen Effekten im Hinblick auf die Finanzierung der Kindertages-

betreuung fiihren muss.

Die Darstellung in Tabelle 21 fokussiert erganzend die Effekte dieses Verteilungsansatzes anhand
der offentlichen Ausgaben bzw. ausschlieBlich der Landesausgaben. Es zeigt sich dabei, dass der Kreis
der Lander, die einen — im Vergleich zur bundesweiten Verteilung der 6ffentlichen Kinderbetreuungs-
ausgaben — Uberproportionalen Anteil an den zusatzlichen Mitteln erhalten wiirden, noch etwas klei-
ner, und der Abstand zur Basisverteilung noch etwas ausgepragter ist. Umgekehrt wird die Anzahl an
Landern, die unterproportionale Mittel vom Bund bekédmen, noch etwas grdBer. Die Spreizung der un-
terproportionalen Mittel wird gleichwohl etwas geringer.
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Setzt man die anhand der Zahl der unter siebenjahrigen Kinder verteilten Mittel ins Verhaltnis zur
bisherigen Verteilung der reinen Landesmittel, dann verringert sich zwar die Zahl der Lander, die un-
terdurchschnittliche Mittel erhalten, allerdings steigt deren Differenz zur derzeitigen Verteilung der Lan-
desausgaben zum Teil deutlich an. Auf der anderen Seite profitieren einige wenige Lander, Baden-
Wiirttemberg, Hessen und Niedersachsen, deutlich tiberproportional. Sie erhalten bis zu 4,1 Prozent-

punkte mehr im Vergleich zur derzeitigen Verteilung der Ausgaben der Lander.

5.3.2.2.2.4 Prozentualer Bundesanteil an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung

Ein zweiter Ansatz ist eine anteilige Finanzierung, z.B. im Verhaltnis zu den Kinderbetreuungsaus-
gaben der Lénder. So konnte der Bund sich beispielsweise grundsatzlich mit 5 % oder 10 % an der
Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligen, ggf. in Abhangigkeit von der Erfiillung bestimmter
Voraussetzungen. Auch hier werden verschiedene Optionen betrachtet. In Tabelle 22 betragt die ange-
nommene Erhéhung 7,5 % der Gesamtausgaben im jeweiligen Land, in Tabelle 23 10 % bezogen auf
die 6ffentlichen Ausgaben. In einem dritten Ansatz werden die Bundeszuschiisse nur auf die Landesan-
teile an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung bezogen (siehe Tabelle 24). Alle drei Ansatze haben
unterschiedliche Verteilungswirkungen, je nachdem, welche Vergleichskennziffer herangezogen wird.
Im Kern lassen sich die Effekte auf die Fragen reduzieren, (1) was als geeignete BasisgroBe angesehen
wird, die Landes-, die 6ffentlichen oder die Gesamtausgaben, und (2) wie insbesondere die divergie-
renden Verteilungswirkungen vor dem Hintergrund unterschiedlich hoher Elternbeitrage zu bewerten
sind. Werden auch diese einbezogen, dann profitieren insbesondere die Lander, die vergleichsweise
groBe Anteile (iber Beitrage finanzieren.

Im Einzelnen zeigt Tabelle 22 die Wirkungen einer 7,5 %igen Bundesbeteiligung im Verhaltnis zu
den Gesamtausgaben fiir den friihkindlichen Bereich in den Landern. Entsprechend zeigt die rechte
Spalte durchgangig den Wert 7,5 %. Der durchgangige Wert von 0,0 % in Spalte 4 verdeutlicht, dass
die Verteilung der Mittel auf dieser Grundlage (Spalte 3) der Ausgangsverteilung in Spalte 1 entspricht.
D.h. die Lander enthalten alle proportionale Mittel im Verhaltnis zu ihren derzeitigen 6ffentlichen und
privaten Kinderbetreuungsausgaben. Durch diese Herangehensweise wird vermieden, dass Lander im
Verhaltnis zu ihren 6ffentlichen und privaten Kinderbetreuungsausgaben bevorzugt oder benachteiligt

werden.

Gleichwohl zeigt die vorletzte Spalte, dass sich unterschiedliche Relationen im Verhaltnis zu den
offentlichen Kinderbetreuungsausgaben im Land ergeben; die auf dieser Basis an die Lander verteilten
Mittel schwanken zwischen 8,2 % in Hamburg und 11,0 % in Schleswig-Holstein. In der Tendenz er-
halten die ostdeutschen Landern etwas mehr Mittel im Verhaltnis zum 6ffentlichen Ausgangsbudget,

was dadurch bedingt ist, dass bei ihnen der Anteil der Elternbeitrage vergleichsweise hoch ist. Umge-
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kehrt erhalten Lander mit unterdurchschnittlichen Elternbeitragen auch unterdurchschnittliche Bundes-

mittel. Dieser Effekt in Abhdngigkeit vom Anteil der Elternbeitrage wirft die Frage auf, ob die BasisgréBe

»Gesamtausgaben fiir das Kinderbetreuungssystem” die geeignete GroBe darstellt.

(Blsherlge) 7,5% an Verteilung der Unters.chled zur Anteil an 6ff. Anteil an
Verteilung der | . Verteilung der |, . .
Land . Kinderbetreuungs{Ausgaben auf| . Kinderbetreuungs-|Kinderbetreuungs
Kinderbetreuungs e Kinderbetreuungs
ausgaben die Lander ausgaben ausgaben
ausgaben ausgaben
(1) () 3) &) (5 (6)
BW 13,0% 267.888 13,0% 0,0% 9,8% 7,5%
BY 14,7% 304.373 14,7% 0,0% 9.2% 7.5%
BE 5.0% 102.825 5.0% 0,0% 8,8% 7.5%
BB 3,6% 74.842 3,6% 0,0% 9,5% 7,5%
HB 0,8% 15.530 0,8% 0,0% 8,5% 7,5%
HH 2,4% 50.278 2,4% 0,0% 8,2% 7.5%
HE 7,8% 161.825 7,8% 0,0% 9,9% 7,5%
Mv 1,9% 39.279 1,9% 0,0% 10,5% 7,5%
NI 8,5% 175.606 8,5% 0,0% 10,0% 7.5%
NW 20,8% 429.477 20,8% 0,0% 9,3% 7,5%
RP 5,0% 104.019 5,0% 0,0% 8,9% 7,5%
SL 1,3% 26.118 1,3% 0,0% 10,5% 7.5%
SN 6,1% 125.177 6,1% 0,0% 10,2% 7,5%
ST 2,9% 59.634 2,9% 0,0% 9,5% 7,5%
SH 3,4% 70.653 3,4% 0,0% 11,0% 7.5%
TH 2,7% 56.443 2,7% 0,0% 9,9% 7,5%
DE 100,0% 2.063.967 100,0% 0,0% 9,5% 7,5%

Quelle: Berechnungen des FiBS

Tabelle 22: Effekte einer Bundesbeteiligung in Hohe von 7,5 % der Kinderbetreuungsausgaben insge-
samt

Tabelle 23 betrachtet daher ein modifiziertes Verteilungsverfahren auf der Grundlage eines 10 %i-
gen Anteils bezogen auf die offentlichen Mittel von Landern und Kommunen. Dementsprechend belau-
fen sich die Werte in Spalte 5 der vorstehenden Tabelle durchgangig auf 10 %. Spalte 4 zeigt, dass die
Verteilung der Mittel auf dieser Grundlage der Verteilung der 6ffentlichen Kinderbetreuungsausgaben
entspricht. Unterschiede ergeben sich hingegen im Vergleich zu den Gesamtausgaben im Land, ein-
schlieBlich der Elternbeitrage. Geht man davon aus, dass sich der Bund gleichmaBig im Verhaltnis zu
den offentlichen Ausgaben in den Landern an die Kinderbetreuungskosten beteiligen sollte, ware dies
ein geeigneterer Ansatz als eine Bundesbeteiligung gemessen an den Gesamtausgaben. Zu beachten
ist dabei jedoch, dass innerhalb der Lander zu regeln ist, wie und in welchem Umfang diese Mittel an
die Kommunen weitergegeben werden sollen, damit diese entsprechend an der Bundesbeteiligung par-

tizipieren konnen.

Fragen lieBe sich allerdings durchaus, ob sich der Bund im Verhaltnis zu den &ffentlichen Kinderbe-
treuungsausgaben von Landern und Kommunen oder im Verhaltnis zu den Ausgaben der Lander an

den Kinderbetreuungsausgaben beteiligen soll. Tabelle 24 stellt daher auch die Verteilungswirkungen
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einer 20 %igen Bundesbeteiligung, gemessen nur an den Ausgaben des Landes, dar. Von der GroB3en-

ordnung her ware dies fast gleichbedeutend mit einer Umverteilung von einem Umsatzsteuerpunkt.

(Bisherige) .
Verteilung der . 10% .der Verteilung der Unters.chled ZUT | Anteil an ff. Anteil an
N . éffentlichen Verteilung der |, . .
6ffentlichen . Ausgaben auf| . Kinderbetreuungs-|Kinderbetreuungs
Kinderbetreuungs Kinderbetreuungs die Lander Kinderbetreuungs ausgaben ausgaben
ausgaben ausgaben
ausgaben
(1) ) 3) &) (5) (6)
BW 12,6% 273.455 12,6% 0,0% 10,0% 7,7%
BY 15,3% 331.748 15,3% 0,0% 10,0% 8,2%
BE 5.4% 116.586 5.4% 0,0% 10,0% 8,5%
BB 3,6% 78.858 3,6% 0,0% 10,0% 7,9%
HB 0,8% 18.165 0,8% 0,0% 10,0% 8,8%
HH 2,8% 61.481 2,8% 0,0% 10,0% 9,2%
HE 7,5% 163.447 7,5% 0,0% 10,0% 7,6%
MV 1,7% 37.366 1,7% 0,0% 10,0% 7.1%
NI 8,1% 174.871 8,1% 0,0% 10,0% 7.5%
NW 21,3% 462.332 21,3% 0,0% 10,0% 8,1%
RP 5,4% 116.808 5,4% 0,0% 10,0% 8,4%
SL 1,1% 24.902 1,1% 0,0% 10,0% 7.2%
SN 5.7% 122.751 5.7% 0,0% 10,0% 7,4%
ST 2,9% 62.585 2,9% 0,0% 10,0% 7,9%
SH 3,0% 64.101 3,0% 0,0% 10,0% 6,8%
TH 2,6% 57.048 2,6% 0,0% 10,0% 7,6%
DE 100,0% 2.166.504 100,0% 0,0% 10,0% 7,9%

Quelle: Berechnungen des FiBS

Tabelle 23: Effekte einer Bundesbeteiligung in Hohe von 10 % der &ffentlichen Kinderbetreuungsaus-
gaben

Der durchgangige Wert von 0 % in Spalte 5 verweist wiederum darauf, dass die Verteilung der
Mittel auf die Lander (siehe Spalte 3) der Ausgangsverteilung der Landesausgaben entspricht, (siehe
Spalte 1). Es kommt somit zu keinen Umverteilungseffekten zwischen den Landern, im Verhaltnis zu
den jeweiligen Landesausgaben. Unterschiedliche Effekte zeigen sich aber zwangslaufig hinsichtlich
der Bundesbeteiligung, gemessen an den 6ffentlichen Mitteln von Landern und Kommunen sowie den
Kinderbetreuungsausgaben insgesamt, die zusatzlich die Elternbeitrdge beriicksichtigen. Dies verdeut-
licht, dass die Lander unterproportional an den zusatzlichen Bundesmitteln partizipieren, in denen die
Kommunen und/oder die Eltern vergleichsweise hohe Anteile der Kinderbetreuungsausgaben des Lan-
des finanzieren. Dementsprechend wiirden Hessen, Schleswig-Holstein und das Saarland, in denen die
Kommunen einen vergleichsweise hohen Anteil der Kinderbetreuungsausgaben tragen, unterdurch-
schnittlich von einer auf dieser Basis verteilten Bundesbeteiligung profitieren. Vergleichsweise geringe
Unterschiede zwischen den Landes- und den Gesamtausgaben zeigen sich hingegen in den drei Stadt-
staaten, in denen weder die kommunale Ebene noch — ausweislich der vorliegenden Daten — offenkun-
dig die Eltern einen besonders groBen Anteil der Finanzierung der Kindertagesbetreuung tragen. Da
Berlin beschlossen hat, die Elternbeitrdge in den kommenden Jahren auch fiir den U3-Bereich abzu-

schaffen, wiirde der Ausgabenanteil des Bundes auch 20 % der Gesamtausgaben im Land betragen.
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(Bisherige) Unterschied zur
Verteilung der Verteilung der . . Anteil an 6ffentl.
. 20% der Verteilung der Anteil an .
Kinderbetreuungs Ausgaben auf| . Kinderbetreuungs
Landesausgaben s Kinderbetreuungs| Landesausgaben
ausgaben der die Lander ausgaben
N ausgaben
Lander
(1) ) 3) &) (5) (6)

BW 11,4% 237.737 11,4% 0,0% 20,0% 8,7%
BY 16,7% 346.209 16,7% 0,0% 20,0% 10,4%
BE 11,2% 233.172 11,2% 0,0% 20,0% 20,0%
BB 2,5% 52.534 2,5% 0,0% 20,0% 6,7%
HB 1,7% 36.330 1,7% 0,0% 20,0% 20,0%
HH 5,9% 122.962 5.9% 0,0% 20,0% 20,0%
HE 4,1% 86.134 4,1% 0,0% 20,0% 5,.3%
MV 1,8% 36.562 1,8% 0,0% 20,0% 9,8%
NI 5,3% 109.643 5.3% 0,0% 20,0% 6,3%
NW 22,4% 464.538 22,4% 0,0% 20,0% 10,0%
RP 5,0% 104.343 5,0% 0,0% 20,0% 8,9%
SL 0,8% 16.831 0,8% 0,0% 20,0% 6,8%
SN 4,8% 99.020 4,8% 0,0% 20,0% 8,1%
ST 2,4% 50.490 2,4% 0,0% 20,0% 8,1%
SH 1,8% 37.052 1,8% 0,0% 20,0% 5.8%
TH 2,1% 43.201 2,1% 0,0% 20,0% 7,6%
DE 100,0% 2.076.757 100,0% 0,0% 20,0% 9,6%

Quelle: Berechnungen des FiBS

Tabelle 24: Effekte einer Bundesbeteiligung in Hohe von 20 % der Kinderbetreuungsausgaben der
Lander
Im Ergebnis lasst sich formulieren, dass alle drei Modelle proportionale Mittelverteilungen im Ver-
haltnis zur jeweils gewahlten Ausgangskennziffer haben, wéhrend sich leicht disproportionale Effekte
im Verhaltnis zu den beiden anderen Kennziffern zeigen. Die geringsten Varianzen ergeben sich bei der
Mittelverteilung im Verhaltnis zu den 6ffentlichen Ausgaben in den Landern, wenn also die Ausgaben
von Landern und Kommunen zusammengefasst als Grundlage fiir die Mittelverteilung durch den Bund

herangezogen werden.

5.3.2.2.2.5 Zusammenfassung zum Exkurs: Verteilungsschliissel

Die zentrale Zielsetzung der Analysen in diesem Exkurs bezog sich auf die Frage, ob es Verteilungs-
schllissel gibt, die eine libergreifend neutrale Verteilung der Bundesmittel zwischen den Landern er-
moglichen. Betrachtet wurden Verteilungen anhand der Zahl der Kinder im Alter von bis zu sechs Jah-
ren'25 sowie prozentuale Allokationen im Verhéltnis zu den unterschiedlichen Indikatoren der Kinder-
betreuungsausgaben in den Landern. Im Ergebnis zeigen sich bei allen untersuchten Verteilungskrite-
rien Effekte, die nicht in einem proportionalen Verhaltnis zu bestimmten Indikatoren der Basisausstat-

tung gesehen werden konnen. Die geringsten Disproportionalitdten zeigen sich bei einer prozentualen

125 Erganzend wurden auch die Effekte einer Mittelverteilung bezogen auf die Zahl der Kinder im Alter von bis zu zehn Jah-
ren analysiert. Siehe hierzu Kapitel 6.4.1 im Anhang.
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Orientierung an den offentlichen Ausgaben — von Landern und Kommunen gemeinsam — fiir die Kin-
dertagesbetreuung in den Landern. Inshesondere bei einer Verteilung der Mittel anhand der Zahl der
Kinder unter sieben Jahren profitieren Lander iiberproportional, die viele Kinder in den jeweiligen Al-

tersgruppen haben, aber tendenziell weniger in die Kindertageshetreuung investieren.126

Von den Ansatzen, die prozentual im Verhaltnis zum bestehenden finanziellen Engagement in der
Kindertagesbetreuung stehen, zeigen sich bezogen auf den jeweiligen Ausgangsindikator proportionale
und bezogen auf andere, leicht modifizierte Kennziffern disproportionale Mittelallokationen. Die ge-
ringsten Varianzen ergeben sich bei einer Orientierung an den 6ffentlichen Ausgaben von Landern und
Kommunen zusammen. Bei einer Orientierung an den Gesamtausgaben aller Finanziers werden Lander

beginstigt, die hohe Elternbeitrage haben.

Die Frage, wie sich die Mittel auf die Lander anhand unterschiedlicher Kriterien verteilen, ist insofern
von besonderer Bedeutung, als diese die zukiinftigen Mdglichkeiten zur Verbesserung der Qualitat der
Kindertagesbetreuung wesentlich bestimmen. Je héher der Anteil bzw. die Bundesmittel im Verhaltnis
zur bestehenden finanziellen Ausstattung sind, desto starker konnen sich die begiinstigten Lander en-
gagieren. Wenn Lander — unter tendenziell gleichen Voraussetzungen — unterschiedliche Mittelzu-

wachse erhalten, dann fiihrt dies zu unterschiedlichen Qualitatsverbesserungspotenzialen.

Im Kern bedeuten diese Ergebnisse, dass andere Formen der Mittelverteilung méglich sind, die zu
weniger Disproportionalitaten fiihren als die Verteilung der Mittel analog zur Umsatzsteuerverteilung.
Insofern ist die entsprechende Anforderung prinzipiell erfiillt; eine Mittelverteilung anhand einer Stif-
tung oder eines Fonds kommt grundsatzlich in Betracht.

5.3.2.2.3 Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwachen der Stiftung

Die Griindung einer Stiftung ist grundlegend méglich und geeignet, die Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Landern in einer Form zu regeln, die gewahrleistet, dass die vom Bund zur Verfligung
gestellten Finanzmittel auch tatsachlich dem friihkindlichen Bereich zugutekommen. Ferner konnen die

Mittel auch anhand anderer Verteilungsschliissel an die Lander verteilt werden.

Ein weiterer Vorteil einer Stiftung gegeniiber der Umsatzsteuer, aber auch anderen Formen, konnte
darin bestehen, dass durch ein Stiftungsvermégen die nachhaltige Finanzierung der Qualitétssicherung
zu langfristig geringen Kosten fir den Bund gesichert werden konnte. Dies wiirde voraussetzen, dass
eine Grundausstattung von mindestens 20 bis 50 Mrd. Euro dauerhaft die Finanzierung der Qualitats-
verbesserungen im Kinderbetreuungssystem erméglicht, wobei sich die hinsichtlich des Stiftungskapi-

tals genannten Betrage auf einen (hypothetischen und exemplarischen) Finanzierungsbetrag von einer

126 pjes gilt auch mit Blick auf die Mittelverteilung bezogen auf die Kinder im Alter von bis zu zehn Jahren.
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Milliarde Euro bezogen. Je niedriger das Zinsniveau ist, desto hoher muss das Stiftungskapital sein.
Alternativ miisste — um im Beispiel zu bleiben — liber die kommenden 20 oder 50 Jahre jahrlich eine
Milliarde Euro aus dem laufenden Bundeshaushalt finanziert werden. Die beiden Zeithorizonte zeigen
zugleich die Langfristigkeit der Betrachtung, der kurzfristig eine hohe Belastung des Bundeshaushalts
gegenliberstiinde. Angesichts schwankender Zinsen ware zudem zu bedenken, dass das Finanzvolu-
men, das jedes Jahr zur Ausschiittung zur Verfiigung steht, in Abhéngigkeit von der Ertragslage des
Stiftungsvermogens variiert. Es missten daher ggf. zusatzliche Mittel zur Aufstockung bereitgestellt

werden, deren Hohe sich komplementar zum Zinsniveau verhalt.

Dartiber hinaus ist zu berlicksichtigen, dass Stiftungen bestimmten und vergleichsweise engen ge-
setzlichen Rahmenbedingungen unterliegen, wie z.B. die miindelsichere Anlage des Stiftungsvermé-
gens, die zwar vergleichsweise risikoarm, daftir aber auch tendenziell wenig ertragreich ist. Angesichts
des derzeit sehr niedrigen Zinsniveaus fiihrt dies dazu, dass eine Stiftung, die mit einem Stiftungsver-
mogen ausgestattet ist, derzeit wenig attraktiv erscheint.

Insofern wird davon ausgegangen, dass eine Stiftung eher laufende Zuweisungen aus dem Bundes-
haushalt erhalten wiirde. Wird die Stiftung aus laufenden Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt fi-
nanziert, steht der jahrliche Finanzierungsbetrag unter dem Vorbehalt des Parlamentsbeschlusses, d.h.
die Hohe der Zuweisung kann in Abhangigkeit von anderen politisch Schwerpunktsetzungen variieren.

Ein zentraler Vorzug einer Stiftungslosung ist darin zu sehen, dass sie einen verfassungsrechtlich
gangbaren Weg ermdglicht, um die nicht fir investive Zwecke vorgesehenen Mittel den Landern zu-
kommen zu lassen (Wieland 2016). Dies ist ein wesentlicher Vorzug vor dem anschlieBend diskutierten
Kita-Fonds.

Dariiber hinaus ware die Stiftung spendenfahig und konnte somit Zuwendungen auch von Dritten
erhalten und ware somit nicht nur auf Bundeszuweisungen angewiesen. Dadurch kénnte entweder das
Stiftungsvermdgen sukzessive erhoht oder ein wachsender Teil der laufenden Kosten durch Spenden-
und/oder Fundraisingeinnahmen finanziert werden. Diese Mdglichkeiten stehen anderen Formen nicht

in gleichem MaBe offen.

Der Vollstandigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass der Vereinbarung zwischen Bund und Lan-
dern weitere Vereinbarungen auf Landerebene folgen miissen, sofern die Mittel nicht im Rahmen der
allgemeinen Finanzierung der Kindertagesbetreuung verteilt werden sollen. Hier ergeben sich jedoch
keine weiteren Vor- oder Nachteile gegeniiber anderen Formen der Mittelverteilung, wie z.B. der mo-

difizierten Umsatzsteuerverteilung oder dem Kita-Fonds.
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5.3.2.2.4 Kosten der Umsetzung einer Stiftung zur Verbesserung der Qualitdt der Kindertagesbetreu-
ung

Die Kosten der Umsetzung hangen von der konkreten Aufgabenstellung und Umsetzung einer po-
tenziellen Stiftungslosung ab. Je mehr Aufgaben der Stiftung (ibertragen werden und je aufwandiger
der Aushandlungs- und Abwicklungsprozess ist, desto groBer ist auch der Personalbedarf. Dies gilt aber
unabhangig von der Art der Umsetzung; daher wird weiter unten hierauf noch einmal zuriickzukommen
sein. Nur bei einer modifizierten Umsatzsteuerverteilung werden die administrativen Kosten auf Bun-

desebene nicht durch das Aufgabenspektrum beeinflusst.

Sollen die laufenden Ausgaben der Stiftung aus den Ertragen des Stiftungsvermogens gedeckt wer-
den, dann muss das Stiftungsvermdgen eine GroBenordnung haben, die Ertrage ermdglicht, die zur
Deckung der laufenden Ausgaben, einschlieBlich der laufenden Verwaltungskosten der Stiftung ausrei-

chend sind.

D.h., entweder werden fiir die Administration weitere jahrliche Zuweisungen notwendig, oder aber
diese miissen aus den laufenden Ertrdgen des Stiftungsvermdgens getragen werden, was bedeutet,
dass diese Mittel fiir die qualitatsverbessernden MaBnahmen nicht zur Verfligung stehen. Allerdings ist
auch dies weder ein Vor- noch ein Nachteil einer Stiftungslésung gegentiber anderen Formen, wie Fonds
oder Geldleistungsgesetz, Familienkasse etc. Insofern ware eine Umsatzsteuerverteilung zumindest im

Verhaltnis zwischen Bund und Landern die kostengiinstigere Alternative.

5.3.2.2.5 Zusammenfassung und Einschatzung

Eine Stiftungslosung ist, wie der Kita-Fonds und die Familienkasse, vor allem eine institutionelle
Lésung zugunsten einer zweckgebundenen Bundesfinanzierung des friihkindlichen Bereichs. Der Vorteil
gegenliber einer Umsatzsteuerlésung besteht darin, dass die Mittel zweckgebunden und anhand eines
anderen Verteilungsschliissels an die Lander ausgeschiittet werden konnen. Dies gilt aber auch fiir an-
dere Formen, wie etwa den Fonds (siehe das nachfolgende Kapitel). Gegeniiber dem Fonds besteht der
zentrale Vorteil der Stiftungsldsung aber darin, dass sie eine verfassungsrechtlich umsetzbare Lsung

zur Verteilung nicht-investiver Mittel an die Lander darstellt.
5.3.2.3 Fondsldsung

5.3.2.3.1 Ansatz und Umsetzungsmaglichkeiten

Die Idee eines Kita-Fonds geht u.a. auf einen Vorschlag von Sell (2014) zuriick, der einerseits eine
Unterfinanzierung und andererseits eine — allerdings nicht weiter belegte — ungerechte Finanzlastver-
teilung von fiskalischen Kosten und Ertragen konstatiert. Zur Generierung zusatzlicher Finanzmittel soll

der Bund, stellvertretend auch fiir die Sozialversicherungen, einen in der Studie von Sell nicht néher
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spezifizierten Betrag in einen Fonds einzahlen, dessen Mittel dann auf die Lander verteilt wiirden (siehe
Abbildung 46). Gemeinsam mit den Mitteln der Lander, die weiterhin ihren Anteil an der Finanzierung
der Kindertagesbetreuung leisten sollen, wiirde ein Landes- oder Regionalfonds gebildet, dessen Mittel
an die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe flieBen sollen, die dann die Mittel ihrerseits an die
Trager der Einrichtungen verteilen — ob analog zum bisherigen System oder in einer anderen Form wird
ebenso wenig von Sell thematisiert wie die Verteilung des Bundesanteils auf die Lander. Mit anderen
Worten: Sell skizziert zwar eine Grundstruktur eines Fonds, lasst aber zentrale Details, die fiir eine
Diskussion hilfreich und notwendig waren, offen. Die weiteren Ausfiihrungen miissen daher diese

Grundgedanken weiter spezifizieren.

,Kita-Fonds”
Bund

.Kita-Fonds"” in den Bundeslandern

+ Kommunen

Kindertageseinrichtungen

und Kindertagespflege Quelle: Sell 2014)

Abbildung 46: Konzept des Kita-Fonds von Sell (2014)

5.3.2.3.2 Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwéchen des Kita-Fonds

Das Konzept von Sell bezieht sich auf zwei Kernelemente: einerseits die Bereitstellung zusatzlicher
Finanzmittel, andererseits eine institutionelle Struktur. Hinsichtlich der Finanzierung geht Sell von ei-
nem Bundesanteil von 33 bis 50 % aus, wobei unklar bleibt, ob er sich auf die 6ffentlichen Ausgaben
oder auch auf die Elternbeitrdge bezieht. Gemessen an den offentlichen Kinderbetreuungsausgaben
von derzeit rund 20,5 Mrd. Euro (2015) (siehe Kapitel 3.1), entsprache dies einem Betrag von 6,8 bis
10,25 Mrd. Euro. Eine starkere Einbeziehung des Bundes — und auch der Sozialversicherungen — ist bei

einer Beriicksichtigung der fiskalischen Ertrage friihkindlicher Bildung in die Uberlegung (siehe Kapitel
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4 der vorliegenden Studie sowie Dohmen 2011) — grundsatzlich gerechtfertigt. Offen bleibt allerdings
die Frage, ob der Bund (fiskalpolitisch) in der Lage ware, einen Betrag in der 0.g. GréBenordnung zur
Verfligung zu stellen. Ausgehend von den derzeitigen finanziellen Herausforderungen, die, auch wenn
sie teilweise ebenfalls einen Ausbau friihkindlicher Bildungsangebote erfordern, derzeit starker im Fo-
kus der (finanz-) politischen Aufmerksamkeit stehen, wie z.B. die Bewaltigung der Zuwanderung von
Flichtlingen, erscheint es fraglich, ob ein darliberhinausgehender Betrag in der 0.g. GréBenordnung
generiert werden kann. Die Diskussionen im Kontext des Haushaltseckpunktepapiers lassen wenig
Spielraum fiir die Annahme, dass ein ausreichender finanzpolitischer Spielraum besteht. Ist diese An-
nahme richtig, dann kann der Fonds zwar kurzfristig nicht die , groBe Losung” sein, allerdings kénnte
— zumindest rein theoretisch — ein zusatzlichen Umsatzsteuerpunkten vergleichbarer Betrag in den

Fonds eingebracht werden, und somit ein Einstieg in dieses Finanzierungskonzept begonnen werden.

Das zweite ,Problem”, das Sell zu l6sen sucht, bezieht sich auf eine institutionelle Umsetzung,
durch die gewahrleistet werden kann,, dass das Geld zweckgebunden fiir den friihkindlichen Bereich
an die Lander verteilt werden kann. Der Fonds kommt hierfir grundsatzlich infrage. Bringt der Bund
seine Mittel in einen Fonds ein, so konnte er diese an die Lander mit der MaBgabe weiterreichen, dass
sie diese zusammen mit ihrem Finanzierungsanteil an die Kommunen weiterreichen und fiir bestimmte

MaBnahmen verwenden miissen.

5.3.2.3.3 Kosten der Umsetzung eines Kita-Fonds

Die Kosten des Fonds hangen stark von der konkreten Umsetzung ab. Geht es ,lediglich” um die
Schaffung eines Fonds als institutionellem Rahmen fiir die Bereitstellung und Verteilung zweckgebun-
dener Mittel an die Lander, so ware der Fonds faktisch kaum mehr als eine ,institutionelle Hiille”, die
mit geringen Personalmitteln ausgestattet werden musste. Besteht das Ziel hingegen darin, dass der
Fonds auch dariiber hinaus auf die konkrete Verwendung der Mittel vor Ort Einfluss nehmen soll, dann
erhoht sich der mit der Administration des Fonds verbundene finanzielle Aufwand. Folgt man den Aus-
fihrungen von Sell (2014), dann beabsichtigt er keinen grundsatzlichen Eingriff in die kommunale Ver-
antwortung des friihkindlichen Bereichs; insofern erscheint eine ,institutionelle Hiille” mit begrenzter
Personalausstattung sachgerecht. Die damit verbundenen Kosten diirften sich in einer vergleichbaren
GroBenordnung bewegen, wie bei der Stiftung. Soweit Landesfonds gebildet werden sollen, erhéhen
sich die Kosten jedoch entsprechend und gehen deutlich dariber hinaus.

5.3.2.3.4 Zusammenfassung und Einschatzung

Der von Sell vorgeschlagene Kita-Fonds ist insofern eine interessante Idee, als sie die zweckgebun-

dene Verwendung der vom Bund fiir den friihkindlichen Bereich bereitgestellten Mittel zu relativ gerin-
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gen Kosten zu gewahrleisten scheint. Unklar bleibt jedoch, aus welchen Quellen die fiir die Bundesbe-
teiligung in der von Sell genannten GroBenordnung genannten Betrage generiert werden sollen. Auch
scheint die verfassungsrechtlich relevante Frage der Umsetzung mit dem Kita-Fonds, anders als bei der

Stiftung, nicht gelést.

Da sowohl die Griindung eines Fonds — wie auch einer Stiftung — mit zusatzlichen Kosten verbunden
ist, und der Bund bzw. das zustandige Ministerium voraussichtlich in die Verhandlungen eingebunden
werden muss, stellt sich die Frage, ob eine andere Losung nicht grundlegend einfacher zu realisieren
sein konnte, namlich die eines Finanzplafonds, auf den die Lander zugreifen kdnnen, sofern sie Zielver-

einbarungen mit dem Bund abschlieBen.
5.3.2.4  Finanzierungsplafond mit Leistungs-/Zielvereinbarungen

5.3.2.4.1 Ansatz und Umsetzungsmaglichkeiten

Die Idee dieses Finanzierungsplafonds sieht vor, dass den Landern anhand eines der weiter oben
diskutierten Verteilungsschliissel Finanzmitteln bis zu einer bestimmten Obergrenze (Finanzierungspla-
fonds) zur Verfiigung gestellt werden. Diese Mittel kénnen die Lander abrufen (, Ziehungsrechte®), so-
fern sie die qualitatssteigernden MaBnahmen angehen, auf die sie sich vorher mit dem Bund verstan-
digt haben. Die Lander wéren dabei grundsatzlich in der Lage, individuelle Prioritaten festzulegen und
mit finanzieller Unterstiitzung des Bundes umzusetzen. Im Grundsatz wird dieses Verfahren bereits im
Kontext der Finanzierung der InvestitionsmaBnahmen im Rahmen des Sondervermégens praktiziert.
Die Lander hatten einen festgelegten Plafond zur Verfiigung, in dessen Rahmen sich der Bund an den
Kosten des Kita-Ausbaus beteiligt hat (siehe Kapitel 5.2.2.1).

5.3.2.4.2 Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwachen des Finanzierungsplafonds

Ein wesentlicher Vorteil dieser Losung ist, dass sie ohne den Aufbau einer neuen Organisation aus-
kommt und unmittelbar durch Verhandlungen zwischen BMFSFJ und den Landern umgesetzt werden
kann. Auf der Verhandlungsebene stehen sich dadurch Partner auf Augenhéhe gegeniiber. Das Verfah-
ren kann relativ einfach administriert werden, indem definiert wird, unter welchen Voraussetzungen
die Lander Zugriff auf die Bundesmittel erhalten, z.B. dass es sich um zusatzliche MaBnahmen handelt,
die der Qualitatssteigerung dienen, und/oder ein Portfolio an MaBnahmen, und ggf. welchen Eigenbei-

trag die Lander und Kommunen einbringen miissen, etc.

Ein Nachteil dieses Ansatzes konnte darin gesehen werden, dass das Verfahren ohne sichtbares

institutionelles Zeichen wie z.B. die Griindung einer Stiftung, die mit einem gréBeren Medienecho ver-
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bunden ware und daher als sichtbareres Signal wahrgenommen werden diirfte. Mit Blick auf die ver-
fassungsrechtlichen Vorteile einer Stiftung kénnte der Finanzierungsplafonds in die Stiftung integriert

werden, d.h. die Stiftung kdnnte das verfassungsrechtliche Dach fiir den Finanzierungsplafond werden.

5.3.2.4.3 Kosten der Umsetzung eines Plafonds mit Zielvereinbarungen

Die Kosten der Umsetzung eines Finanzierungsplafonds mit Zielvereinbarungen sind — gegeniiber
der Griindung einer Stiftung oder eines Kita-Fonds — vergleichsweise gering, da keine gesonderten in-
stitutionellen Rahmenbedingungen geschaffen werden miissen, sondern die zusténdige Einheit in den
Raumen des BMFSFJ angesiedelt werden kann. Ggf. ware zusatzliches Personal einzustellen, wenn die

Umsetzung nicht durch das bestehende Personal erfolgen kann.

Soweit die Stiftung als verfassungsrechtlich vertretbare Losung zur Umsetzung des Finanzierungs-
plafonds erforderlich ware, wiirde dadurch zwar der Kostenvorteil der hier angedachten Losung etwas
ins Hintertreffen treten, allerdings kénnte die Kombination den Vorteil bieten, dass sich dadurch der
administrative Aufwand in engen Grenzen halten Iasst und letztlich nur die Aufgaben ibernommen
werden, die auch bei einer BMFSFJ-internen Losung nur Uber zusatzliche Personaleinstellungen reali-

siert werden konnten. Gleichzeitig konnten Finanzmittel Dritter eingebunden werden.

5.3.2.44 Zusammenfassung und Einschatzung

Der in diesem Abschnitt kurz skizzierte Ansatz ,Finanzierungsplafond mit Zielvereinbarungen”
scheint gegeniiber den anderen Lésungsansatzen insofern vorteilhaft, als auf bestehende Erfahrungen
aufgebaut werden und die Umsetzung zu vergleichsweise geringen administrativen Zusatzkosten erfol-
gen kann. Als , optischer” Nachteil ist anzusehen, dass die Errichtung einer , Stiftung Qualitat der Kin-
dertagesbetreuung” oder eines entsprechenden Kita-Fonds ein sichtbareres Zeichen zur Verbesserung
der Qualitat frihkindlicher Bildung und Erziehung darstellt. Die Kombination Finanzierungsplafond mit
Zielvereinbarungen einerseits und Stiftung andererseits konnte den Vorteil haben, dass auf diesem

Wege ein verfassungsrechtlich vertretbarer Ansatz realisiert werden kann.

5.3.2.5 Zusammenfassung

In den vorhergehenden vier Abschnitten wurden unterschiedliche Ansétze fiir eine Beteiligung des
Bundes an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung im Rahmen von Bund-Lander-Vereinbarungen
untersucht: Modifikation der Umsatzsteuerverteilung, Stiftung zur Verbesserung der Qualitat der Kin-

dertagesbetreuung, Kita-Fonds und Finanzierungsplafond mit Zielvereinbarung.

Die Umsatzsteuer ist bereits im bestehenden System Bestandteil der Finanzierung der Kindertages-

betreuung in Deutschland, da die Lander zur Finanzierung der Betriebskosten einen etwas hoheren
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Anteil erhalten haben, wodurch sich der Bund indirekt an den mit dem Kita-Ausbau verbundenen hé-
heren Betriebskosten beteiligt. Diese Mdglichkeit besteht grundsatzlich auch im Hinblick auf eine zu-
kiinftig ggf. erh6hte Bundesbeteiligung an MaBnahmen zur Verbesserung der padagogischen bzw.
strukturellen Qualitat in Kindertageseinrichtungen oder in Tagespflege. Allerdings sind die Lander in
der Verwendung der Umsatzsteuermehreinnahmen frei, sodass keine Zweckbindung dieser Mittel zu-
gunsten des friihkindlichen Bereichs gewahrleistet ist. Dies kdnnte gegen dieses Instrument sprechen.
Kritisch konnte ferner auch gesehen werden, dass die Orientierung der Umsatzsteuerverteilung zwi-
schen den Landern auf der Basis der Bevélkerungszahlen erfolgt, wodurch es zu einer Mittelverteilung
kommen kann, die mit unterschiedlichen Méglichkeiten im Hinblick auf die zukiinftigen Qualitatsstei-
gerungen verbunden sein kann. Auch spiegelt sie das bisherige Engagement der Lander und Kommunen
nicht unbedingt wider.

Des Weiteren filhren zusatzliche Umsatzsteuereinnahmen zunachst vor allem zu einer Steigerung
der (finanziellen) Leistungsféhigkeit der Lander, denen — ohne erganzende MaBnahmen — eine, aller-
dings unterproportional verbesserte, (finanzielle) Leistungsfahigkeit der Kommunen gegeniibersteht.
Dies flihrt dazu, dass entweder der Landesanteil an den Kinderbetreuungsausgaben oder die Leistungs-
fahigkeit der Kommunen Uber allgemeine Schliisselzuweisungen im Rahmen des Kommunalen Finanz-
ausgleichs erhoht werden muss. Ersteres musste durch Veranderungen bei den Finanzierungsregelun-
gen zwischen Land und Kommunen unterfiittert werden, d.h. die Regularien zur Verteilung der Landes-
mittel auf die Kommunen oder ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe miissen modifiziert werden.
Auf welchem Weg dies umgesetzt werden kann, hangt von der Struktur sowie den konkreten Wegen
der Landesfinanzierung ab. Die Optionen reichen von einer Erhdhung der pauschal, z.B. je Kind in einem
bestimmten Alter, an die Kommunen verteilten Betrage bis hin zur Neuspezifikation der vom Land bzw.

den Kommunen zu finanzierenden Anteils an bestimmten Ausgabenarten.

Wahrend eine Umsatzsteuerneuverteilung im Verhaltnis zwischen Bund und Landern mit einem ge-
ringen Umsetzungsaufwand verbunden ist, entsteht dadurch in den Landern ein u.U. erheblicher poli-
tischer bzw. administrativer Folgeaufwand. Ein Vorteil dieses Verfahrens ist auch darin zu sehen, dass
die Lander flexibel auf unterschiedliche Erfordernisse bzw. Handlungsprioritdten im Hinblick auf die
angestrebten MaBnahmen zur Qualitatssteigerung reagieren konnen, allerdings hat der Bund diesbe-
zliglich keine weitergehenden Einflussmdéglichkeiten. Als besondere Nachteile sind somit die man-
gelnde Zweckbindung sowie ggf. die Mittelverteilung zu sehen, die die Lander nicht in einem — relativ
gesehen — vergleichbarem Umfang in die Lage versetzt, qualitatssteigernde MaBnahmen (iber die Bun-

desmittel zu finanzieren.

Alternativ kommen eine Bundesstiftung zur Verbesserung der Qualitat der Kindertagesbetreuung,
ein Kita-Fonds oder ein Finanzierungsplafond mit Zielvereinbarungen infrage. Alle drei Optionen sind

nach den Analysen der vorliegenden Studie dann vorteilhaft, wenn sie entweder eine andere, mehr am
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bisherigem Engagement oder den zukiinftigen (qualitdtshezogenen) Finanzierungsbedarfen orientierte
Mittelverteilung zwischen den Landern und/oder eine starkere Zweckbindung der Mittel zugunsten der
angestrebten Qualitatsverbesserung erméglichen. Beides ist nach den hier vorgenommenen Analysen
der Fall.

Die beiden erstgenannten Optionen, Stiftung oder Fonds, erfordern die Griindung einer neuen Or-
ganisation, die vom Bund mit einem Verhandlungsmandat, entsprechenden Vollmachten sowie einem
entsprechenden Budget ausgestattet und von den Landern als Verhandlungspartner akzeptiert werden
miisste. Entweder miisste das Stiftungsvermdgen so hoch sein, dass die jahrlichen , Bundes”-Zuschiisse
aus den Ertragen finanziert werden konnten, oder es muss jahrlich laufende Zuschiisse in einer Gro-
Benordnung geben, die eine ausreichende Ko-Finanzierung der QualitaitsmaBnahmen der Lander er-
maglichen. Ersteres diirfte an den damit verbundenen finanziellen GréBenordnungen scheitern; ange-
sichts des derzeitig sehr niedrigen Zinsniveaus ware fiir ein Stiftungsvermdgen von z.B. einer Milliarde
Euro ein Betrag von 50 bis 100 Mrd. Euro erforderlich. Bei einer laufenden Finanzierung aus dem Bun-
deshaushalt liegt der zentrale Vorteil nicht nur in dem mit der Griindung einer entsprechenden Organi-
sation verbundenen Signal, sondern inshesondere auch darin, dass es sich um einen verfassungsrecht-

lich gangbaren Weg handelt.

Letzteres trifft auf den Kita-Fonds ohne weiteres nicht zu, der ebenfalls eine jahrliche Ausstattung
mit entsprechenden Finanzmitteln erfordern wiirde. Auch ist nicht ersichtlich, wie die von Sell ange-
dachte Einbeziehung der Sozialversicherungen, so sinnvoll dies aufgrund ihrer erheblichen Ertrage auch
sein mag, realisiert werden kann. Sollte lediglich ein héherer Bundeszuschuss angestrebt werden, halt
sich der Mehrwert in engen Grenzen, dem jedoch erhebliche zusatzliche Kosten gegeniiberstehen. Dies

gilt insbesondere, wenn Landes- oder Regionalfonds etabliert werden sollen.

Mit Blick auf geringstmdgliche Zusatzkosten erscheint ein Plafond mit Zielvereinbarungen ein ge-
eigneter Weg. In diesem Fall wiirden die Lander Anrechte (Ziehungsrechte) auf ein vom Bund anhand
eines festzulegenden Verteilungsschliissels bestimmtes Finanzvolumen erhalten, auf das sie unter be-
stimmten Voraussetzungen — z.B. MaBnahmen werden zusatzlich durchgefiihrt und zum Teil aus eige-
nen Mitteln ko-finanziert — zugreifen kénnen, um die vereinbarten QualitdtsmaBnahmen anteilig zu
finanzieren. Ein ahnliches Verfahren ist auch bereits bei der Finanzierung der Investitionen des U3-
Ausbaus angewandt worden. Soweit dieser Weg aus verfassungsrechtlichen Griinden schwer oder nicht
umsetzbar ist, kdme die Umsetzung (iber eine Stiftung in Betracht. Die Festlegung eines Finanzierungs-
plafonds konnte den Landern den flexiblen Zugriff auf die Bundesmittel ermdglichen und den administ-

rativen Aufwand in engen Grenzen halten.
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5.3.3 Bundesbeteiligung tber die Eltern bzw. Kinder

Neben der Finanzierung von Qualitatsverbesserungen in der Kindertagesbetreuung iiber Bund-Lan-
der-Vereinbarungen, die im vorhergehenden Abschnitt betrachtet wurden, kénnen die zusétzlichen Fi-
nanzmittel auch iber die Kinder bzw. Eltern verteilt werden. In diesem Kapitel werden drei unterschied-
liche Ansatze naher betrachtet; ein Geldleistungsgesetz (siehe Kapitel 5.3.3.1), eine Finanzierung tber
die Familienkassen im Rahmen des Kindergeldes (siehe 5.3.3.2) sowie Uber eine Erganzung des Son-

derausgabenabzugs im Rahmen der Einkommensteuer (siehe Kapitel 5.3.3.3).
5.3.3.1  Umsetzung als Geldleistungsgesetz

5.3.3.1.1 Ansatz und Umsetzungsmaglichkeiten

Die Idee eines , Leistungsgesetzes” zielt darauf ab, die Kinder bzw. deren Eltern mit einem rechtli-
chen Anspruch auf eine ,hochwertige Qualitat der Kindertagesbetreuung” auszustatten und diesen
Anspruch durch eine finanzielle Unterstiitzung zu unterlegen. Dies wiirde in der konkreten Umsetzung
bedeuten, dass in diesem Leistungsgesetz (1) ein bestimmter finanzieller Anspruch ebenso definiert
wird, wie (2) die Qualitatsanforderungen, denen die Kindertagesbetreuung gentigen soll, damit die
Eltern einen Anspruch auf die Kostenerstattung bzw. Férderung erhalten.127 Die Eltern wiirden somit
einen Finanzierungsanspruch erhalten, der ihnen ermdglicht, eine Kinderbetreuungseinrichtung fir ihr
Kind auszuwdhlen, die nach ihrer Einschatzung — oder auf Grundlage gesetzlicher bzw. zertifizierter
Qualitatsstandards — den im Gesetz niedergelegten Anforderungen gerecht wird. Wie diese Qualitats-

standards im Einzelnen definiert werden, kann an dieser Stelle offenbleiben.

In der konkreten Umsetzung bedeutet dies, dass die Eltern tiber das Geldleistungsgesetz in die Lage
versetzt werden miissen, die z.B. mit der besseren Personalausstattung verbundenen héheren Kosten
finanzieren zu kdnnen bzw. refinanziert zu bekommen. Dazu muss in dem Geldleistungsgesetz formu-
liert sein, unter welchen Voraussetzungen Eltern eine Forderung nach diesem Gesetz erhalten konnen
und welchen materiellen Umfang dieser Férderungsanspruch haben soll. Mit Blick auf die Verbesserung
der Kinderbetreuungsqualitdt konnte z.B. festgeschrieben sein, dass nur die Kosten erstattet werden,
die fiir die Kinderbetreuung in Einrichtungen bzw. in Tagesbetreuung entstanden sind, die ein akzep-
tiertes Qualitatssiegel 0.A. vorweisen kénnen. Eltern, deren Kinder eine Einrichtung besuchen, die ent-

127 soweit es aus rechtlichen Griinden nicht maglich sein sollte, die Geldleistung von einer Mindestqualitat der Kinderbe-
treuung abhangig zu machen, ist ein Geldleistungsgesetz mit der Zielsetzung, einen Anreiz zur Verbesserung der Quali-
tat der Kindertageshetreuung zu schaffen, grundsatzlich ungeeignet. In diesem Fall ware ein Geldleistungsgesetz aber
eine Maglichkeit, Giber die sich der Bund grundlegend an den Kosten der Kinderbetreuung beteiligen konnte. Nach den
Ausfiihrungen von Wieland (2016) kann der Gesetzgeber aber die , Geldleistung davon abhangig machen, dass die Kin-
dertagesbetreuung gewissen qualitativen Anforderungen geniigt” (S. 16).
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sprechend zertifiziert ist, haben dann Anspruch auf die Refinanzierung der mit dem Besuch verbunde-

nen Mehrkosten. Dies kann auf unterschiedlichen konzeptionellen Wegen realisiert werden.

s

Leistungsgesetzlich geregefter
Finanzierunganspruch der Eltern

L I

Qualitatssteigerung

Bundesfinanzierung

Landesanteil an Finanzierung
{pauschaliert oder anteilsfinanziert)

Kommunalfinanzierung
(meist Anteilsfinanzierung)
_

Tragereigenanteil

Finanzierunganspruch

Ausgangsqualitat des Tragers

Abbildung 47: Systemarchitektur eines Leistungsgesetzes

1. Die ,Basisfinanzierung” erfolgt, wie bisher, tber die Lander und Kommunen, und das Leistungs-
gesetz regelt, dass die Uber diese Basisfinanzierung hinausgehenden Kosten von den Eltern iiber
das Geldleistungsgesetz geltend gemacht werden kdnnen. Dies kann entweder derart erfolgen,
dass (a) die Eltern die Kostendifferenz zunachst vorfinanzieren und sie ihnen anschlieBend erstattet
wird, oder (b) dass sie einen Leistungsbescheid erhalten, den sie dem Trager der Einrichtung vor-
legen und Uber den dieser die Kostendifferenz erstattet bekommt. Die zweite Variante entspricht
im Grundsatz z.B. dem Prinzip eines ,Kita-Gutscheins” 128,

2. Das Geldleistungsgesetz tritt fiir die Eltern anstelle der bisherigen, meist objektbezogenen Finan-
zierung der Kindertagesbetreuung durch Lander und Kommunen, wie sie in Kapitel 2 detailliert be-
schrieben wurde. D.h. die Eltern erhalten einen Anspruch zur Finanzierung der vollstandigen bzw.
uber den Elternbeitrag hinausgehenden Kosten des Kita-Besuchs ihres Kindes. Die Verrechnung zwi-
schen dem Bund und den Landern (sowie indirekt den Kommunen) erfolgt bilateral zwischen Bund
und Landern.

Da diese beiden Optionen unterschiedliche Implikationen haben (kénnen), werden sie im Folgenden
getrennt behandelt.

128 pgr Begriff des ,Kita-Gutscheins” wird hier als rein administratives Instrument genutzt. Hiervon zu trennen ist die insbe-
sondere in der Bildungsokonomie gefiihrte und zum Teil stark normativ gepragte Diskussion (iber die mit einem Gut-
schein verbundenen Wettbewerbseffekte, wonach ein qualitétsgetriebener Wetthewerb zu einer besseren Qualitat der
Kindertagesbetreuung fiihren soll (siehe hierzu ausfiihrlich z.B. Dohmen 2010, 2016).
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5.3.3.1.1.1 Der Kinderbetreuungs-Gutschein zur Finanzierung der Kostendifferenz hdherwertiger
Qualitat der Kindertagesbetreuung

Ein Kita-Gutschein des Bundes, der nur die Kostendifferenz zwischen der (vor Einfiihrung des Kita-
Gutscheins) geltenden Basisausstattung und den aus den Qualitatsstandards resultierenden hoheren
Kosten abdeckt, wiirde in der Praxis bedeuten, dass (iber den Gutschein eine sehr unterschiedliche
Qualitatsdifferenz finanzierbar sein miisste. D.h. der Wert des Gutscheins ware in Landern mit einer, im
Status quo, unglinstigeren Personalausstattung hoher als in Landern mit einer besseren, wenn auch
unter dem Schwellenwert liegenden Ausstattung. Lander — oder Einrichtungen — die diesen Standard
bereits vor Verabschiedung des Bundesqualitatsgesetzes erreicht hatten, waren somit (ggf. implizit)

von der Regelung ausgeschlossen.

Die Unterschiede in der Hohe der Kostendifferenz sind fiir die Eltern (nur) dann von Bedeutung,
wenn sie diesen Kostenunterschied selbst vorfinanzieren missen; in der Folge missten Eltern in den
ostdeutschen Landern einen héheren Geldbetrag vorfinanzieren als in den westdeutschen Landern, wo-
bei die Unterschiede auch innerhalb der ost- bzw. westdeutschen Lander nicht unerheblich sind. Da
eine solche Vorfinanzierung eine Auswahl der Einrichtungen auch nach der Zahlungsfahigkeit und Zah-
lungsbereitschaft bzw. der Vorfinanzierungsfahigkeit und Vorfinanzierungsbereitschaft der Eltern be-
deuten bzw. begiinstigen wiirde, ist diese Ausgestaltungsvariante nicht zu empfehlen. Es wird daher
im Folgenden davon ausgegangen, dass der Gutschein die Differenz- oder Ko-Finanzierung an den Tra-
ger der Einrichtung regelt. Die konkrete, administrative Umsetzung des Geldleistungsgesetzes wird
dadurch jedoch nicht einfacher, da entweder lander- oder einrichtungsbezogene Kostenunterschiede
(Finanzierungsschliissel) festgelegt werden miissen. Alternativ konnte eine pauschalierte Regelung
etabliert werden, bei der etwa Landergutscheinwerte spezifiziert werden, die sich z.B. nach dem lan-
desweiten Personalschliissel oder der landesdurchschnittlichen Fachkraft-Kind-Relation bemisst. Der
Kita-Gutschein fiir Brandenburg hétte dann einen anderen finanziellen Gegenwert wie der fiir Berlin,
Sachsen-Anhalt oder Mecklenburg-Vorpommern. Im anderen Fall miissten auch innerhalb des Landes
Brandenburg z.B. unterschiedliche Werte fiir Kindertageseinrichtungen in Potsdam oder Cottbus bzw.
ggf. sogar zwischen den einzelnen Einrichtungen innerhalb Potsdams oder Cottbus' festgelegt werden.
D.h. der administrative Aufwand erhéht sich, je differenzierter der Gutschein sich an die konkreten

Bedingungen vor Ort anpassen soll.

Eine einrichtungsbezogene Regelung hatte den Vorteil, dass jeder Trager bzw. jede Einrichtung prin-
zipiell in die Lage versetzt wiirde, die Qualitatsstandards zu erfiillen bzw. die mit der Erfiillung der
Standards verbundenen Kosten decken zu kénnen (ggf. unter Beriicksichtigung des Tragereigenanteils
sowie der Elternbeitrdge). Die Orientierung des Gutscheinwertes an den landesweiten Durchschnitts-

werten wiirde fiir die Trager bedeuten, dass einige ihre Kosten wiirden vollstdndig decken kénnen,
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wahrend andere einen — unterschiedlich groBen — Teil der nicht durch den Gutschein abgedeckten zu-
satzlichen Kosten aus anderen Einnahmen oder iiber einen hoheren Eigenanteil oder iiber hohere El-

ternbeitrage wiirden decken mussen.

Dartiber hinaus ist zu beriicksichtigen, dass die bisherige Finanzierungspraxis in den Landern sehr
unterschiedlich ist. Wahrend in Hamburg, Berlin und Bayern die Einrichtungen durch Pauschalsatze
finanziert werden, 129 erhalten die Einrichtungstrager in den anderen Landern von der Gemeinde oder
dem ortlichem Tréger eine kostenbezogene Zuwendung, die sich haufig auf einen bestimmten Anteil
an den Kosten bezieht, deren Hohe bzw. Anteil sich zum Teil auf die nach Abzug von Elternbeitragen

und Tragereigenanteil noch verbleibenden Kosten bezieht.

Fir die konkrete Umsetzung bedeutet dies, dass einerseits zu definieren ist, wer vorrangig oder
nachrangig fiir die Finanzierung bestimmter Kosten aufkommen muss. Andererseits steigen die Anfor-
derungen an die Trager, die nunmehr nicht nur ihre Kosten nachweisen missten, sondern ggf. auch
belegen miissten, welche Kosten aus welchem Grund angefallen bzw. notwendig sind, und welcher Teil
davon nicht durch den Gutschein refinanziert werden kann. Mit anderen Worten: Die Trager miissten
ihre Personalausstattung (indirekt bzw. implizit) danach differenzieren, welcher Anteil zur Basisausstat-

tung gehort und welcher Anteil zur Erreichung der Qualitatsstandards gedacht ist.

Mdglicherweise konnte diese Schwierigkeit dadurch geldst werden, dass die Gemeindefinanzierung
nachrangig nicht nur zu den Elternbeitragen und Tragereigenanteilen, sondern auch zur qualitatsbezo-
genen Bundesfinanzierung ware, sodass sich der Finanzierungsanteil der Gemeinde auf die Kosten be-
ziehen wiirde, die nach Abzug der Finanzierungsanteile von Eltern, Tragern und Bund noch iibrigblie-
ben.

Strategisch ergibt sich durch diese unterschiedlichen Finanziers jedoch eine Herausforderung, da
jeder der Finanziers ein Interesse hat, selbst einen méglichst geringen Kostenanteil zu iibernehmen,
wahrend andere einen héheren Gibernehmen sollen bzw. zukiinftige Erhéhungen méglichst zu unter-
lassen, um sukzessive die Finanzierungsanteile der anderen Finanziers zu erhéhen. Um dies zu vermei-
den, ware es prinzipiell sinnvoll, entweder vorab einen langerfristigen Finanzierungsplan vorzulegen
bzw. diesen gemeinsam auszuhandeln oder eine konkrete Finanzierungsverteilung zwischen den ver-

schiedenen Finanziers zu vereinbaren.

Dabei ist allerdings auch zu beriicksichtigen, dass das Leistungsgesetz den Einzelfall bzw. den An-

spruch der Eltern regelt, d.h. dass sich finanzielle Folgen aus dem Elternverhalten ergeben werden.

129 pgy Vollstandigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass es z.B. in Hamburg aus praktischen Erwagungen heraus leichte
Abweichungen von der ,reinen Lehre” des Entgeltmodells gibt. So sind die raum- bzw. gebaudebezogenen Finanzie-
rungsanteile zum Teil von Pauschalregelungen ausgenommen, da diese Kosten erheblich schwanken und davon abhan-
gig sind, wie alt die Gebaude sind, ob sie gemietet oder im Eigentum des Trégers befindlich sind etc.
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Einrichtungen kénnen sich an den Standards orientieren, miissen dies aber nicht tun. Das Geld folgt
dabei den Kindern bzw. Eltern, die sich fiir eine Kindertageseinrichtung mit héheren Qualitatsstandards
entscheiden. Dies fiihrt dazu, dass die Bundesmittel an die Einrichtungen bzw. in die Gemeinden und
Lander flieBen, die erfolgreich Eltern mit hdherem Qualitatsinteresse ansprechen. Entsprechend vertei-
len sich die Bundesmittel unterschiedlich — und durch diese nicht oder nur bedingt steuerbar — auf die
Kommunen und Lander. Mit anderen Worten: Ein klassisches Geldleistungsgesetz wiirde mit hoher
Wahrscheinlichkeit dazu fiihren, dass die Bundeszuweisungen an die Lander sehr unterschiedlich aus-
fallen. Auch wenn dies eine naheliegende, zwangslaufige und eventuell implizit gewollte Folge eines
Leistungsgesetzes ist, dessen Intention die Verbesserung der Qualitat der Kindertagesbetreuung ist, ist
anzunehmen, dass die Lander eine solche, durch sie nicht oder nur wenig beeinflussbare Finanzmittel-
verteilung als wenig wiinschenswert ansehen und dieses Verfahren aus diesem Grund eher kritisch

sehen werden.

Des Weiteren ist zu bedenken, dass sich die Qualitatsstandards (implizit) nicht nur auf einen Bereich,
also z.B. den Personalschliissel oder die Fachkraft-Kind-Relation beziehen werden, sondern mehrere
Qualitats-Bereiche gleichzeitig umfassen werden. Dies ergibt sich einerseits daraus, dass die Qualitat
der Kindertagesbetreuung sehr unterschiedliche Facetten hat, und andererseits, die Ausgangsbedin-
gungen in den Landern, Kommunen und Einrichtungen sehr unterschiedlich sind. Die Personalschliissel
variieren ebenso wie die (darauf zum Teil aufbauenden) Fachkraft-Kind-Schliissel oder die Nutzung von
Qualitatsentwicklungsprozessen, von Fachberatung, Fortbildung etc. Fiir die konkrete Umsetzung be-
deutet dies, dass entweder eine pauschale Regelung getroffen werden muss, die quasi einen ,allge-
meinen Qualitatsbonus” darstellt, unabhangig davon, welche MaBnahmen und welche Kosten im Ein-
zelfall damit verbunden sind, oder aber es muss eine flexible Regelung getroffen werden, die die Er-
stattung der unterschiedlichen Kosten fiir unterschiedliche QualitdtsmaBnahmen gleichermaBen er-
moglicht. Letzteres wiirde aber bedeuten, dass in jedem Einzelfall gepriift werden miisste, ob die Kosten
grundsatzlich nach dem Qualitatsraster und der Hohe nach — zumindest zum Teil — erstattet werden
konnen. Der damit verbundene Priifaufwand ware verhaltnismaBig hoch (siehe hierzu ausfiihrlicher
Kapitel 5.3.3.1.3).

Bei der ersten Variante, einer pauschalierten Regelung — einem allgemeinen Qualitatsbonus — kénn-
ten, wie z.B. in Bayern oder Hamburg der Fall, bestimmte Erstattungsbetrage pauschaliert bestimmt
und dem Trager der Einrichtung gegen Vorlage des Leistungsbescheids ausgezahlt werden. Die Heraus-
forderung besteht allerdings auch in diesem Fall in der konkreten Verrechnung zwischen dem , Basis-

entgelt” und dem qualitatsbedingt erhohten Entgelt.
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5.3.3.1.1.2  Der Kita-Gutschein zur vollstandigen Finanzierung hdherwertiger Qualitat der Kinderta-
gesbetreuung

Ein grundlegend anderer Ansatz ware, dass das Leistungsgesetz alle Anspriiche der Eltern abdeckt
und die Finanzierungsverteilung zwischen Bund, Landern und Kommunen quasi im Hintergrund zwi-
schen den Beteiligten abgewickelt wird. Abgesehen von dem (vermutlich) unwahrscheinlichen Fall,
dass die Eltern in Vorleistung treten miissen und ihre qualitatsbedingt hoheren Elternbeitrage riicker-
stattet bekommen (siehe hierzu weiter oben), ist es unerheblich, ob dieses oder das im vorhergehenden
Abschnitt beschriebene Verfahren gewahlt wird; sie erhalten einen Leistungsbescheid und die Kosten-

abwicklung erfolgt zwischen Trager und Bund.

Der wesentliche Unterschied zu dem im vorhergehenden Abschnitt beschriebenen Verfahren ergibt
sich dadurch, dass der Trager hier seine gesamte 6ffentliche Finanzierung (iber den Gutschein erhalten
wiirde und nicht in separaten und nebeneinander stehenden Verfahren sowohl mit den Kommunen als

auch mit dem Bund abrechnen miisste.

5.3.3.1.2 Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwachen des Geldleistungsgesetzes

Die vorstehenden Ausfiihrungen haben gezeigt, dass eine (vergleichsweise) ,einfache”, pauscha-
lierte und unter Umstanden sogar relativ flexible Umsetzung des Geldleistungsgesetzes mit mdglichen
.Verwerfungen” oder Ungerechtigkeiten im Einzelfall verbunden ist, wahrend die Herstellung von Ein-
zelfallgerechtigkeit ein hochkomplexes administratives Verfahren nach sich zieht. D.h. es gibt einen
Trade-off zwischen Effizienz und Einzelfallgerechtigkeit. Hinzu kommt, dass der erste Ansatz das ,Ri-
siko” quasi den Tragern iibertragt, wahrend der zweite die Administration in die Verantwortung nimmt.

Entsprechend verteilen sich auch die Kosten der Umsetzung anders.

Daraus konnte folgen, dass die Lander einen Verteilungsschliissel befiirworten werden, aus dem sie
Qualitatsverbesserungen finanzieren konnen, oder aber ein Portfolio von Qualitatsbereichen definieren
wollen, dass die unterschiedlichen Notwendigkeiten und/oder Schwerpunktsetzungen zwischen den

Landern berticksichtigt.

5.3.3.1.3  Kosten der Umsetzung

Die Kosten der Umsetzung hangen stark davon ab, welcher der oben genannten Ansatze gewahlt

wird und ggf. welche erganzenden Komponenten damit kombiniert werden.

Es gibt sowohl im friihkindlichen Bereich als auch in anderen Bildungsbereichen administrative Ver-

fahren, deren Erfahrungen bzw. Kosten sich zum Vergleich heranziehen lassen:
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— Bildungspramie des Bundes: Weiterbildungsinteressierte Personen erhalten einen Weiterbildungs-

gutschein, wenn sie bestimmte personliche Voraussetzungen erfiillen und die geplante Weiterbil-
dung vorteilhaft fiir ihren beruflichen Werdegang ist. Voraussetzung fiir den Erhalt des Gutscheins
ist ein Beratungsgesprach, in dem das Vorliegen der Voraussetzungen gepriift wird und bis zu drei
Weiterbildungsanbieter auf dem Gutschein benannt werden, bei denen die MaBnahme durchgefiihrt
werden kann. Fiir das Beratungsgesprach erhalt die Beratungseinrichtung eine Vergiitung von 30
Euro, der Gutschein wird ausgestellt, beim Bildungsanbieter eingereicht und von diesem beim Bun-
desinstitut fir Berufshildung, das als Projekttrager fungiert, eingelést. Der Weiterbildungsanbieter
muss durch eines der gangigen Verfahren zertifiziert sein. Nach Uberpriifung wird der mit dem Gut-
schein verbundene Anteil von 50 % der Weiterbildungskosten, hochstens jedoch ein Betrag von 500

Euro erstattet.

Der durchschnittliche Gutscheinwert betrug in den vergangenen Jahren etwas tiber 300 Euro, sodass
allein das Pflicht-Beratungsgesprach Kosten von annahernd 10 % der durchschnittlichen MaBnah-
mekosten verursacht. Die weitere Verwaltung diirfte noch einmal rund 10 bis 15 % kosten.130 D.h.
die Verwaltungskosten liegen hier bei 20 bis 25 %, wobei — im Vergleich zu einem Kinderbetreu-
ungsgutschein — zu berticksichtigen ist, dass der Aufwand im Verhaltnis zum Ausgabenbetrag dort

geringer sein diirfte, da der Wert des einzelnen Gutscheins hoher sein diirfte.

Das Bildungs- und Teilhabepaket, durch das Kinder von Familien im Hartz IV-Bezug eine staatliche
Forderung fir schulnahe Leistungen erhalten kdnnen (Erstattung der Kosten von Klassenfahrten,
der Beitrage fiir Sportvereine und Musikunterricht, Mittagessen in Schule und Kita, Nachhilfe) sieht
ebenfalls eine Einzelfallpriifung vor. Nach Angaben des zweiten Evaluationsberichts zum Bildungs-
und Teilhabepaket (BMAS 2015b) belaufen sich die mit der Uberpriifung der Anspruchsberechti-
gung, der Ausstellung der Bescheide und der Abrechnung verbundenen Kosten bei den Leistungs-
stellen auf 136 Mio. Euro. Hinzu kommen Kosten von 46,6 Mio. Euro bei den Leistungsanbietern
(inkl. Schul- und Kita-Verwaltungen), d.h. den Nachhilfeinstituten, den Caterern bzw. Schulen und
Kindertageseinrichtungen etc. Die Kosten fiir die Leistungsberechtigten werden auf 12,2 Mio. Euro
geschatzt. D.h. die administrativen Gesamtkosten belaufen sich auf rund 195 Mio. Euro.

Bei allen drei Gruppen von Beteiligten (Leistungsberechtigte, Leistungsanbieter und Leistungsstel-
len) entsteht administrativer Aufwand, der sich erheblich voneinander unterscheidet. So belaufen
sich die Bearbeitungskosten je Fall und Jahr bei den Leistungsanbietern in Abhangigkeit von der
Bearbeitungsdauer auf 4,71 Euro bis 45,63 Euro, wobei insbesondere der Abrechnungsaufwand
erheblich variiert.

130 gibt zur Bildungspramie keine offiziellen Daten zu den Verwaltungskosten, eine , pi-mal-Daumen”-Hochrechnung der

ungeféhren Verwaltungskosten durch den Verfasser der vorliegenden Studie, die den oben genannten GréBenordnung
entsprach, wurde nicht dementiert.
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Bei den Leistungsstellen differieren die Kosten je Fall und Jahr zwischen 17,16 Euro fiir den Schul-
bedarf und 70,37 Euro fiir die Mittagsverpflegung. Ersteres entspricht einem Anteil von 17 % an
den Kosten der durchschnittlich bewilligten Leistungen, wobei zu berlicksichtigen ist, dass es sich

dabei um ein pauschaliertes und somit vergleichsweise einfaches Verfahren handelt.

Selbst wenn man nur die reinen Verwaltungskosten der 6ffentlichen Hand von 136 Mio. Euro zu-
grunde legt, sind dies im Verhaltnis zu den Gesamtausgaben von 531 Mio. Euro (2014) tber 25 %;
legt man die gesamten Verwaltungskosten von 195 Mio. Euro zugrunde, sind es gar 37 %. Die
Verwaltungskosten sind umso hoher, je kleinteiliger das Priifverfahren und je geringer der ausge-

schiittete Durchschnittsbetrag ist.

Ein anderes Leistungsgesetz im Bildungsbereich ist das BAf6G. Angesichts der relativ groBen Be-
trage — der Bescheid wird in der Regel fiir zwolf Monate ausgestellt, und die durchschnittliche mo-
natliche Férderung lag im Jahr 2014 bei knapp 440 Euro (iiber alle Gruppen von Geférderten) — sind
die Verwaltungskosten geringer als bei den vorhergehenden Beispielen. Laut 20. Bericht nach § 35
BAf6G (2014) belaufen sich die Verwaltungskosten fiir die Darlehensverwaltung auf 2,3 %, aller-
dings ohne die Kosten der Bundeskasse. Die allgemeinen Verwaltungskosten, z.B. bei den BAf6G-
Amtern der Studentenwerke, liegen insgesamt in einer GroBenordnung von rund 100 Mio. Euro pro
Jahr131, In Relation zu den Ausgaben fiir das BAf6G der Studierenden von knapp 2,3 Mrd. Euro im
Jahr 2014 (Statistisches Bundesamt 2015b) entspricht dies einem Anteil von 4,3 %. Im Ergebnis
dirfte sich somit ein Gesamtanteil an den Verwaltungskosten von etwa 7 % ergeben, was allerdings
auch durch die teilweise Auszahlung als Darlehen bedingt ist. Andererseits sind die durchschnittli-
chen Verwaltungskosten dadurch vergleichsweise niedrig, dass es sich um eine einmalige jahrliche
Priifung und vergleichsweise hohe Durchschnittsforderbetrage — rund 5.300 Euro pro Jahr und ge-
forderter Person — handelt. Da der durchschnittliche Forderfall bei einem Geldleistungsgesetz im
friihkindlichen Bereich deutlich geringer sein diirfte, ist mit (ggf. erheblich) héheren Verwaltungs-

kosten zu rechnen.

Zusammenfassend ist daher eine ,abschlieBende”, allgemeingiiltige Einschatzung der mit einem

Leistungsgesetz verbundenen (Verwaltungs-) Kosten nicht moglich. Sie hangen ganz wesentlich davon

ab, wie hoch der durchschnittliche Férderbetrag ist und wie detailliert bzw. umfanglich die Einzelfall-

priifung ist. Geht man hypothetisch davon aus, dass einzelne Leistungsbescheide erstellt werden miis-

sen, d.h. Eltern einen differenziellen Forderanspruch haben, wie er oben unter Kapitel 5.3.3.1.1.1 dar-

gestellt wurde, und der damit verbundene Finanzierungsanspruch bei ca. 10 % der durchschnittlichen

Kosten eines Kinderbetreuungsplatzes von rund 8.000 Euro liegt, dann wiirden Verwaltungskosten, die

bei 10 % des Forderbetrags liegen, 80 Euro pro Kind und Jahr bedeuten. Bei etwa 3,5 Mio. Kindern, die

131 Auskunft von Herrn Bérsel vom Deutschen Studentenwerk (Email vom 8.4.2016).
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in Kinderbetreuung sind, ergabe sich ein Gesamtbetrag von 280 Mio. Euro, bei 50 Euro waren es 175

Mio. Euro.

Zu beachten ist dabei, dass dariiber hinaus auch die Eltern und die Kindertageseinrichtungen einen
hoheren Verwaltungsaufwand haben, dessen Umfang ansatzweise dem des Bildungs- und Teilhabepa-
kets entsprechen diirfte. D.h. er belauft sich auf 10 bis 50 Euro je Kind, abhangig davon, wie kompliziert

die Antrage bzw. die beizubringenden Belege und Abrechnungsanforderungen sind.

5.3.3.1.4 Zusammenfassung und Einschatzung

Ein Geldleistungsgesetz regelt den Forderungsanspruch, den Eltern im Hinblick auf eine héherwer-
tige, d.h. Uiber die Basisqualitat im Land bzw. der Einrichtung hinausgehende Qualitat der Kindertages-
betreuung haben. Es gibt zwei grundsatzliche Mdglichkeiten, diesen Anspruch zu konkretisieren: (1) Die
Eltern haben einen spezifischen Anspruch, der sich aus der Differenz zwischen den Kosten der ,, Basis-
qualitat” und den héheren Kosten fiir die hohere Qualitat ergibt, oder (2) es gibt eine pauschalierte

Iy

Regelung im Sinne eines , Qualitatsbonus'”, der einem (politisch) festgelegten Betrag entspricht.

Wahrend der zuerst genannte Ansatz mit einer hoheren Einzelfallgerechtigkeit, aber dafiir deutlich
hoheren Verwaltungskosten einhergeht, ist die pauschale Regelung verwaltungseffizienter, aber dafiir
mit erheblichen , Verwerfungen” bei den Tragern bzw. Einrichtungen und ggf. den Eltern verbunden,
je nachdem, wie die Einrichtungen die durch den Qualitatsbonus nicht gedeckten Kosten weiterleiten.
Es ist anzunehmen, dass die Trager selbst die qualitatssteigernden MaBnahmen nur realisieren kénnen,
wenn dies fiir sie kostendeckend maglich ist.

Die einzelfallgerechte Regelung ist mit erheblichen Verwaltungskosten verbunden, die bei bis zu
25 % der Gesamtausgaben liegen konnen, je nachdem, wie detailliert und kompliziert das Antrags-
bzw. Abrechnungsverfahren ausgestaltet wird und wie hoch die Mehrkosten fiir die Qualitatsverbesse-
rung durchschnittlich sind. Geht man von 50 Euro je Jahr und Kind aus, ein Betrag der nicht iibermaBig
hoch zu sein scheint, ergeben sich bei 3,5 Mio. Kindern in Kinderbetreuung Kosten von 175 Mio. Euro

p.a.

Die konkreten Effekte auf die Verbesserung der Qualitét in der Kindertagesbetreuung sind schwer
abschatzbar und hangen von der konkreten Umsetzung ab. Dies gilt gleichermalBen fiir die daraus re-
sultierende Verteilung der zusatzlichen Finanzmittel, da das Prinzip gilt ,,Money follows children®. D.h.
das Geld flieBt an die Einrichtungen, die eine hoherwertige Qualitat anbieten und nachgefragt werden.
Nur bei einem einzelfallgerechten Verfahren sind die Kindertageseinrichtungen bzw. Tagespflegeper-
sonen unabhangig von Bundesland oder Trager gleichberechtigt und haben die gleichen Chancen, vom
Modell zu profitieren. In einem pauschalierten Modell werden insbesondere Einrichtungen in den Lan-

dern beglinstigt, die bessere Ausgangsbedingungen haben, also z.B. vor Beginn des Qualitatsprozesses
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einen besseren Personalschlissel bzw. eine bessere Fachkraft-Kind-Relation hatten, da sie die erforder-

lichen MaBnahmen zu geringeren Kosten realisieren konnen.

Nicht einschatzbar ist, wie die Lander auf dieses Modell reagieren wiirden, da die Verteilungseffekte
einer Bundesfinanzierung auf die einzelnen Lander ex-ante nur schwer abschatzbar sind. Es liegt jedoch
die Vermutung nahe, dass sie eine klare und an beeinflussbaren Kriterien ausgerichtete Verteilung der
zusatzlichen Bundesmittel bevorzugen.

5.3.3.2 Familienkassen

5.3.3.2.1 Ansatz und Umsetzungsmaglichkeiten

Die Familienkassen sind fiir die Bearbeitung der Kindergeld- und Kindergeldzuschlagsantrage und
die entsprechenden Auszahlungen zustandig und entweder bei der Bundesagentur fiir Arbeit — fiir nicht
im o6ffentlichen Dienst beschaftigte Eltern — oder bei 6ffentlich-rechtlichen Arbeitgebern — fiir die im
offentlichen Dienst Beschaftigten — angesiedelt. 87 % der Antrage werden iiber die Familienkassen der

Bundesagentur und 13 % (iber die 6ffentlichen Arbeitgeber abgewickelt.

Da ein Kindergeldanspruch grundsétzlich fiir alle Kinder bis zum vollendeten 18. Lebensjahr und
dariiber hinaus bis zum vollendeten 25. Lebensjahr besteht, sofern das Kind in einer Ausbildung ist
(§ 31f EStG), sind implizit auch alle Kinder, die in einer Kindertageseinrichtung oder in Tagespflege

sind, bereits bei einer der Familienkassen bzw. den 6ffentlichen Arbeitgebern erfasst.

Insofern erscheint es naheliegend, die Familienkassen mit der Zustandigkeit eines ggf. beschlosse-
nen Geldleistungsgesetzes zu beauftragen. Dadurch wiirde die doppelte Erfassung der Kinder bzw. ihrer
Eltern vermieden werden. Allerdings handelt es sich um eine véllig neue Aufgabenstellung fiir die Fa-
milienkassen, deren Regelungen sich erheblich von denen zum Kindergeldbezug des Bundeskindergeld-
gesetzes bzw. des Einkommensteuergesetzes unterscheiden, sodass es dartiber hinaus keine Effizienz-
gewinne gabe, sofern die Forderung nicht mit dem Kindergeldbezug verkniipft wiirde.

Wie auch beim (gesonderten) Geldleistungsgesetz weiter vorne stellt sich die Frage, ob die mit der
besseren Qualitat der Kindertagesbetreuung verbundenen Kosten bezogen auf den Einzelfall oder pau-
schaliert Gibernommen werden sollen. Als dritte Option ist eine Kindergelderhohung denkbar, die die
Kosten hoherwertigerer Qualitat der Kindertagesbetreuung abdeckt.

5.3.3.2.2 Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwéchen der Familienkasse

Bei der Frage, ob die Familienkassen fiir die Umsetzung des Geldleistungsgesetzes verantwortlich
zeichnen sollen, handelt es sich vor allem um eine technische und weniger inhaltliche Frage. Lediglich

eine Abwicklung Uber das Kindergeld wiirde eine ,eigenstandige” inhaltliche Qualitat begriinden. In
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diesem Fall ware aber lediglich eine pauschale Erhéhung des Kindergeldes fiir Kinder in Kindertages-
betreuung bzw. im Alter von null Jahren bis zum Schuleintritt oder auch null- bis dreijahrige Kinder mit

einem strukturellen Unterschied gegentiber dem in Kapitel 5.3.3.1 beschriebenen Ansatz verbunden.

Der wesentliche Vorteil einer Realisierung des Geldleistungsgesetzes (iber die Familienkasse be-
stiinde daher in den etwas geringeren administrativen Kosten, die dadurch resultieren, dass eine Dop-
pelerfassung des einzelnen Kindes entbehrlich wiirde. Gleichwohl ware aber ein Vermerk erforderlich,
dass das Kind eine Kindertageseinrichtung besucht oder in Kindertagespflege ist und sich dadurch ein
Anspruch auf erhéhte Auszahlungen des Kindergelds bzw. die Ausstellung eines Gutscheins ergibt. Alle

anderen Aspekte sind mit den vorgenannten Ausfiihrungen identisch.

5.3.3.2.3 Kosten der Umsetzung

Wie sich aus den Ausfiihrungen im vorhergehenden Abschnitt ergibt, sind die Unterschiede hinsicht-
lich der Verwaltungskosten in den Fallen marginal, in denen die Familienkassen die Ausstellung bzw.
Administration der Kinderbetreuungsgutscheine tibernehmen sollen. Lediglich eine pauschalierte Auf-
stockung des Kindergeldes ware administrativ vorteilhaft iber die Familienkassen zu realisieren. Dies
ware aber mit hohen Streuwirkungen verbunden, da die Eltern das zusatzliche ,Kindergeld” nicht zur
Nachfrage hoherwertigerer Qualitat der Kindertagesbetreuung einsetzen missten, d.h. es ware keine

Zweckbindung der Mittel moglich.

5.3.3.2.4 Zusammenfassung und Einschatzung

Im Ergebnis hat der Riickgriff auf die Familienkasse allenfalls marginale administrative Vorteile ge-
geniiber einer eigenstandigen Administration. Die Beurteilung der Frage, ob eine Kindertageseinrich-
tung die qualitativen Voraussetzungen fiir eine Erstattung der héheren Kosten nach dem Geldleistungs-
gesetz erfillt, ist fir die Familienkassen wesensfremd und erfordert grundsatzlich eine entsprechende
Schulung. Vor diesem Hintergrund erscheint eher eine Losung Uber die Administration des Bildungs-
und Teilhabepakets angezeigt, da hier zumindest Erfahrung mit Einzelfallpriifungen sowie Bildungsleis-

tungen besteht.
5.3.3.3  Absetzung der Kosten hoherwertiger Kinderbetreuung als Sonderausgaben im EStG

5.3.3.3.1 Ansatz und Umsetzungsmaglichkeiten

In Kapitel 5.2.2.3 war ausgefiihrt worden, dass Kinderbetreuungskosten im Rahmen des EStG als
Sonderausgaben im Umfang von zwei Drittel der zusatzlichen Kosten, héchstens bis zu einem Betrag
von 4.000 Euro steuermindernd geltend gemacht werden konnen. Diese Regelung fiihrt bereits heute
dazu, dass Eltern die Kosten hochwertiger Kinderbetreuung geltend machen konnen, sofern sie sich in

den Elternbeitragen widerspiegeln, und, sofern sie ein Einkommen haben, das zu einer Steuerzahlung
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fihrt, einen Teil der Kosten lber das Finanzamt riickerstattet bekommen. Gleichzeitig wiirde diese Re-
gelung unmittelbar auch bedeuten, dass die Eltern Mehrkosten, die durch einen qualitatssteigernden
Prozess entstehen, steuerlich geltend machen konnen, sofern diese zu héheren Elternbeitragen fiihren
und die Gesamtkosten den Hochstbetrag von 6.000 Euro, der zu zwei Drittel geltend gemacht werden

kann, noch nicht erreicht haben.

Davon unabhangig bzw. dartiber hinaus ware es prinzipiell denkbar, diese Regelung dadurch zu
erganzen, dass der maximale Absetzbetrag sich aus zwei Komponenten, einmal fiir die Kinderbetreu-

ung generell, sowie zum anderen, fiir hdherwertige Kindertagesbetreuung, zusammensetzt.

5.3.3.3.2 Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwachen der Absetzung von Kosten im EStG

Der wesentliche Vorteil dieser Regelung ware, dass lediglich das Einkommensteuergesetz entspre-
chend modifiziert werden miisste. Es ware z.B. zu regeln, unter welchen Voraussetzungen und ggf. im
Rahmen welcher Obergrenzen die Kosten fiir eine Kindertageseinrichtung (iber die reine Nutzung hin-
aus steuerlich geltend gemacht werden konnen. Die damit verbundenen Anforderungen unterscheiden

sich prinzipiell nicht von denen des Geldleistungsgesetzes.

Einschrankend ist anzufiihren, dass die Priifung, ob eine Einrichtung die Voraussetzungen fiir die
Forderung hochwertiger Kindertagesbetreuung erfiillt, fiir die Finanzémter wesensfremd ist, d.h. es
ware auf allgemeine Zertifikate zurlickzugreifen; allerdings ist auch dies kein wesentlicher Unterschied

gegeniiber dem Geldleistungsgesetz.

Kritisch ist zu sehen, dass die Eltern die mit der besseren Qualitat verbundenen héheren Kosten
zunachst vorfinanzieren missten und anschlieBend im Umfang ihres personlichen Grenzsteuersatzes
von der Steuerminderung profitieren wiirden. D.h. Eltern mit einem hoheren Einkommen wiirden — bei
gleichhohen Mehrkosten — eine héhere Entlastung erhalten als Eltern mit einem geringeren Einkom-
men; ein Teil der Eltern wiirde nicht begiinstigt, da sie keine Steuern zahlen. Somit waren die Netto-
Mehrkosten fiir Eltern mit einem héheren Einkommen geringer als fiir Eltern mit einem geringeren Ein-
kommen, wahrend Eltern, die aufgrund des geringen Einkommens keine Einkommensteuer zahlen, die
gesamten Kosten selbst tragen missten. In diesem Fall kénnte jedoch eine Kombination mit dem Bil-
dungs- und Teilhabepaket angedacht werden.

Aus Sicht des Bundes kdénnte als Vorteil angesehen werden, dass die Lander und Kommunen (iber
ihren Anteil am Einkommensteueraufkommen an den Mehrkosten beteiligt wiirden. Gleichzeitig konnte
dies umgekehrt ein Argument sein, dass aus Sicht von Landern und Kommunen gegen diesen Ansatz
spricht.
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Ein weiterer Nachteil kdnnte darin gesehen werden, dass im Einzelfall kaum zu differenzieren sein
dirfte, welche Anteil der geltend gemachten Kosten durch die ,reine” Nutzung und welcher durch die

Kosten hoherer Qualitat entstanden ist.

5.3.3.3.3 Kosten der Umsetzung

Die Mehrkosten einer Regelung uber die Einkommensteuer waren vergleichsweise gering, da die
Priifung durch die Finanzverwaltung im Rahmen der Priifung der Steuererklarungen erfolgen wiirde

und der Aufbau einer gesonderten Administration entbehrlich wiirde.

5.3.3.3.4 Zusammenfassung und Einschatzung

Die Forderung einer héherwertigen Qualitat der Kindertagesbetreuung durch eine Ergéanzung der
bereits bestehenden Regelungen zur Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten im Rahmen der Ein-
kommensteuer hat einerseits den besonderen Vorteil, dass sie durch vergleichsweise geringe Verande-
rungen bestehender Regelungen umgesetzt werden kénnte. D.h. § 35 EStG ware dahingehend zu an-
dern, dass der maximale Absetzbetrag erhéht werden und sich zum Teil auf die Kosten besserer Qualitat
beziehen miisste. Die wesentlichen Nachteile ergeben sich durch die progressive Besteuerung, durch
die Familien mit einem héheren Einkommen eine hohere Entlastung erhalten als Eltern mit einem ge-
ringeren Einkommen. Fir Familien, deren Einkommen so gering ist, dass sie keine Einkommensteuer
zahlen, misste eine Komplementarregelung geschaffen werden. Dies kdnnte iiber die Administration

des Bildungs- und Teilhabepakets erfolgen.

5.3.3.4 Ubergreifende Einschétzung

In diesem Kapitel wurden drei Ansatze zur Finanzierung einer héherwertigen Qualitat der Kinderta-
gesbetreuung uber die Eltern bzw. Kinder diskutiert, ein Geldleistungsgesetz verbunden mit einem Kita-
Gutschein, die Verkniipfung der Férderung mit dem (iber die Familienkassen administrierten Kindergeld
sowie die Ausweitung des betreuungsbedingten Sonderausgabenabzugs nach § 35 EStG. In allen Féllen
stellt sich grundsatzlich die Frage, ob die Kosten des Einzelfalles finanziert oder eine pauschalierte For-
derung angestrebt werden soll. Eine pauschale Regelung hatte den Vorteil geringer Administrations-
kosten und den Nachteil einer ungenauen Wirkung im Hinblick auf die Verbesserung der Qualitat der
Kindertagesbetreuung. Es ist mit hohen Mitnahmeeffekten zu rechnen. Umgekehrt besteht der Vorteil
von Einzelfallpriifungen darin, dass nur die qualitatsbedingten Mehrkosten berticksichtigt und geférdert

wirden, was allerdings mit hohen Kosten fiir die Administration der Regelungen einhergeht.

Mit Blick auf den betreuungsbedingten Sonderausgabenabzug nach § 35 EStG ist zu berticksichti-
gen, dass diese Regelung unmittelbar bei Eltern greifen wiirde, die den Héchstbetrag noch nicht aus-
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geschopft haben. Da allerdings nur diese Gruppen von Eltern dadurch erreicht wiirden, waren ergan-
zende Regelungen entweder durch eine Erhdhung des Maximalbetrages sowie — zur Erreichung von
Eltern, die einkommensbedingt keine Einkommensteuer zahlen — z.B. tiber das Bildungs- und Teilhabe-
paket vorzusehen, das allerdings grundsatzlich nur fiir Familien gedacht ist, die Hartz IV-Leistungen
erhalten.

Zusammenfassend sprechen entweder die hohen Mitnahmeeffekte bzw. die geringe Effektivitat im
Hinblick auf die Initiierung von qualitdtssteigernden Prozessen oder die hohen Anforderungen an die

Administration sowie die damit verbundenen hohen Kosten gegen die hier diskutierten Regelungen.

5.3.4 Ansatze zur Generierung zusatzlicher Finanzmittel

In den vorhergehenden Abschnitten dieses Kapitels ging es insbesondere darum, auf welchen We-
gen die Mittel, die der Bund zusatzlich zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung bereitstellt, an die
Lander verteilt werden kénnen. In diesem Kapitel wird erganzend der Frage nachgegangen, wie diese
zusatzlichen Mittel generiert werden kénnen, sofern es nicht méglich sein sollte, diese allein bzw. in
vollem Umfang aus dem laufenden Bundeshaushalt zu finanzieren. Im Folgenden werden zwei Optio-
nen zur Generierung zusatzlicher Finanzmittel betrachtet, ein Bildungs-Soli und ein Education Invest-
ment Fund.

5.3.4.1 Einfiihrung eines ,Bildungs-Soli”

5.3.4.1.1 Ansatz und Umsetzungsmaglichkeiten

Geht man davon aus, dass die Finanzierung friihkindlicher, wie auch die anderer Bildungsausgaben
eine staatliche Aufgabe ist, die derzeitigen Einnahmen von Bund, Landern und Kommunen aber nicht
ausreichen, um in dem gewiinschten oder fiir erforderlich gehaltenen Umfang zusatzliche Mittel fiir das
Kinderbetreuungs- und Bildungssystem bereitzustellen, dann sind hohere Steuereinnahmen ein magli-
ches Instrument, um die gewiinschten zusatzlichen Einnahmen zu generieren. Der Vorteil eines Bil-
dungs-Soli, der wiederholt zur Finanzierung von zusatzlichen Bildungsinvestitionen vorgeschlagen
wurde, 132 wird darin gesehen, dass zusatzliche Steuereinnahmen zweckgebunden zur Finanzierung der
Bildung generiert werden. Auffallend ist, dass dieser Bildungssoli zwar wiederholt in Eckpunkte- oder

Wahlkampfpapieren gefordert wurde, selten aber Eingang in konkrete politische Handlungsabsichten

1325jehe u.a.: Wahlprogramm der SPD zur Bundestagswahl 2009 (SPD 2009); Griine wollen Ost-Soli in Bildungs-Soli um-
wandeln, Berliner Morgenpost vom 19.9.2008 — http://www.mopo.de/bildung-gruene-wollen-ost-soli-in--bildungs-soli--
umwandeln-19539542); ,,SPD, Griine und Linke pladieren fiir einen Bildungs-Soli” — Focus 10.6.2010 —
http:/iwww.focus.de/politik/weitere-meldungen/bildungsgipfel-spd-gruene-und-linke-plaedieren-fuer-bildungs-
soli_aid_517965.html).

255



gefunden hat.133 Explizit fiir den friihkindlichen Bereich wurde ein Bildungs-Soli von der SPD-Bundes-
tagsfraktion im Jahr 2010 (BT-Drs. 17/1973) ebenso gefordert wie aktuell von Wehrmann (2016).

Die (iber einen Bildungs-Soli mdglicherweise zu generierenden Einnahmen hangen insbesondere
von der zugrunde liegenden Steuer sowie der Hohe des Aufschlags darauf ab. Wiirde der Bildungs-Soli
z.B. auf die Einkommensteuer bezogen und ein Prozent betragen, beliefe sich das Einnahmevolumen,
basierend auf Einnahmen aus der Lohn- und Einkommensteuer von rund 210 Mrd. Euro im Jahr 2015
(BMF 2016b), aktuell auf 2,1 Mrd. Euro. Die SPD hat im Wahlkampfprogramm 2009 eine Begrenzung
des Bildungs-Soli auf zu versteuernde Einkommen von 125.000 Euro bzw. 250.000 bei Zusammenver-
anlagten vorgeschlagen (SPD 2009); in diesem Fall wéren die Einnahmen deutlich geringer.134 Uber
diese Eckpunkte hinaus scheint das Konzept eines Bildungssoli, soweit ersichtlich, nicht diskutiert wor-

den zu sein.

Grundlegend ist, dass ein Bildungs-Soli durch ein Bundesgesetz beschlossen werden miisste und die
Einnahmen daraus ausschlieBlich dem Bund zuflieBen (Meyer 2012), wie dies vom Grundsatz her auch
beim Solidaritatszuschlag der Fall ist, d.h. es musste sich um eine spezielle, erganzende Abgabe han-
deln. Auch nach Wieland (2016) ware der Bund berechtigt, eine Erganzungsabgabe (,,Solidaritatszu-
schlag”) zu erheben, dessen Einnahmen ihm zuflieBen wiirden. Er verweist aber auch darauf, dass Art.
106 Abs. 1 Nr. 6 GG dem Bund keine Ausgabenkompetenz hinsichtlich der Kosten der Kinderbetreuung
einrdume. Letzteres ist aber eine grundsatzliche Herausforderung bzw. Einschrankung der gesamten

Diskussion, die tiberwunden werden miisste.

5.3.4.1.2 Vor- und Nachteile bzw. Starken und Schwachen eines Bildungs-Soli

Gelingt es, den Bildungs-Soli tatsachlich als zweckgebundene Einnahme fiir Kinderbetreuungs- oder
Bildungsausgaben zu etablieren, ware dies ein wesentlicher Vorteil. Es ist aber darauf hinzuweisen,
dass dies dem in den Haushaltsgrundsatzen genannten sog. Non-Affektationsprinzip widerspricht, wo-
nach die 6ffentlichen Einnahmen grundsatzlich allen Ausgabenzwecken gleichermaBen zur Verfiigung
stehen sollen (Briimmerhoff/Biittner 2015). Allerdings ist dieses Prinzip bereits vereinzelt, so z.B. bei
der Mineraldlsteuer, durchbrochen und insbesondere im Kontext von Umweltabgaben wiederholt dis-
kutiert worden. Das Bundesverfassungsgericht hat in verschiedenen Entscheidungen festgehalten, dass
der Bund nicht in die Verteilung der Ertragshoheit von Bund, Landern und Kommunen eingreifen diirfe.
Er kdnne aber Sonderabgaben erheben, wenn sie fiir bestimmte Finanzierungs- oder Lenkungszwecke

vorgesehen sind, wobei die Gruppen der Abgabenpflichtigen und Ausgabenempfénger einigermal3en

133 Als Ausnahme ist der Koalitionsvertrag der rot-griinen Landesregierung in Nordrhein-Westfalen fir die vergangene Le-
gislaturperiode zu nennen, in dem vereinbart wurde, sich fir einen Bildungssoli auf Bundesebene einsetzen zu wollen
(SPD-Biindnis 90/Die Griinen 2010).

134 \yeitere Befiirworter eines Bildungs-Soli sind u.a. Anbuhl/Habeck (2011) sowie die Schulkommission der Heinrich-B6ll-
Stiftung (2008).
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homogen sein miissen und die Ausgaben miissen einer gruppenniitzigen Verwendung zugefiihrt wer-
den (Zimmermann/Henke/Broer 2012). Diese Griinde legen eine gewisse Zuriickhaltung bezliglich der
Einflihrung eines Bildungs-Soli nahe. Dies konnte einer der Griinde sein, warum das Konzept jenseits
allgemeiner politischer Forderungen wenig Aufmerksamkeit oder gar (, ernsthafte”) Implementations-

vorbereitungen erfahren hat.

Ein weiterer Vorteil eines Bildungs-Soli kdnnte eine relativ groBe Unterstiitzung bzw. positive Reso-
nanz in der Bevélkerung sein. Im Rahmen eines zeitweilig vom Zentrum fiir empirische padagogische
Forschung der Universitat Koblenz-Landau durchgefiihrten Bildungsbarometers beflirworteten 55 %

der Befragten einen Bildung-Soli (ZEPF 2008), gut ein Viertel lehnte den Vorschlag ab.

Die Schwachen oder Nachteile des Modells hangen von den konkreten Umsetzungsmodalitaten ab.
So wiirde eine allgemeine Einfiihrung im Kontext der Lohn- und Einkommensteuer bedeuten, dass alle
Steuerpflichtigen entsprechend ihrer Steuerlast zur Zahlung der Abgabe verpflichtet waren; dies wiirde
somit auch Eltern von Kindern, die Kindertageseinrichtungen besuchen, betreffen und diese somit —
ohne eine gleichzeitige Abschaffung oder zumindest Reduktion der Elternbeitrage — weiter belasten.

Eine Begrenzung auf héhere Einkommensgruppen wiirde diesen Effekt zwar insoweit begrenzen,
als Eltern mit unteren oder mittleren Einkommen nicht zur Zahlung verpflichtet waren. Es ware aber
nicht ausgeschlossen, dass dennoch Eltern mit einem hohen Einkommen doppelt betroffen waren. Dar-
tber hinaus missen zur Erzielung eines ausreichenden Einnahmevolumens hohere Prozentsatze ange-
setzt werden. Unter politischen Uberlegungen ist auch zu beriicksichtigen, dass dieser Einkommensbe-
reichi.d.R. gut vernetzt ist und u.U. auf die Einfiihrung einer entsprechenden Regelung Einfluss nehmen

wiirde.

Es ist ferner zu bedenken, dass derzeit in der Bundesregierung keine Absicht zu erkennen ist, die
Steuern zu erhdhen. Es ist zumindest in Teilen der Bundesregierung eher von entgegenstehenden Inte-
ressen auszugehen.
5.3.4.1.3 Kosten eines Bildungs-Soli

Die Zusatzkosten eines Bildungs-Soli sind insofern vergleichsweise gering, als er iiber die Einkom-
men- und ggf. Kérperschaftsteuer entrichtet wiirde.
5.3.4.1.4 Zusammenfassung und Einschatzung

Unter Abwagung der wesentlichen Argumente ist davon auszugehen, dass die Einfiihrung eines
Bildungs-Soli derzeit keine politischen Mehrheiten finden wird. Auch die aufgezeigten Effekte legen

eine Zuriickhaltung nahe. Damit stellt sich aber die Frage nach einer Alternative.
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5.3.4.2 Education Investment Fund

Mit Blick auf die Beschaffung zusétzlicher Finanzmittel hat Dohmen (2015a, 2015b) ein Konzept fiir
einen Education Investment Fund entwickelt und vorgestellt. Grundlegend und Gbergreifend sind nach
seiner Einschatzung folgende Voraussetzungen bzw. Anforderungen an zusatzliche Finanzierungsquel-

len zu stellen:

— prinzipielle Fahigkeit, ein ausreichend hohes Finanzvolumen, mindestens im einstelligen Milliarden-
bereich zu generieren

— keine Erh6hung der 6ffentlichen Verschuldung'3>

— Vereinbarkeit mit den grundgesetzlichen Rahmenbedingungen

— Uberwindung des Auseinanderfallens von Kosten und fiskalischen Ertragen zwischen Bund, Landern

und Kommunen sowie moglichst auch die Einbeziehung der Sozialversicherungen.

Ein weiteres Kriterium konnten dariiber hinaus Anreize sein, die Bildung benachteiligter sozialer

Gruppen gezielt zu fordern.

Der nachfolgend skizzierte ,Education Investment Fund” erfiillt diese Anforderungen. Er wird durch
private Finanziers, insbesondere (Lebens-)Versicherungen, Stiftungen, Kapitalgesellschaften oder auch
Privatpersonen und andere Unternehmen, mit einem Budget ausgestattet, das fiir unterschiedliche In-
vestitionen in quantitative oder qualitative BildungsmaBnahmen genutzt werden kann. Die vier Bei-
spiele in der Abbildung 48 sind exemplarisch und nicht abschlieBend zu verstehen; auch der Anteilswert
von einem Drittel der fiskalischen Ertrage, die in den Fonds flieBen, ist nur beispielhaft zu verstehen.
Die Riickfliisse in den Fonds sind dadurch mdglich, dass der quantitative oder qualitative Ausbau in
einigen Jahren zu hoheren o6ffentlichen Einnahmen bzw. geringeren Ausgaben in den Sozialsystemen
fuhrt, wie mit Blick auf den friihkindlichen Bereich insbesondere auch die Berechnungen in Kapitel 4.4
zeigen. Zu diesen Einsparungen gehdren u.a. die Kinder- und Jugendhilfe (insbesondere Hilfen zur Er-
ziehung), Hartz IV, Wohngeld, Kosten der Kriminalitdt bzw. Strafvollzug, geringere Krankheitskosten
im Gesundheitswesen bzw. in den Sozialversicherungen etc.13¢ Sie ergeben sich vor allem durch die
bessere Bildung zugunsten von Personengruppen, die ansonsten keine oder eine zu geringe Grundqua-

lifikation erhalten wiirden, die ihnen eine nachhaltige Partizipation am Erwerbsleben ermdglicht.

135 pamit scheiden z.B. Bildungsanleihen als Finanzierungsoption aus. Diese kdnnte zwar aus Sicht der 6ffentlichen Hand
derzeit zu ausgesprochen geringen Zinsen ausgegeben werden, doch hingen Bildungsinvestitionen damit weiterhin aus-
schlieBlich von politischen Entscheidungen ab, die bisher nicht dazu gefiihrt haben, dass sie im erforderlichen Umfang
finanziert wurden. Ein Bildungsinvestitionsfonds konnte den Druck auf die politischen Entscheidungstrager erhéhen, hier
aktiv zu werden, da das Argument entfallen wiirde, es gebe keine Finanzmittel bzw. keinen finanzpolitischen Hand-
lungsspielraum.

136 den in diesem Abschnitt genannten fiskalischen Ertragen sind nur die Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen so-
wie die Einsparungen bei der Arbeitslosenversicherung beriicksichtigt. D.h. die tatséchlich zu erwartenden fiskalischen
Ertrage sind mit hoher Wahrscheinlichkeit noch hoher als hier ausgewiesen. Insofern sind die Werte nicht mit den in
Kapitel 4.4.2 ermittelten vergleichbar.
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Privat- (Lebens)- Kapital- (andere)
personen Versicherungen gesellschaften Untemehmen

Kita-/Bildungs-Investitionsfonds
(Education Investment Fund)

Finanzierung von Bildungs-
/QualifizierungsmaBnahmen

Hdhere Steuereinnahmen und
Sozialversicherungsbeitrage, geringere

Sozialausgaben etc. mE

Abbildung 48: Das Konzept des Education Investment Funds im Uberblick

Die Bereitschaft privater Finanziers, Geld in einen solchen Fonds zu investieren, hangt maBgeblich,
aber nicht ausschlieBlich, davon ab, wie hoch die zu erwartenden fiskalischen Ertrage bzw. Riickfliisse
in den Fonds sind und ab wann mit diesen Riickfliissen zu rechnen ist. Abbildung 48 zeigt, dass in
einigen Bereichen (z.B. friihkindlicher Bereich, Hochschule, Berufsorientierung) mit fiskalischen Rendi-
ten von 20 % und mehr zu rechnen ist, wahrend sie in anderen (z.B. im Schulbereich) nach den im
nachfolgenden Abschnitt dargestellten Berechnungen (siehe ausfihrlicher Dohmen 2015a) etwas ge-
ringer sind.'37 Gleichzeitig wird deutlich, dass der zeitliche Abstand zwischen den Investitionen und
den ersten Riickfliissen sehr unterschiedlich ist. Wahrend Berufsorientierung nach etwa drei bis finf
Jahren (u.U. sogar friiher) zu ersten spiirbaren Riickfliissen in die 6ffentlichen Haushalte fiihrt, ist in der

frihkindlichen Bildung allerfriihestens nach 15 bis 20 Jahren mit deutlichen Ertragen zu rechnen.138

137 Bei den Ganztagsschulen ist die relativ geringe Rendite allerdings maBgeblich durch den unterstellten Investitionszeit-
raum von zehn Jahren bedingt, (iber den faktisch alle investiven Ausgaben , abgeschrieben” wurden. Wiirde man einen
Iangeren Abschreibungszeitraum zugrunde legen, z.B. von 25 oder auch 40 Jahren, wiirden sich die fiskalischen Rendi-
ten deutlich erhéhen.

138p3 die Berechnungen weiter unten ausschlieBlich auf die fiskalischen Renditen i.e.S. abheben, ist davon auszugehen,
dass bereits zu einem friiheren Zeitpunkt mit ersten Riickfliissen bzw. Einsparungen zu rechnen ist, als hier ausgewie-
sen. So zahlen Auszubildende Sozialversicherungsbeitrige, und es werden zugleich Ausgaben fiir das Ubergangssystem
oder fiir Sozialleistungen eingespart. In diesen Féllen ist daher mit deutlich friiheren Riickfliissen zu rechnen. In anderen
Bereichen, Schule und Kindertageseinrichtungen, ist mit positiven Auswirkungen z.B. auf die Inanspruchnahme von Leis-
tungen im Bereich der Hilfen zur Erziehung zu rechnen; auch hier ist daher mit friiheren Ertrdgen zu rechnen.
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Da Anleger eine Tendenz zu eher kurzfristigen Anlagehorizonten haben, 39 wiirde dies bedeuten,
dass Berufsorientierung oder Hochschulbildung einen Vorteil gegeniiber anderen Bildungsbereichen
und insbesondere gegeniiber friihkindlichen Bildungsinvestitionen hatten. Die konkrete Ausgestaltung

bzw. Umsetzung des Fonds ist damit eine strategisch bedeutsame Entscheidung.

Es ist grundsatzlich mdglich, den Fonds so aufzusetzen, dass (1) konkrete EinzelmaBnahmen oder
(2) bestimmte Bildungsbereiche unterstiitzt werden oder aber (3) durch einen libergreifenden Fonds in
MaBnahmen in unterschiedlichen Bildungsbereichen investiert werden kann. Ersteres wiirde z.B. be-
deuten, dass in den Ausbau der Kindertagesstatte(n) in einer Kommune X investiert wird, wahrend (2)
grundsatzlich unterschiedliche MaBnahmen im friihkindlichen oder Hochschulbereich vorsieht. Die
dritte Option wiirde bedeuten, dass sowohl in frithkindliche als auch in hochschulische Vorhaben in-

vestiert wiirde. 140

Wahrend (1) und (2) den Anlegern ermdglichen wiirde, gezielt ihren unmittelbaren personlichen
Praferenzen zu folgen und entweder in bestimmte Projekte oder in unterschiedliche Bildungsbereiche
zu investieren, hatte (3) den Vorteil der Diversifikation, d.h. die Investitionen und damit auch die Ertrage
und Risiken sowie deren zeitlicher Anfall wiirden auf unterschiedliche MaBnahmen und/oder Bildungs-
bereiche verteilt. Hierdurch wiirde sich einerseits das Risiko verringern, andererseits verteilen sich auch
die Ruckfliisse gleichmaBiger tber die Zeit, und es konnte zu einer , giinstigeren” Verteilung der Gelder
tber alle Bildungsbereiche kommen.141 Denkbar — und vermutlich fiir den Beginn vorteilhaft — ist eine
kombinierte Strategie, die Investitionen in Einzelprojekte und bestimmte Bildungsbereiche ebenso er-

maoglicht wie Investitionen in unterschiedliche Bildungsbereiche.

Grundsatzlich soll der Fonds jedoch weniger in ausgewahlte Einzelvorhaben (Projekte) oder Indivi-
duen investieren als in grundlegendere MaBnahmen, d.h. den Ausbau der Hochschulen in einem Bun-
desland oder den friihkindlichen Bildungsbereich in einer bestimmten Kommune oder einem Bundes-
land. Hintergrund ist, dass die Finanzierung spezifischer EinzelmaBnahmen oder gar von Individuen zu
einer Selektion auf Basis der erwarteten Ertrage der EinzelmaBnahmen bzw. Individuen fiihren und
damit die ublichen Investitionsmuster nicht durchbrochen werden wiirden. Dies ist aber zur Generie-
rung hoher fiskalischer oder sozialer Bildungsrenditen erforderlich. Die Gesellschaft, wie insbesondere
auch die 6ffentliche Hand, hat hohere Ertrage, wenn die bisher vernachlassigten Gruppen mit schlech-

ten Bildungsleistungen besser erreicht werden (siehe z.B. auch Cunha et al. 2006). Es geht insofern um

139 m Bereich der s0g. Social Impact Bonds wird z.B. haufig iber einen Anlagehorizont von maximal acht Jahren berichtet.
In allen Bildungsbereichen erreichen die Investitionen die ermittelte Rendite erst ab bzw. nach diesem Zeitpunkt.

140 pariiber hinaus kénnte im Weiterbildungsbereich gezielt in bestimmte Personengruppen oder auch Individuen investiert
werden; dies gilt u.a. auch im Hochschulbereich.

141 Auf der anderen Seite verringern sich damit u.U. die Renditen gegeniiber spezifischen Investitionen in ertragreichere
Bildungsbereiche, in Anlehnung an die Berechnungen in Dohmen (2015a), z.B. in Hochschul- oder friihkindliche Bildung.
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eine kohortenorientierte bzw. systemische Férderung und nicht um ,kleine” EinzelmaBnahmen oder

gar Individuen.

Der Vorteil eines solchen privaten Education Investments Fonds ist, dass er auBerhalb der 6ffentli-
chen Haushalte gefiihrt wird und somit nicht Bestandteil der offentlichen Verschuldung ist, sondern
vielmehr dazu beitragt, dass sich die Lage der 6ffentlichen Haushalte sukzessive deutlich verbessert.
D.h. es kann auf der Systemebene investiert werden, was im Rahmen der 6ffentlichen Haushalte derzeit
nicht méglich ist, da Bildung nach wie vor nicht als Investition, sondern als Konsum angesehen wird
und die Schuldenbremse, unabhangig davon, in wenigen Jahren ein weiteres Ausgabenwachstum

bremst, sofern dieses nicht aus den laufenden Einnahmen gedeckt werden kann.

Ein weiterer Vorteil ist, dass das Auseinanderfallen von Kosten und Ertragen dadurch iiberwunden
werden kann, dass alle foderalen Ebenen sowie — idealiter — auch die Sozialversicherungen in die Refi-
nanzierung eingebunden werden und somit alle drei bzw. vier Ebenen den Fonds entsprechend ihren
Ertragen refinanzieren. Dies bedeutet zugleich, dass ein geringerer Anteil der Mehreinnahmen bzw.
Minderausgaben in den offentlichen Haushalten an den Fonds abgetreten werden muss, um eine be-
stimmte Rendite zu erzielen; alternativ wird der Fonds attraktiver fiir die Anleger.

Zudem stellt der Fonds eine Mdglichkeit dar, die kontraproduktiven, durch den Bildungsfoderalis-
mus bedingten Einschrankungen zu iberwinden, da nicht die Frage zu klaren ist, ob Bund, Lander
und/oder Kommunen die Bildungsinvestitionen finanzieren, sondern sie sich ,lediglich” dariiber ver-
standigen miissen, ob und in welchem Umfang sie ihre fiskalischen Ertrage an den Fonds abtreten und
sich somit an der Refinanzierung beteiligen. Grundsatzlich ist es auch maoglich, dass die Investitionen
durchgefiihrt werden, obwohl sich nur eine der féderalen Ebenen an der Refinanzierung beteiligt, vo-
rausgesetzt, die Rendite fiir den Fonds wird durch die Anleger als ausreichend hoch angesehen. Hierbei
konnen auch Aspekte der Corporate Social Responsibility oder der Verzicht auf (einen Teil der) person-

lichen Rendite eine Rolle spielen, wenn andere Vorstellungen erfiillt bzw. bedient werden.

Ein wesentlicher Nachteil gegeniiber einer Schulden- oder Anleihefinanzierung aus Sicht der 6ffent-
lichen Hand — und damit auch der Rechnungshofe — ist, dass die Teilung der fiskalischen Ertrage mit
dem Fonds letztlich eine hohere indirekte Verzinsung bedeutet. Allerdings besteht die Alternative we-
niger in der Wahl der Hohe der Verzinsung, als in der grundlegenden Frage, ob iiberhaupt in mehr und
bessere Bildung investiert werden kann oder nicht. Im Rahmen der 6ffentlichen Haushalte ist die Be-
reitstellung von zusatzlichen Mitteln fiir Bildungsinvestitionen vor dem Hintergrund der Effekte auf die
offentliche Verschuldung ebenso wenig zu erwarten wie angesichts der erforderlichen Mehrheiten in
den Parlamenten. Bildung besitzt — trotz aller Bemiihungen und Erfolge in den letzten Jahren — im
politischen Gesamtsystem nicht die Unterstiitzung bzw. Wertschatzung, die erforderlich ware, um die
Bildungsbudgets deutlich und nachhaltig zu erhéhen. Sollte der Fonds die Mittel fiir entsprechende
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Investitionen bereitstellen kdnnen, wachst der Druck auf die 6ffentliche Hand, die Investitionen auch
vorzunehmen.

Die Kosten der offentlichen Hand belaufen sich im Wesentlichen auf den prozentualen Anteil, der
von den offentlichen Einnahmen auf den Education Investment Fund entfallt. Dariiber hinaus fallen
Kosten der Verhandlung sowie der administrativen Umsetzung in den Finanzministerien an. Auch ist
von einem Aufwand zur mdglichst genauen Berechnung der fiskalischen Ertrdge auszugehen, die je-
doch méglicherweise dadurch reduziert werden kénnen, dass diese Aufgaben dem Fonds ibertragen

und somit nur die sorgféltige Kontrolle der Berechnungen erforderlich wird.

Der Education Investment Fund ist vermutlich keine kurzfristig zu realisierende Option, da die da-
hinter stehenden Uberlegungen noch relativ neuartig sind. Es sind verschiedene Hiirden zu tiberwinden.
Auch stellt sich gerade mit Blick auf die friinkindliche Bildung die Frage, ob und welche Gruppen von
Anlegern ein hinreichend langfristiges Investitionsinteresse haben und wie die fiskalischen Ertrage hin-
reichend eindeutig berechnet werden kénnen, um eine geniigend abgesicherte Grundlage fiir vertrag-
liche Vereinbarungen zwischen Bund und Landern auf der einen und dem Fonds auf der anderen Seite
zu schaffen.142

5.3.5 Ubergreifende Analyse und Vergleich der diskutierten Optionen

In den vorhergehenden Abschnitten dieses Kapitels wurden verschiedene Umsetzungsoptionen hin-
sichtlich einer Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung diskutiert. Grund-
legend waren drei unterschiedliche Gruppen von Instrumenten diskutiert worden: Instrumente zur Be-
reitstellung der Bundesmittel an die Lander und Gemeinden, Instrumente fiir die Finanzierung besserer
Qualitat der Kindertagesbetreuung (iber die Eltern und Kinder (Nachfrager) sowie Ansatze zur Generie-

rung zusatzlicher Finanzmittel.

Im ersten Teilabschnitt zur Frage, in welcher Form die Bundesmittel an die Lander gelangen kdnnen,
wurden eine modifizierte Umsatzsteuerverteilung, eine Stiftung, ein Kita-Fonds sowie ergénzend ein
Finanzierungsplafond mit Zielvereinbarung diskutiert. Die Vorteile eine Umsatzsteuerverteilung liegen
in der vergleichsweise einfachen Umsetzung zwischen Bund und Landern sowie in den bereits vorhan-
denen Erfahrungen mit diesem Instrumentarium. Als Nachteile sind zu sehen, dass eine Zweckbindung
der Mittel nicht sichergestellt ist und, sofern die Mittel zur Verbesserung der Qualitat im friihkindlichen
Bereich eingesetzt werden sollen, umféngliche Regelungen auf Landesebene zwischen Landern und
Kommunen notwendig werden. Da die Mittel zunachst, abgesehen von quasi automatischen Zuwei-

142 Andererseits ist auch darauf hinzuweisen, dass das Konzept der Social Impact Bonds, das eine partielle Ahnlichkeit mit
diesem Ansatz hat, bereits wiederholt in ersten Modellversuchen bzw. Beispielen implementiert wurde.
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sungen an die Kommunen im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs, ganz iberwiegend den Lan-
dern zuflieBen, erhéht sich der Finanzierungsanteil der Lander. Dies fiihrt entweder grundlegend zu
einer Erhéhung des Landeranteils an der Finanzierung der Kinderbetreuung oder erfordert eine (iber
andere Wege, d.h. etwa (ber die Schliisselzuweisungen erfolgende, bessere Finanzausstattung der
Kommunen, damit diese in die Lage versetzt werden, die hdheren Ausgaben fiir die Kinderbetreuung
tragen. Andernfalls ist nicht auszuschlieBen, dass zumindest ein Teil der Kommunen aufgrund der fi-

nanziellen Rahmenbedingungen Schwierigkeiten haben konnte, diesen Eigenbeitrag zu erbringen.

Darliber hinaus fiihrt die Orientierung der Umsatzsteuer an der (veredelten) Einwohnerzahl der Lan-
der dazu, dass es nur einen begrenzten Zusammenhang zum Kinderbetreuungssystem und seiner Fi-
nanzierung bzw. den Finanzierungserfordernissen im Rahmen der Qualitatsverbesserungsprozesse gibt.
Stattdessen korrelieren die Mehreinnahmen aus der Umsatzsteuer negativ mit den 6ffentlichen Kinder-

betreuungsausgaben je Einwohner/in.

Gleichwohl ist mit Blick auf die Stiftungs- oder Fondslosung festzuhalten, dass diese beiden Optio-
nen nur dann vorteilhaft sind, wenn sie einen anderen Verteilungsschliissel ermdglichen, der einerseits
einen engeren Zusammenhang zwischen der Verteilung der Bundesmittel auf die Lander und deren
finanziellem Engagement in der Kinderbetreuung, und andererseits die Zweckbindung der Mittel ge-
wahrleistet. Ersteres ist z.B. der Fall, wenn die Mittel anhand eines festgelegten Anteilswertes im Ver-
haltnis zu den (6ffentlichen) Kinderbetreuungsausgaben des Landes verteilt werden. Eine Zweckbin-
dung ist nur bei einer anteiligen Ko-Finanzierung der zusatzlichen, qualitatssteigernden MaBnahmen
quasi automatisch der Fall, bei einer proportionalen Anteilsfinanzierung sind erganzende Kontrollme-

chanismen erforderlich.

Diese beiden Griinde kénnen somit fiir eine andere Ldsung als iiber die Modifikation der Umsatz-
steuerverteilung sprechen. Zu berticksichtigen sind aber auch die mit der Errichtung einer Bundes-Stif-
tung oder eines Kita-Fonds verbundenen héheren administrativen Kosten, die sich aus der Finanzierung
einer eigenstandigen Struktur ergeben. Es ist aber zu bedenken, dass maglicherweise auch unabhangig
von der Errichtung neuer Administrationsstrukturen zusatzliche Personalstellen geschaffen werden
miissten, sofern die im Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend vorhandenen Per-
sonalkapazitaten ausgelastet sind. In diesem Fall halten sich die Mehrkosten voraussichtlich in engen
Grenzen. Der besondere Vorteil einer Stiftungs-Losung ist darin zu sehen, dass sie eine verfassungs-
rechtlich einwandfreie Realisierung einer Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Kindertages-

betreuung ermdglicht.

Mit Blick auf einen moglichst geringen Administrationsaufwand kénnte ein Finanzierungsplafonds
den Landern zur Verfiigung gestellt werden (, Ziehungsrechte®), in deren Rahmen sie unter bestimmten

Voraussetzungen, z.B. zur Verwendung fiir qualitatsverbessernde MaBnahmen, zur Ko-Finanzierung

263



mit eigenen Mitteln 0.A., weitgehend frei iiber die Bundesmittel verfiigen kénnten. Diese konkreten
MaBnahmen konnen z.B. in Zielvereinbarungen niedergelegt werden. Die Umsetzung konnte dann

etwa iber die Stiftung erfolgen.

Ein Geldleistungsgesetz, bei dem die Nachfrager beispielsweise einen Kita-Gutschein erhalten, ist
kompliziert und aufwandig in der Umsetzung. Es miissen von den Tragern einzuhaltende Qualitatsstan-
dards definiert und z.B. anhand einer Akkreditierung bzw. Zertifizierung nachgewiesen werden, ferner
muss bei den zusatzlichen, (iber das Geldleistungsgesetz zu finanzierenden Kosten deren Zusammen-
hang zur Verbesserung der Qualitat der Kindertagesbetreuung nachgewiesen werden konnen, da es
ansonsten zu Mitnahmeeffekten bei Einrichtungen kommen wird, die die Qualitatsstandards auch un-
abhéngig von einem Bundesqualitatsgesetz erfiillen. Einrichtungen in Landern bzw. Kommunen, die
die o6ffentlichen Mittel als Zuwendung bzw. Fehlbedarfsfinanzierung erhalten, werden nachweisen
missen, dass es sich bei den beantragten Mitteln nicht um die Kosten qualitatssteigernder MaBnah-
men, sondern um die Basisfinanzierung handelt etc. Auch wenn die Idee eines Geldleistungsgesetzes
oder Kita-Gutscheins analytisch interessant ist, so ist sie in der Praxis kaum umsetzbar.

Durch die Familienkassen kénnten die Kosten hoherer Qualitat der Kindertagesbetreuung im Rah-
men des Kindergeldes beriicksichtigt werden. Dieses wiirde aber entweder die konkrete Erstattung von
Mehrkosten im Rahmen des Kindergeldes und damit eine Einzelfallpriifung erfordern oder bedeuten,
dass keine zweckgebundene Mittelverwendung tberpriift werden kann. Mit Blick auf die erste Option
waren die Familienkassen mit einer Aufgabe betraut, fiir die sie bisher keine Erfahrungen mitbringen,
sodass sich kein Mehrwert gegentiber einer eigenstandigen Organisation ergibt. Im zweiten Fall waren
die Mitnahmeeffekte voraussichtlich relativ hoch, sodass dieser Ansatz bereits aus diesem Grund kri-

tisch zu sehen ist.

Eine Ausweitung der Berticksichtigung der betreuungsbedingten Sonderausgaben im Rahmen von
§ 35 EStG ist eine weitere, grundsatzlich mogliche Option. So kdnnte z.B. eine konkrete Regelung ge-
schaffen werden, wonach die Mehrkosten steuermindernd geltend gemacht werden kdonnen, die sich
aufgrund von qualitatssteigernden MaBnahmen ergeben. Allerdings besteht auch hier die Herausfor-
derung, wie die qualitatsbedingte hoheren Kosten von anderen Kosten abgegrenzt und tiberpriift wer-
den kénnen. Ferner ist zu bedenken, dass die Steuerrlickerstattung mit dem Einkommen korreliert, d.h.
dass die Nettokosten von Eltern mit einem hoheren Einkommen geringer sind als die von Eltern mit
einem niedrigeren Einkommen. Ferner miissen die Eltern in der Lage bzw. bereit sein, die qualitatsbe-
dingt hoheren Kosten zunachst selbst vorzufinanzieren. Da Eltern mit einem Einkommen unterhalb des
Grundfreibetrags keine Steuern zahlen, miisste fiir diese Teilgruppe eine alternative Losung gefunden
werden. Diese kénnte aber prinzipiell im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets geschaffen werden,

auch wenn dieses sich bisher ausschlieBlich auf Familien im Hartz IV-Bezug beschrankt.
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Eine weitere Frage betrifft die Beschaffung zusatzlicher Finanzmittel im System, da die Verbesserung
der Qualitat der friihkindlichen Bildung und Erziehung erhebliche zusatzliche Mittel erfordert, die —
insbesondere unter Beriicksichtigung der neben dem friihkindlichen Bereich anfallenden bzw. zu erwar-
tenden Mehrausgaben in anderen Bildungsbereichen, der Zuwanderung von Personen mit Fluchthin-
tergrund, 6ffentlicher Investitionen in die Infrastruktur etc. — in den 6ffentlichen Haushalten ggf. nicht

— oder nicht in hinreichendem Umfang — zur Verfiigung stehen.

Aus diesem Grund wurde zunachst ein Bildungs-Soli diskutiert, der zwar wiederholt in der Politik
und insbesondere in Parteiprogrammen gefordert wurde, bisher aber keinen nennenswerten Nieder-
schlag in praktischem politischem Handeln gefunden hat. Neben finanzverfassungsrechtlichen Beden-
ken (siehe hierzu das Gutachten von Wieland 2016) sprechen auch einige 6konomische Argumente fiir
Zuriickhaltung. Einerseits steht die Zielsetzung eines groBeren Einnahmenpotenzials im Widerspruch
mit der Begrenzung der Zahlungsverpflichteten, andererseits bestehen die Zahlungsverpflichteten mit
hoher Wahrscheinlichkeit zumindest in Teilen aus Eltern, deren Kinder gerade in Kindertagesbetreuung
sind. Sie wiirden daher doppelt belastet, einmal durch den Bildungs-Soli und zum anderen durch die
Elternbeitrage zur Kinderbetreuung; d.h. die Einfiihrung des Bildungs-Soli miisste mit einer Abschaffung
— oder zumindest Verringerung — der Elternbeitrage einhergehen, wodurch wiederum das Einnahme-

potenzial bzw. das zusatzlich zur Verfligung stehende Finanzvolumen begrenzt wiirde.

Alternativ wurde ein Education Investment Fund diskutiert, der, von privaten Finanziers (Versiche-
rungen, Stiftungen, Kapitalgesellschaften, aber auch Privatpersonen) mit einem Finanzvolumen ausge-
stattet, die qualitatssteigernden MaBnahmen im Kinderbetreuungssystem finanziert und im Gegenzug
an den fiskalischen Ertragen beteiligt wird. Die Hohe dieser Ertragspartizipation, z.B. 25 %, 33 % oder
50 %, ware zwischen Fonds und Finanzministerien auszuhandeln. Gelingt es, alle NutznieBer der In-
vestitionen in friihkindliche Bildung und Erziehung an der Ausschiittung eines Teils ihrer Ertrage zu
beteiligen, wéren auch die Sozialversicherungen, insbesondere die Bundesagentur fiir Arbeit, (indirekt)
an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligt. Ferner wiirden alle NutznieBer auch nur in dem
Umfang an den Fonds zahlen, in dem sie selbst fiskalische Ertrage erzielen. Gleichwohl ist auch dieses

Konzept vermutlich nicht fiir eine kurzfristige Umsetzung geeignet.
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6. Anhang

6.1 Erganzende Informationen zur Finanzierung der Kinderbetreuung in Deutschland

6.1.1 Finanzierung der Kindertagespflege

Die folgende Ubersicht gibt die Finanzierungsmodalitaten, wie sie in den Landerportraits beschrie-

ben wurden zur Finanzierung der Kindertagespflege wieder. Die zusammenfassende Darstellung war in
Kapitel 2.3.2 erfolgt.

Baden-
Wiirttemberg

Das Land fordert nach § 29 ¢ FAG die Betriebsausgaben der Kleinkindbetreuung nicht nur in
Kindertageseinrichtungen, sondern auch in Kindertagespflege. Das Land tragt unter Einbe-
ziehung der Bundesmittel zur Betriebskostenforderung 68 % der Betriebsausgaben. Die Zu-
weisungen an die Stadt- und Landkreise nach der Zahl der in ihrem Gebiet in Kindertages-
pflege betreuten unter Dreijahrigen und deren Betreuungsumfang belduft sich auf rund
51 Mio. Euro. Die Landkreise leiten die Zuweisungen unverziiglich anteilig an die nach § 5
LKJHG zu ortlichen Tragern bestimmten (derzeit zwei) kreisangeharigen Gemeinden weiter
(§ 29 c Abs. 3 zweitletzter Satz FAG).

Zudem fordert das Land die Vorbereitung, Qualifizierung und Fortbildung von Tagespflege-
personen nach der VwV Kindertagespflege mit 2,3 Mio. Euro im Jahr 2016. In § 8b KiTaG ist
die Forderung der Kindertagespflege geregelt: (1) Fiir die Férderung der Kindertagespflege
im Sinne dieses Gesetzes sind die Landkreise, die Stadtkreise und die nach § 5 Kinder- und
Jugendhilfegesetz fiir Baden-Wirttemberg zu ortlichen Tragern bestimmten kreisangehéri-
gen Gemeinden als ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zustandig. (2) Eine laufende
Geldleistung nach § 23 SGB VIII wird von den ortlichen Tragern der 6ffentlichen Jugendhilfe
an die Tagespflegeperson fiir ein von ihr betreutes Kind gewahrt, fiir das ein Betreuungsbe-
darf im Sinne von § 24 in Verbindung mit § 24 a SGB VIl festgestellt ist. MaBgebend hierfiir
sind die in den jeweils geltenden Empfehlungen des Landkreistags Baden-Wiirttemberg, des
Stadtetags Baden-Wiirttemberg sowie des Kommunalverbands fiir Jugend und Soziales Ba-
den-Wiirttemberg fiir die entsprechenden Betreuungszeiten festgesetzten Betrage. (3) Fir die
Betreuung von Kindern unter drei Jahren sind bei der Bemessung der Kostenbeteiligung der
Personensorgeberechtigten die Zuweisungen nach § 29 ¢ FAG zu berlicksichtigen. (4) Der
ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe hat fiir die in Kindertagespflege nach Absatz 2
auswarts betreuten Kinder unter drei Jahren einen Anspruch auf Kostenausgleich gegeniiber
dem ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, in dessen Bereich das Kind betreut wird,
in Hohe der fiir das Kind im laufenden Jahr gewahrten Zuweisung nach § 29 c FAG. Die ort-
lichen Trager der &ffentlichen Jugendhilfe kénnen eine von Satz 1 abweichende Regelung
vereinbaren.

Bayern

In Bayern zahlt der ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe ein Tagespflegeentgelt an die
Tagespflegepersonen (TPP). Kreisfreie Stadte bzw. Landkreise kdnnen sich beim Freistaat,
wiederum kindbezogen, mit einem einheitlichen Gewichtungsfaktor von 1,3 refinanzieren.
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Diese Forderung ist jedoch abhangig von weiteren Voraussetzungen, z.B. der Zahlung eines
Qualitatsbonus’ an die TPP.

Seit 1. Januar 2013 kann auch die GroBtagespflege optional wie eine Kindertageseinrichtung
finanziert werden. In diesem Fall erfolgt die Forderung analog wie z.B. beim Kindergarten,
allerdings mit einem einheitlichen Gewichtungsfaktor von 1,3. Anders als bei den Kinderta-
geseinrichtungen erfolgt die staatliche Forderung bei der GroBtagespflege unmittelbar an die
Gemeinde bzw. kreisfreie und kreisangehdrige Stadt, die ihrerseits an die GroBtagespflege
leistet. Daneben haben die Tagespflegepersonen Anspruch auf Tagespflegeentgelte vom Tra-
ger der offentlichen Jugendhilfe.

Berlin

Die Geldleistungen in der Kindertagespflege sind durch Ausfiihrungsvorschriften geregelt.
Die Auszahlung erfolgt durch die bei den Bezirken angesiedelten Jugendamter an die Tages-
pflegepersonen. Elternbeitrage sind Bestandteil dieser Zahlungen. Die Eltern zahlen direkt an
die Jugendamter. Die Kindertagespflege ist in das Gutscheinsystem eingebunden.

Bei der Kindertagespflege gibt es von den Kindertageseinrichtungen abweichende Betreu-
ungsumfénge. Kindertagespflege wird angeboten als 1. Halbtagsforderung bei einem Betreu-
ungsumfang von bis zu 100 Stunden monatlich, 2. Teilzeitférderung bei einem Betreuungs-
umfang von mehr als 100 bis hochstens 140 Stunden monatlich, 3. Ganztagsforderung bei
einem Betreuungsumfang von mehr als 140 bis hochstens 180 Stunden monatlich, 4. erwei-
terte Ganztagsforderung bei einem Betreuungsumfang von (iber 180 Stunden monatlich und
5. erganzende Kindertagespflege im Sinne von Absatz 4.

Brandenburg

In Brandenburg gibt es keine gesonderte Landesférderung fiir die Tagespflege, da sich die
Forderung des Landes nicht auf das konkrete Angebot bezieht, sondern der ortliche Trager
der offentlichen Jugendhilfe als Basiszuschuss einen Pauschalbetrag erhélt, der sich an der
Zahl der Kinder im Alter von bis zu 12 Jahren orientiert (siehe oben). Der ortliche Tréager ist
fir die Finanzierung der Kindertagespflege zustandig. In der Ausgestaltung der bundes- und
landesrechtlichen Regelungen ist der ortliche Trager frei.

Bremen

Auf Basis der Landesrichtlinie zur Férderung und Betreuung von Kindern durch Kindertages-
pflegepersonen und entsprechender Verwaltungsvorschriften wird im Land Bremen (Bremen
und Bremerhaven) eine Geldleistung zur Anerkennung der Férderleistung und eine Sachkos-
tenpauschale gezahlt.

Der Betrag zur Anerkennung der Férderleistung wird je Stunde und Kind gezahlt, die Hohe
ist abhangig von der Qualifikation der Tagespflegeperson. Die Sachkostenpauschale ist von
der Betreuungszeit und dem Betreuungsort (Haushalt der Eltern, Tagespflegeperson, extern
angemietete Raume) abhéngig.

Hamburg

Die Finanzierung der Kindertagespflege erfolgt in weiten Teilen nach ahnlichen Prinzipien,
wie die der Kindertageseinrichtungen. Die Vergiitung erfolgt auf der Grundlage des Nut-
zungsumfangs sowie der Qualifikation der Tagespflegeperson. Es gibt daneben eine Sach-
kostenpauschale sowie eine anteilige Erstattung von Vorsorgeaufwendungen (vgl. Hambur-
ger Kindertagespflegeverordnung143).

143 http://lwww.hamburg.de/fachinformationen/rechtliche-grundlagen/
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Hessen

Die Landesforderung fiir die Kindertagespflege wird an die értlichen Trager der 6ffentlichen
Jugendhilfe gewahrt. Sie erfolgt, wie auch die Finanzierung der Kindertageseinrichtungen, in
Form von Festbetragen, die sich nach der wochentlichen Nutzungsdauer richten (§ 32a
HKJGB). Die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe leiten die Mittel an die Tagespfle-
gepersonen weiter oder rechnen sie, bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen, auf
die von ihnen gewahrte laufende Geldleistung an. Die Betrage sind mit 1.200 bis 3.000 Euro
bei den unter Dreijahrigen bzw. 160 bis 220 Euro bei den Drei- bis Sechsjéhrigen niedriger
als bei den Kindertageseinrichtungen. Ferner gibt es keine Zuschlége fiir die o0.g. Faktoren,
d.h. die Teilnahme am Bildungs- und Erziehungsplan etc.

Mecklenburg-
Vorpommern

Die Forderung des Landes fiir Kinder in Kindertagespflege unterscheidet sich nicht von der in
Kindertageseinrichtungen.

Dartiber hinaus stellt das Land nach § 18 Abs. 5 KiféG M-V anteilig jahrlich 50.000 Euro fiir
Fort- und Weiterbildung der Tagespflegepersonen zur Verfiigung. Die Verteilung der Mittel
erfolgt nach VZA der belegten Plitze in Kindertagespflege.

Niedersachsen

Zurzeit bestehen Fordergrundsatze, nach denen die ortlichen Tréger der offentlichen Kinder-
und Jugendhilfe einen Zuschuss zu den geleisteten Betreuungsstunden pro Kindertagespfle-
geperson (erhohter Zuschuss fiir U3) und einen Zuschuss fiir die fachliche Beratung und Be-
gleitung sowie Fortbildung und Qualifizierung aller Kindertagespflegepersonen erhalten.
Diese Fordergrundsétze sollen zum kommenden Kindergartenjahr durch eine entsprechende
Forderrichtlinie abgeldst werden.

Nordrhein-
Westfalen

Das Land zahlt dem Jugendamt fiir jedes Kind bis zum Schuleintritt in der Kindertagespflege

einen jahrlichen Zuschuss von 758 Euro, soweit kein Zuschuss fiir die Betreuung in einer

Kindertageseinrichtung gewahrt wird. Voraussetzung ist eine Bestétigung des Jugendamtes,

dass die Tagespflegeperson

1. Uber eine Erlaubnis nach § 43 SGB VIII verfiigt, und

2. das Kind regelmaBig mindestens 15 Stunden pro Woche und langer als drei Monate
betreuen will, und

3. eine Qualifikation im Sinne von § 17 Abs. 2 KiBiz nachweisen kann, ggf. eine Zusatzqua-
lifikation fiir die Betreuung von Kindern mit Behinderung, und

4. fiir Ausfallzeiten der Tagespflegeperson eine gleichermalen geeignete Betreuung durch
transparente Regelung des Jugendamtes sichergestellt wird, und

5. die laufende Geldleistung nach § 23 Abs. 2 und Abs. 2a SGB VIII erfolgt.

Fiir die Regelung der dariiber hinaus bzw. weitergehenden Finanzierung ist das Jugendamt

bzw. die zustandige Kommune verantwortlich.

Rheinland-Pfalz

Es gibt in Rheinland-Pfalz dem Grunde nach keine Forderung der Kindertagespflege. Aller-
dings wird die Qualifizierung von Kindertagespfleger/innen gefdrdert. Eine geringe Férderung
gibt es insofern, als die am 31.12. eines Jahres betreuten Zweijéhrigen auch dann bei den
Bonuszahlungen (s.0.) berlicksichtigt werden, wenn sie in Kindertagespflege betreut werden.

Saarland

Die Jugendémter zahlen an die Tagespflegeperson bei einer ganztagigen Betreuung im Um-
fang von 35 Wochenstunden oder mehr je Kind 500 Euro im Monat. Davon iibernehmen die
Eltern 300 Euro (vergleichbar mit einem Krippenbeitrag) und das Land als Zuschuss an den
Kreis bzw. den Regionalverband Saarbriicken ebenfalls 100 Euro. Die Landesbeteiligung wird
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derzeit erst ab einer wochentlichen Betreuungszeit von 10 Stunden gewahrt und dann in
Hohe von 28,33 Euro pro Monat. Die Erhghung erfolgt in 5-Stunden-Stufen bis zur Hochst-
grenze von 35 Wochenstunden und 100 Euro. Die Finanzierung bei anderen Altersgruppen
liegt in der Verantwortung der Jugendamter.

Sachsen

Fiir Kinder in Kindertagespflege erhalt die Standortgemeinde den pauschalen, betreuungsar-
tunabhangigen Betriebskostenlandeszuschuss je (fiktiv) neun Stunden lang betreutem Kind
nach § 18 SéachsKitaG. Die Standortgemeinde schlieBt mit der Tagespflegeperson eine Finan-
zierungsvereinbarung ab (§ 14 Abs. 6 SachsKitaG). Die laufende Geldleistung an die Tages-
pflegeperson und weitere Kosten werden durch Elternbeitrag, Landeszuschuss und Gemein-
deanteil gedeckt. Der Elternbeitrag soll dem Elternbeitrag fiir einen altersentsprechenden
Einrichtungsplatz vergleichbar sein. Diese Regelungen gelten nur fiir Tagespflege nach § 3
Abs. 3 SachsKitaG, die die Gemeinde in eigener Verantwortung statt Kitaplatzen anbietet.
Vom ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe angebotene Tagespflege finanziert dieser
allein nach den Vorgaben des SGB VIII.

Sachsen-Anhalt

Die Tagespflege ist in § 6 KiF6G LSA geregelt. Die Landesfinanzierung an die ortlichen Trager
der 6ffentlichen Jugendhilfe differenziert nicht zwischen Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege, d.h. es werden auch hierfiir die 0.g. Pauschalbetrage gezahlt; dies gilt ent-
sprechend auch fiir die Zuweisungen der ortlichen Trager an die Gemeinden. Die Gemeinden
haben wie fiir die Kindertageseinrichtungen auch entsprechende Regelungen fiir die Tages-
pflege zu erlassen.

Schleswig- Das Land zahlt Zuschiisse nur fir die Betreuung bei Tagesmiittern in Festanstellung bei einem
Holstein Trager.
Thiiringen Die Finanzierung der Tagespflege im Verhaltnis zwischen dem Land und den Kommunen un-

terscheidet sich nicht von der der Kindertageseinrichtungen, da die Kinderbetreuung grund-

satzlich {iber den Kommunalen Finanzausgleich geregelt ist. Fiir die Regelungen und die Er-

bringung von Geldleistungen an die Tagespflegeperson sind daher die Jugendéamter zustan-

dig; allerdings wird die Hohe vom Land einheitlich festgesetzt. Die Hohe der landeseinheitlich

festgelegten Geldleistung stellt sich bei einer Ganztagsbetreuung von 9 Stunden pro Tag wie

folgt dar:

— Erstattung des Sachaufwandes 170 Euro pro Kind und Monat (bei Nachweis hoherer Kos-
ten wird iiber eine Offnungsklausel gewahrleistet, dass dieser erstattet wird),

— Betrag zur Anerkennung der Forderleistung 2,53 Euro je Kind und Stunde,

— die nachgewiesenen Aufwendungen zur Unfallversicherung,

— die halftige Erstattung der nachgewiesenen Aufwendungen zu einer angemessenen Al-
terssicherung und die halftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer ange-
messenen Kranken- und Pflegversicherung

Quelle: FiBS-Befragung zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Landern

Tabelle 25: Finanzierung der Kindertagespflege
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6.1.2 Interkommunale Finanzierungsregelungen

Erganzend zu Kapitel 2.3.3 fasst die folgende Tabelle die Ausfiihrungen aus den Landerportraits zur

Frage, welche interkommunalen Finanzierungsregelungen es gibt, zusammen:

Baden- Der interkommunale Kostenausgleich fiir auswartige Kinder in Kindertageseinrichtungen ist
Wiirttemberg in § 8a KiTaG geregelt. Die Standortgemeinde hat flir auswartige Kinder bis zum Schulein-
tritt in Kindertageseinrichtungen, die in die Bedarfsplanung aufgenommen sind, einen An-
spruch auf Kostenausgleich gegeniiber der Wohnsitzgemeinde des betreuten Kindes. Fir
jedes auswartige Kind unter drei Jahren errechnet sich der Kostenausgleich aus 75 % der
auf das auswartige Kind entfallenden Betriebskosten, abziiglich der sich entsprechend der
Betreuungszeit nach § 29 ¢ Abs. 2 FAG im Vorjahr ergebenden Zuweisung. Der Kostenaus-
gleich wird hochstens bis zu den der Standortgemeinde tatsachlich entstehenden Kosten
gewadhrt. Fiir jedes auswartige Kind vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schulein-
tritt errechnet sich der Kostenausgleich aus den 63 % der auf das auswartige Kind entfal-
lenden Betriebskosten abziiglich der sich entsprechend der Betreuungszeit nach § 29 b Abs.
2 FAG im Vorjahr ergebenden Zuweisung. Die Wohnsitzgemeinde und die Standortge-
meinde kénnen abweichende Regelungen vereinbaren.

Bayern Der Trager hat einen Forderungsanspruch gegen die Aufenthaltsgemeinde. Nimmt also eine
Einrichtung in einer Gemeinde Kinder aus einer anderen Gemeinde auf, hat sie einen ent-
sprechenden kindbezogenen Forderanspruch gegen die Wohnsitzgemeinde.

Berlin Innerhalb Berlins gibt es keine Ausgleichsregelungen, da es sich um einen Stadtstaat han-
delt; es gibt allerdings entsprechende Regelungen zwischen Berlin und Brandenburg, die im
Staatsvertrag geregelt sind.

Brandenburg Fiir die Betreuung von Kindern aus anderen Gemeinden bzw. Kreisen konnen diese einen
Kostenausgleich verlangen.

Bremen Nicht relevant, da Stadtstaat.

Hamburg In Hamburg bestehen nach der Hamburger Verfassung keine getrennten staatlichen und
kommunalen Strukturen.

Hessen Besucht ein Kind eine Tageseinrichtung mit Standort auBerhalb seiner Wohngemeinde, leis-
tet die Wohngemeinde der Standortgemeinde hierfiir einen angemessenen Kostenaus-
gleich. Dabei ist ein Drittel der Kosten als Elternbeitrage sowie die Landesforderung abzu-
ziehen (§ 28 HKJGB). Die Regelung zum Verfahren der Kostenberechnung gilt im Ubrigen,
soweit nicht auf ortlicher Ebene eine andere Vereinbarung besteht.

Mecklenburg- Bei Inanspruchnahme einer Kindertageseinrichtung oder einer Tagespflegeperson, die nicht
Vorpommern im Gebiet der Wohnsitzgemeinde liegt, hat die Wohnsitzgemeinde den gemeindlichen An-
teil der Kindertageseinrichtung oder der Tagespflegeperson zu {ibernehmen.

Nach § 22 KifdG M-V gilt bei Inanspruchnahme einer Kindertageseinrichtung oder Tages-
pflegeperson auBerhalb des Zustandigkeitshereichs des ortlichen Tragers der 6ffentlichen
Jugendhilfe, in dem das Kind seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat, der in der Vereinbarung
nach § 16 fiir die gewahlte Kindertageseinrichtung oder fiir die gewahlte Tagespflegeper-
son bestimmte Anteil des ortlichen Tragers der o6ffentlichen Jugendhilfe an der Finanzierung
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der Entgelte auch fiir den zustandigen ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe, in des-
sen Bereich das Kind seinen gewodhnlichen Aufenthalt hat. Die Finanzierungsbeteiligung ist
jedoch begrenzt auf den durchschnittlich entstehenden Entgeltanteil im eigenen Zustandig-
keitsbereich.

Niedersachsen

Es besteht keine Landesregelung zum interkommunalen Kostenausgleich. Die Arbeitsge-
meinschaft der kommunalen Spitzenverbande Niedersachsens und die Arbeitsgemeinschaft
der Jugendamter der Lander Niedersachsen und Bremen haben ,Gemeinsame Empfehlun-
gen (ber Ausgleichszahlungen fiir die Aufnahme gemeindefremder Kinder” herausgege-
ben. Eine Verbindlichkeit fiir die Anwendung dieser Empfehlungen besteht jedoch nicht.

Nordrhein-
Westfalen

In Nordrhein-Westfalen kann das Jugendamt der aufnehmenden Kommune einen Kosten-
ausgleich vom Wohnsitzjugendamt verlangen, wenn Kinder in einer Kindertageseinrichtung
betreut werden, die nicht im Jugendamtsbezirk des Wohnsitzes des Kindes liegt. Der Aus-
gleich betragt 40 % der Kindpauschale, sofern die Jugendédmter keine andere Vereinbarung
treffen (§21d KiBiz).

Rheinland-Pfalz

Fiir Belegplatze von Betrieben oder &ffentlichen Einrichtungen, die von Kindern mit einem
Wohnsitz in Rheinland-Pfalz auBerhalb des Jugendamtsbezirks genutzt werden, kann das
Jugendamt beim Land Zuweisungen zur Erstattung der von ihm anteilig getragenen Perso-
nalkosten beantragen. Es bestehen weitere interkommunale Regelungen, seien es z. B. Be-
teiligungen Uber Kreisumlage, bilaterale Vereinbarungen zur Beteiligung von Gemeinden
ohne eigene Tragerschaft einer Kita oder beziiglich der Ubernahme der Kosten fiir Gastkin-
der, tiber die das Land keine Kenntnisse hat.

Saarland Gesetzlich ist dies als direkter Ausgleich vorgesehen und méglich. Die meisten Kommunen
machen davon aufgrund der hohen Verwaltungskosten keinen Gebrauch.
Sachsen Die Wohngemeinde hat einen pauschalen monatlichen Gemeindeanteil fiir die Fremdbe-

treuung an die Betreuungsgemeinde zu zahlen. Die Hohe entspricht dem aktuellen landes-
durchschnittlichen Gemeindeanteil nach Betreuungsart und -zeit, festgelegt in § 3 Séchs-
KitaFinVO. AuBerdem ist, wenn ein Kind die Betreuungsgemeinde wechselt, der monatliche,
eingehende Landeszuschuss von der das Kind abgebenden Gemeinde an die neue Betreu-
ungsgemeinde weiterzureichen, solange, bis diese selbst den Landeszuschuss fiir das Kind
erhalt.

Sachsen-Anhalt

Nach § 12 c KiF6G konnen die betroffenen Kommunen eine Vereinbarung iiber die Kosten-
tragung schlieBen.

Schleswig- Nach §25a KiTaG Schleswig-Holstein hat die Standortgemeinde einen Anspruch auf Erstat-

Holstein tung der Kosten gegeniiber der Wohngemeinde, wenn ein Kind eine Kindertagesstétte au-
Berhalb seiner Wohngemeinde besucht und in der Wohngemeinde zum Zeitpunkt des ge-
wiinschten Aufnahmetermins kein bedarfsgerechter Platz zur Verfligung steht.

Thiringen Es gibt in Thiringen einen Kostenausgleich zwischen der Wohnsitz-Kommune und der Kom-

mune, in der die Kita besucht wird.

Quelle: FiBS-Befragung zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Landern

Tabelle 26: Interkommunale Finanzierungsregelungen
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6.1.3 Weiterleitung der Bundesmittel

Die folgende Ubersicht fasst — erganzend zu Kapitel 2.3.4 — die Ausfiihrungen der Landerportraits

zur Weiterleitung der Bundesmittel fiir die friihkindliche Bildung an Kommunen bzw. Trager zusammen:

Baden- Seit dem Jahr 2014 tragt das Land unter Einbeziehung der Bundesmittel zur Betriebskosten-
Wiirttemberg forderung 68 % der Betriebsausgaben der Kleinkindbetreuung (§ 29 ¢ FAG). Die Zuweisun-
gen fiir die Forderung der Kleinkindbetreuung an die Kommunen betragen nach den derzeit
vorlaufigen Zahlen im Jahr 2016 rund 724 Mio. Euro. Zuvor war in § 29 c Abs. 1 FAG die
Hohe des Jahreshetrags an Landesmitteln (Festbetrag) fir die Forderung der Kleinkindbe-
treuung geregelt, der sich um die auf das Land entfallenden Mittel des Bundes zur Betriebs-
kostenforderung erhéhte.

Die Umsetzung der Investitionsprogramme des Bundes zur ,,Kinderbetreuungsfinanzierung”
ist in der VwV Investitionen Kleinkindbetreuung geregelt. Zuwendungsempféanger ist bei
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen derjenige, der die Kosten der InvestitionsmaR-
nahme zu tragen hat. Zuschiisse fiir InvestitionsmaRnahmen kénnen bewilligt werden fiir
die Forderung 1. von Kindertageseinrichtungen an die a) Gemeinden, Zweckverbande und
offentlichen Trager der Jugendhilfe, b) Trager der freien Jugendhilfe im Sinne des § 75 SGB
VIII, ) Betriebe und sonstige Trager, 2. der Kindertagespflege an die a) o0.g. Trager oder
Tagespflegepersonen, wenn Kindertagespflege in anderen geeigneten Raumen nach Num-
mer 1.2 Buchstabe a der VwV Kindertagespflege angeboten wird, b) Tréger der freien Ju-
gendhilfe nach Nummer 2.4 VwV Kindertagespflege und c) Tagespflegepersonen, die Kin-
dertagespflege in ihrem Haushalt leisten.

Bayern Die vom Bund im Rahmen des Gesetzes zur Forderung von Kindern unter drei Jahren in
Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderférderungsgesetz — KifoG) fiir
den Ausbau der Betreuungsangebote fiir Kinder unter drei Jahren zur Verfiigung gestellten
Mittel in Hohe von rund 130 Mio. Euro p.a. werden in voller Héhe an die Kommunen wei-
tergegeben. Daneben wird ein Teil der Investitionskosten fiir neu geschaffene Platze fiir
unter Dreijahrige aus KifoG-Mitteln bestritten.

Berlin Bundesmittel erhalten kénnen die Kita-Eigenbetriebe des Landes Berlin und freie Trager der
Jugendhilfe bezogen auf den Platzausbau in Kindertageseinrichtungen sowie die Jugend-
amter der Bezirke fiir den Platzausbau in der o6ffentlich finanzierten Kindertagespflege.
Grundsatzlich handelt es sich um eine Zuwendungsfinanzierung auf Basis einer Forderricht-
linie, in der Verfahren und Kriterien festgelegt sind. Steuereinnahmen (Umsatzsteuervertei-
lung) stehen grundsatzlich dem gesamten Haushalt ohne Zweckbindung zur Verfiigung. Die
Verwendung des rechnerischen Berliner Anteils erfolgt durch Beriicksichtigung im Rahmen
der Haushaltsplanaufstellung.

Brandenburg Die Frage nach einer ,Weiterleitung” ist fiir Brandenburg systemfremd und es gibt deshalb
iber den gesetzlich vorgesehenen Zuschuss keine weitere Forderung der Kommunen. Das
Land erhalt die Bundesmittel (Umsatzsteuerpunkte) als eigene Einnahmen. Die zusétzlichen
Kosten fiir die Ausweitung des U3-Bereichs werden nach Konnexitatsgrundsatzen berechnet
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und vollstandig den Kommunen erstattet. Dazu und fiir die Kompensation weiterer Erho-
hungen der Forderungen, z.B. wegen des steigenden Versorgungsgrades, sind zusatzliche
Landesmittel eingesetzt worden. Der dafiir ndtige finanzielle Spielraum ist durch die Um-
satzsteuerpunkte geschaffen bzw. gestarkt worden.

Hinsichtlich der Investitionsmittel gelten die Bundesvorgaben. Die Mittel werden vom Land
verteilt.

Bremen

Die Bundesmittel werden vom Land an die Stadte/Kommunen Bremen und Bremerhaven
weitergeleitet. In Bremen erfolgt nach Auswertung der Aushaubedarfe und einem Interes-
senbekundungsverfahren eine Auswahl der am Ausbau zu beteiligenden Tréager. Diese er-
halten nach Vorlage der Antragsunterlagen Zuwendungen aus den Bundesmitteln fiir Bau
und Ausstattung.

Hamburg

Hamburg hat im Rahmen der Krippenaushauprogramme seit 2008 die vom Bund bereitge-
stellten Investitionsfordermittel an die Trager der Kindertageseinrichtungen weitergeleitet,
sofern deren Investitionsvorhaben im Zuwendungsweg gefordert wurden. Um eine Doppel-
finanzierung zu vermeiden, wurden in diesen Fallen jedoch die an die Trager laufend ge-
zahlten Gebaudekostenpauschalen entsprechend abgesenkt.

Hamburg hat die Betriebskostenbeteiligung des Bundes, die den Landern im Wege eines
erhhten Anteils am Umsatzsteueraufkommen bereitgestellt wurde, als Beitrag zum not-
wendigen quantitativen Ausbau der Hamburger Kindertagesbetreuung genutzt. Dariiber
hinaus ist vorgesehen, die Bundesmittel kiinftig auch zur weiteren Verbesserung der Betreu-
ungsqualitat in den Hamburger Kindertageseinrichtungen einzusetzen.

Ziel ist es, mittelfristig in den Hamburger Kindertageseinrichtungen eine Verbesserung der
Fachkraft-Kind-Relation im Krippenbereich auf 1:4 sowie im Elementarbereich auf 1:10 zu
erreichen. Diese Qualitatsverbesserung wird im Rahmen eines mehrjéhrigen Prozesses
schrittweise umgesetzt.

Die bislang umgesetzte Bundesbeteiligung wird jedoch nur einen kleinen Teil der fiir die
Hamburger Kindertagesbetreuung notwendigen Ressourcen einschlieBlich des bereits mit
den Tragern vereinbarten Qualitatsausbaus abdecken.

Hessen

Die Mittel wurden und werden im Rahmen verschiedener Fordertatbestande im Rahmen der
U3-Forderung weitergegeben.

Mecklenburg-
Vorpommern

Die Mittel des Bundes zum Investitionsprogramm , Kinderbetreuungsfinanzierung” 2015-
2018 werden dem Erstempfanger, d.h. den Landkreisen und kreisfreien Stadten, bewilligt.
Der Erstempfanger bewilligt die Mittel an den Trager der Kindertageseinrichtung oder an
die Gemeinde. Die Basis fiir die Verteilung der Mittel an die Erstempfanger ist folgenderma-
Ben: Die Halfte der Mittel wird auf Basis der Anzahl der betreuten Kinder unter 3 Jahren
(Territorialprinzip) zum Stichtag 1. Marz 2014 verteilt, die andere Halfte wird auf Basis der
Kinder in der Altersgruppe unter 3 Jahren mit Stichtag 31. Dezember 2013 verteilt.

Niedersachsen

Im Rahmen des Investitionsprogramms ,Kinderbetreuungsfinanzierung” 2008-2013 wur-
den die Bundesmittel (plus anteilig die Landesmittel) nach festgelegten Kontingenten der
ortlichen Trager der 6ffentlichen Kinder- und Jugendhilfe an die Kommunen in Form von
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Zuwendungen verteilt. Im Rahmen der Investitionsprogramme , Kinderbetreuungsfinanzie-
rung” 2013-2014 und 2015-2018 wurden bzw. werden die Bundesmittel (plus anteilig die
Landesmittel) nach Bedarf an die Kommunen verteilt.

Die dem Land durch den Bund Giber einen hoheren Anteil an der Umsatzsteuer zur Verfiigung
gestellten Mittel fiir die anteilige Finanzierung des KiF6G (Betriebskosten) flieBen in die
Finanzhilfe des Landes ein und werden insofern in voller Hohe an die Trager der Kinderta-
gesstatten weitergeleitet.

Nordrhein-
Westfalen

Nach dem BAG-JH erhalten die Jugendamter seit dem Kindergartenjahr 2011/2012 fiir die
ein- und zweijahrigen Kinder zusatzlich einen Belastungsausgleich, mit dem der kommunale
Finanzierungsanteil an den Kindpauschalen vom Land ibernommen wird. Bis auf die Tra-
geranteile und die Elternbeitrage obliegt die Finanzierung dieser U3-Platze damit dem Land.
In diese Finanzierung flieBen die durch einen erhéhten Anteil an der Umsatzsteuer geleiste-
ten Bundesmittel fiir laufende Kosten ein.

Rheinland-Pfalz

Die Bundesmittel werden vollstandig zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung einge-
setzt.

Saarland

Das Land hat im Zuge der Forderung der Betriebskosten durch die Neuverteilung der Um-
satzsteuer den Trageranteil an den Personalkosten von urspriinglich 15 % auf 10 % gesenkt
und gleichzeitig den Landesanteil von 25 auf 29 % erhoht. Auch die Landesbeteiligung bei
der Tagespflege finanziert sich aus den Bundesmitteln.

Die Bundesmittel aus den Investitionsprogrammen sind als Ergénzung bzw. Ersatz der Lan-
desmittel in die Finanzierung eines Teils der beantragten MaBnahmen eingeflossen. Um die
angestrebte Ausbauquote von 35 % zu erreichen, hat das Land mehr Mittel eingesetzt, als
ausschlieBlich zum Abruf der Bundesmittel erforderlich gewesen ware. Die Bezuschussung
der Investitionskosten differenziert zwischen Krippen und Kindergarten sowie nach Art des
Bautragers (freier oder kommunaler Trager). Je nach Art der InvestitionsmaBnahme gibt es
eine Deckelung der Hohe der Landesbeteiligung.

Sachsen

Die Bundesmittel zur Forderung von Investitionen fiir unter Dreijahrige wurden nach Anzahl
der betreuten Kinder unter drei Jahren auf die Landkreise und Kreisfreien Stadte als ortliche
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe verteilt. Von dort wurden sie an Kita-Trager nach unter-
schiedlichen Modi weiterverteilt (kindbezogen oder projektbezogen).

Die Bundesbetriebskostenzuschiisse nach Artikel 2 des Kinderférderungsgesetzes vom
15.12.2008 und Artikel 3 des Gesetzes zur zusatzlichen Forderung von Kindern unter drei
Jahren in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege vom 15.02.2013 sind im Landeszu-
schuss nach § 18 SachsKitaG enthalten. Die Bundesbetriebskostenzuschiisse, die wegen
Wegfall des Betreuungsgeldes in den Jahren 2016 bis 2018 ausgezahlt werden, erhalten die
Gemeinden zusatzlich ausgezahlt nach Artikel 6 des (Landes-) Gesetzes zur Starkung der
kommunalen Investitionskraft vom 16.12.2015. Die Verteilung erfolgt pauschal nach der
Anzahl der betreuten (fiktiven) 9-Stunden-Kinder.

Sachsen-Anhalt

Die Auswahl der MaBnahmen und die Bewilligungen erfolgen durch die 11 Landkreise und
3 kreisfreien Stadte. Hierzu hat das MS mit diesen Zuwendungsvertrage geschlossen. Die
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Aufteilung der Bundesmittel auf die Landkreise/ kreisfreien Stadte erfolgt auf der Grundlage
der aktuellen Statistik zur Anzahl der betreuten Kinder.

Schleswig- k.A.
Holstein
Thiiringen k.A.

Quelle: FiBS-Befragung zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Landern

Tabelle 27: Weiterleitung der Bundesmittel

6.1.4 Elternbeitrage fiir das Mittagessen

Die folgende Tabelle stellt die Antworten der Lander zur Frage der Elternbeitrage fiir das Mittages-

Sen zusammen:

Baden- Dem Land ist dies nicht bekannt.

Wiirttemberg

Bayern Unterschiedlich.

Berlin 23 Euro monatlich.

Brandenburg Durchschnittlich ersparte Eigenaufwendungen der Eltern.

Bremen Der Beitrag zum Mittagessen ist im Elternbeitrag enthalten.

Hamburg Essensgeld wird seit dem 1. August 2011 nicht mehr erhoben.

Hessen Die Festlegung der Beitrage fiir das Mittagessen erfolgt durch die Trager.
Mecklenburg- | k.A.

Vorpommern

Niedersachsen

Durch Landesrecht nicht geregelt und daher nicht bekannt.

Nordrhein-
Westfalen

Der einzelne Trager einer Kindertageseinrichtung kann einen Beitrag fiir das Mittagessen
erheben, den er eigenverantwortlich kalkuliert.

Rheinland-Pfalz

Nicht bekannt.

Saarland

Das ist sehr unterschiedlich; ein konkreter Betrag kann nicht genannt werden.

Sachsen

Nicht bekannt.

Sachsen-Anhalt

Nach § 13 Abs. 6 KiFOG LSA tragen die Eltern die Verpflegungskosten, ohne dass diese der
Hohe nach im Einzelnen bekannt sind.

Schleswig- Unbekannt.
Holstein
Thiringen Hierzu liegen keine Daten vor, da die Verpflegungskosten direkt zwischen Einrichtungstra-

ger und Eltern abgerechnet werden (in der Regel volle Kostendeckung) und insoweit nicht
Bestandteil des Elternbeitrages im Sinne des § 20 ThiirKitaG sind.

Quelle: FiBS-Befragung zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Landern

Tabelle 28: Wie hoch ist der Elternbeitrag fiir das Mittagessen?
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6.2 Erganzende Informationen zu den Ausgaben fiir die Kinderbetreuung

6.2.1 Entwicklung der Ausgaben fiir die friihkindliche Bildung und Betreuung (inklusive
Hort) seit dem Jahr 2000 auf Basis der Jahresrechnungsstatistik

In Kapitel 3.1 wurde die Entwicklung der Ausgaben fiir die friihkindliche Bildung der Kinder im Alter
bis zum Schuleintritt dargestellt, wobei diese auf spezifischen Berechnungen der Arbeitsstelle fiir Kin-
der- und Jugendhilfestatistik an der TU Dortmund beruhten, um der spezifischen Zielsetzung der AG
Friihe Bildung gerecht zu werden. In diesem Abschnitt werden erganzend die Ausgaben fiir die Kinder-
tagesbetreuung insgesamt (inklusive Hort) und deren Verteilung auf verschiedene Finanziers im ge-
samten Bundesgebiet auf der Grundlagen der vom Statistischen Bundesamt aufbereiteten Daten der
Bildungsfinanzstatistik dargestellt (siehe hierzu zuletzt Statistisches Bundesamt 2015).144

Die Ausgaben fiir die friihkindliche Bildung, Betreuung und Erziehung (inklusive Hort) sind, der Jah-
resrechnungsstatistik folgend (Statistisches Bundesamt 2002, 2015, 2016), bundesweit zwischen den
Jahren 2000 und 2013 von 11,4 Mrd. Euro auf 26,3 Mrd. Euro angestiegen. Der 6ffentliche Beitrag stieg

in dieser Zeit von 7,2 auf 20,2 Mrd. Euro. Dies entspricht einem Anstieg von 130 %.

Betrachtet man die Ausgabenverteilung, dann zeigt Abbildung 50 die Veranderung der Finanzie-
rungsverteilung im frithkindlichen Bereich zwischen den Jahren 2000 und 2013, wobei hier die Zeitreihe
nur fiir den Gesamtbereich, einschlieBlich Hort, betrachtet werden kann. Den groBten Finanzierungs-
anteil tragen durchgangig die Kommunen, deren Anteil jedoch zwischen 2005 und 2013 von 58 % auf
44 % abgenommen hat. Der Finanzierungsanteil der Lander ist im Gegenzug von 14 % auf 31 % an-
gestiegen. Sowohl die Anteile der Kommunen als auch die der Lander unterliegen allerdings erheblichen
Schwankungen in den einzelnen Jahren. Deutlich rlickldufig ist der private Finanzierungsanteil, der im
Jahr 2000 noch bei 37 % lag. Er betragt seit 2010 zwischen 23 % und 24 %, mit einer zuletzt leicht
ricklaufigen Tendenz.

144pje Datenlage zu den Kinderbetreuungsausgaben unterscheidet sich neben den in Kapitel 3.5 beschriebenen methodi-
schen Aspekten auch hinsichtlich des aktuellen Randes, d.h. des letzten Jahres, fiir das Daten zur Verfiigung stehen. Die
ausfihrlichen und detaillierten Informationen zum Ausgabenvolumen der wesentlichen Finanziers (Bund, Lander, Kom-
munen und Eltern) im Rahmen der Bildungsfinanzstatistik liegen derzeit nur bis zum Jahr 2013 vor. Dariiber hinaus wer-
den in einer gesonderten Datenaufbereitung, die als Tabellenanhang zur Verfiigung gestellt wird, die 6ffentlichen Aus-
gaben bis zum Jahr 2015 (Sollausgaben) zum Teil auf Basis der Haushaltsansatzstatistik bereitgestellt, die aber einige
der aktuellen Entwicklungen nicht oder nur unvollstandig beriicksichtigen (kann). So fehlen hier insbesondere die priva-
ten Aufwendungen. Die folgenden Ausfiihrungen miissen daher zwangslaufig unterschiedliche Abgrenzungen vorneh-
men.
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Entwicklung der Ausgaben fiir die Kinderbetreuung 2000-2013 in Mrd. Euro
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Bildungsfinanzbericht, verschieden Jahre; Initial Funds bzw. Durchfiihrungsbetrachtung
Abbildung 49: Entwicklung der Ausgaben fiir die friihkindliche Bildung zwischen 2000 und 2013
Finanzierungsverteilung der Kita-Ausgaben 2000-2013 (in %)
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Abbildung 50: Finanzierungsverteilung im friihkindlichen Bereich zwischen 2000 und 2013 (mit Hort)
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Anders als zu Beginn des Betrachtungszeitraums ist der Bund, der bis zum Jahr 2008 nicht an der
Finanzierung der Kindertagesbetreuung beteiligt war, nunmehr mit bis zu 4,3 % an der Finanzierung
des friihkindlichen Bereichs beteiligt. Nicht erfasst ist allerdings der ,indirekte Bundesanteil”, der sich
aus der veranderten Umsatzsteuerverteilung ergibt, die dazu dient, die héheren laufenden Kosten von

Landern und Kommunen mitzufinanzieren (siehe hierzu Kapitel 3.1 sowie Kapitel 5.2.2).

6.2.2 Entwicklung der Kindertageshetreuungsausgaben differenziert fiir unter Drei- bzw.
Drei- bis Sechsjahrige

In einem weiteren Schritt erméglicht das Bildungsbudget eine differenzierte Betrachtung der Kin-
derbetreuungsausgaben nach den Ausgaben fiir die Drei- bis Sechsjahrigen und die unter Dreijahrigen,
die allerdings bis einschlieBlich 2011 gemeinsam mit dem Hortbereich ausgewiesen werden. Abbildung
51 verdeutlicht, dass die Ausgaben fiir die drei- bis sechsjahrigen Kinder zwischen 2000 und 2013 von
11,5 auf 15,9 Mrd. Euro und fiir die unter Dreijahrigen von null145 auf 8,1 Mrd. Euro angestiegen sind.
Der Betrag von zuletzt 2,0 bzw. 2,1 Mrd. Euro fiir den Hortbereich ist in diesen Berechnungen ab dem
Jahr 2012 nicht mehr erfasst. Eine detaillierte Beschreibung der tatsachlichen Entwicklung ist allerdings,
abgesehen vom Bereich der Drei- bis Sechsjahrigen, allenfalls seit dem Jahr 2005 — und selbst dann nur
unter Einschrankungen — mdglich. Im Jahr 2005 lag der Betrag fiir den Kindergarten mit 11,3 Mrd. Euro
auf anndhernd gleichem Niveau wie der Betrag im Jahr 2000; seither ist ein Anstieg um 4,6 Mrd. Euro
festzustellen. Demgegeniber belduft sich das Wachstum bei den unter Dreijéhrigen auf mindestens 6,8
Mrd. Euro. Vermutlich ist der Ausgangsbetrag allerdings noch etwas niedriger als hier ausgewiesen, da
in den ausgewiesenen Ausgabenbetragen bis einschlieBlich 2011 die Ausgaben fiir den Hort enthalten
sind. Insgesamt entfallen somit etwa zwei Drittel des Anstiegs der Kinderbetreuungsausgaben auf die
unter Dreijahrigen. Nimmt man das Jahr 2007 als Referenzjahr, da zu diesem Zeitpunkt der Ausbaube-
schluss getroffen wurde, dann sind die Ausgaben fiir den Kindergarten um 26 % gestiegen, wahrend
sich die Ausgaben fiir die Krippen mehr als verdoppelt haben.

Betrachtet man in einem erganzenden Schritt die Entwicklung der Ausgabenverteilung, differenziert
nach den beiden (, groBen”) Teilbereichen, zeigt Abbildung 52 diese fiir die Drei- bis Sechsjahrigen von
2000 bis 2013 und fiir die unter Dreijahrigen seit 2005. In beiden Bereichen gibt es erhebliche Schwan-
kungen in der Lastenverteilung zwischen den einzelnen Finanziers; dies gilt nicht nur fir die erste Zeit,

sondern auch fir die letzten Jahre.

145 pies diirfte darauf zuriickzufiihren sein, dass die Ausgaben fiir die unter Dreijahrigen seinerzeit nicht ausgewiesen wur-
den, sondern in den Ausgaben fiir den friihkindlichen Bereich insgesamt enthalten sind.
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Entwicklung der Ausgaben fiir Krippe und Kindergarten zwischen 2000 und 2013
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Abbildung 51: Entwicklung der Ausgaben im friihkindlichen Bereich differenziert nach Kindergarten
und Krippe zwischen 2000 und 2013

So ist der Anteil der Kommunen bei den unter Dreijahrigen zunachst von 57 % (2005) auf 62 %
(2007) angestiegen, um anschlieBend zunachst auf das Ausgangsniveau und dann sprunghaft auf et-
was lber 40 % abzusinken. In den Jahren 2011 und 2012 zeigt sich wiederum ein Anstieg auf 46 %
und zuletzt ein Absinken auf 34 % im Jahr 2013. Beim Finanzierungsanteil der Lander zeigen sich zwei
sehr unterschiedliche Verlaufe. Zwischen 2005 und 2007 ist der Lénderanteil von 20 % auf 10 % abge-
sunken, um dann im Jahr 2008 sprunghaft zunachst auf 32% anzusteigen und dann sogar unter das
Ausgangsniveau von 21 % abzusinken. Nach einem erneuten Anstieg auf 25 % im Jahr 2011 sank der
Anteil im Jahr 2012 wiederum auf 19 % und stieg 2013 dann wieder auf 30 %. Der Anteil des Bundes
am U3-Ausbau zeigt sich insbesondere in den Jahren 2010 und 2011 mit 15 % bzw. 12 %. Ab dem Jahr
2012 ist der Bundesanteil dann wieder auf Werte von 6 % und 4 % abgesunken.

Der Elternanteil ist von 21 % im Jahr 2005 zunéchst auf 34 % (2009) angestiegen, um im Jahr 2010
sprunghaft auf 24 % abzusinken. In den beiden letzten Jahren zeigt sich wiederum ein Anstieg auf etwa
30 %. Zusammenfassend ist daher fiir alle vier Finanziers von einem sehr volatilen Verlauf ihrer Finan-
zierungsbeteiligung zu sprechen.
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Abbildung 52: Entwicklung der Ausgabenverteilung im friinkindlichen Bereich differenziert nach Kin-
dergarten und Krippe zwischen 2000 und 2013

Betrachtet man die Finanzierung des Kindergartenbereichs, d.h. der drei- bis sechsjahrigen Kinder,

beteiligt sich der Bund erwartungsgemaB nicht an der Finanzierung. Insofern verteilt sich die Finanzie-

rungslast auf die drei Schultern Land, Kommune und Eltern, ohne dass sich dadurch etwas an der Vola-

tilitat der Lastenverteilung andert. Dies gilt insbesondere fiir die beiden 6ffentlichen Finanziers.

Der Anteil der Elternbeitrage ist mit einer Ausnahme (2010) (iber den Betrachtungszeitraum riick-
laufig. Trugen die Eltern im Jahr 2000 37 % der Lasten, so tragen sie nunmehr noch etwas mehr als
20 %. Dieser Trend wird lediglich im Jahr 2010 mit einem Anstieg von 27 % auf 30 % durchbrochen.
Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass der Finanzierungsanteil der 6ffentlichen Haushalte von 64% auf

79 % angestiegen ist.

Belief sich der Finanzierungsanteil der Kommunen im Jahr 2000 auf knapp 40 %, so stieg er an-
schlieBend auf fast 60 %, um dann wieder auf unter 50 % (2007) abzusinken. Zwischen den Jahren
2009 und 2011 lag der Anteil der Kommunen bei etwas tiber 40%. Ab dem Jahr 2012 zeigt sich wiede-
rum ein Anstieg tiber 47 % auf 56 % in 2013. Ahnlich sprunghaft verandert sich der Finanzierungsanteil
der Lander, nur mit jeweils umgekehrtem Vorzeichen und auf deutlich niedrigerem Niveau. Betrachtet
man die beiden Eckjahre, ist der Finanzierungsanteil der Lander mit zuletzt 23 % (2013) etwas niedriger
als im Ausgangsjahr 2000 (25 %). In der Zwischenzeit gibt es Jahre bzw. Phasen mit einem geringeren
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Anteilswert, z.B. 13 % im Jahr 2009, wie auch mit einem héheren Umfang (35 % in den Jahren 2010
und 2011).

In der Gegenliberstellung der beiden Bereiche sind die Lander und der Bund starker an der Finan-
zierung des U3-Bereichs beteiligt, wenngleich die Kommunen in beiden Bereichen jeweils den groBten
Anteil aller Finanziers tragen. Da die kommunalen Finanzierungsanteile zwischen beiden Bereichen
haufig sehr nahe beieinander liegen — und auch die Elternbeitrdge im U3-Bereich zeitweise ungefahr
denen des Kindergartenbereichs entsprachen — bedeutet dies, dass Bund und Lander im U3-Bereich
anndhernd den Anteil gemeinsam finanzieren, den die Lander im Kindergartenbereich alleine tragen.
Lediglich im Jahr 2013 finanzieren der Bund und die Lander im U3-Bereich zusammen mit 36 % (Bund:
6 %, Lander 30 %) mehr als die Lander im Kindergartenbereich mit 23 %. Zudem ist der Anteil von
Bund und Lander im U3-Bereich im Jahr 2013 ausnahmsweise auch hoher als der Anteil der Kommunen
(34%). Die Eltern trugen mit zuletzt (anndhernd) 30 % einen fast gleich groBen Anteil. Mit anderen
Worten: Bei den unter Dreijahrigen verteilt sich die Finanzierungslast zuletzt zu rund einem Drittel auf
Bund und Lander, Kommunen und Eltern. Allerdings bleibt abzuwarten, ob diese Verteilung nur tem-
pordr ist oder dauerhaft so bleibt.

6.2.3  Exkurs: Entwicklung der Kinderbetreuungsausgaben im Vergleich zu den Bildungsaus-
gaben

Setzt man die Entwicklung der Kinderbetreuungsausgaben im Zeitraum von 2000 bis 2013 ins Ver-
haltnis zur Entwicklung der Bildungsausgaben insgesamt (siehe Abbildung 53), so zeigt sich, dass die
Kinderbetreuungsausgaben Uberproportional angestiegen sind. Wahrend die Bildungsausgaben von
140 auf 186 Mrd. Euro (+33 %) erhoht wurden, haben sich die Kinderbetreuungsausgaben insgesamt
verdreifacht (+180%).

Bezogen auf alle Bildungsbereiche kommen die Mehrausgaben ausschlieBlich von der 6ffentlichen
Hand, wahrend im friihkindlichen Bereich die Privaten, d.h. vor allem die Eltern, insgesamt 2 Mrd. Euro

zusatzlich finanziert haben, was einem Anstieg um 45 % entspricht.

Da die Einnahmen aus Elternbeitragen im friihkindlichen Bereich gestiegen sind, miissen die priva-
ten Ausgaben in anderen Bildungsbereichen, so z.B. in der Berufsaushildung, zuriickgegangen sein.
Insoweit ist fir die friihkindliche Bildung ein den anderen Bildungsbereichen entgegenlaufender Trend
festzustellen, wenngleich dies in erheblichem Umfang durch den Ausbau des U3-Bereichs bedingt ist.
Wie gezeigt, hat die Bedeutung der Elternbeitrage zur Finanzierung friihkindlicher Bildung trotz des
absoluten Anstiegs abgenommen.
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Abbildung 53: Entwicklung der Bildungsausgaben insgesamt zwischen 2000 und 2012
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Der Blick auf die Ausgabenverteilung (iber den gesamten Bildungsbereich zeigt, dass die Lander
mehr als die Halfte der Bildungsausgaben tragen und sich deren Anteil seit Anfang des Jahrtausends
erhoht hat. Gleiches gilt fiir die Kommunen, sofern man sich auf die Eckzeitpunkte konzentriert; jedoch
hatten sie in der Mitte des Betrachtungszeitraums mit fast 20 % einen noch deutlich héheren Anteil zu
finanzieren. Der Finanzierungsanteil des Bundes hat sich nur geringfligig verandert; allerdings war er
in der Mitte des vergangenen Jahrzehnts noch etwas niedriger. D.h. entgegen der Erwartung hat das
Kooperationsverbot nicht dazu gefiihrt, dass sich der Bund weiter aus der Bildungsfinanzierung zuriick-
gezogen hat, sondern im Gegenteil: Er ist mehr daran beteiligt als in den Jahren kurz vor bzw. nach der

entsprechenden Verabschiedung der Verfassungsanderung.

Geringer geworden ist der Finanzierungsanteil der privaten Finanziers. Dies gilt zum einen z.B. fiir
die Eltern, deren Kinder eine friihkindliche Bildungseinrichtung besuchen, und zum anderen fiir den

Bereich der Berufsausbildung.

6.2.4 Kindertagesbetreuungsausgaben im Jahr 2008

In Kapitel 3.2.1 sind die Kinderbetreuungsausgaben fiir das Jahr 2015 ausfiihrlich betrachtet und
mit denen des Jahres 2008 verglichen worden, ohne dass die Ausgaben des Jahres 2008 im Einzelnen

dargestellt wurden, was in diesem Abschnitt nachgeholt wird.

Abbildung 55 zeigt die Ausgaben und deren Verteilung auf die verschiedenen Finanziers im Jahr
2008, d.h. zu Beginn des U3-Ausbaus. 146 Im Vergleich von Abbildung 55 mit Abbildung 24 , ist unmit-
telbar ersichtlich, in welchem MaBe sich die Kinderbetreuungsausgaben in den einzelnen Landern er-
hoht haben. An der Reihenfolge der absoluten Betrage zeigt sich ein kaum verandertes Bild, d.h. Bre-
men verzeichnet mit 127 Mio. Euro den geringsten Gesamtbetrag, Nordrhein-Westfalen mit 3,2 Mrd.
Euro den héchsten. Der zentrale Fokus liegt auch hier auf der Ausgabenverteilung. Abbildung 25 ver-
deutlicht, dass die Kommunen zu Beginn des U3-Ausbaus in allen Flachenlandern die groBte Finanzie-
rungslast getragen haben. Ihr Anteil lag im Jahr 2008 zwischen 43 % und 44 % in Sachsen bzw. Meck-
lenburg-Vorpommern und 61 % in Hessen; der Landeranteil betrug in den Flachenlandern zwischen
13 % in Schleswig-Holstein und 32 % in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz; in den Stadtstaaten
war er mit 80 % bis 84 % strukturbedingt deutlich hoher. Der Anteil des Bundes lag im Jahr 2008 mit
Ausnahme von Hamburg (3,4 %) und Sachsen (1,2 %) durchgéangig bei unter einem Prozent und in
Teilen sogar bei 0 %, wahrend der Elternanteil zwischen 6 % in Bremen und dem Saarland und 26 %
in Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein variierte. Der Eigenanteil der freien Trager diffe-
rierte zwischen 0 % in Bayern, Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern und 10 % im Saarland.

146 pas Jahr 2008 wird hier auch deshalb zugrunde gelegt, weil es das erste Jahr ist, fiir das modifizierte Berechnungen zu
den Elternbeitragen von der TU Dortmund vorliegen.
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Kinderbetreuungsausgaben in den Landern im Jahr 2008 nach Finanzier
(eigene Berechnungen auf Basis der modifizierten Jahresrechnungsstatistik)
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Abbildung 55: Kinderbetreuungsausgaben in den Landern im Jahr 2008 nach Finanzier (modifizierte
Berechnungsbasis bezliglich Elternbeitrage)
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Abbildung 56: Verteilung der Ausgaben in 2008 auf die Finanziers (modifizierte Berechnungsbasis)
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6.2.5 Indikatoren der Kinderbetreuung in Relation zur wirtschaftlichen Situation des Landes

In Kapitel 3.3 wurden die Indikatoren zur Kinderbetreuung und insbesondere die damit verbundenen
Ausgaben in Relation zur wirtschaftlichen Situation des Landes gesetzt. Die nachfolgenden Ausarbei-

tungen erganzen die dort vorgenommenen Analysen im Hinblick auf weitere Indikatoren.

6.2.5.1 Kosten je Kind in Relation zum BIP je Einwohner/in

Setzt man die ungewichteten Kosten je Kind in Beziehung zum BIP je Einwohner/in, so zeigt Abbil-
dung 57 zwar einerseits, dass die Trendlinie ansteigt, gleichzeitig wird jedoch auch deutlich, dass die
Ausgaben je Kind — anders als die Gesamtausgaben — nur bedingt mit der wirtschaftlichen Situation
eines Landes korrelieren. So liegen vier der fiinf ostdeutschen Flachenlander deutlich unter dem Niveau
der anderen, westdeutschen Lander, bei deren Trendlinie von einer leicht negativen Steigung auszuge-
hen ist, da die Lander mit einem mittleren BIP je Einwohner/in tendenziell héhere Ausgaben je Kind

haben als Lander mit einem héheren BIP je Einwohner/in.

In der unmittelbaren Gegeniiberstellung von Abbildung 57 und Abbildung 30 zeigt sich anhand des
unterschiedlichen Verlaufs der Trendlinien, dass Lander mit hohen Gesamtausgaben im Verhaltnis zu
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit i.d.R. unterproportionale Gesamtausgaben je Kind, wiederum
gemessen am BIP je Einwohner/in, haben. Der Umkehrschluss, dass Lander mit unterproportionalen
Gesamtausgaben Uberproportional hohe Ausgaben je Kind haben, tritt auf die fiinf wirtschaftlich
starksten Lander nicht zu, wohl aber auf die Lander, die im Mittelfeld hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit liegen; sie geben meist deutlich mehr aus, als zu erwarten ware.

Abbildung 58 setzt die Ausgaben je vollzeitaquivalentem Kind in Beziehung zum BIP je Einwoh-
ner/in. Aufgrund der unterschiedlichen Nutzungsstruktur in den einzelnen Landern, die sich, wie voran-
stehend gezeigt, unterschiedlich auf das Verhltnis von Kosten je Kind zu Kosten je Kind (VZA) auswirkt,
gibt es auch hier einige Verschiebungen gegentiber Abbildung 57. Deutlich wird allerdings zugleich
(auch hier), dass die Hohe der Ausgaben weiterhin nur bedingt mit dem BIP je Einwohner/in korreliert.
Wahrend die Ausgaben der ostdeutschen Lander weiterhin unter dem Niveau liegen, das entsprechend
der Trendlinie (hypothetisch) zu erwarten ware, was auch fiir Berlin und Hamburg gilt, liegen die Aus-
gaben je Kind (VZA) in etlichen anderen Landern nunmehr iiber den Werten, die aufgrund ihrer wirt-
schaftlichen Leistungsfahigkeit zu erwarten waren. Einige Lander, wie z.B. das Saarland, liegen auch

hier deutlich tGber ihrem , Erwartungswert”.
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6.2.5.2 Betreuungsquoten

In Abbildung 39 wurden die Betreuungsquoten differenziert nach den unter Dreijahrigen, den Drei-
bis Sechsjahrigen sowie den Schulkindern bis zum Alter von elf Jahren betrachtet. Setzt man die dort
ausgewiesenen Betreuungsquoten nunmehr in Relation zur wirtschaftlichen Situation der Lander, ge-
messen am BIP je Einwohner/in, dann zeigen die drei folgenden Abbildungen in der Tendenz ein ver-
gleichbares Bild. Die Betreuungsquoten korrelieren meist deutlich negativ mit der wirtschaftlichen Leis-
tungsfahigkeit, wobei die erheblichen Unterschiede zwischen den Betreuungsquoten einerseits und der
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit anderseits nicht ibersehen werden sollten. Sie fiihren zu einer dop-
pelten ,Spaltung” des Landes: Die ostdeutschen Lander haben sowohl bei den unter Dreijahrigen als
auch bei den Schulkindern durchgangig (einzige Ausnahme: Thiringen bei den Schulkindern) deutlich
hohere Betreuungsquoten und die mit einigem Abstand geringste wirtschaftliche Leistungsféhigkeit.
Dies flihrt zu einer Clusterbildung im oberen linken Bereich. Ein anderes Bild zeigt sich bei der Analyse
der Betreuungsquoten der Drei- bis Sechsjahrigen im Verhaltnis zum BIP je Einwohner/in (siehe Abbil-
dung 60). Zwar zeigt sich auch hier eine Trendlinie mit negativer Steigung, die jedoch der betrachtlichen
Streuung der Werte nicht wirklich gerecht wird. Es entsteht vielmehr der Eindruck einer zweigeteilten
Situation: Im oberen Bereich, d.h. bei Betreuungsquoten von mindestens 96 %, zeigt sich eine positive
Korrelation, wahrend sich im unteren Bereich, bei Quoten von bis zu 95 %, ein negativer Zusammen-
hang zeigt.
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Abbildung 59: Betreuungsquote bei den unter Dreijahrigen im Verhaltnis zum BIP je Einwohner/in
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Abbildung 60: Betreuungsquote bei den Drei- bis Sechsjahrigen im Verhéltnis zum BIP je Einwohner/in

6.2.5.3 Personalschliissel

Ein zentraler Einflussfaktor auf die Ausgaben je Kind sind die von den Landern festgesetzten Perso-
nalschliissel. Der Personalschliissel ist eine rechnerische GroBe. Er stellt idR die (vollzeitaquivalente)
Zahl der Kinder der in Vollzeitaquivalente umgerechneten Zahl der Beschaftigten in den Einrichtungen
gebenliber. Setzt man die Personalschliissel Giber alle Altersgruppen in Beziehung zur wirtschaftlichen
Situation eines Landes, gemessen am BIP je Einwohner/in, dann zeigt Abbildung 61, dass dieser Schliis-
sel in Lander mit einer besseren wirtschaftlichen Lage tendenziell giinstiger ist. Es ist allerdings zu
beriicksichtigen, dass die Trendlinie zwar eine negative Steigung aufweist, was insbesondere durch die
erheblich ungiinstigeren Relationen in den ostdeutschen Landern bedingt ist. Innerhalb der westdeut-
schen Lander zeigen sich geringere Unterschiede, die jedoch in keinem Zusammenhang zum BIP je
Einwohner/in stehen. Wiirde man nur die westdeutschen Lander betrachten, hatte die Trendlinie zwar
immer noch eine leicht negative Steigung, allerdings wiirde sie maBgeblich nur durch Baden-Wiirttem-
berg und Bremen beeinflusst werden, wahrend Hamburg auf einer Linie mit den anderen westdeut-
schen Landern lage.
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Gewichteter Personalschliissel {iber alle Altersgruppen nach Bundesland in Relation zu den Kosten je Kind
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Abbildung 61: Personalschliissel im Verhaltnis zum BIP je Einwohner/in

6.3 Erganzende Ausarbeitungen zu den Kosten-Ertragsrechnungen

In Kapitel 4 wurden ausfiihrlich die Grundlagen, die empirische Befundlage sowie die Ergebnisse
der darauf aufbauend in dieser Studie vorgenommenen Berechnungen zu den Kosten und insbesondere
Ertrdgen von qualitatssteigernden MaBnahmen im Zusammenspiel untersucht. Der folgende Abschnitt
zeigt erganzend, welche Auswirkungen sich durch eine Ceteris-paribus-Betrachtung der einzelnen Ef-

fekte ergeben wiirden.

6.3.1 Darstellung der Wirkungen einzelner Anderungen im Rahmen einer Ceteris-paribus-
Analyse

Bei der Beschreibung der sich aus den Qualitdtsverbesserungen ergebenden Effekte auf den spate-
ren Bildungsverlauf ist zu beachten, dass sich die Angaben auf eine Alterskohorte beziehen. Konkret

haben wir die Zahl der Null- bis Einjahrigen zugrunde gelegt.
1. Innerhalb des Systems friihkindlicher Bildung bzw. Ubergang von der Kita in die Grundschule

Die empirische Literatur hat gezeigt, dass eine hoherwertige Qualitat in der frithkindlichen Bildung
die (durchschnittliche) Einschulungszeit dadurch verandert, dass sich der Anteil an vorzeitigen Ein-
schulungen erhoht bzw. der an Riickstellungen verringert. Dies fiihrt im Kinderbetreuungssystem

dazu, dass sich die Gesamtkosten um 78 (156) Mio. Euro reduzieren, wenn jeweils 1 % (2 %) der
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Kinder vorzeitig eingeschult bzw. die Einschulung nicht zuriickgestellt wird. Gleichzeitig steigt die
Zahl der Schiiler/innen in den Grundschulen, was bezogen auf das Jahr, in dem sich die Quoten
verandern, zu héheren Kosten fiihrt. Davon ausgehend, dass sich — ceteris paribus — jedoch keine
weiteren Veranderungen im Bildungsverlauf ergeben, d.h. insbesondere, dass sich dadurch nicht die
Zahl der Klassenwiederholungen erhéht, hat dies keine fiskalischen Effekte auf die Kosten, d.h. die

0.g. Betrage sind Nettoeinsparungen.
2. Bereich der Hilfen zur Erziehung (HzE)

Die durchschnittlichen Fallkosten bei den Hilfen zur Erziehung belaufen sich Gber alle Leistungsbe-
reiche auf etwas tber 10.000 Euro, wobei die Kosten je nach Hilfeart erheblich divergieren. Ver-
nachldssigt man, dass sich unterschiedliche Auswirkungen auf die Hilfearten ergeben kdnnen, und
rechnet mit diesem Durchschnittswert, so wiirde eine Verringerung der HzE-Quote um ein Prozent
zu Einsparungen von 3,3 Mio. Euro pro Jahr (2 %: 6,6 Mio. Euro p.a., 5 %: 16,5 Mio. Euro p.a.)
fihren. Es ist allerdings davon auszugehen, dass ein durchschnittlicher HzE-Fall mehrere Jahre ,im
System” ist. Die tatsachliche Summe der Einsparungen hangt von der durchschnittlichen Dauer der
Inanspruchnahme der HzE ab. Betragt die durchschnittliche Dauer z.B. zehn Jahre, wiirden die Ein-
sparungen in der HzE sukzessive auf 33 Mio. (66 Mio.) Euro bzw. 10 % (20 %) der Ausgaben an-

steigen. Von diesen Einsparungen wiirden die Kommunen unmittelbar profitieren.
3. Weniger Klassenwiederholungen in der Primarschule

Derzeit wiederholen 0,9 % der Grundschiiler/innen ein Schuljahr bzw. verbleiben ein Jahr langer in
jahrgangstibergreifenden Klassen. Wiirde es gelingen, diesen Anteil auf 0,5 % zu verringern, so re-
duzierten sich die Kosten in der Grundschule um bis zu 78 Mio. Euro. Eine Reduktion auf 0 % wiirde
zu Kosteneinsparungen von 175 Mio. Euro fihren.

4. Ubergang von der Grundschule in die weiterfiihrende Schule!47

Es ist davon auszugehen, dass bessere Kompetenzen der Schiiler/innen auch ihr Ubergangsverhalten

am Ende der Primarstufe in die weiterfiihrenden Schulen beeinflussen.148 Die folgenden Ausfiihrun-

147 Die verstirkte Einfiihrung von Sekundar-, Mittel- oder Integrierten Sekundarschulen, wie sie unterschiedlich in den Lan-
dern heiBen, fiihrt dazu, dass sich das Ubergangsverhalten in die weiterfiihrenden Schulen erheblich und grundlegend
verandert. So gibt es fiir Kinder, die ansonsten in die Haupt- oder Realschulen iibergegangen waren, keine Alternativen
mehr, sondern sie gehen zusammen auf eine (Integrierte) Sekundar- oder Mittelschule iiber. Unterschiede, die das Re-
chenmodell betreffen, ergeben sich dann lediglich hinsichtlich der Klassenwiederholungs- und der Abbruch- bzw. Er-
folgsquoten, sowie, darauf aufbauend, beim Ubergangsverhalten in die Sekundarstufe Il und das Ausbildungs- und
Hochschulsystem. Dies fiihrt dazu, dass sich die fiskalischen Auswirkungen der qualitatssteigernden MaBnahmen deut-
lich abschwachen.

148 per Vollsténdigkeit halber sei aber darauf hingewiesen, dass empirische Studien wiederholt darauf verwiesen haben,
dass bessere Kompetenzen nicht automatisch den Ubergang auf weiterfihrende Schulen positiv beeinflussen. So heben
Studien hervor, dass auch bei gleichem Leistungsniveau sehr unterschiedliche Ubergangsempfehlungen ausgesprochen
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gen verdeutlichen die unterschiedlichen Effekte einzelner Annahmen zur Veranderung des Uber-
gangsverhaltens in die weiterfiihrenden Schulen, wobei keine weiterfiihrenden Auswirkungen von
verandertem Ubergangsverhalten auf das Erwerbsleben beriicksichtigt wurden. D.h. die veranderten
Ubergangsquoten beziehen sich ausschlieBlich auf den Schulabschluss und die Schulform, an der er
erworben wurde. Es bleibt an dieser Stelle unberiicksichtigt, dass ein héheres Leistungsniveau auch
bei gleichem formalem Schulabschluss Auswirkungen auf das Ubergangsverhalten hat. Es handelt

sich insofern um die , Nettowirkungen” des veranderten Ubergangsverhaltens.

Wiirde es beispielsweise gelingen, den Anteil der Forderschiiler/innen um ein Prozentpunkt zu ver-
ringern und die Zahl der Hauptschiiler/innen entsprechend zu erhéhen, wiirde dies zu Einspareffek-
ten in der Hohe von 176 Mio. Euro im allgemeinbildenden Schulsystem fiihren. Da derzeit ein groBer
Teil der Forderschiiler/innen keinen Schulabschluss erreicht, wiirde sich dadurch die Zahl an Schul-
abbrecher/innen und Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss um 0,65 Prozentpunkte verringern,
bzw. die Zahl der Jugendlichen mit Haupt- und Realschulabschluss sich entsprechend erhéhen. Dar-
liber hinaus ergaben sich positive Effekte im Hinblick auf den Ubergang in die allgemein- oder be-
rufshildende Sekundarstufe Il sowie in die berufliche Ausbildung und somit langfristig auf den Ver-
lauf des Erwerbslebens, das durchschnittliche Einkommen, die Arbeitslosenquote etc. 149 Insgesamt
ergaben sich durch diese relativ kleine Gruppe iiber den Erwerbszyklus Steuermehreinnahmen von
tber 705 Mio. Euro p.a. sowie Einsparungen und Mehreinnahmen in den Sozialversicherungen in
Hohe von knapp 1,7 Mrd. Euro. D.h. die fiskalischen Effekte wiirden sich auf Gber 2,5 Mrd. Euro
belaufen.

Noch groBere Effekte auf die 6ffentlichen Haushalte wiirden sich ergeben, wenn es nicht nur gelin-
gen wiirde, die Zahl der Férderschiiler/innen zu verringern und diese auf die Hauptschule (ibergehen
zu lassen, sondern wenn zusatzlich ein Teil der Schiiler/innen, die bisher an die Hauptschule gegan-
gen sind, nunmehr auf die Realschule wechseln wiirde. Wiirde sich der Anteil der Schiiler/innen, die
von der Grundschule in die Realschule (ibergehen, um einen Prozentpunkt erhéhen, wiirden die
Kosten im allgemeinbildenden Schulsystem um 258 Mio. Euro (-0,4 %) absinken und sich in der
dualen Ausbildung leicht erhéhen (+41 Mio. Euro), was durch die hohere Zahl der erfolgreichen
Ubergénge in die verschiedenen Formen der Berufsausbildung und eine geringere Zahl der Ubertritte
ins Ubergangssystem bedingt ist. Hier wiirden die Kosten um 19 Mio. Euro sinken.

werden und auch die Eltern unterschiedliche Entscheidungen treffen. In beiden Fallen spielt der sozio-6konomische bzw.
Bildungshintergrund der Eltern eine wesentliche Rolle.

149 pie Effekte kénnten groBer sein, wenn die Einmiindungsquoten von Jugendlichen mit Hauptschulabschluss in das Uber-
gangssystem im Verhaltnis zur Zahl der Schulabgénger/innen, die in demselben Jahr die Schule mit einem Hauptschulab-
schluss verlassen haben, nicht gréBer ware als die entsprechende Quote bei den Jugendlichen ohne Hauptschulab-
schluss. Dies dirfte zu Verzerrungen im Ergebnis fihren.
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Die fiskalischen Bruttoertrage (einschlieBlich Sozialversicherungen) wiirden sich auf knapp 3,9 Mrd.
Euro belaufen und zu 1,1 Mrd. Euro auf Steuereinnahmen und 2,7 Mrd. Euro auf die Sozialversiche-
rungen entfallen. Allein die Minderausgaben in der Arbeitslosenversicherung wiirden 245 Mio. Euro

betragen.

Die Gesamtertrage wirden noch etwas starker steigen, wenn zudem ein Teil der Schiler/innen, die
(bisher) auf die Realschule gingen, stattdessen auf das Gymnasium wechseln wiirde. In diesem Fall
stiegen die Gesamtertrage auf knapp 4,1 Mrd. Euro, darunter 1,2 Mrd. Steuermehreinnahmen und
2,7 Mrd. Euro in den Sozialversicherungen. Im allgemeinbildenden Schulsystem waren die Einspa-
rungen aufgrund der durchschnittlich langeren Schulzeit mit 217 Mio. Euro etwas geringer, die Ein-
sparungen im Ubergangssystem etwas héher (26 Mio. Euro) und die Mehrkosten im Berufsbildungs-

system mit 43 Mio. Euro ebenfalls etwas hoher.

Die Dynamik der Veranderungen wird noch deutlicher, wenn angenommen wird, dass sich die Uber-
gangswahrscheinlichkeit auf die Forder- und Hauptschulen um je einen Prozentpunkt verringert so-
wie die auf die Realschule um 1,5 Prozentpunkte und die auf das Gymnasium sich um einen halben
Prozentpunkt erhoht. Die fiskalischen Gesamteffekte belaufen sich auf annahernd 5,7 Mrd. Euro. Zu
diesem Effekt tragen sinkende Kosten im allgemein- und berufshildenden Schulsystem (-238 bzw. -
23 Mio. Euro) ebenso bei wie Minderausgaben und Mehreinnahmen in den Sozialversicherungen
(+3,7 Mrd. Euro) sowie im Steuersystem (1,8 Mrd. Euro).150 In Abhéngigkeit von der GréBenord-
nung der Mehrkosten in der frithkindlichen Bildung wéren damit annahernd die Mehrkosten refi-

nanziert, etwa wenn eine Verbesserung des Personalschliissels rund 5,7 Mrd. Euro kosten wiirde.
. Weniger Klassenwiederholungen und weniger Schulabbriiche in der Sekundarstufe |

Die Reduktion der Klassenwiederholungen an Hauptschulen um 1,4 Prozentpunkte auf 2,5 % wiirde
zu Einsparungen von insgesamt knapp 45 Mio. fiihren. In Realschulen wiirden sich die Einsparun-
gen, bei gleich groBer Verringerung, auf 78 Mio. belaufen. Die Absenkung der Wiederholungswahr-
scheinlichkeit um 0,1 Prozentpunkte in der Sekundarstufe | von Integrierten Sekundar- und Gesamt-
schulen wiirde 14 Mio. Euro ausmachen und die Absenkung um 0,1 Prozentpunkte an Gymnasium
22 Mio. Euro. Die gleichzeitige Absenkung der Wiederholerquote um etwa ein Drittel in allen wei-
terfiihrenden Schulen auf 2,5 % an Haupt- und Realschulen sowie auf 1,5 % an allen anderen wei-
terfiihrenden Schulen wiirde Einsparungen von (iber 360 Mio. Euro p.a. ermdglichen. Auch wenn
dies keine groBen Effekte sind, zeigen diese Betrachtungen dennoch, dass auch vergleichsweise

150 pje Minderausgaben im Berufsbildungssystem ergeben sich aus zwei Effekten: Einmal sinkt die Zahl der Schiiler/innen

im Ubergangssystem, was ein erwiinschter Effekt ist. Zum anderen sinken aber auch die Ubergangszahlen in das duale
System, weil der Anteil der Realschulabsolvent/innen, der eine duale Ausbildung aufnimmt, derzeit geringer ist als bei
den Hauptschulabsolvent/innen. Ein groBerer Teil von ihnen startet dafiir eine vollzeitschulische Aushildung.
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kleine Veranderungen durchaus beachtliche Einsparungseffekte haben und in der Summe kumulie-

ren konnen.

Wiirde es gelingen, die Klassenwiederholungsrate durchgangig auf 1 % zu reduzieren, dann erga-

ben sich Einsparungen um 845 Mio. Euro p.a., bei einer kompletten Vermeidung von 1,3 Mrd. Euro.
6. Weniger Jugendliche ohne und mehr mit (Haupt-) Schulabschluss am Ende der Sekundarstufe |

In den vorhergehenden Abschnitten waren bereits implizite Veranderungen bei den Schulabschliis-
sen, insbesondere eine Verringerung der Zahl der Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss enthal-
ten. Dies war z.B. Folge eines veranderten Ubergangsverhaltens von der Primar- in die weiterfiih-
renden Schulen. In den folgenden Absétzen wird nunmehr betrachtet, welche Effekte eine Verrin-
gerung der Zahl der Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss hatte, wobei angenommen wird, dass

diese Jugendlichen nunmehr durchgangig den Hauptschulabschluss erreichen.

Wird in einem weiteren Schritt untersucht, welche Effekte eine Vermeidung von Schulabbriichen an
allen Schulen, abgesehen von den Forderschulen, hatte, so zeigen sich fiskalische Gesamteffekte
von knapp 7,0 Mrd. Euro. Diese Annahme wiirde zu Steuermehreinnahmen von 2,1 Mrd. Euro und
zu Mehreinnahmen in den Sozialversicherungen von 5,1 Mrd. Euro (inklusive Minderausgaben in
der Arbeitslosenversicherung von 560 Mio. Euro) fiihren. Im Bildungsbereich wiirden hingegen
Mehrkosten von 41 Mio. Euro in den allgemeinbildenden Schulen und 171 Mio. Euro im Berufsbil-
dungssystem anfallen. Dies verdeutlicht, dass im Bereich der leistungsschwacheren Schiilerinnen
und Schiler bzw. der Kinder aus benachteiligten Familien erhebliches Potenzial fiir leistungsstei-
gernde Qualitatsverbesserungen liegt.

Nimmt man an, dass es zudem gelange, die Zahl der Schulabgange ohne Abschluss an Férderschu-
len zu halbieren, 15T so wiirden im Schulsystem etwas héhere Mehrkosten von 54 Mio. Euro entste-
hen, weil ein groBerer Teil der Jugendlichen die Schule nicht vorzeitig verlassen, sondern langer im
Schulsystem verbleiben wiirde. Weitere Mehrkosten von 225 statt 180 Mio. Euro wiirden auch im
Bereich der berufsbildenden Schulen entstehen, weil auch hier noch mehr Jugendliche in die unter-

schiedlichen Formen der beruflichen Ausbildung tibergehen wiirden.

Diesen zusatzlichen Kosten standen wiederum hohere Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen
gegeniiber. Die zusatzlichen Steuereinnahmen stiegen auf 2,7 Mrd. Euro (+600 Mio. Euro gegen-
iber dem vorherigen Szenario) und die Sozialversicherungen hatten fiskalische Effekte von anna-

hernd 6,8 Mrd. Euro (+1,7 Mrd. Euro gegentiber dem vorherigen Szenario).

151 pjese Annahme wurde getroffen, da es aufgrund von gesundheitlichen und anderen Einschrankungen unwahrscheinlich
erscheint, dass alle Schiiler/innen an Férderschulen einen Schulabschluss erreichen. Das Ziel besteht darin, eine vorsich-
tige Abschatzung der zu erwartenden Ertrage vorzunehmen.
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Diese Ergebnisse verweisen auf die groBe fiskalische Bedeutung, die den Veranderungen der Ab-
bruchs- und Erfolgsquoten insbesondere bei den Haupt- und mittleren Schulabschliissen zukommt.
Die beschriebenen Effekte entstehen ausschlieBlich im unteren und mittleren Leistungsniveau und
ohne, dass sich die Ubergangs- und Erfolgsquoten in Berufsausbildung oder allgemeinbildender Se-
kundarstufe Il verdndern, was jedoch unwahrscheinlich ist. Vielmehr ist anzunehmen, dass sich ne-
ben den angenommenen Wirkungen auf den Schulabschluss von leistungsschwacheren Schiiler/in-
nen auch Effekte auf die anderen Schiiler/innen und damit auch auf deren Erfolgs- und Ubergangs-
entscheidungen ergeben. Hier geht es jedoch darum, die Effekte der einzelnen MaBnahmen bzw.

Veranderungen abzuschatzen.
7. Ubergang von der Sekundarstufe | in Berufsschule und Ausbildung

Der Ubergang von der Sekundarstufe | in die duale Ausbildung, wie auch in andere Formen (quali-
fizierender) Berufsausbildung, ist derzeit insbesondere fiir Jugendliche ohne und mit Hauptschulab-
schluss, aber auch fiir Abganger/innen mit Realschulabschluss, schwierig. 132 Fiir alle drei Gruppen

sind die Ubergangsquoten in das sog. Ubergangssystem ausgesprochen hoch.

Gelange es, die Ubergangsquoten in das Ubergangssystem fiir diese drei Gruppen um 2,5 Prozent-
punkte zu verringern und umgekehrt die Ubergangsquote in das duale System entsprechend zu er-
héhen, dann wiirden sich die Kosten im Ubergangssystem um 135 Mio. Euro verringern. Gleichzeitig

wiirden sich die 6ffentlichen Kosten fiir die duale Ausbildung um 100 Mio. Euro erhghen. 153

Durch die héhere Zahl der neuen Ausbildungsvertrage wiirde auch die Zahl der erfolgreichen Aus-
bildungsabsolvent/innen steigen, die zusatzliche Sozialversicherungsbeitrage von 3,7 Mrd. Euro und
Steuereinnahmen von 1,55 Mrd. Euro brachten. Die fiskalischen Gesamtertrage wiirden sich auf 5,3

Mrd. Euro belaufen.

Allein die Erhéhung der Ubergangsquote in die duale Aushildung von Jugendlichen mit héchstens
Realschulabschluss um 2,5 Prozentpunkte wiirde die Zahl der Ausbildungsneuvertrage um 13.000
erhohen lassen; ein Anstieg um 10 Prozentpunkte wiirde die Zahl um tber 50.000 ansteigen lassen.
In diesem Fall wiirden sich die fiskalischen Gesamteffekte auf 21,1 Mrd. Euro erhéhen, darunter

6,2 Mrd. Euro zusatzliche Steuereinnahmen und anndhernd 14,8 Mrd. Euro Mehreinnahmen und

152 g jst allerdings auch darauf hinzuweisen, dass die Bildungsambitionen von Jugendlichen mit Realschulabschluss haufig
in Bildungswege miinden, die hohere allgemeinbildende Schulabschliisse ermdglichen, oder, dass sie eher schulische
Formen der Berufsausbildung vorziehen.

153 Djes ist eine vereinfachende Annahme. In der Praxis ist davon auszugehen, dass sich das Ubergangsverhalten dieser
Jugendlichen auf alle Zweige der beruflichen Ausbildung auswirken wird. Da die Ausbildungskosten in den Berufs- bzw.
Fachschulen wie in den Schulen des Gesundheitswesens einerseits hoher sind, andererseits zum Teil aber auch Schulgeld
zu zahlen ware, z.B. an Fachschulen, ist der Nettoeffekt nicht abschlieBend zu ermitteln. Er hangt auch davon ab, in
welchem Umfang diese Schulen vollstandig privat finanziert werden bzw. 6ffentliche Mittel erhalten.

304



www.fibs.eu

Minderausgaben in den Sozialversicherungen. Den Einsparungen im Ubergangssystem von 540 Mio.

Euro wiirden Mehrausgaben in der dualen Berufsausbildung von 415 Mio. Euro gegeniiberstehen.
. Ubergang von der Sekundarstufe | in die allgemeinbildende Sekundarstufe II

Neben einem verbesserten Ubergang in das berufliche Ausbildungssystem diirfte eine Qualitétsstei-
gerung der friihkindlichen Bildung auch das Ubergangsverhalten in die allgemeinbildende Sekun-
darstufe I positiv beeinflussen. Unterstellt man, dass sich die Ubergangsquote durchgéngig um ei-
nen Prozentpunkt verbessert, d.h. sich der Anteil der Hauptschulabsolvent/innen, der anschlieBend
in die gymnasiale Oberstufe einer integrierten Gesamtschule oder eines Gymnasiums {ibergeht, um
einen Prozentpunkt von 2,0 % auf 3,0 % erhoht etc., so wiirde dies zu leicht steigenden Kosten
(+6 Mio. Euro) im allgemeinbildenden Schulsystem und zu leicht sinkenden Kosten in den berufs-
bildenden Schulen (-0,5 Mio. Euro) fiihren. Erhéhte sich auch bei den Realschulabsolvent/innen die
Quote um einen Prozentpunkt, wiirden sich die Kosten im allgemeinbildenden Schulsystem um 13

Mio. Euro erhdhen und sich im Berufshildungssystem um 10 Mio. Euro verringern.

Die wesentlichen Effekte wiirden sich, wie auch bereits bei den friiheren Betrachtungen, im Steuer-
und Sozialversicherungssystem zeigen. Die Steuereinnahmen stiegen um 110 Mio. Euro und die
Minderausgaben und Mehreinnahmen summierten sich bei den Sozialversicherungen auf 175 Mio.

Euro.
. Mehr erfolgreiche Berufsausbildungs- und berufsqualifizierende Schulabschliisse

Derzeit brechen ca. 25 % der jungen Menschen, die eine Ausbildung begonnen haben, diese wieder
ab, wobei die Griinde fiir diesen Abbruch sehr unterschiedlich sind und nur partiell mit mangelnder
Leistungsfahigkeit der Jugendlichen zu tun haben. Die Abbruchquoten sind (iberproportional hoch
fur Jugendliche mit und ohne Hauptschulabschluss, in Ausbildungsberufen mit wenig attraktiven
Arbeitsbedingungen (insbesondere im Hotel- und Gaststattengewerbe etc.) sowie in Betrieben mit
schlechter Ausbildungsqualitat. Ferner ist zu beriicksichtigen, dass ein GroBteil dieser Jugendlichen
unmittelbar oder im nachsten Ausbildungsjahr erneut eine Ausbildung beginnt.

Trotz dieses heterogenen Umfelds ist davon auszugehen, dass ein hoheres Leistungs- und Kompe-
tenzniveau der jungen Menschen, die eine Berufsausbildung aufnehmen, das Abbruchrisiko verrin-

gert und — umgekehrt — die Abschlusswahrscheinlichkeit erhoht werden kann.

Wiirde die Abschlusswahrscheinlichkeit in der Berufsaushildung um fiinf Prozentpunkte gegentiber
dem Referenzwert von 77 % erhoht, ergaben sich Mehreinnahmen bei der Einkommensteuer in
Hohe von 1,4 Mrd. Euro und Effekte in den Sozialversicherungen von 6,5 Mrd. Euro, wobei insbe-
sondere die Minderausgaben durch eingespartes Arbeitslosengeld ins Gewicht fallen wiirden (-3,85

Mrd. Euro). Dies ware durch eine Kombination von deutlich hoherer Erwerbsbeteiligung, geringerer
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Arbeitslosenquote und hoherem Einkommen bedingt. Dieser Effizienzsteigerung im System der be-

ruflichen Ausbildung stiindden keine Mehrkosten gegeniiber.

10.Ubergang von der Sekundarstufe Il in die Hochschule

Die Zahl der Studienanfanger/innen ist in den vergangenen zehn Jahren deutlich angestiegen. Be-
trug die Zahl der Studienanfanger/innen im ersten Hochschulsemester'>4 im Jahr 2006 noch
345.000 so waren es im Jahr 2011 Gber 520.000. Auch wenn es gerne kolportiert wird, ist dies nur
bedingt auf eine unmittelbar gestiegene Studierneigung der Studienberechtigten zuriickzufiihren,
sondern vielmehr auf die gestiegene Neigung, eine Studienberechtigung zu erwerben, zudem durch
iberproportionale Anstiege bei Studienanfanger/innen aus dem Ausland und Personen ohne for-

male Studienberechtigung und éaltere Studienanfénger/innen.

Der Ubergang in das Studium vollzieht sich derzeit in unterschiedlichen Tempi. GroBe Teile der Stu-
dienberechtigten nehmen noch im selben oder im Folgejahr ein Studium auf. Zwei Jahre nach dem
Erwerb der Studienberechtigung nimmt ein weiterer, allerdings deutlich kleinerer Teil das Studium
auf. Im Folgejahr, d.h. drei Jahre nach dem Erwerb der Studienberechtigung erhoht sich die Zahl der
Studienanfanger/innen noch einmal etwas, weil ein groBerer Teil der Studienberechtigten zunachst
eine Ausbildung aufnimmt, diese erfolgreich abschlieBt und anschlieBend noch ein (ggf. berufsbe-
gleitendes) Studium aufnimmt. Die Gr6Benordnung liegt in der Regel bei 20 % bis 25 % der Studi-
enanfénger/innen. Da derzeit ebenfalls etwa 25 % der Studienberechtigten eine duale Ausbildung
und weitere, etwa 10 %, eine schulische Berufsausbildung aufnehmen, bedeutet dies, dass etwa
zwei Drittel derjenigen, die zunachst eine Ausbildung aufgenommen haben, anschlieBend noch ein

Studium beginnen.

An dieser Stelle lieBe sich argumentieren, dass dies einen Umweg zum Studium darstellt und inso-
fern als , ineffizient” anzusehen sein konnte. Gleichwohl erscheint diese Sichtweise etwas verkiirzt
bzw. vereinfacht. Wiirden die Studienberechtigten keine Ausbildung aufnehmen, ware die Zahl der
unbesetzten Ausbildungsplatze vermutlich noch gréBer. Gleichzeitig bedeutet die hohe Studiernei-
gung nach erfolgreich abgeschlossener Berufsausbildung u.U. hohe Ausbildungskosten fiir die Aus-
bildungsbetriebe, denen anschlieBend keine Ertrage gegeniiberstehen. Da jedoch ein erheblicher
Teil dieser Gruppe berufsbegleitend studiert, muss dies nicht der Fall sein, sondern kann auch eine

Win-Win-Situation fur beide Seiten sein.

Angesichts dieser nicht eindeutigen Einschatzung wird an dieser Stelle auf eine Abschatzung der

mit einem veranderten Ubergangsverhalten verbundenen Ertrige verzichtet.

154von dieser Zahl der Studienanfanger/innen im ersten Hochschulsemester zu unterscheiden ist die Zahl der Studierenden

im ersten Fachsemester, die auch diejenigen einbezieht, die bereits in einem héheren Hochschulsemester sind, aber die
Fachrichtung gewechselt und somit im neuen Studienfach im ersten Fachsemester sind.
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11.Geringere Abbruch- und hohere Erfolgsquote im Studium

Derzeit brechen bis zu 28 % der Studienanfénger/innen ihr Studium wieder ab und nehmen entwe-
der ein anderes Fachstudium oder eine Berufsausbildung auf oder miinden ohne Hochschul- und
Berufsabschluss in den Arbeitsmarkt ein. Die Griinde fiir Studienabbriiche sind sehr heterogen und
sind nach Einschatzung der Studienabbrecher/innen nur zum Teil auf ihre unzureichende Leistungs-
fahigkeit zuriickzufiihren. Andere Ursachen sind finanzieller Natur oder ein Mismatch von Studien-

fach und Erwartungen oder Neigungen.

Wiirde ein héheres Kompetenzniveau der Studienberechtigten bzw. der Studierenden, u.a. aufgrund
einer qualitativ hoherwertigeren Kindertagesbetreuung, dazu fiihren, dass die Erfolgsquote von
72 % auf 77 % erhoht werden konnte, dann wiirden die Steuereinnahmen um 4,2 Mrd. Euro und
die Sozialversicherungseinnahmen um 6,45 Mrd. Euro (inkl. Minderausgaben von 390 Mrd. Euro)

ansteigen, woraus fiskalische Gesamteffekte von fast 10,7 Mrd. Euro resultierten.
12. Ubergang von der Ausbildung/dem Studium in den Beruf

Der Ubergang von der Ausbildung bzw. dem Studium in den Beruf ist derzeit bereits vergleichsweise
entspannt fiir einen GroBteil der Absolvent/innen, auch wenn der unmittelbare Ubergang in eine
unbefristete (Vollzeit-) Stelle nur einem Teil gelingt. Die Einflussfaktoren liegen nur partiell beim
Leistungsniveau der Absolvent/innen, sondern eher in den Rahmenbedingungen des Arbeitsmark-
tes. Berufsausbildungsabsolvent/innen werden eher in gréBeren und groBen Unternehmen direkt
nach der Ausbildung iibernommen, Hochschulabsolvent/innen miinden in befristete Beschaftigun-
gen oder auch Praktika.

Aus den genannten Griinden wird an dieser Stelle auf eine Berechnung der potenziellen Effekte
einer schnelleren Einmiindung in den Arbeitsmarkt verzichtet. Angesichts der insgesamt durchaus
hohen fiskalischen Ertrage, die sich nachstehend im Gesamtmodell zeigen werden, erscheint dies
vertretbar.

13. Arbeitsmarkteffekte

Ein hoheres Kompetenzniveau schlagt sich einerseits in hoheren Ausbildungsniveaus und anderer-
seits in einem hoheren Anteil an anspruchsvolleren Berufs- bzw. Studienabschliissen auf der glei-
chen Abschlussebene nieder. D.h. es wird z.B. eine Ausbildung aufgenommen, fiir die ein mittlerer

Schulabschluss oder eine Studienberechtigung erwartet (gefordert) werden.

Ein hoheres (formales) Abschlussniveau geht mit hdheren Erwerbsquoten einher, d.h. Personen mit
einer abgeschlossenen Berufsaushildung stehen dem Arbeitsmarkt grundsétzlich in einem erheblich

groBeren Umfang zur Verfiigung. So liegt die durchschnittliche Erwerbsquote von un- und gering-
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qualifizierten Personen bei unter 70 %, wéhrend Personen mit einer abgeschlossenen Berufsausbil-
dung zu etwa 80 % und Hochschulabsolvent/innen zu iiber 90 % dem Arbeitsmarkt zur Verfiigung
stehen. Gleichzeitig sinkt die Arbeitslosenquote, die sich auf die Personen bezieht, die dem Arbeits-

markt grundsatzlich zur Verfligung stehen, mit dem formalen Qualifikationsniveau.

Des Weiteren gehen formal hohere Qualifikationen ebenso mit einem hoheren Einkommen einher

wie hohere Kompetenzniveaus jenseits formaler Qualifikationen.

Zu guter Letzt differiert die durchschnittliche Erwerbsdauer bis zum Ausscheiden aus dem Arbeits-
markt erheblich zwischen den Qualifikationsgruppen. So nehmen Geringqualifizierte nicht nur zu
einem geringeren Anteil Giberhaupt am Erwerbsleben teil, sondern scheiden bereits deutlich friiher
wieder in gréBeren Quoten dauerhaft aus dem Arbeitsmarkt aus. Diese Unterschiede driicken sich
u.a. im durchschnittlichen Renteneintrittsalter aus, das bei Personen mit einer geringen Qualifika-
tion deutlich niedriger ist als bei Akademiker/innen.

Im Rahmen des Simulationsmodells wurden die unterschiedlichen Erwerbsquoten ebenso beriick-
sichtigt wie das Medianeinkommen und die Arbeitslosenquote.
6.3.2 Vollstandige Darstellung der Ertragsraten der durchgefiihrten Modellrechnungen

In der ausfiihrlichen Darstellung der Simulationsrechnungen in Kapitel 4.4 wurden die Ergebnisse
zusammenfassend dargestellt. An dieser Stelle werden nunmehr erganzend und der Vollstandigkeit

halber die Ergebnisse aller durchgefiihrten Varianten ausgewiesen.
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Var. 1a: Kosten +3,1 Mrd. Euro [Var. 1b: Kosten +3,1 Mrd. Euro [Var. Tc: Kosten +3,1 Mrd. Euro
Veranderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten:
Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +25%
HzE-Quote: -1% HzE-Quote: -2% HzE-Quote: -5%
Ubergang Ausbildung: +2,5% Ubergang Ausbildung: +5% Ubergang Aushildung: +10%
Gesamtinvestitionen (in Mio.) 3.100 3.100 3.100
Bruttoertrage 26.796 50.129 101.099
darunter Steuereinnahmen 8.935 16.793 35.188
darunter Bund 3.797 7137 14.955
darunter Lander 3.797 7137 14.955
darunter Kommunen 1.340 2.519 5.278
darunter Sozialversicherungseinnahmen 17.742 33.096 65.254
darunter Rentenversicherung 1.248] 2137 4.007
darunter Krankenversicherung 10.479 19.731 39.923
darunter 4171 7.759 14309
Arbeitslosenversicherung
darunter Pflegeversicherung 1.844) 3.469 7.016
Mehreinnahmen (+)/Einsparungen (-) -86 -175 -492
im Bildungssystem
Kita-System -122 -120 -120
allgemeinbildenden Schulsystem -2 -98, -383
Ubergangssystem -395 -762 -1.463
Berufshildungssystem 327 609 1.018]
Hochschulsystem 105 197 455
Einsparungen bei den Hilfen zur Erziehung 33 66 165
UberschuB/Nettoertrige 23.618 46.992 97.961
UberschuB/Nettoertrage
(ohne Sozialversicherungen) 5.251 13.155 31.550
Bruttorendite p.a.
(6ffentl. Haushalte + Sozialversicherungen) 11,79% 23,88% 51,90%
darunter offentliche Haushalte 3,95% 8,04% 18,18%
darunter Sozialversicherungen 7,84% 15,84% 33,72%
Nettorendite 6ffentliche Haushalte p.a.
(exkl. Sozialversicherungen) 2,96% 7,08% 16,54%
darunter
Bund 77,09% 146,37% 308,36%
Lander 2,48% 6,01% 14,23%
Kommunen 0,01% 1,52% 4,96%
Fiskalische Effekte insgesamt
Mehrkosten insgesamt 3.100 3.100 3.100
darunter Bund 78 79 79
Lander 1.256 1.272 1.272
Kommunen 1.766 1.749 1.749
Mehreinnahmen/Einsparungen insgesamt 9.035 17.100 36.055
darunter Bund 3.768 7.081 14.846
Lander 3.237 6.174 13.072
Kommunen 2.029 3.845 8.136
Verhaltnis von Ertrdgen zu Kosten insgesamt| 2,91 5,52 11,63
Bund 48,01 89,09 186,78
Lander 2,58 4,85 10,28
Kommunen 1,15 2,2 4,65
Quelle: Simulationsrechnungen des FiBS
Tabelle 29: Bandbreite der Ertrage bei Qualitatsverbesserungen mit moderaten Kosten (3,1 Mrd. Euro)

und unterschiedlichen Effekten (mit Erwerbseffekten)
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Var. 2a: Kosten +5,7 Mrd. Euro
Veranderungen bei Effekten:
Erfolgsquote: +10%

HzE-Quote: -1%

Ubergang Ausbildung: +2,5%

Var. 2b: Kosten +5,7 Mrd. Euro
Veréanderungen bei Effekten:
Erfolgsquote: +10%

HzE-Quote: -2%

Ubergang Ausbildung: +5%

Var. 2c: Kosten +5,7 Mrd. Euro
Veréanderungen bei Effekten:
Erfolgsquote: +25%

HzE-Quote: -5%

Ubergang Aushildung: +10%

Gesamtinvestitionen (in Mio.) 5.700 5.700 5.700
Bruttoertrage 27.857 51.208 102.178
darunter Steuereinnahmen 9.335 17.199 35.594
darunter Bund 3.967 7310 15.128
darunter Lander 3.967 7310 15.128
darunter Kommunen 1.400 2.580 5.339
darunter Sozialversicherungseinnahmen 18.391 33.756 65.914
darunter Rentenversicherung 1.464 2.356 4.226
darunter Krankenversicherung 10.791 20.048 40.240
garunter , 4234 7.824 14373
Arbeitslosenversicherung
darunter Pflegeversicherung 1.902 3.528 7.075
Mehreinnahmen (+)/Einsparungen (-) -98 -187 -505
im Bildungssystem
Kita-System -133 -133 -133
allgemeinbildenden Schulsystem -2 -98, -383
Ubergangssystem -395 -762 -1.463
Berufshildungssystem 327 609 1.018]
Hochschulsystem 105 197 455
Einsparungen bei den Hilfen zur Erziehung 33 66 165
UberschuB/Nettoertrige 23.618 45.519 96.489
UberschuB/Nettoertrage
(ohne Sozialversicherungen) 2.739 10.603 28.999
Bruttorendite p.a.
(6ffentl. Haushalte + Sozialversicherungen) 6,29% 12,87% 28,32%
darunter offentliche Haushalte 2,12% 4,34% 9,93%
darunter Sozialversicherungen 4,17% 8,52% 18,39%
Nettorendite 6ffentliche Haushalte p.a.
(exkl. Sozialversicherungen) 1,04% 3,28% 8,50%
darunter
Bund 43,70% 81,93% 171,27%
Lander 0,73% 2,67% 7,21%
Kommunen -0,67% 0,14% 2,03%
Fiskalische Effekte insgesamt
Mehrkosten insgesamt 5.700 5.700 5.700
darunter Bund 146 146 146
Lander 2.338 2.338 2.338
Kommunen 3.215 3.215 3.215
Mehreinnahmen/Einsparungen insgesamt 9.445 17.518 36.472
darunter Bund 3.939 7.254 15.019
Lander 3.386 6.325 13.223
Kommunen 2.120 3.938 8.229
Verhaltnis von Ertrdgen zu Kosten insgesamt| 1,66 3,07 6.4
Bund 26,95 49,64 102,76
Lander 1,45 2,7 5,65
Kommunen 0,66 1,22 2,56

Quelle: Simulationsrechnungen des FiBS

Tabelle 30: Bandbreite der Ertrage bei Qualitatsverbesserungen mit mittleren Kosten (5,7 Mrd. Euro)
und unterschiedlichen Effekten (mit Erwerbseffekten)
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Var. 3a: Kosten +11,4 Mrd. Euro |Var. 3b: Kosten +11,4 Mrd. Euro [Var. 3c: Kosten +11,4 Mrd. Euro
Veranderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten: Veranderungen bei Effekten:
Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +10% Erfolgsquote: +25%
HzE-Quote: -1% HzE-Quote: -2% HzE-Quote: -5%
Ubergang Ausbildung: +2,5% Ubergang Ausbildung: +5% Ubergang Ausbildung: +10%
Gesamtinvestitionen (in Mio.) 11.400 11.400 11.400
Bruttoertrage 30.272 53.624 104.593
darunter Steuereinnahmen 10.245 18.109 36.504
darunter Bund 4.354) 7.696 15.514]
darunter Lander 4354 7.696 15.514
darunter Kommunen 1.537 2.716 5.476)
darunter Sozialversicherungseinnahmen 19.868 35.232 67.390
darunter Rentenversicherung 1.954 2.846 4.716
darunter Krankenversicherung 11.501 20.758, 40.950
darunter 4379 7.969 14518
Arbeitslosenversicherung
darunter Pflegeversicherung 2.034 3.660) 7.206
Mehreinnahmen (+)/Einsparungen (-) -126 -216 -534
im Bildungssystem
Kita-System -162 -162 -162
allgemeinbildenden Schulsystem -2 -98, -383
Ubergangssystem -395 -762 -1.463
Berufsbildungssystem 327 609 1.018
Hochschulsystem 105 197 455
Einsparungen bei den Hilfen zur Erziehung 33 66 165
UberschuB/Nettoertrige 23.618 42,224 93.194
UberschuB/Nettoertrage
(ohne Sozialversicherungen) -2.971 4,893 23.289
Bruttorendite p.a.
(6ffentl. Haushalte + Sozialversicherungen) 2,80% 6,08% 13,80%
darunter 6ffentliche Haushalte 0,95% 2,07% 4,85%
darunter Sozialversicherungen 1,85% 4,02% 8,95%
Nettorendite 6ffentliche Haushalte p.a.
(exkl. Sozialversicherungen) -0,18% 0,93% 3,54%
darunter
Bund 23,17% 42,25% 86,83%
Lander -0,35% 0,62% 2,88%
Kommunen -1.12% -0,71% 0,23%
Fiskalische Effekte insgesamt
Mehrkosten insgesamt 11.400 11.400 11.400
darunter Bund 292 292 292
Lander 4.677 4.677 4.677
Kommunen 6.431 6.431 6.431
Mehreinnahmen/Einsparungen insgesamt 10.379 18.451 35.934
darunter Bund 4.326 7.642 15.622
Lander 3.725 6.663 12,813
Kommunen 2.328 4.146 7.499
Verhéltnis von Ertrdgen zu Kosten insgesamt| 0,91 1,62 3,15
Bund 14,8 26,14 53,44
Lander 0,8 1.42 2,74
Kommunen 0,36 0,64 1,17

Quelle: Simulationsrechnungen des FiBS

Tabelle 31: Bandbreite der Ertrage bei Qualitatsverbesserungen mit hoheren Kosten (11,4 Mrd. Euro)
und unterschiedlichen Effekten (mit Erwerbseffekten)
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6.4

Erganzungen zur Frage der Bundesfinanzierung

6.4.1 Verteilung der Mittel auf Basis der bis zu zehnjahrigen Kinder

Alternativ zur Zahl der null- bis sechsjahrigen Kinder (siehe Kapitel 5.3.2.2.2.3) konnte auch die Zahl
der Kinder im Alter bis zu zehn Jahren zugrunde gelegt werden, die in Tabelle 32 dargestellt wird. Es
wird angenommen, dass 300 Euro je Kind im Alter von bis zu 10 Jahren anteilig unter den Landern
verteilt werden; der damit verbundene Gesamtbetrag von 2,4 Mrd. Euro entspricht im Wesentlichen
dem aus dem vorhergehenden Beispiel. Auch in diesem Fall wiirden Niedersachsen, Nordrhein-Westfa-
len und Baden-Wiirttemberg 1,0 bis 0,8 Prozentpunkte mehr erhalten als der derzeitigen Ausgabenver-
teilung zwischen den Landern entsprechen wiirde. Auf der anderen Seite wiirden auch hier wiederum

insbesondere die ostdeutschen Lander einen unterproportionalen Anteil erhalten.

Zwischen den beiden Modellen, 500 Euro je Kind von 0-6 Jahren bzw. 300 Euro je Kind im Alter von
bis zu 10 Jahren, zeigen sich im GroBen und Ganzen geringe Unterschiede. Etwas gréBere Abweichun-
gen zeigen sich in Berlin, das bei 300 Euro je bis zu zehn Jahre altem Kind knapp 0,3 Prozentpunkte
weniger, und in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen, das 0,2 Punkte mehr erhalten wiirde, als im
anderen Modell.

(Blsherlge) Verteilung der Unters.chled zur Anteil an Anteil an 6ff.
Verteilung der | 300 Euro Verteilung der |, . .
. . Ausgaben auf | . Kinderbetreuungs{Kinderbetreuungs-
Kinderbetreuungs{ je Kind T Kinderbetreuungs-
die Lander ausgaben ausgaben
ausgaben ausgaben
(1) 2) 3) (4) (5) (6)

BW 13,0% 315.606 13,7% 0,69% 8,8% 11,5%
BY 14,7% 364.436 15,8% 1,04% 9,0% 11,0%
BE 5,0% 105.221 4,6% -0,42% 7.7% 9,0%
BB 3,6% 66.640 2,9% -0,74% 6,7% 8,5%
HB 0,8% 18.227 0,8% 0,04% 8,8% 10,0%
HH 2,4% 53.060 2,3% -0,14% 7,.9% 8,6%
HE 7,8% 177.362 7,7% -0,16% 8,2% 10,9%
MV 1,9% 42.942 1,9% -0,04% 8,2% 11,5%
NI 8,5% 221.615 9,6% 1,09% 9,5% 12,7%
NW 20,8% 503.894 21,8% 1,02% 8,8% 10,9%
RP 5,0% 110.534 4,8% -0,25% 8,0% 9,5%
SL 1,3% 24.021 1,0% -0,22% 6,9% 9,6%
SN 6,1% 113.535 4,9% -1,15% 6,8% 9,2%
ST 2,9% 56.387 2,4% -0,45% 7.1% 9,0%
SH 3,4% 78.645 3,4% -0,02% 8,3% 12,3%
TH 2,7% 57.249 2,5% -0,25% 7,6% 10,0%
DE 100,0%| 2.309.373 100,0% 8,4% 10,7%

Quelle: Berechnungen des FiBS

Tabelle 32: Effekte einer pauschalen Bundesbeteiligung in Hohe von 300 Euro je Kind von 0-10 Jahren
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6.5 Erganzende Kostenberechnungen

Erganzend zu den vorhergehenden Arbeitsschritten war die Berechnung verschiedener, konkreter
Ansatze zur Qualitatsverbesserung optional angeboten worden, da zum Zeitpunkt der Angebotserstel-
lung nur sehr wenige Informationen zum Stand der Diskussion und insbesondere hinsichtlich der zent-
ralen Berechnungsparameter vorlagen. In den weiteren Beratungen wurden die Anforderungen an die
Berechnungen in verschiedenen Gesprachen konkretisiert. Auf dieser Grundlage wurde das FiBS mit

weitergehenden Kostenberechnungen beauftragt, deren Ergebnisse im Folgenden dargelegt werden.
Im Einzelnen werden in den folgenden Kapiteln die Kosten folgender MaBnahmen ermittelt. 5>

1. Ausbau von Familienzentren, Einrichtung von Elterncafés und Familienangeboten in Kindertages-
einrichtungen (siehe Kapitel 6.5.1)

2. Integration von Kindern mit Fluchthintergrund (siehe Kapitel 6.5.2)
3. Ausbau der Fort- und Weiterbildung sowie Supervision (siehe Kapitel 6.5.3)
4. Steigerung der Attraktivitat des Berufsfeldes (siehe Kapitel 6.5.5)

5. Interne/externe Evaluation sowie die Einfilhrung von Qualitatsentwicklungssystemen (siehe Kapitel
6.5.6).

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass alle diese MaBnahmen auf sehr unterschiedlichen Vorausset-
zungen in den Landern, bei den Tragern wie auch einzelnen Einrichtungen aufsetzen und daher nur
schwer verallgemeinerbare Aussagen zu den Kosten getroffen werden kénnen bzw. es sich um Ab-
schatzungen auf Grundlage geeigneter Annahmen handeln kann. Zudem sind die Lander hier bisweilen
bereits aktiv und es ist nicht immer einfach, die konkrete Umsetzung bzw. den Umsetzungsstand zu

identifizieren.

6.5.1 Ausbau von Familienzentren, Einrichtung von Elterncafes und Familienangeboten in
Kindertageseinrichtungen

Familienzentren sind Einrichtungen, die Kinderbetreuung mit anderen Bildungs- und Betreuungsan-
geboten fiir Familien und Kinder verbinden und sich an Familien und Sozialraum orientieren (Schlevogt
2014). Als Familienzentren gelten ... jene Einrichtungen, die in einem sozialen Umfeld passgenaue
unterstiitzende und bildungsforderliche Angebote fiir Kinder und ihre Familien bereithalten, vermitteln

oder biindeln. Familienzentren sind Begegnungs-, Bildungs-, Unterstiitzungs- und Erfahrungsorte, die

155 pje nachfolgenden Berechnungen wurden durch Recherchen und Interviews, durch die auf das Erfahrungswissen der
Ministerien und (nicht reprasentativ) ausgewahlter Trager bzw. Einrichtungen zuriickgegriffen werden kann, unterfiit-
tert. Wir méchten uns an dieser Stelle bei allen bedanken, die durch ihre Bereitschaft, ihre Kenntnisse mit uns zu teilen,
dazu beigetragen haben, die nachfolgenden Informationen bereitstellen und die Berechnungen durchfiihren zu kdnnen.
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an nachbarschaftliche Lebenszusammenhange ankniipfen, die elterliche Erziehungskompetenz starken,
Selbsthilfepotenziale von Eltern und anderen an der Erziehung von Kindern beteiligten Personen akti-
vieren, soziale Netzwerke unterstiitzen und so nachhaltig die kindliche Entwicklung und das gesunde
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen fordern ... MaBgeblich ist, dass die Zentren einen passge-
nauen Mehrwert fiir Familien schaffen und diese mit in die Planung, Umsetzung und Gestaltung der
Angebote einbinden ...Ziele von Familienzentren sind die stetige Optimierung der familiaren Lebens-
qualitdten gemessen an den gesellschaftlichen und familiaren Entwicklungen und die Sicherung indivi-
dueller Chancen der Kinder und ihrer Angehérigen bezogen auf Bildung, Okonomie, Work-Life-Balance
und Gesundheit” (Bundesverband der Familienzentren 2012). Andere Namen fiir Familienzentren sind
Eltern-Kind-Zentren, Familienkitas, Familienzentren, Kita!Plus, Mittelpunktkitas oder KiFaz. Andere In-
halte kdnnen auch unter dem Namen Familienzentren gefiihrt werden, so z.B. in Rheinland-Pfalz, wo
Familienzentren ehrenamtliche Initiativen von Familien fiir Familien sind, oder in Sachsen, wo sie Fa-
milienbildungsstatten sind; d.h. nicht immer ist Kinderbetreuung ein Element. Definitionen von Eltern-
Kind-Zentren oder Familienzentren, Familienbildungsstatten, Miitterzentren, Mehrgenerationenhau-
sern und soziokulturellen Zentren findet sich bei Gesemann/Schwarze/Nentwig-Gesemann 2015 (S. 28);
der 14. Kinder- und Jugendbericht (BMFSFJ 2013, S. 299) bietet die folgende Typologie. Allerdings ist
explizit darauf hinzuweisen, dass es, wie die Interviews zeigen, auch Mischformen gibt bzw. Weiter-
entwicklungen von einem Typ zum Néachsten, wenn sich etwa neue raumliche Méglichkeiten vor Ort

eroffnen, sich die Nachfrage verandert, oder aus demografischen Griinden Erweiterungen vorgenom-

Personalstruk-
tur

Honorarkrafte

Professionelle auf
Augenhohe

men werden
Familienzentren / Eltern-Kind-Zentren Nebenlinien
Familienbildungs- Eltern-Kind-Zentren | Miitterzentren Mehrgenerationen- (Kommunale)
statten hauser Familienbiiros
Primé@rer Familien Kinder Mitter Menschen jeden Familien
Bezugspunkt Alters, Senior/innen
Inhaltlicher Familienbildung, Bildung und For- Selbsthilfe, Begegnung zwischen | Schaffung von
Schwerpunkt Begegnung derung der Kinder, | Begegnung Alt und Jung, Transparenz iiber
Einbeziehung der Engagement- Familienleistungen
Eltern forderung und -angebote
Zentrale Familienbildung Kita-Angebot, Offene Treffs, Offene Treffs, Beratung und
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Im Rahmen der folgenden Ausfiihrungen wird der Begriff Familienzentrum als Kurzfassung von
.Kinder- und Familienzentren” verwendet, d.h. als Einrichtungen fiir Familien und Kinder, in denen

Kindertagesbetreuung ein zentrales Element ist, verstanden.

Eine erste Annaherung zur Unterscheidung von Familienzentren hat Diller (2006) versucht. Sie nennt

drei Grundvarianten:

— Modell ,Alles unter einem Dach”: Kinderbetreuung, offene Angebote und Familienbildung eines

Tragers werden unter einem Dach angeboten

— Lotsen-Modell: Die Kinderbetreuung ist die Basis und der Lotse zu verschiedenen unterstiitzenden

Institutionen im Sozialraum

— Verbund-Modell: Mehrere Kindertagesstatten arbeiten im Verbund mit anderen Einrichtungen und

Angeboten zusammen

Allen Formen ist gemeinsam, dass sie fiir einen systemischen Ansatz stehen und jeweils vielfaltige

Interaktionen in der Familie und im Sozialraum beriicksichtigen.

Zusétzliche Angebote oder Angebote auf dem Weg zum Familienzentrum kdnnen diese sein: Eltern-
Kind-Cafés als offener Treff, Tauschbdrsen fiir Kinderkleidung, Eltern Workshops, thematische Eltern-

abende, Erziehungsberatung, Sport- und Freizeitangebote sowie Sprachkurse.

Ebenso kdnnen verschiedene Schwerpunkte gesetzt werden: Ein Familienzentrum kann sich selbst
als Teil der kommunalen Bildungs- und Férderkette verstehen, den Fokus auf Familien mit Migrations-
hintergrund legen oder z.B. besonders mit Erziehungsberatungsstellen kooperieren oder aktive Vater-
schaft fordern etc.

Die entstandenen Modelle von Kinder- und Familienzentren fallen entsprechend unterschiedlich aus.
Alle Modelle lassen sich bundesweit identifizieren. Bei der konkreten Ausgestaltung spielen auch die
TragergroBe bzw. seine Finanzkraft eine Rolle; so konnen groBere Trager defizitare Einrichtungen leich-

ter als kleine freie Trager kompensieren bzw. querfinanzieren.

Uberblick iiber die Kosten und deren Einflussfaktoren

Zu den Kosten in der Anfangsphase konnen die wenigsten Befragten konkrete Angaben machen.
Bei der Entwicklung von Familienzentren auf der Basis von Kitas oder nicht geht es weniger um die
Frage des Bedarfs als um eine effiziente Nutzung vorhandener Fordermittel, auch wenn z.B. in NRW
die Betrage etwas erhoht und fiir Einrichtungen in sozialen Brennpunkten erweitert werden. Diese Per-
spektive auf den bestmdglichen Umgang mit bereitgestellten Gelder steht iiberall im Vordergrund; Be-

darfe werden nur von groBeren Tragern explizit formuliert.
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Werden Nutzungsflachen rund um eine Kita frei, ist eine Erweiterung zum Familienzentrum durch
die Anmietung dieser Flachen leichter mdglich; die Preise je nach Standort variieren aber erheblich.
Wahrend in Hamburg 330 gm fiir monatlich 3.400 Euro warm vermietet werden, betragt die Miete fir
ein Familienzentrum in Thiringen 8.000 Euro im Jahr, und im landlichen Raum stellt die Kirche oder
Kommune ein Gebaude als geldwerte Sachleistung zu noch glinstigeren Konditionen zur Verfligung.
Sind An- oder Neubauten erforderlich, steigen die Kosten fir die Einrichtung von Familienzentren rasch
in den Millionenbereich (Bausummen bis ca. 4 Mio. Euro); nicht nur Brandschutz-MaBnahmen, sondern
auch barrierefreie Zugange sind zu beriicksichtigen. Gleichzeitig gibt es nicht iiberall einfache Bedin-
gungen zur Ausdehnung der Raumlichkeiten. Gerade in den Ballungsraumen ist die Gewinnung von
groBeren, zusammenhangenden oder naheliegenden Flachen ein Problem. Jenseits der Raumlichkeiten
an sich, kénnen die Kosten fiir die Ausstattung erheblich variieren, je nachdem, welcher Zielgruppe im
Familienzentrum welche Leistungen angeboten werden soll; bei inklusiven Angeboten oder Wohngrup-
pen stellen sich andere Anforderungen an die Ausstattung als bei Spielgruppen fiir Mitter mit Klein-
kindern, Computer-Treffs oder Beratungsleistungen.

Will man nur einige Projekte wie Sprachkursangebote oder gemeinsames Kochen oder Nahen finan-
zieren, kann eine Anschubfinanzierung von 2.500 Euro je Einrichtung reichen. Fiir die Vorbereitung
solcher Angebote kann die Vorbereitungszeit z.B. mit drei Wochenstunden angesetzt werden. Geht es
um besondere padagogische Konzepte, dann wird Fortbildung erforderlich, die das Personal mehrere
Tage aus dem Arbeitsfeld herausholt und deren Teilnahmegebiihren, z.B. 1.750 Euro fiir sechs Tage fiir
eine Trainer-Ausbildung, mitunter iiber das (ibliche Fortbildungsbudget hinausgehen. Dabei ist auBer-
dem zu bedenken, dass mit Héherqualifizierungen auch hohere Gehalter fallig werden kénnen, fiir die
nicht immer die Mittel zur Verfligung stehen. Personalfluktuation bzw. Ausfalle durch Krankheiten,
Schwangerschaften etc. kénnen das Angebot gefdhrden; der in der Regel hohe Wechsel von unter-
schiedlich geeigneten bzw. qualifizierten Ehrenamtlichen bietet hier keine Alternative. Als Variante
werden die Raumlichkeiten der Kita auBerhalb der Offnungszeiten fiir Angebote des Familienzentrums

genutzt, was allerdings das Angebot einschrankt.

Bei einem gréBeren Angebotsspektrum ist allein eine Vollzeitkraft erforderlich, um alles zu koordi-
nieren. Kursangebote selbst konnen auch von Honorarkraften durchgefiihrt werden. Fiir spezielle Bera-
tungs- und Begleitungsangebote sind entsprechende Fachkrafte erforderlich. Fallen projektbezogene
Fordermittel weg, geht das damit finanzierte Personal wieder verloren. Féllt eine Kommune aufgrund
von Verschuldung aus, kann die Situation prekar werden. Teilweise werden Stiftungen eingerichtet, um

Familienzentren zu begleiten oder zu sichern.

Eltern- oder Mutter-Kind-Cafés werden als niedrigschwellige Einstiegs- und Austausch-Angebote in

Familienzentren betrachtet, die nicht durch Fachkrafte durchgefiihrt werden miissen, aber begleitet
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werden konnen, insbesondere, wenn gleichzeitig eine qualifizierte Kinderbetreuung angeboten werden

soll. Bei zehn Fachkraften entstehen leicht Personalkosten in Hohe einer halben Million.

Diller (2006) nennt insbesondere drei Qualitatsmerkmale von Familienzentren. Die Entwicklung be-
darfsgerechter Angebote fir Eltern und Familien und die ,Verzahnung bisher getrennter Angebots-
strange” in einem Gesamtkonzept, die , das spezifische und innovative Profil” von Institutionen bilden
ist das Erste. Die Offnung der Angebotsstruktur innerhalb der Zentren und in das Wohnumfeld hinein,
einschlieBlich der Vernetzung mit anderen Angeboten in diesem Umfeld, sowie die sozialrdumliche
Ausrichtung der Zentren, die bedarfsorientierte Schwerpunkte setzen, gehéren dazu. Uber Giitesiegel
wie z.B. das ,Familienzentrum NRW" mit einer Giiltigkeit von vier Jahren, der ,Blaue Elefant” des
Deutschen Kinderschutzbundes mit einer Giiltigkeit von drei Jahren oder tréagereigene Zertifizierungen
werden Mindeststandards definiert. Nach Ablauf der Giiltigkeit ist eine Re-Zertifizierung, haufig auf der

Basis von Evaluationen, erforderlich.

Das Giitesiegel , Familienzentrum NRW", das fiir einen Zeitraum von vier Jahren verliehen wird,
benennt die Voraussetzung fiir eine Forderung als Familienzentrum; danach muss die Einrichtung re-

zertifiziert werden.

Kostenabschatzung bzw. Umsetzungsvorschlag

Wie die vorstehenden Ausfiihrungen gezeigt haben, ist die Spannbreite moglicher Orientierungs-
groBen fir die anzusetzenden Kosten erheblich und es gibt keinen ,allgemeingiiltigen” Ansatz bzw.

Vorschlag.

Will man aber ein Konzept von Familienzentren erméglichen, das eine relativ kontinuierliche bzw.
ansatzweise permanente Erreichbarkeit erméglicht, dann sollte eine 0,75 bis ganze Personalstelle fi-
nanziert werden. Auch kénnen in diesem Fall konzeptionelle Ansatze entwickelt und umgesetzt wer-
den. Zudem sollten iiber die grundlegende Ausstattung der Kindertageseinrichtung hinausgehende
Sachkosten finanziert werden. Ohne zusatzliche Raumkosten ist dann eine finanzielle GréBenordnung
von 60.000 bis 75.000 je (geforderter) Einrichtung anzusetzen. Je tausend geférderten Familienzentren

sind auf dieser Grundlage 60 bis 75 Mio. Euro p.a. erforderlich.156

156 |m Hinblick auf eine konkrete, bundesweite Umsetzbarkeit ist zu beachten, dass die meisten Linder eigene Programme
mit sehr unterschiedlicher Ausgestaltung und finanzieller Ausstattung haben.
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6.5.2 Kosten fiir die Integration von Kindern mit Fluchthintergrund

6.5.2.1 Einleitung und Ausgangslage

Die Kosten fiir die Integration von Kindern mit Fluchthintergrund hangen einerseits von der Zahl der
Kinder im entsprechenden Alter und andererseits von den vorgesehenen MaBnahmen und deren Um-
fang ab. Insofern soll in einem ersten Schritt die (ungeféhre) Zahl der Kinder im Alter von bis zu sechs
Jahren abgeschatzt werden. AnschlieBend werden potenzielle MaBnahmen skizziert werden, wobei
zwischen (1) der Phase nach der Ankunft im Wohnort und bis zur Einmiindung in eine Kindertagesbe-

treuungseinrichtung und (2) der Zeit ab der Einmiindung in die Kindertagesbetreuung differenziert wird.

6.5.2.2  Zahl der zugewanderten Kinder mit Fluchthintergrund, Platzbedarf und Kosten laut Bildungs-
bericht 2015

Im vergangenen Jahr 2015 sind knapp 1,1 Millionen Personen mit Fluchthintergrund sowie weitere
900.000 Personen aus anderen Griinden nach Deutschland gekommen; insgesamt sind somit fast zwei
Millionen Menschen nach Deutschland zugewandert (Statistisches Bundesamt 2016c). Gleichzeitig
wanderten rund 900.000 Personen aus Deutschland in andere Lander ab. Zwar sind die beiden letztge-
nannten Zahlen nicht mit Blick auf die Anzahl an Kindern mit Fluchthintergrund von Bedeutung, unter
den aus anderen Griinden zugewanderten Personen sind aber auch Familien mit Kindern, die einen
Bedarf an Kinderbetreuungsplatzen haben. Insofern erscheint es daher sinnvoll, sie insoweit in die
Uberlegungen einzubeziehen, wie diese Einfluss auf den Gesamtbedarf an Kinderbetreuungsplatzen

nehmen.157

Mit Blick auf die Abschatzung des Bedarfs an Kinderbetreuungsplatzen ist von Bedeutung, dass es
auch Mitte 2016 noch keine verlasslichen Daten Uber die Altersstruktur der Zugewanderten mit Flucht-
hintergrund gibt. Insofern miissen vorliegende Informationen kombiniert werden, um eine GréBenord-

nung abschatzen zu kénnen.

Nach Angaben des BAMF haben im vergangenen Jahr insg. 442.000 Personen erstmalig einen Asyl-
antrag gestellt; unter ihnen insg. 56.000 Kinder im Alter von unter sechs Jahren (12,7%).158 Des Wei-
teren wurden in den ersten vier Monaten des Jahres 2016 weitere insgesamt 240.000 Asylerstantrage

registriert, woraus sich insgesamt eine Zahl von 682.000 ergibt.

157 it Blick auf die abwanderten Personen ist davon auszugehen, dass diese in der Tendenz ein etwas héheres Alter ha-
ben, als die Zuwandernden. Insofern ist nicht anzunehmen, dass sich die (sonstigen) Zu- und der Abwandernden gegen-
seitig ausgleichen.

158 Dieser Wert ist hoher als der seinerzeit von uns auf der Basis friiherer Daten geschatzte Anteil von 8,5% an unter sechs-
jahrigen Kindern.
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Folgt man den Daten des im Juni 2016 veréffentlichen Bildungsberichts (Konsortium Bildungsbe-
richterstattung 2016), dann sind unter den 2015 zugewanderten 33.324 Null- bis Dreijahrige und
22.901 drei bis sechs Jahre alt. Unter den zwischen Januar und April 2016 registrierten Asylantragstel-
lungen sind 16.346 0-3-Jahrige und 14.623 3-6-Jahrige, was eine leichte Veranderung der durchschnitt-
lichen Altersstruktur der aus Fluchtgriinden Zugewanderten bedeuten wiirde.

Bei der weiteren bzw. grundlegenden Einschatzung dieser Zahlen ist jedoch zu beachten, dass den
registrierten 682.000 gegeniiber rund 1,1 Mio. im letzten Jahr nach Deutschland geflohen sind und
eine, allerdings deutlich geringere Zahl in den ersten Monaten des laufenden Jahres nach Deutschland
eingereist ist. Zudem ist eine unbekannte Zahl an Personen wieder in unterschiedliche Lander weiter-
bzw. ausgereist. Laut Bildungsbericht 2016 geht das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge davon
aus, dass noch rund 300.000 Antrage von im vergangenen Jahr eingereisten Personen nicht gestellt
wurden. Dies wiirde auf eine GréBenordnung von insgesamt knapp 1,0 Mio. Antragen hinauslaufen.
Dennoch geht der Bildungsbericht in seinen Berechnungen von insgesamt 1,09 Mio. Fliichtlingen aus.

Dartiber hinaus schliisselt der Bildungsbericht die vorliegenden Zahlen bis zu einem Alter von 25
Jahren altersgenau aus. Fasst man diese zur hier interessierenden Altersgruppe zusammen, waren
knapp 103.000 Kinder im Alter von bis zu sechs Jahren zugewandert (siehe Tabelle 33), wobei darauf
hinzuweisen ist, dass die Zahl der unter Einjahrigen Gberdurchschnittlich hoch ist, weil darunter auch
die neugeborenen Kinder von Schutz- und Asylsuchenden erfasst sind, die sich bereits im Asylverfahren
befinden. 19 Auf Basis dieser Zahlen geht der Bildungsbericht 2016 fiir die Zugewanderten (ausschlieB-
lich) des Jahres 2015 von 59.834 Kindern im Alter von unter 6,5 Jahren aus, darunter 33.324 unter Drei-
und 26.510 Drei- bis Sechseinhalbjahrige.160 Wiirde man das gleiche Berechnungsverfahren auf die
zwischen Januar und April 2016 registrierten Erstasylantrage anwenden, dann wiirde sich die Zahl um

37.122 erhéhen. Es ware dann von einer Gesamtzahl von 96.955 Kindern auszugehen.

Zur Ermittlung der Gesamtzahl an Kindern mit Fluchthintergrund (einschlieBlich der Neugeborenen
von Asylantragsteller/innen bzw. geduldeten Personen) im entsprechenden Alter sind auch diejenigen
zu berticksichtigen, die bis Ende April 2016 noch keinen Antrag gestellt haben, aber in 2015 zugereist
sind. Wie erwahnt belduft sich die Gesamtzahl der im Jahr 2015 nach Deutschland eingereisten Perso-
nen mit Fluchthintergrund auf knapp 1,1 Mio., von denen allerdings einige bereits wieder in ihr Hei-

matland zurlick- oder in andere Lander weitergereist sind.

159 Bildungsbericht werden sie aus diesem Grund nicht in der Tabelle ausgewiesen, die Tabelle 33 zugrunde lag, son-
dern in einer anderen Tabelle auf S. 199 des Bildungsberichts. Da sie aber fiir die Abschatzung der GréBenordnungen
von Relevanz sind, werden sie hier ausgewiesen.

160 pie Unterschiede in den Zahlenwerte gegeniiber denen etwas weiter oben in diesem Kapitel ergibt sich durch eine un-
terschiedliche Altersabgrenzung. Oben wurden die Drei- bis Sechsjahrigen und hier die Drei- bis Sechseinhalbjahrigen
betrachtet.
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Januar-April
2015 2016
unter 1 Jahr 16.981 9.723
1 Jahr 8.470 5.391
2 Jahre 7.873 5.061
3 Jahre 7.929 5.009
4 Jahre 7.674 4.874
5 Jahre 7.298 4.740
6 Jahre 7.217 4.647
Summe 63.442 39.445
Quelle: Konsortium Bildungsbericht 2016,
eigene Berechnungen

Tabelle 33: Altersstruktur der bis April 2016
registrierten Fliichtlinge 161

Auf Grundlage einer Gesamtzahl von 1,09 Mio. Personen ermittelt das Konsortium Bildungsbericht
eine Zahl von insg. 147.844 Kindern im Altern von bis zu 6,5 Jahren.

Auf dieser Basis wird unter der Annahme, dass sich Familien mit Fluchthintergrund im Nachfrage-
verhalten dhnlich verhalten wie Familien mit Migrationshintergrund ein, zusétzlicher Platzbedarf von
44.000 bis 58.000 und ein Personalbedarf von 7.100 bis 9.400 Fachkraften ermittelt. Die damit verbun-
denen Mehrkosten belaufen sich auf 320 bis 420 Mio. Euro im Jahr 2016. Erganzend wird darauf hin-
gewiesen, dass ,diese Bedarfe ... sich in den folgenden Jahren fortsetzen oder erhéhen [wiirden], je
nach Anzahl und Alter der ab 2016 zusatzlich nach Deutschland einreisenden Kinder aus schutz- und
asylsuchenden Familien” (Konsortium Bildungsbericht 2016, S. 200).

Nicht eingerechnet sind in diese Betrage die Kosten, die voraussichtlich erforderlich werden, um die
zusatzlichen Kapazitaten zu schaffen. Bei den unter Dreijahrigen besteht ohnehin ein Ausbaubedarf auf
41% und auch bei den Drei- bis Sechsjahrigen diirften zusatzliche Kapazitaten erforderlich sein. In die-
sem Fall sind daher zusatzlich Bau- und Ausstattungskosten zu beriicksichtigen, die je nach Umsetzung
zwischen 15.000 und 20.000 Euro je Platz kosten diirften. D.h. allein fiir die Schaffung der kurzfristig
zusatzlich erforderlichen knapp 55.000 Platzen waren kurzfristige Investitionskosten von 851 Mio. bis
1,1 Mrd. Euro und mittelfristig u.U. bis zu 3,6 bzw. 4,8 Mrd. Euro erforderlich. Unter Berlicksichtigung
der u.U. nicht unproblematischen Wahrnehmung in Teilen der Offentlichkeit, wéren unmittelbar zusétz-
liche AusbaumaBnahmen zu empfehlen.

161 Siehe FuBnote 159. Die Zahl der unter Einjahrigen fiir den Zeitraum Januar bis April 2016 wurde vom Verfasser der vor-
liegenden Studie auf Basis des Vorjahresanteils zugeschatzt.
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6.5.2.3  Berechnungen der Kosten fiir BriickenmaBnahmen

Neben der Frage, welche Kosten fiir die Integration der Kinder mit Fluchthintergrund in die Kinder-
tagesbetreuung erforderlich werden, sind auch Angebote fiir die Zeit zwischen der Ankunft am Wohnort

und der Einmiindung in die Kinderbetreuung (Briickenangebote) von Interesse.

Die Bundeslander haben in unterschiedlicher Form und Intensitat auf die neuen Entwicklungen und
damit verbundenen Herausforderungen reagiert. Neben Informationen fiir Fachkréfte in Kitas, Trager,
Familien mit Fluchterfahrung etc., teilweise in unterschiedlichen Sprachen aufbereitet und gezielt in
den Erst- und spateren Wohnunterkiinften verteilt, gibt es vielfaltige Veranstaltungen und vor allem
Bildungsangebote, die in der Regel von landeseigenen Fachinstituten offeriert werden. Die Fachveran-
staltungen und Fortbildungen behandeln z.B. die aktuelle Situation, die politischen Strategien und Kon-
zepte, bringen wissenschaftliche Impulse und beférdern den Austausch unter allen Akteuren etc. Die
Fortbildungen setzen sich vor allem mit interkultureller und -religiéser Beziehungsarbeit, dem Umgang
mit Traumata oder Rechtsfragen, Konzeptionen fiir Eltern-Kind-Gruppen etc., auseinander, qualifizieren
Integrationsfachkrafte oder —berater/innen etc. und werden von den Beteiligten bzw. Betroffenen ge-
nutzt.

Mit Blick auf eine bundesweite Umsetzung erscheinen Sprachforderprogramme und offene Spiel-
gruppen bzw. mobile, (halb)offene Betreuungsangebote (Hamburg; Briickenprojekte in Nordrhein-
Westfalen), die haufig schon kurz nach der Ankunft in den Unterkiinften genutzt werden konnen, um
den Zugang zur Sprache zu ebnen. Auch Eltern-Kind-Gruppen setzen in mehreren Landern auf diesen
niedrigschwelligen Zugang, Vertrauensbildung und somit friihzeitige Integration von Fliichtlingsfami-
lien bzw. -kindern.

Dariiber hinaus diirfte u.a. ein Bedarf an psychologischer Unterstiitzung zur Behandlung bei Post-
traumatischen Belastungsstorungen (PTBS) bei den Kindern sowie an Sprachforderung bestehen. Mit
Blick auf die Unterstiitzung bei PTBS erscheint ein ,Finanzierungsfonds” sinnvoll, aus dem die Kom-
munen die Behandlungen bezahlen kénnen. U.W. gibt es keine belastbaren Zahlen, wie grol3 der Bedarf
in dieser Hinsicht ist. Geht man von 100 Euro pro Sitzung aus, dann wiirde ein Budget von 10 Mio. Euro

flir 100.000 Behandlungen ausreichen. Als Startpunkt kénnte dieser Betrag ein Signal sein.

Mit Blick auf niedrigschwellige Briickenangebote, Eltern-Kind-Gruppen und Sprachférderung héngt
eine Kostenkalkulation von den Annahmen ab. Ausgehend von knapp 148.000 Kinder im hier interes-
sierenden Alter, waren bei einem Betrag von 1.000 Euro pro Kind (und Jahr) ein Budget von 148 Mio.
Euro erforderlich. Zum Vergleich, die durchschnittlichen Kosten eines Vollzeit betreuten Kindes liegen
derzeit — (iber alle Altersgruppen hinweg — bei 7.045 Euro. Vor diesem Hintergrund kénnte der o.g.
Betrag als sehr gering angesehen werden. Legt man daher einen Betrag von knapp 50% der durch-
schnittlichen Ausgaben, d.h. 3.500 Euro zugrunde, dann erhoht sich das Budget auf 518 Mio. Euro.
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6.5.3 Kosten Fort- und Weiterbildung sowie Supervision

Wie auch in den vorhergehenden Schritten erfolgen die Berechnungen auf der Basis eines Baukas-

tensystems, d.h. es werden die Kosten fiir die einzelnen Komponenten ermittelt und ggf. unter Zugrun-

delegung geeigneter Annahmen hochgerechnet. Grundlage der Berechnungen zu den Kosten fiir Fort-

und Weiterbildungen und Supervision kann entweder auf der Basis bereits bestehender und vergleich-

barer Angebote oder auf Basis vorliegender statistischer Informationen erfolgen.

Im Einzelnen richten sich die Kosten der Fort- und Weiterbildung danach, welche Zielsetzung und

welcher Umfang die MaBnahme hat und welcher Anbieter diese MaBnahme durchfiihrt.

Exemplarisch werden im Folgenden einige externe Bildungsangebote vorgestellt (vgl. IWWB, Stand:

6.6.2016); die Kostenangaben erfolgen brutto. Die Kosten fiir interne BildungsmaBnahmen diirften bei

einer entsprechenden Skalierung und z.B. bei der Nutzung eigener Mitarbeiter/innen als Dozent/inn/en

darunter liegen. Die Qualifizierungen sind in der Regel férderfahig.

Eine Vollzeit-Ausbildung zum/zur Erzieher/in, die mit einer staatlichen Priifung abgeschlossen wird,
schwankt je nach Anbieter etwa zwischen zwei und drei Jahren; darin sind zwischen 20 und 40
Praxiswochen enthalten. Mal wird ein Realschulabschluss und Erfahrung als sozialpadagogischer
Assistent/in vorausgesetzt, mal eine Hochschulzugangsberechtigung und sozialpadagogische Be-
rufserfahrung oder ein Realschulabschluss plus Ausbildung nach BBiG oder HO bzw. plus sieben
Jahre Berufserfahrung. Kostenangaben erfolgen nur bei konkreter Anfrage.

Die Weiterbildung zum/r Fachwirt/in im Erziehungswesen ist fiir Erzieher/innen mit zwei Jahren Be-
rufserfahrung oder Kinderpfleger/innen mit drei Jahren Berufserfahrung zugénglich. Sie lauft tber
15 Monate und kostet 2.125 Euro.

Eine Zusatzqualifikation als Leiter/in einer Kindertageseinrichtung kann z.B. berufsbegleitend (sams-
tags) von staatlich anerkannten Erzieher/innen, Diplom-Sozialpadagog/inn/en, Diplom-Sozialarbei-
ter/inn/en etc. angestrebt werden. Der Unterricht umfasst dann etwa 240 Einheiten, die durch zehn
Supervisionssitzungen erganzt werden. Kostenangaben erfolgen nur bei konkreter Anfrage.

Eine Weiterbildung zur zertifizierten Integrationsfachkraft fiir Leitungs- und padagogische Fach-
krafte von Kitas umfasst zehn Schulungstage und kostet insgesamt 980 Euro.

Vier Module a zwei Tage , Training und Beratung” fiir Leitungskréfte kosten insgesamt 650 Euro,

eine ahnlich strukturierte Mentoren-Ausbildung 840 Euro.

Eine eintagige Fortbildung zum Aufbau interkultureller Bildungspartnerschaften, die sich an Erzie-

her/innen wendet, wird mit 95 Euro angesetzt.
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— Fiir eine langerfristige Weiterbildung zum Thema ,Fliichtlingskinder in der Kita”, die drei Module
mit insgesamt 48 Unterrichtseinheiten umfasst, werden 450 Euro gefordert; Zielgruppe sind pada-

gogische Fach- und Erganzungskrafte mit mindestens zwei Jahren Berufserfahrung.

— Ein zweitdgiges Angebot zur Weiterbildung im Bereich Sprachforderung fiir Unter-3-Jahrige, das

sich an Erzieher/innen richtet, kostet 415 Euro.

— Fachkrafte in Kitas, die sich zu Sicherheitsfragen fortbilden mdchten, zahlen fiir einen Tag Weiter-
bildung 350 Euro. Andere, die sich fiir eine bessere Beziehungsarbeit interessieren, miissen fiir zwei

Tage 170 Euro aufbringen.

Diese exemplarische und stichprobenartige Recherche zeigt eine Bandbreite von knapp 100 Euro fiir
eine eintagige Fortbildung zum Aufbau interkultureller Bildungspartnerschaften und gut 2.000 Euro fiir
die Qualifizierung zum/zur Erzieher/in bzw. die Weiterbildung zum/zur Fachwirtin im Erziehungswesen.
Zwischen diesen beiden Betrdgen liegen etwa die Kosten von insgesamt 980 Euro fiir eine Weiterbil-

dung zur zertifizierten Integrationsfachkraft fir Leitungs- und padagogische Fachkréfte von Kitas. 162

Stellt man dieser Angebotsperspektive fiir Fort- und Weiterbildung die Nachfrageseite gegeniiber,
so zeigt sich, dass Fortbildung zwar iiberall durchgefiihrt wird, aber ihre Fundierung und Etablierung
durch den Trager und die verfiigbaren Ressourcen bestimmt werden. Je nach interner oder externer
Durchfiihrung, GroBe der Einrichtung und Zahl der Mitarbeiter/innen sowie die Art der MaBnahme

schwanken die Kosten.

Laut einer Analyse der Bertelsmann-Stiftung (0.J.a) werden in den untersuchten Potsdamer Kinder-
tageseinrichtungen fiir Fort- und Weiterbildung sowie Supervision durchschnittlich 117 Euro pro Erzie-
her/in und Jahr ausgegeben. Ein ,auch unter Berlicksichtigung kostengunstiger Fort- und Weiterbil-
dungsangebote in Brandenburg niedriger Betrag”, der weniger als einem Prozent der durchschnittli-
chen Gesamtkosten einer Kindertageseinrichtung entspricht. In zwei anderen Regionen, Brandenburg
an der Havel und Markisch-Oderland sind es durchschnittlich 837 und 143 Euro, wobei die Spannen in
einzelnen Einrichtungen zwischen 0 und 7.420 Euro liegen (Bertelsmann-Stiftung o.J.b). Ein groBer bun-
desweiter Anbieter nennt fiir 2015 z.B. Weiterbildungskosten in Hohe von 240 Euro pro Mitarbeiter/in
bzw. knapp 51 Euro je betreutem Kind, einschlieBlich Reisekosten.

Ein schon deutlich kleinerer Betreuungsanbieter nennt 125 Euro an jahrlichen Ausgaben (Mittel-
wert) pro Mitarbeiter/in — 105 Euro davon tragt die Kommune. Die verbleibenden Kosten fiir , extra”
wahrgenommene BildungsmaBnahmen liegen im Durchschnitt bei 20 bis 40 Euro je Mitarbeiter/in und

werden vom Trager (ibernommen. Hinzu kommen die Kosten fiir Ausfallzeiten, die fiir Weiterbildung

162 Eine ausfiihrlichere, wenn auch weiterhin selektive Auflistung wird im Anhang bereitgestellt.
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und Fachtage uberschlagig mit durchschnittlich rund 60 Euro je Person angesetzt werden. Zudem gibt

es hier einen bis zwei Fachtage pro Jahr, die mit eigenen Mitteln finanziert werden.

Eine gesonderte Auswertung der Mikrodaten des Adult Education Survey, einer bundes- bzw. euro-
paweiten Befragung zur Weiterbildung, zeigt fiir vergleichbare Berufsgruppen durchschnittliche — privat
getragene — Weiterbildungskosten von 500 bis 1.000 Euro, wobei einerseits die Spannbreite der Anga-
ben insgesamt wie auch der Durchschnittswerte relativ groB und die Zahl der Antwortenden sehr klein

ist.

6.5.4 Kosten fiir EinzelmaBnahmen, Teambildung, Inhouseangebote

Die Kosten von tragerspezifischen EinzelmaBnahmen hangen stark von der konkreten MaBnahme
und deren Umfang ab. So gibt ein Trager an, die Kosten fiir eine 160-Stunden-Fortbildung fir bis zu 15
Teilnehmende lagen bei ihm — ohne Teilnehmerkosten — bei 16.000 Euro; fiir die Teilnehmerkosten

waren 20 bis 25 Euro pro Stunde anzusetzen.

Ubergreifend ergeben sich die Kosten aus den Honoraren fiir die (externen) Dozent/innen bzw. Trai-
ner/innen, die zwischen 700 und 1.000 Euro pro Tag lagen. Fiir die Organisation und Raummiete wer-
den 600 Euro einkalkuliert, wobei diese davon abhangig sind, ob externe Raume angemietet werden

mussen oder interne Verrechnungspreise zugrunde zu legen sind.

6.5.4.1 Kosten fiir die Weiterbildung zu fachlich qualifizierten Erzieher/innen

Auch die Kosten fiir die Aus- oder Weiterbildung zu fachlich qualifizierten Erzieher/innen unterliegen
ausweislich unserer Recherchen einer groBeren Bandbreite, wobei ein Teil der Anbieter angibt, dass
konkrete Betrage nur auf spezifische Anfrage genannt werden. Im Grundsatz scheint es zwei Modelle
zu geben: entweder werden die Kosten einer Ausbildung zum/zur staatlich gepriiften Erzieher/in an
einer Fach- oder Berufsfachschule als monatliche Betrage genannt. Eine Schule in Berlin nennt einen
Betrag von 115 Euro pro Monat als Schulgeld, andere Trager nennen Gesamtkosten von 2.000 bis 2.500

Euro.

Neben dem , Schulgeld” sind auch die Lebenshaltungskosten zu finanzieren, die je nach individuel-
ler Situation variieren kdnnen. Fiir eine alleinstehende Person, die in einer eigenen Wohnung lebt, sind
Betrdge von 600 bis 800 Euro anzusetzen, fiir verheiratete oder in Partnerschaft lebende Personen ist
von etwas geringeren Kosten auszugehen. Je nach personlicher Situation und i.d.R. Elterneinkommen
kommt eine Férderung nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz (BAfoG) oder aber bei Aufstiegs-
fortbildungen, z.B. zur Fachwirtin, nach dem Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetz (AFBG) in Betracht.
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6.5.4.2 Kosten fiir die Fortbildung etc. von Leistungskraften

Fir Leitungskrafte kommen entweder spezifische Fortbildungen zu bestimmten ,, Management-The-
men” oder Aufstiegsfortbildungen in Betracht, wie etwa die bereits erwahnte Fortbildung zur Fachwir-
tin. Die Kosten bewegen sich auch hier im oben naher beschriebenen Rahmen und sind abhangig von

Thema, Umfang und Anbieter.

6.5.4.3 Pflichtfortbildung von Tagespflegepersonen

Ahnlich wie bei Erzieher/innen und anderen Fachkraften in der Kindertagesbetreuung gibt es ein
vielféltiges Fortbildungsangebot auch fiir Tagespflegepersonen, deren Kosten von Art und Umfang der
MaBnahmen sowie dem Anbieter abhédngen. Etliche Lander haben hierzu eigene Einrichtung etabliert
bzw. die bereits bestehenden mit der Wahrnehmung beauftragt. Unterschiedlich ist zudem der Umfang

an Pflichtfortbildungen. So sind es in Baden-Wirttemberg z.B. 15 Stunden pro Jahr

Die Fortbildung von Tagespflegepersonen umfasst einerseits die Grundqualifizierung, die 160 Stun-
den dauert und vom Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend geférdert wird. Die
Aufbauqualifizierung von 140 Stunden ist zum Teil ebenfalls vom BMFSFJ gefordert und in diesen Féllen
kostenfrei. In anderen Fallen kann die Grundqualifizierung auch durch einen Bildungsgutschein von der

Bundesagentur fiir Arbeit finanziert werden.

Andere Fortbildungen kosten z.B. in Berlin, wo sie vom Fortbildungszentrum organisiert werden,
i.d.R. 40 Euro bei achtstiindigen Angeboten. In Hessen kosten dreitagige MaBBnahmen z.B. 660 Euro, in
Bayern eine zehntdgige Zusatzqualifizierung in , Kleinstkindpadagogik“ 960 Euro fiir externe Personen.

Diese Beispiele zeigen die Bandbreite des Kostenspektrums, dass sich nicht grundlegend von denen
der anderen Gruppen unterscheiden. Entscheidend ist vielmehr der Umfang an Pflichtfortbildungen und
die Art des Anbieters. Es wird weiter unten daher vorgeschlagen, die Tagespflegepersonen genauso zu
behandeln, wie andere Fachkrafte in der friihkindlichen Bildung auch.

6.5.4.4 Kosten fiir den Ausbau der Supervision

Unter Supervision versteht man ein ,wissenschaftlich fundiertes, praxisorientiertes und ethisch ge-
bundenes Konzept fiir personen- und organisationsbezogene Beratung in der Arbeitswelt.” Als Bera-
tungsform in , Situationen hoher Komplexitat, Differenziertheit und dynamischer Veranderungen” ste-
hen ,Fragen, Problemfelder, Konflikte und Fallbeispiele aus dem beruflichen Alltag” im Mittelpunkt.
.Dabei wird die berufliche Rolle und das konkrete Handeln vor dem Hintergrund der Aufgabenstellun-
gen und Strukturen der Organisation sowie der Gestaltung von Arbeitsbeziehungen mit Kund/innen

und Klient/innen” (Deutsche Gesellschaft fiir Supervision). Supervision fordert laut dieser Gesellschaft
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die berufliche Entwicklung und Lernen oder auch Entscheidungsfindung von Individuen, Personengrup-

pen, offenen (Projekten) und geschlossenen (Organisationen) Strukturen.

Es gibt fiir einige Berufsgruppen im psychologischen, padagogischen, sozialen etc. Bereich eine Ver-
pflichtung zur Supervision, doch keine festen Zeitkontingente. Wie die Deutsche Gesellschaft fiir Super-
vision e.V. erlautert, sind etwa Mitarbeiter/innen in stationdren Arbeitsfeldern wie Landeskliniken, Fo-
rensik, Jugendamter mit ihren Beratungsstellen und der sozialpddagogischen Arbeit zur Familienhilfe
etc. standardmaBig beglinstigt von Supervision. So ist z.B. im § 72 (3) SGB VIII geregelt, dass die 6f-
fentlichen Trager verpflichtet sind, Supervision / Praxisberatung fir Mitarbeiter/innen der Jugendamter
sicherzustellen. Ziel ist in der Regel die Verbesserung von Kommunikation und Kooperation innerhalb
des Jugendamtes allgemein und insbesondere die Verbesserung der Zusammenarbeit von Sozialdienst
und Verwaltung oder die Bewaltigung von Fallen der Berufspraxis. Die Verpflichtung zur Teilnahme an

Supervision findet sich in Berufsordnungen und ist im Arbeitsvertrag zu regeln.

Die Zeitkontingente standardisierter Angebote liegen zwischen zehn bis zw6lf bzw. vier bis sechs
Sitzungen pro Jahr, wobei eine Supervisionssitzung fiir Gruppen oder Teams meist zwischen 90 und
120 Minuten, fiir Individuen zwischen 60 und 90 Minuten dauert. Das gangige Format ist Team-Super-
vision; je nach Bedarf, Arbeitssituation und Status kann auch Einzel-Supervision bzw. Einzel-Coaching
ermdglicht werden. Neben standardisierten Angeboten gibt es auch temporare Ansatze. Dann umfasst

ein Supervisionsprozess meist zwischen fiinf und zehn Sitzungen.

Schaut man auf Kostenangaben, dann beziehen sich die Angaben i.d.R. auf eine Sitzung von 60
Minuten, wobei zwischen Vorgesprach, Einzelsupervision / Coaching, Gruppen- / Team-Supervision
(nach verschiedenen GruppengriiBen) oder auch Tagesangeboten unterschieden wird. Die Preise
schwanken zwischen 60 und 160 Euro je Sitzung und liegen haufig bei 80 bis 100 Euro (ohne Reisekos-

ten oder Dokumentation).

6.5.4.5 Zusammenfassung und Umsetzungsvorschlag

Mit Blick auf die Heterogenitat der Fort- und Weiterbildungsangebote, einschlieBlich der Supervi-
sion, sowie insbesondere auch der Bedarfe der unterschiedlichen Gruppen von Beschéftigten erscheint
es sinnvoll, sich an einem Durchschnittsbetrag je Mitarbeiter/in zu orientieren und den Rahmen der

konkreten Nutzung den Tragern bzw. Einrichtungen zu tberlassen.

Ausgehend von den genannten Durchschnittswerten, die sich in der Wirtschaft in unterschiedlichen
Bereichen ermitteln lassen, belaufen sich die Betrage fiir die direkten Kosten auf 600 bis 800 Euro je
teilnehmende/n Mitarbeiter/in, wobei in der Regel etwa die Halfte der Beschaftigten daran partizipiert.
Mit Blick auf die konkrete Umsetzung in der friihkindlichen Bildung ist aber zu beriicksichtigen, dass

die Kosten der MaBnahmen vielfach deutlich geringer sind, da es sich um staatlich grundfinanzierte
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Angebote handelt, bei denen nur die zusatzlichen Kosten finanziert werden miissen. Unter Beriicksich-
tigung dieser Besonderheit konnte ein konkreter Vorschlag lauten, dass 300 Euro pro Beschaftigte/n
angesetzt werden. Bei 481.559 Beschaftigten fiir den Bereich der Null- bis Sechsjahrigen errechnet sich

ein Betrag von (leicht aufgerundet) 144,5 Mio. Euro.

Mit Blick auf die Tagespflegepersonen kénnte ein vergleichbarer Ansatz gewahlt werden. Ausge-

hend von 31.034 Tagespflegepersonen (Stand: Mérz 2015) ergabe sich ein Betrag von 9,3 Mio. Euro.

6.5.5 Kosten fiir die Steigerung der Attraktivitat des Berufsfeldes

Eine Steigerung der Attraktivitat des Berufsfeldes kann grundlegend (iber mehrere Wege erfolgen.
Zu nennen ist hier zunachst einmal die Lohn- bzw. Gehaltsstruktur, die der , klassische Weg” zur Erhé-
hung der Attraktivitat eines Berufsfeldes ist. Dariiber hinaus kann dieses Ziel auch durch eine Verbes-
serung der Rahmenbedingungen der Ausbildung, also z.B. {iber die Einfiihrung einer Ausbildungsver-
giitung und/oder die Schulgeldbefreiung erfolgen. Im Folgenden wird — auftragsgemaB — davon ausge-
gangen, dass die Attraktivitatssteigerung Uber Veranderungen im Bereich der Erzieherausbildung und

weniger Uber héhere Gehélter erfolgen soll.

Die Ausbildung zum/zur Erzieher/in kann mit einigen Kosten verbunden sein, manche (Berufs-) Fach-
schulen verlangen 115 Euro pro Monat, bei einer dreijahrigen Aushildung kommen so 4.140 Euro zu-
sammen, andere verlangen zwischen 2.000 und 2.500 Euro fir die gesamte Ausbildung. Neben dem
«Schulgeld” sind auch die Lebenshaltungskosten zu finanzieren, die je nach individueller Situation va-
riieren konnen. Fir eine alleinstehende Person, die in einer eigenen Wohnung lebt, sind Betrage von
600 bis 800 Euro anzusetzen, fiir verheiratete oder in Partnerschaft lebende Personen ist von etwas
geringeren Kosten auszugehen. Je nach personlicher Situation und i.d.R. Elterneinkommen kommt eine
Forderung nach dem Bundesausbildungsforderungsgesetz (BAf6G) in Betracht.

Allerdings haben beide Regelungen Einschrankungen: beim BAf6G ist die Forderung i.d.R. vom El-
terneinkommen und u.U. auch davon abhangig, dass von der Wohnung der Eltern aus keine entspre-
chende Aushildungsstatte erreicht werden kann. Konkret differenzieren die Regelungen in § 2 BAf6G
zwischen Berufsfachschulen, einschlieBlich aller Klassen der beruflichen Grundbildung ab Klasse 10 (§
2 Abs. 1 Nr. 1 BAf6G) und Berufsfachschulen, die in einem zumindest zweijahrigen Bildungsgang einen
berufsqualifizierenden Abschluss vermitteln (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 BAf6G). Nach § 2 Abs. 1a BAf6G wird im
erstgenannten Fall nur gefordert, wer von der Wohnung der Eltern aus eine entsprechende Ausbil-
dungsstatte nicht erreicht werden kann; allerdings greift dieser Fall hier vermutlich eher nicht. Insofern
kann die Erzieherausbildung in aller Regel nach dem BAfoG gefordert werden; vorausgesetzt, das Ein-

kommen der Eltern ist nicht so hoch, dass die Forderung aus diesem Grund nicht gewahrt werden kann.
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Die Forderung nach dem BAf6G umfasst allerdings nur die Kosten des Lebensunterhalts, sodass in
jedem Fall die Ausbildungskosten bzw. das Schulgeld aus dem eigenen Einkommen finanziert werden
muss. Eine zielgerichtete Unterstiitzung konnte also darauf abzielen, die angehenden Erzieher/innen
bei der Finanzierung des Schulgeldes zu unterstiitzen. Dies kann entweder generell und unabhangig
vom Elterneinkommen oder — analog zum BAf6G — nur dann erfolgen, wenn das Einkommen der Eltern
nicht ausreicht, um den um die Ausbildungskosten erhdhten Bedarf daraus zu finanzieren. So konnte

z.B. in § 12 BAf6G ausgenommen werden, dass sich der Bedarf um den Betrag des Schulgeldes erhoht.

Die Hohe der damit verbundenen Kosten hangt davon ab, in welchem Umfang diese Kosten erstattet
bzw. (ko-) finanziert werden sollen und von welchen GréBenordnungen man hinsichtlich der Zahl der
profitierenden Berufsfachschiiler/innen ausgeht. Idealiter wiirden nur diejenigen unterstiitzt, die auf-
grund des Schulgelds ansonsten auf die Aufnahme einer Erzieherausbildung verzichten wiirden. Dies
dirfte aber kaum hinreichend genau abgrenzbar sein. Des Weiteren stellt sich die Frage, wie die spezi-
fische Abgrenzung vorgenommen wird. Folgt man den in der Kindertagesbetreuung eingesetzten Per-
sonalkategorien bzw. Berufshezeichnungen, dann diirften neben den Erzieher/innen auch Heilerzie-
hungspfleger/innen u.a. in die Foérderung aufgenommen werden. Ein Ausschluss einzelner dieser Be-
rufsgruppen wiirde auch Einfluss auf die Zahl der Ausbildungsinteressierten haben bzw. Lenkungswir-
kungen entfalten.

Im Schuljahr 2014/15 haben bis zu 52.000 junge Menschen eine Ausbildung im Erziehungsbereich
i.w.S. aufgenommen. Wiirden alle prinzipiell eine entsprechende Unterstiitzung erhalten konnen,
wiirde sich der Betrag auf bis zu 104 Mio. Euro belaufen. Allerdings waren mit diesem Betrag vor allem
Mitnahmeeffekte verbunden. Wollte man bestimmte Zielgruppen, z.B. junge Manner oder Personen mit
Migrationshintergrund gezielt ansprechen, wiirde sich die Zahl der Anspruchsberechtigten deutlich ver-
ringern. Die GroBenordnung lage dann, je nach Berufsgruppe bei ca. 20% (z.B. Erzieher/in), aber ver-

einzelt auch bis zu 30% und dariiber hinaus.163

Eine andere Alternative kdnnte darin bestehen, dass Personen, die anschlieBend tatséchlich eine
Stelle in der Kinderbetreuung aufnehmen, die ganzen oder einen Teil der Ausbildungskosten zu erstat-
ten. Um kurzfristige Effekte zu vermeiden, miisste diese ,Pramie” entweder erst nach einer bestimmten
Anzahl von Jahren oder anteilig in mehreren Raten ausgezahlt werden. Hinsichtlich der GréBenordnun-
gen ergeben sich im Vergleich zu den vorgenannten Zahlen begrenzte Veranderungen, sofern keine
grundlegend anderen Annahmen getroffen werden.

Mit Blick auf die intendierte Steigerung der Zahl an jungen Menschen, die eine entsprechende Aus-

bildung aufnehmen, stellt sich aber auch die Frage, ob ausreichend Kapazitaten an den entsprechenden

163 Zum Anteil der Personen mit Migrationshintergrund liegen uns keine Informationen vor.
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(Berufs-) Fachschulen vorhanden sind und in welchem Umfang bzw. in welchem Tempo sie ausgebaut

werden konnen.

Ein weitergehender Ansatz wird seit wenigen Jahren mit dem Programm , Praxisintegrierte Ausbil-
dung” (PIA) in Baden-Wiirttemberg versucht. Die quasi duale Ausbildung startete im Schuljahr
2012/2013 an 13 6ffentlichen und 13 privaten Fachschulen fiir Sozialpadagogik mit 579 Schiiler/innen
in einem Ausbildungsverhaltnis, von denen 88 (15,2%) die Ausbildung vorzeitig abbrachen. Im folgen-
den Schuljahr meldeten sich bereits 1.223 Schiiler/innen als Auszubildende an, im Schuljahr 2014/2015
1.312 Schiiler/innen in insgesamt 65 Klassen (Erster Jahrgang beendet praxisintegrierte Erzieherausbil-
dung erfolgreich, Pressemeldung des Landes Baden-Wiirttemberg vom 14.8.2015) und 2015/2016
1.298. 48 neue Lehrerstellen wurden zum Programmstart an den Fachschulen geschaffen, um die Aus-

bildung durchfiihren zu kénnen (Pressemeldung des Landes Baden-Wiirttemberg vom 28.06.2012).

2015 schlossen die ersten 491 padagogischen Fachkrafte diese Ausbildung ab, davon gut 13 Prozent
Manner (in der herkdmmlichen Erzieher-Ausbildung in Baden-Wiirttemberg liegt der Anteil 2014/2015
bei ca. 10 Prozent (MKJS, 2. Evaluationsbericht). Interessant ist die Diversitat der Auszubildenden (iber
alle Ausbildungsrunden: Die Altersspanne reicht von unter 18 Jahren bis (iber 50 Jahre; knapp die Halfte
der Auszubildenden hatte das Abitur oder eine Fachhochschulreife oder eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung, darunter Bankkaufleute, Biologielaborant/innen oder Florist/innen (ebd.).

Das Ziel von Kultusministerium, Kommunalen Landesverbanden, den Tragerverbanden der Kinder-
tageseinrichtungen und dem KVJS-Landesjugendamt war und ist es, zusatzliche Ausbildungsplatze zu
schaffen und neue Zielgruppen fiir die Erzieher-Ausbildung zu gewinnen. In diesem Modell schlieBen
Trager und Fachschulen Kooperationsvereinbarungen; sie wahlen teilweise gemeinsam die geeigneten
Bewerber/innen aus, die einen Ausbildungsvertrag mit einer Kindertageseinrichtung mitbringen miis-

sen.

Die Auszubildenden sind (iber drei Jahre hinweg im Schnitt je drei Tage an der Fachschule und zwei
Tage in der Einrichtung und absolvieren weiterhin den Abschluss zum/r staatlich anerkannten Erzie-
her/in. Die schulischen Inhalte blieben unverandert. Bewerben kénnen sich Personen mit einem mittle-
ren Bildungsabschluss nach einem Besuch des einjahrigen Berufskollegs fiir Praktikant/innen oder auch

Abiturient/innen nach einem sechswéchigen Kita-Praktikum.

Beim ersten Durchgang erhielten die Auszubildenden bis zu 793 (durchschnittlich 753) Euro im ers-
ten Ausbildungsjahr, im zweiten rund 843 (827) Euro und im dritten Jahr rund 889 (900) Euro.164 Im

164 Quellen: Neues Erfolgsmodell bei der Erzieherausbildung, Pressemeldung des Landes Baden-Wiirttemberg vom
5.12.2014; die Zahlenwerte sind entnommen aus: Ministerium fiir Kultur, Jugend und Sport Baden-Wirttemberg, 2. Eva-
luationsbericht der praxisintegrierten Erzieherinnen- und Erzieherausbildung mit Ausbildungsbeginn 2012/2013 und Ab-
schluss Sommer 2015, Abschlussbericht (Stand 18.1.2016).
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Folgejahr gab es im ersten Ausbildungsjahr durchschnittlich 790 Euro, im zweiten rund 861 Euro und
im dritten rund 917 Euro. Die Teilnehmenden, die 2014/2015 begannen, erhielten durchschnittlich 825
Euro im ersten, 886 Euro im zweiten und 934 Euro im dritten Ausbildungsjahr. Die Finanzierung erfolgt

uber den Trager.

Ubertragt man diesen Ansatz auf ein bundesweites Konzept, dass z.B. tiber ein Férderprogramm
unterstiitzt wirde, dann ist zu berticksichtigen, dass neben den genannten Ausbildungsvergiitungen
auch Lohnnebenkosten i.H.v. gut 20% als Arbeitgeberbeitrag zur Sozialversicherung fallig werden und
— strenggenommen — auch die ausbildungsbezogenen Anteile bei anderen Fachkraften zu beriicksich-
tigen waren. Geht man davon aus, dass — ahnlich wie in Baden-Wiirttemberg — die Auszubildenden in
begrenztem Umfang auf den Personalschliissel angerechnet werden kénnen, dann stellt sich das Bild
etwas anders dar. Konkret kénnen die Auszubildenden als 0,4 Fachkraftstellen angerechnet werden,
was einer zweitagigen Anwesenheitszeit in der Einrichtung entspricht. Da die Trager dafiir aber dann
auch entsprechende Finanzierungsmittel tGiber das Land bzw. die Kommunen erhalten, kdnnen die dar-

aus resultierenden Einnahmen gegengerechnet werden.

Dieser Ansatz kénnte eine geeignete Strategie zur Verkniipfung von Qualifizierung und Verbesse-
rung des Personalschlissels sein. D.h. wenn die Lander die Auszubildenden wahrend ihrer Anwesen-
heitszeit in der Einrichtung als Fachkraft anerkennen wiirden und die entsprechenden Mittel z.B. {iber
eine dauerhafte Bundesbeteiligung zumindest anteilig ko-finanziert wiirde, konnte dies ein Einstieg in
die angestrebte Verbesserung der Personalschliissel bzw. Fachkraft-Kind-Relationen sein. Der Ausbil-
dungsberuf wiirde dann sowohl fiir Trager und Einrichtungen als auch fiir junge Menschen attraktiver
werden, als er derzeit ist. Er wiirde zudem einen Beitrag zur Erh6hung der Zahl an neu abgeschlossenen
Ausbildungsvertragen im dualen System leisten. Unmittelbare Mehrkosten wiirden an dieser Stelle

nicht anfallen, da sie liber die Verbesserung des Personalschliissels finanziert wiirden.

Geht man alternativ davon aus, dass das Programm unabhangig davon umgesetzt wird, dann sind
pro Auszubildenden ausgehend von den fiir Baden-Wiirttemberg zuletzt genannten Betragen, iiber alle
drei Ausbildungsjahr im Durchschnitt 1.100 Euro pro Auszubildenden und Monat anzusetzen (ein-
schlieBlich Lohnnebenkosten). Bei 5.000 (10.000) Auszubildenden bundesweit ergibt sich eine GroBen-
ordnung von 66 (132) Mio. Euro pro Jahr und Ausbildungsjahrgang.

6.5.6 Kosten fiir interne/externe Evaluation sowie die Einfiihrung von QE-Systemen

Interne und externe Evaluationen sind ebenso wie die Einflihrung von QE-Systemen bzw. Prozessen
wesentliche Komponenten zur Verbesserung der Bildungs- und Betreuungsqualitat in Kindertagesein-

richtungen.
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Nach Analysen der Bertelsmann-Stiftung (0.J.a) belaufen sich die Kosten fiir Qualitatsentwicklung,
Evaluation und Fachberatung in Kindertageseinrichtungen in Potsdam auf durchschnittlich 4.053 Euro
im Jahr. Dies ist weniger als ein Prozent der durchschnittlichen Gesamtkosten dieser Kindertagesein-
richtung. In den beiden anderen untersuchten Regionen, Brandenburg an der Havel und Markisch-
Oderland, sind es durchschnittlich 134 Euro bzw. 83 Euro. In den einzelnen Einrichtungen schwanken

die Betrage zwischen 0 Euro und 900 Euro pro Jahr und Erzieher/in (Bertelsmann-Stiftung o.).b).

Ein anderer Ansatzpunkt geht von geltenden Regelung zur Evaluation aus. So werden in Berlin 10
Euro je Kind und Jahr gezahlt. Nach den Informationen, die wir im Rahmen der gefiihrten Interviews
erhalten haben, ist dieser Betrag ausreichend, wenn eine Gruppe von zehn Kindern alle 5 Jahre extern
evaluiert wird. Konkret scheint sich ein Marktpreis von 450 Euro etabliert zu haben. Je nachdem, welche
Kostensatze man ansetzt, heiBt dies, dass eine nach TVGD 13 bezahlte Person knapp zwei Tage auf die
Evaluation verwenden kann, wenn keine weiteren Kosten damit verbunden sind bzw. daraus finanziert

werden missen. Plausibler erscheint ein Aufwand von einem Tag.

Unterstellt man, dass eine bundesweite Umsetzung des Berliner Ansatzes fiir alle 3,476 Mio. Kinder
(Stand: Méarz 2015) in Kindertagesbetreuung vorgesehen werden soll, dann ergabe sich daraus ein Be-
trag von 34,76 Mio. Euro pro Jahr, der allerdings insbesondere entsprechend der wachsenden Zahl der
unter Dreijahrigen in Kindertagesbetreuung ansteigen wird. Des Weiteren ist zu berticksichtigen, dass
Gruppen mit weniger als zehn Kindern bei diesem Ansatz Schwierigkeiten haben dirften, den o.g.
«Marktpreis” von 450 Euro fiir eine externe Evaluation aus diesen Zuwendungen alleine zu finanzieren.

Dies gilt z.B. durchgangig fiir Tagespflegepersonen.

331



	Tabellenverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Kurzfassung
	1. Einleitung, Aufgabenstellung und Zielsetzung
	2. Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Ländern – eine strukturierte Übersicht
	2.1 Einleitung
	2.2 Die Finanzierungssysteme der 16 Länder im Portrait
	2.2.1 Baden-Württemberg
	2.2.2 Bayern
	2.2.3 Berlin
	2.2.4 Brandenburg
	2.2.5 Bremen
	2.2.6 Hamburg
	2.2.7 Hessen
	2.2.8 Mecklenburg-Vorpommern
	2.2.9 Niedersachsen
	2.2.10 Nordrhein-Westfalen
	2.2.11 Rheinland-Pfalz
	2.2.12 Saarland
	2.2.13 Sachsen
	2.2.14 Sachsen-Anhalt
	2.2.15 Schleswig-Holstein
	2.2.16 Thüringen

	2.3 Eine strukturierte Übersicht und Zusammenfassung der öffentlichen Finanzierung der Kindertagesbetreuungssysteme in den Ländern
	2.3.1 Öffentliche Finanzierung der Kindertagesbetreuung
	2.3.2 Finanzierung der Kindertagespflege
	2.3.3 Interkommunale Finanzierungsregelungen
	2.3.4 Weiterleitung der Bundesmittel
	2.3.5 Zusammenfassung

	2.4 Nicht-öffentliche Finanzierung
	2.4.1 Elternbeiträge
	2.4.1.1 Wer legt die Elternbeiträge fest?
	2.4.1.2 Wer ist der Empfänger der Elternbeiträge
	2.4.1.3 Höhe und Kriterien zur Festlegung der Elternbeiträge
	2.4.1.4 Abschaffung der Elternbeiträge (Einführung der Elternbeitragsfreiheit)
	2.4.1.5 Exkurs: Beiträge für das Mittagessen

	2.4.2 Eigenfinanzierung der Träger

	2.5 Zusammenfassung und erste Ableitungen

	3. Entwicklung der Ausgaben für frühkindliche Bildung und Erziehung in Deutschland
	3.1 Entwicklung der Ausgaben der Kindertagesbetreuung für die Kinder im Alter bis zum Schuleintritt zwischen 2000 und 2015
	3.2 Entwicklung der Kindertagesbetreuungsausgaben in den Ländern (inklusive Hort)
	3.2.1 Ausdifferenzierung der Kindertagesbetreuungsausgaben, inklusive Hort, 2000 bis 2015
	3.2.2 Vergleich der Kindertagesbetreuungsausgaben nach Ländern zwischen 2008 und 2015

	3.3 Analyse ausgewählter Indikatoren zur Finanzierung der Kindertagesbetreuung in den Ländern
	3.3.1 Kinderbetreuungsausgaben in Relation zum Bruttoinlandsprodukt
	3.3.2 Kosten je Kind im Alter von null bis sechs Jahren
	3.3.3 Kosten je Kind im Alter von null bis zehn Jahren
	3.3.4 Kosten je Kind
	3.3.5 Vollzeitäquivalente Kosten je Kind
	3.3.6 Ausgaben je Kind in Prozent des BIP je Einwohner/in
	3.3.7 Zusammenfassung

	3.4 Einflussfaktoren auf die Kosten je Kind (VZÄ) in den Ländern
	3.4.1 Betreuungsquoten
	3.4.2 Zeitliche Nutzungsstruktur
	3.4.3 Personalschlüssel
	3.4.4 Qualifikationsstruktur des Personals
	3.4.5 Altersstruktur des Personal
	3.4.6 Trägerstruktur
	3.4.7 Ausgaben je Erzieher/in

	3.5 Methodische Anmerkungen

	4. Volkswirtschaftliche Rendite qualitativ verbesserter Kindertagesbetreuung
	4.1 Einführung und Ausgangslage
	4.2 Grundlagen von Kosten- und Ertragsrechnungen in der frühkindlichen Bildung
	4.2.1 Kosten-Nutzen-Analysen zu frühkindlicher Bildung
	4.2.2 Kosten und Nutzen in der frühkindlichen Bildung
	4.2.2.1 Die Kosten frühkindlicher Bildung
	4.2.2.2 Der Nutzen frühkindlicher Bildung

	4.2.3 Fiskalische Effekte auf die öffentlichen Haushalte

	4.3 Empirische Evidenz möglicher Effekte guter Kindertagesbetreuung
	4.3.1 Einleitung
	4.3.2 Empirische Ergebnisse zu Partizipationseffekten der Kindertagesbetreuung
	4.3.3 Empirische Ergebnisse zur Mindestqualität der Kindertagesbetreuung
	4.3.4 Empirische Ergebnisse zu Effekten höherwertiger Kindertagesbetreuung
	4.3.5 Zusammenfassung

	4.4 Simulationsrechnungen zu den Erträgen guter Kindertagesbetreuung
	4.4.1 Einleitung
	4.4.2 Darstellung und Analyse der fiskalischen Effekte
	4.4.2.1 Einleitung und Annahmen
	4.4.2.2 Fiskalische Erträge und Ertragsraten von qualitätssteigernden Maßnahmen in der frühkindlichen Bildung
	4.4.2.3 Effekte eines quantitativen Ausbaus des U3-Bereichs auf 50 %
	4.4.2.4 Verteilung der Erträge auf Bund, Länder und Kommunen


	4.5 Zusammenfassung

	5. Finanzierung der Kindertagesbetreuung zwischen Bund und Ländern
	5.1 Einleitung
	5.2 Bisherige Umsetzung von Bundesfinanzierungen im Bildungs- und insbesondere frühkindlichen Bereich
	5.2.1 Einleitung und Hintergründe
	5.2.2 Die aktuelle Bundesfinanzierung im frühkindlichen Bereich
	5.2.2.1 Sondervermögen Kinderbetreuungsausbau
	5.2.2.2 Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Kinderbetreuung über einen höheren Länderanteil an der Umsatzsteuer
	5.2.2.3 Steuerliche Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten
	5.2.2.4 Projektförderungen

	5.2.3 Vor- und Nachteile der geltenden Regelungen

	5.3 Optionen zukünftiger Bundesfinanzierung im frühkindlichen Bereich
	5.3.1 Einleitung
	5.3.2 Institutionelle Bund-Länder-Regelungen zur Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung
	5.3.2.1 Veränderung des Umsatzsteueranteils der Länder
	5.3.2.1.1 Ansatz und Umsetzungsmöglichkeiten
	5.3.2.1.2 Vor- und Nachteile bzw. Stärken und Schwächen einer Erhöhung des Umsatzsteueranteils der Länder
	5.3.2.1.3 Die Kosten der Erhöhung des Umsatzsteueranteils der Länder
	5.3.2.1.4 Zusammenfassung und Einschätzung zur Modifikation der Umsatzsteuerverteilung

	5.3.2.2 Stiftung zur Sicherung der Qualität in der Kindertagesbetreuung
	5.3.2.2.1 Ansatz und Umsetzungsmöglichkeiten
	5.3.2.2.2 Exkurs: Diskussion möglicher Beteiligungsmaße einer Bundesfinanzierung
	5.3.2.2.2.1 Regelungen zur Mittelverteilung zwischen Bund und Ländern in anderen Politikfeldern
	5.3.2.2.2.2 Kinderbetreuungsspezifische Verteilungsmaße
	5.3.2.2.2.3 Pauschalbetrag je Kind (z.B. unter 6 Jahren)
	5.3.2.2.2.4 Prozentualer Bundesanteil an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung
	5.3.2.2.2.5 Zusammenfassung zum Exkurs: Verteilungsschlüssel

	5.3.2.2.3 Vor- und Nachteile bzw. Stärken und Schwächen der Stiftung
	5.3.2.2.4 Kosten der Umsetzung einer Stiftung zur Verbesserung der Qualität der Kindertagesbetreuung
	5.3.2.2.5 Zusammenfassung und Einschätzung

	5.3.2.3 Fondslösung
	5.3.2.3.1 Ansatz und Umsetzungsmöglichkeiten
	5.3.2.3.2 Vor- und Nachteile bzw. Stärken und Schwächen des Kita-Fonds
	5.3.2.3.3 Kosten der Umsetzung eines Kita-Fonds
	5.3.2.3.4 Zusammenfassung und Einschätzung

	5.3.2.4 Finanzierungsplafond mit Leistungs-/Zielvereinbarungen
	5.3.2.4.1 Ansatz und Umsetzungsmöglichkeiten
	5.3.2.4.2 Vor- und Nachteile bzw. Stärken und Schwächen des Finanzierungsplafonds
	5.3.2.4.3 Kosten der Umsetzung eines Plafonds mit Zielvereinbarungen
	5.3.2.4.4 Zusammenfassung und Einschätzung

	5.3.2.5 Zusammenfassung

	5.3.3 Bundesbeteiligung über die Eltern bzw. Kinder
	5.3.3.1 Umsetzung als Geldleistungsgesetz
	5.3.3.1.1 Ansatz und Umsetzungsmöglichkeiten
	5.3.3.1.1.1 Der Kinderbetreuungs-Gutschein zur Finanzierung der Kostendifferenz höherwertiger Qualität der Kindertagesbetreuung
	5.3.3.1.1.2 Der Kita-Gutschein zur vollständigen Finanzierung höherwertiger Qualität der Kindertagesbetreuung

	5.3.3.1.2 Vor- und Nachteile bzw. Stärken und Schwächen des Geldleistungsgesetzes
	5.3.3.1.3 Kosten der Umsetzung
	5.3.3.1.4 Zusammenfassung und Einschätzung

	5.3.3.2 Familienkassen
	5.3.3.2.1 Ansatz und Umsetzungsmöglichkeiten
	5.3.3.2.2 Vor- und Nachteile bzw. Stärken und Schwächen der Familienkasse
	5.3.3.2.3 Kosten der Umsetzung
	5.3.3.2.4 Zusammenfassung und Einschätzung

	5.3.3.3 Absetzung der Kosten höherwertiger Kinderbetreuung als Sonderausgaben im EStG
	5.3.3.3.1 Ansatz und Umsetzungsmöglichkeiten
	5.3.3.3.2 Vor- und Nachteile bzw. Stärken und Schwächen der Absetzung von Kosten im EStG
	5.3.3.3.3 Kosten der Umsetzung
	5.3.3.3.4 Zusammenfassung und Einschätzung

	5.3.3.4 Übergreifende Einschätzung

	5.3.4 Ansätze zur Generierung zusätzlicher Finanzmittel
	5.3.4.1 Einführung eines „Bildungs-Soli“
	5.3.4.1.1 Ansatz und Umsetzungsmöglichkeiten
	5.3.4.1.2 Vor- und Nachteile bzw. Stärken und Schwächen eines Bildungs-Soli
	5.3.4.1.3 Kosten eines Bildungs-Soli
	5.3.4.1.4 Zusammenfassung und Einschätzung

	5.3.4.2 Education Investment Fund

	5.3.5 Übergreifende Analyse und Vergleich der diskutierten Optionen


	Literatur
	6. Anhang
	6.1 Ergänzende Informationen zur Finanzierung der Kinderbetreuung in Deutschland
	6.1.1 Finanzierung der Kindertagespflege
	6.1.2 Interkommunale Finanzierungsregelungen
	6.1.3 Weiterleitung der Bundesmittel
	6.1.4 Elternbeiträge für das Mittagessen

	6.2 Ergänzende Informationen zu den Ausgaben für die Kinderbetreuung
	6.2.1 Entwicklung der Ausgaben für die frühkindliche Bildung und Betreuung (inklusive Hort) seit dem Jahr 2000 auf Basis der Jahresrechnungsstatistik
	6.2.2 Entwicklung der Kindertagesbetreuungsausgaben differenziert für unter Drei- bzw. Drei- bis Sechsjährige
	6.2.3 Exkurs: Entwicklung der Kinderbetreuungsausgaben im Vergleich zu den Bildungsausgaben
	6.2.4 Kindertagesbetreuungsausgaben im Jahr 2008
	6.2.5 Indikatoren der Kinderbetreuung in Relation zur wirtschaftlichen Situation des Landes
	6.2.5.1 Kosten je Kind in Relation zum BIP je Einwohner/in
	6.2.5.2 Betreuungsquoten
	6.2.5.3 Personalschlüssel


	6.3 Ergänzende Ausarbeitungen zu den Kosten-Ertragsrechnungen
	6.3.1 Darstellung der Wirkungen einzelner Änderungen im Rahmen einer Ceteris-paribus-Analyse
	6.3.2 Vollständige Darstellung der Ertragsraten der durchgeführten Modellrechnungen

	6.4 Ergänzungen zur Frage der Bundesfinanzierung
	6.4.1 Verteilung der Mittel auf Basis der bis zu zehnjährigen Kinder

	6.5 Ergänzende Kostenberechnungen
	6.5.1 Ausbau von Familienzentren, Einrichtung von Elterncafes und Familienangeboten in Kindertageseinrichtungen
	6.5.2 Kosten für die Integration von Kindern mit Fluchthintergrund
	6.5.2.1 Einleitung und Ausgangslage
	6.5.2.2 Zahl der zugewanderten Kinder mit Fluchthintergrund, Platzbedarf und Kosten laut Bildungsbericht 2015
	6.5.2.3 Berechnungen der Kosten für Brückenmaßnahmen

	6.5.3 Kosten Fort- und Weiterbildung sowie Supervision
	6.5.4 Kosten für Einzelmaßnahmen, Teambildung, Inhouseangebote
	6.5.4.1 Kosten für die Weiterbildung zu fachlich qualifizierten Erzieher/innen
	6.5.4.2 Kosten für die Fortbildung etc. von Leistungskräften
	6.5.4.3 Pflichtfortbildung von Tagespflegepersonen
	6.5.4.4 Kosten für den Ausbau der Supervision
	6.5.4.5 Zusammenfassung und Umsetzungsvorschlag

	6.5.5 Kosten für die Steigerung der Attraktivität des Berufsfeldes
	6.5.6 Kosten für interne/externe Evaluation sowie die Einführung von QE-Systemen



